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            Zum Buch
            

         

         Not one inch eastwards – nicht einen Schritt weiter nach Osten. Mit diesen Worten
            schlug US-Außenminister James Baker Gorbatschow im Rahmen der Verhandlungen um die deutsche
            Wiedervereinigung einen hypothetischen Handel vor: Ihr gebt euren Teil Deutschlands
            frei, wir verrücken die Nato nicht nach Osten. Seitdem ranken sich um dieses Gespräch
            zahlreiche Legenden und Kontroversen. Gab es ein Versprechen des Westens, sich nicht
            auszudehnen? Und wie kam es zu der heute so umstrittenen Nato-Osterweiterung? Mary
            Elise Sarotte hat Unmengen von Archivmaterial durchforstet, um eine der großen politischen
            Streitfragen unserer Zeit zu klären. In ihrem grundlegenden Buch führt sie in das
            entscheidende Jahrzehnt zwischen dem Mauerfall und dem Aufstieg Putins. Dabei zeigt
            sie, warum es nicht zu einer neuen Sicherheitsarchitektur für Europa kam und wie damals
            die Saat gelegt wurde für die Spannungen, die unsere heutige Welt bestimmen.
         

      

   Dieses E-Book wurde mit der Transaktions-ID 4787793 bereitgestellt.

      
            Über die Autorin
            

         

         MARY ELISE SAROTTE hat den Kravis-Lehrstuhl für Geschichte an der Johns Hopkins University inne und
            gehört dem Center for European Studies in Harvard und dem Council on Foreign Relations
            an. Die amerikanische Originalausgabe von «Not One Inch» wurde in der Süddeutschen
            Zeitung von Jürgen Osterhammel als eines der besten Bücher des Jahres 2022 bezeichnet.
         

      

   Dieses E-Book wurde mit der Transaktions-ID 4787793 bereitgestellt.

      
         INHALT
         

         Vorwort zur deutschen Ausgabe: Genealogie der Gegenwart

         Einleitung: Einander ausschließende Optionen

         TEIL I: Ernte und Sturm – 1989–92

         1. Zwei Abende in Dresden

         Der Kampf um die Gründung der NATO

         Abschied vom Warschauer Pakt

         Ohne Atomwaffen keine NATO

         2. Zum Teufel damit

         Übersetzungsdifferenzen

         «Nicht einen Schritt weiter nach Osten»

         Grünes Licht

         Blitzdiplomatie

         Camp David

         3. Überschreitung der Grenzlinie

         «Ein gewaltiges Pokerspiel»

         Das Gipfeltreffen von Washington und das Helsinki-Prinzip

         «Sich quer auf die Gleise legen»

         Kampf im September

         4. Vergessen und Chance

         Hussein loswerden – und Gorbatschow?

         «Wer kontrolliert die Atomwaffen?»

         Jelzin schafft die Sowjetunion ab

         «Der Schmerz ist groß»

         TEIL II: Aufklaren – 1993–94

         5. Die Quadratur des Dreiecks

         Beratung für den Provinzler

         Die russischen und ukrainischen Ecken

         Die Visegrád-Ecke

         Blutvergießen in Moskau

         Partnerschaft für den Frieden

         6. Aufstieg und Fall

         Die Wichtigkeit, keine Linie zu ziehen

         Die Partnerschaft wird im Keim erstickt

         Neo-Eindämmung

         Wutausbrüche in Brüssel und Budapest

         TEIL III: Frost – 1995–99

         7. Eine schreckliche Verantwortung

         «Ich glaube, Russland kann gekauft werden»

         Kosten pro Quadratmeter

         Der Gipfel von Madrid 1997 und der Schritt nach Osten

         8. Die Umrisse der Zukunft

         «Wer wird unser Partner in Russland sein?»

         Amtsenthebungsverfahren

         Neue Mitglieder, neue Aufgaben

         Putins Beförderung

         Jelzins Rücktritt

         Schluss: Die neue Zeit

         Anhang

         Anmerkung zu Namen und Orten

         Abkürzungen

         Anmerkungen

         Vorwort zur deutschen Ausgabe: Genealogie der Gegenwart

         Einleitung: Einander ausschließende Optionen

         1. Zwei Abende in Dresden

         2. Zum Teufel damit

         3. Überschreitung der Grenzlinie

         4. Vergessen und Chance

         5. Die Quadratur des Dreiecks

         6. Aufstieg und Fall

         7. Eine schreckliche Verantwortung

         8. Die Umrisse der Zukunft

         Schluss: Die neue Zeit

         Quellen- und Literaturverzeichnis

         Interviews

         Primärquellen aus Archiven und persönlichen Sammlungen von Beteiligten

         Belgien

         Deutschland

         Estland

         Großbritannien

         Polen

         Russland

         USA

         Primärquellen, die bei wissenschaftlichen Tagungen zugänglich gemacht wurden

         Primärquellen, Ausgewählte veröffentlichte Sammlungen

         Ausgewählte Darstellungen von Beteiligten einschließlich veröffentlichter Interviews

         Ausgewählte Sekundärliteratur

         Register

         Karten

      

   Dieses E-Book wurde mit der Transaktions-ID 4787793 bereitgestellt.

      
         

         In Erinnerung an 
Dagmar und Ernst Richter

      

   Dieses E-Book wurde mit der Transaktions-ID 4787793 bereitgestellt.

      
         

         
            ἔννους τὰ καινὰ τοῖς πάλαι τεκμαίρεται 

«ein besonnener Mann prüft das Neue mit Hilfe des Alten» 
Sophokles, König Ödipus, Zl. 916
            

         

      

   Dieses E-Book wurde mit der Transaktions-ID 4787793 bereitgestellt.

      
         Vorwort zur deutschen Ausgabe: Genealogie der Gegenwart
         

      

      Lange vor Beginn seiner Invasion der Ukraine 2022 war klar geworden, dass Russlands
         Präsident Wladimir Putin die Anwendung von physischer und virtueller Gewalt aus den
         geringsten Gründen genoss – auch zur «Feier» von Jubiläen und seines Geburtstags.
         Die Menschenrechtsaktivistin und Journalisten Anna Politkowskaja wurde auf dem Heimweg
         vom Einkaufen am 7. Oktober 2006 aus kurzer Entfernung niedergeschossen – an Putins
         Geburtstag. Die Verbreitung von gestohlenen Emails aus dem Präsidentschaftswahlkampf
         von Hillary Clinton fand am 7. Oktober 2016 statt – ebenfalls an Putins Geburtstag.
         Die Cyberattacken zur Unterstützung von Donald Trump im US-Wahlkampf geschahen 2016 –
         25 Jahre nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion.
      

      Es ist unklar, aber auch nebensächlich, ob Putin diese Handlungen selbst anordnete
         oder nur seinen Untergebenen zu erkennen gab, er wünsche zu wichtigen Terminen reale
         und virtuelle Angriffe als Ehrung. Und seine Beteiligung an der jüngsten dieser gewaltsamen
         «Feiern» war unbestreitbar. Kurz vor seinem 70. Geburtstag versuchte Putin sich 2022
         selbst mehr als 100.000 Quadratkilometer der Ukraine zu schenken. Bei einer Massenveranstaltung
         auf dem Roten Platz in Moskau verkündete er die Annexion ukrainischer Gebiete, die
         das russische Militär nicht einmal kontrollierte.
      

      Dieses Verhaltensmuster hat viele große und kleine Auswirkungen gehabt. Zu letzteren
         gehört mein Entschluss, die englische Version dieses Buches Ende 2021 zu veröffentlichen.
         Bis dahin hatte ich einen Großteil der vergangenen zwei Jahrzehnte damit verbracht,
         um die Freigabe von Dokumenten zur Geschichte der Beziehungen zwischen dem Westen
         und Russland zu kämpfen. Nach vielen Jahren frustrierender Ablehnungen trugen meine
         Anstrengungen, Zugang zu diesem Material zu bekommen, Früchte – vor allem 2018, als
         meine Berufung dazu führte, fast alle Protokolle der Treffen zwischen US-Präsident
         Bill Clinton und dem russischen Präsidenten Boris Jelzin freizugeben.
      

      Während der Stapel freigegebener Dokumente auf meinem Schreibtisch und meinem Computer
         wuchs, fragte ich mich, wann ich die Ergebnisse meiner Forschung veröffentlichen solle.
         Ich erkannte, dass Putin angesichts seiner Gewohnheit, wichtige Jahrestage durch Gewalt
         zu begehen, das Jahr 2021–22, 30 Jahre nach dem sowjetischen Zusammenbruch und seinen
         chaotischen Auswirkungen, wohl nicht unbeachtet vorübergehen lassen würde.
      

      Besonders verabscheute Putin die Trennung der Ukraine von der Sowjetunion nach einer
         Volksabstimmung am 1. Dezember 1991. Obwohl ich nicht ahnte, dass er so weit gehen
         würde, Kyiv in drei Tagen erobern zu wollen, war ich überzeugt, es werde irgendwelche
         von Moskau inspirierten gewaltsamen Aktionen um die Zeit dieser 30. Jahrestage geben.
         Ich verpflichtete mich deshalb, mein Buch im Dezember 2021 in den USA und im Februar 2022 in England erscheinen zu lassen.
      

      Ich schloss das Manuskript im Sommer 2021 ab. Während das Buch aber seinen langsamen
         Weg zur Veröffentlichung nahm, versuchte ich eine schnellere Art zu finden, um Alarm
         zu schlagen. Ich schickte einen Artikel mit dem Titel «Todbringender Jahrestag einer
         Scheidung» an diverse Zeitungsredakteure. Er beleuchtete, wie Putin sowohl vom Untergang
         der Sowjetunion als auch von der ukrainischen Befreiung von der Kontrolle Moskaus
         besessen war. Der Artikel endete folgendermaßen: Putin «handelt wie ein Mann, der
         drei Jahrzehnte nach einer bitteren Trennung noch nicht losgelassen hat und sich zurückholen
         will, was er für sein rechtmäßiges Eigentum hält. Putin will sein Imperium zurück.»
      

      Mein Versuch, Alarm zu schlagen, schlug fehl. Alle Redakteure lehnten einen Kommentar
         ab, der ihnen übermäßig pessimistisch vorkam. Schließlich war ich der Ablehnungen
         müde und schickte ihn niemandem mehr. Neben diesem Scheitern gab es aber auch einen
         Lichtblick. Der Verlag C.H.Beck glaubte an das Buch und erwarb die deutschen Rechte.
      

      Dann kam der Schrecken des 24. Februar 2022. Meine Bewunderung für die ukrainische
         Reaktion auf die unsäglichen russischen Handlungen an jenem Tag und seitdem ist grenzenlos.
         Die Ukrainer und ihr Präsident Wolodymyr Selenskyj haben erstaunlichen Mut und Wiederstandsfähigkeit
         angesichts einer großen Übermacht gezeigt.
      

      Die wichtigsten Folgen dieser tragischen Ereignisse erlebten die Ukrainer. Zu den
         weniger wichtigen Folgen des 24. Februar 2022 gehörte das plötzliche Überquellen meines
         Emailkontos mit Nachrichten von Redakteuren, die meinen Artikel nun doch drucken wollten.
         Seitdem habe ich eine gewaltige Zahl von Anfragen nach Kommentaren erhalten.
      

      Weil C.H.Beck schon früh an dieses Buch glaubte, werde ich dem Verlag und meinem Lektor
         Dr. Detlef Felken stets dankbar sein. Ich bin Beck noch aus drei anderen Gründen dankbar:
         zunächst für die Chance, ein Buch in Deutschland zu veröffentlichen, wo ich zu verschiedenen
         Zeiten insgesamt über vier Jahre gelebt habe. Mein wichtigster Aufenthalt war als
         Austauschstudentin im damaligen West-Berlin 1989.
      

      Zweitens bin ich dankbar für die Bereitschaft des Verlags, den Text des Buches weitgehend
         beizubehalten, abgesehen von einigen Kürzungen vor allem im Anmerkungsteil. Die deutsche
         Ausgabe ist also die gekürzte, aber nicht neu geschriebene Version des Buches, das
         zum 30. Jahrestag des Endes der Sowjetunion erschien.
      

      Ich habe weitergehende Änderungen im Text vermieden, weil sein Wert gerade daher rührt,
         dass er nicht in großer Eile nach dem Februar 2022 geschrieben wurde. Diese Studie
         ist vielmehr das Resultat vieler Jahre historischer Forschung. Ich habe dafür Hunderte
         von Interviews geführt und wertvolle authentische Primärquellen in verschiedenen Sprachen
         in den Archiven mehrerer Länder konsultiert. Das Ergebnis ist eine «Genealogie der
         Gegenwart». Da ein Verständnis der Gegenwart aus dem Erkennen der Vergangenheit erwächst,
         wie es das sophokleische Motto ausdrückt, hilft uns dieses Buch detailliert und differenziert
         zu verstehen, wie wir in unsere heutige Lage geraten sind.
      

      Am wichtigsten in diesem Buch sind daher nicht meine Stärken oder Schwächen als Autorin –
         die die Leser selbst bewerten werden –, sondern die dabei verfolgte Methode. Diese
         Studie zeigt nach meiner Auffassung den enormen Wert historischer Methodik als Weg
         zur Deutung der heutigen Welt. Anders gesagt, dieses Buch ist ein Beispiel dafür,
         wie historische Methoden uns helfen, den Ursprung gegenwärtiger Krisen zu bestimmen.
         Sie zeigt, dass eine detaillierte, genaue historische Erzählung zwar nicht exakt die
         Zukunft vorhersagen, aber auf große Veränderungen am Horizont hindeuten kann.
      

      Eine solche Erzählung kann uns in die Lage versetzen, uns auf ein Spektrum wahrscheinlicher
         Ausgänge vorzubereiten – auch tragischer und gewaltsamer. Um nur ein Beispiel zu nennen:
         Der Text macht klar, in welchem Maße die NATO-Erweiterung der 1990er Jahre die Ukraine im Stich ließ. Diese Entwicklung in Kombination
         mit Putins Entscheidung Anfang des 21. Jahrhunderts, die üble Praxis der Veränderung
         europäischer Grenzen durch Gewalt wiederaufzunehmen, machte jeden Staat und jede internationale
         Organisation verletzlich, die ein weitergehendes Interesse an der Ukraine hatten.
         Wie die hier vorgestellten Belege zeigen, war diese Verletzlichkeit führenden Politikern
         in den 1990er Jahren bereits ganz klar, doch tragischerweise wurde diese Erkenntnis
         nicht in politische Maßnahmen übersetzt, die die gegenwärtige Katastrophe womöglich
         abgemildert hätten.
      

      ***

      Wenn der Wert dieses Texts darin besteht, dass er vor dem Konflikt erschien, so besteht
         der Wert dieses Vorworts darin, dass es mir Gelegenheit gibt, die Bedeutung meiner
         Erkenntnisse nach der Invasion vom Februar 2022 anzusprechen. Tatsächlich ist der
         dritte Grund für meinen Dank an C.H.Beck die Möglichkeit, der deutschen Ausgabe trotz
         beschränkten Raums diesen neuen Abschnitt hinzufügen zu können. Obwohl es noch zu
         früh ist, um die ganze Tragweite der Tragödie von 2022 zu ermessen, erlaubt mir dieses
         neue Vorwort, dem Buch eine Art Ouvertüre zu geben, die die Hauptargumente zusammenfasst
         und ihre Bedeutung im Licht der Invasion bewertet.
      

      Einen Großteil meiner Zeit seit der Invasion vom Februar 2022 habe ich damit verbracht,
         eine solche Zusammenfassung und Bewertung in zahllosen Besprechungs- und Konferenzräumen
         in verschiedenen Zeitzonen zu geben. Manche dieser Räume waren online bei Teams und
         Zoom, andere waren große, überfüllte Vortragssäle, wieder andere kleine, abhörsichere,
         vor russischen Ohren hoffentlich geschützte Regierungsbüros. Sicherlich waren meine
         Erfahrungen in diesen Räumen viel unwichtiger als die der Ukrainer. Ihr nicht erlahmender
         Mut angesichts unaussprechlicher Gewalt hat meine ganze Bewunderung. Doch diese pausenlosen
         Besprechungen und Vorträge haben mein Leben seit Beginn der Invasion auf ihre Art
         surreal gemacht.
      

      Plötzlich will anscheinend jeder einen präzisen Bericht über die Geschichte der Auflösung
         der Sowjetunion nach 1989 und den Beginn der NATO-Erweiterung, um die es in diesem Buch geht, hören, weil Putin genau diese Ereignisse
         weiterhin instrumentalisiert, um seine Gewalt zu rechtfertigen. Die Orte, die ich
         besuche, wechseln mit schwindelerregendem Tempo, aber die Fragen bleiben meist dieselben:
         Was sagen die Dokumente über die Geschichte der 1990er Jahre, die Putin nun als Waffe
         einzusetzen versucht? Obwohl meine detaillierten Antworten und die Belege in den folgenden
         Kapiteln stehen, lohnt es sich, hier kurz die Antworten zusammenzufassen, die ich
         Regierungsbeamten, Offizieren, Studenten, Zuhörern meiner öffentlichen Vorträge und
         anderen gebe.
      

      Die Idee, es werde keine Erweiterung der NATO nach dem Kalten Krieg geben (d.h. das Konzept einer Bremse für die Bewegung der NATO nach Osten nach dem Mauerfall), entstand als Gedankenspiel während der diplomatischen
         Kontakte, die 1990 zur deutschen Wiedervereinigung führten. Die Belege zeigen – im
         Gegensatz zu späteren Behauptungen des letzten sowjetischen Präsidenten Michail Gorbatschow –,
         dass US-Außenminister James Baker und sein bundesdeutscher Kollege Hans-Dietrich Genscher
         das spekulative Konzept einer potenziellen Nichterweiterung miteinander und mit einer
         Reihe hoher Politiker einschließlich Gorbatschow diskutierten. Im Februar 1990 legte
         Bakers Chef und langjähriger Freund, Präsident George H.W.Bush, seinem Minister aber
         nah, mit solchen Erörterungen aufzuhören. Bush hielt die hypothetische Idee eines
         Versprechens, das eine künftige Bewegung der NATO nach Osten blockierte, für unnötig und unklug.
      

      Baker gehorchte und informierte das Auswärtige Amt in Bonn, man solle Formulierungen
         dieser Art fallenlassen. Trotzdem hielt Genscher die Idee am Leben. Er deutete weiterhin
         an, die NATO werde entweder die Erweiterung stoppen oder in einer größeren Organisation «aufgehen».
         Diplomaten der unteren Ebenen – häufig, aber nicht nur aus der Bundesrepublik – wiederholten
         Genschers Gedanken in ihren Kontakten mit sowjetischen Kollegen. Manche taten es anscheinend
         in der irrtümlichen Überzeugung, dies sei immer noch offizielle Politik, andere anscheinend
         als Hilfsmittel in den Verhandlungen, doch in beiden Fällen war diese Ansicht nicht
         mehr die ihrer Regierungschefs.
      

      Genschers Hartnäckigkeit führte zu einer Reihe interner Zusammenstöße, sowohl zwischen
         ihm und Kanzler Kohl – der von Bush überzeugt worden war, ein Versprechen der Nichterweiterung
         sei unerwünscht – und zwischen der Bundesrepublik und ihren Verbündeten. Hart auf
         hart kam es im September 1990 in Moskau, als die Formulierung des Abschlussvertrags
         zur deutschen Einheit immer noch nicht feststand, während bereits die Politiker zur
         Unterzeichnungszeremonie eintrafen.
      

      Vertreter Englands, Frankreichs und der Vereinigten Staaten, die vor dem 12. September
         1990 ununterbrochen in Moskau konferierten, bestanden darauf, der Abschlussvertrag
         müsse drei Ziele erreichen: 1) der NATO explizit erlauben, die Sicherheitsgarantie von Artikel 5 auf Ostdeutschland auszudehnen,
         also über die Grenzlinie des Kalten Kriegs hinaus; 2) es deutschen und nichtdeutschen
         Truppen erlauben, diese Linie ebenfalls zu überschreiten, sobald die Rote Armee abgezogen
         war; und 3) beide Ziele ohne das explizite Verbot einer künftigen Bewegung nach Osten
         erreichen.
      

      Genscher meinte, der Westen fordere angesichts des zwischen Ost und West ausgebrochenen
         Friedens zuviel. Er glaubte, diese Forderungen gefährdeten in letzter Minute die Vereinigung
         seines Landes, und verschwand wiederholt zu kurzfristig anberaumten Gesprächen mit
         seinen sowjetischen Kollegen. Seine westlichen Verbündeten mussten auf ihn warten,
         fragten sich, auf welcher Seite er stehe und was er für die Wiedervereinigung anbieten
         werde, da seine Heimatstadt in Ostdeutschland lag.
      

      Erst durch eine dramatische Episode mitten in der Nacht, als Genscher in Bakers Hotel
         stürmte und darauf bestand, die Mitarbeiter des Außenministers sollten ihn wecken,
         beendete den Stillstand. Die beiden kamen überein, den Vertrag durch eine «vereinbarte
         Protokollnotiz» zu ergänzen. Sie legte fest, dass ausländische (d.h. nichtdeutsche)
         NATO-Truppen die frühere innerdeutsche Grenzlinie überschreiten durften, sofern dies nicht
         eine Verlegung genannt wurde. Was als solche definiert wurde, sollte bei der Regierung
         des vereinten Deutschlands liegen.
      

      Alle Seiten stimmten dieser Formulierung zu. Der Vertreter Moskaus unterzeichnete
         den Vertrag, und die Sowjetunion ratifizierte ihn. Die sowjetische Führung kassierte
         auch die damit verbundene finanzielle Unterstützung, die während der Verhandlungen
         für ihre Unterschrift und die Ratifizierung zugesagt worden war. Doch obwohl die Sache
         damit abgeschlossen schien, belastete die Erinnerung an die früheren spekulativen
         Äußerungen über eine Nichterweiterung die Beziehungen des Westens zu Russland für
         den Rest der 1990er Jahre (und darüber hinaus).
      

      Die unerwartete Auflösung der Sowjetunion am 25. Dezember 1991 und die atemberaubend
         schnelle Entstehung zahlreicher Nachfolgestaaten erzeugte neue Unsicherheiten. Inmitten
         dieser Debatte stimmten die NATO-Mitgliedsländer und Russland (als Nachfolger der UdSSR) in einem Schlüsselpunkt überein:
         Der Zwei-plus-Vier-Vertrag von 1990 bezog sich nur auf Deutschland. Das Problem lag
         darin, dass sie nicht einig waren, was dies bedeutete.
      

      Die NATO-Verbündeten waren der Auffassung, dass der Vertrag eine Erweiterung auf Länder östlich
         von Deutschland erlaube, weil er den Präzedenzfall gesetzt habe, Sicherheitsgarantie und ausländische Truppen
         über die Grenzlinie des Kalten Krieges vorzuschieben. Außerdem war der Vertrag, der
         die weitere Vergrößerung nicht ausschloss, von Moskau unterschrieben und ratifiziert
         worden. Russland dagegen war der Auffassung, der Vertrag verbiete die Erweiterung östlich von Deutschland, und zwar wegen zwei Faktoren. Der eine waren
         die spekulativen Äußerungen über ein solches Verbot während der Verhandlungen Anfang
         1990, der andere die Sätze im Vertrag, die ausdrücklich eine begrenzte Aktivität der
         Allianz auf dem Gebiet der ehemaligen DDR erlaubten, wobei die Implikation war, dass solche Sätze für andere Länder fehlten.
      

      Es folgten viele Runden kontroverser Gespräche, um den russischen Widerstand gegen
         die NATO-Erweiterung in Mittel- und Osteuropa abzumildern. Das Ergebnis war die NATO-Russland-Grundakte von 1997. Durch dieses Abkommen versuchte der Westen die russischen
         Bedenken so weit zu beschwichtigen, dass die Erweiterung weitergehen konnte, ohne
         den gegenseitigen Beziehungen weiteren Schaden zuzufügen. Auch dieses Dokument wurde
         aber zum Zankapfel, als Jelzin der Grundakte Befugnisse zuschrieb, die sie nicht besaß.
      

      Gleich nach der Unterzeichnung verkündete er, die Grundakte verbiete es der NATO, irgendwelche militärische Infrastruktur des früheren Warschauer Pakts in Mittel-
         und Osteuropa zu benutzen. Das stimmte nicht. Doch diese neue Kontroverse, zusammen
         mit Spannungen wegen des Eingreifens der Allianz im Kosovo 1999 – was von der Mehrheit
         der Russen aller Gesellschaftsschichten abgelehnt wurde –, untergrub das westliche
         Verhältnis zu Russland weiter. Erbitterung über diese anhaltende Kontroverse höhlte
         auch Jelzins Verhältnis zu US-Präsident Bill Clinton aus. Es hatte mit schulterklopfender
         Bonhomie begonnen, war aber zum Zeitpunkt von Jelzins plötzlichem Rücktritt am 31. Dezember
         1999, als er Putin zum amtierenden Präsidenten machte, schon in alkoholbefeuerte Animosität
         abgesunken.
      

      Bei seiner Amtsübernahme begann Putin nicht gleich mit der Kritik dieser vergangenen
         Ereignisse, aber so wie das Ausmaß der Gewalt zunahm, die er im Lauf seiner zwei Jahrzehnte
         an der Macht einzusetzen bereit war, wuchs auch der Nutzen dieser Ereignisse, um die
         Gewalt zu rechtfertigen. Beschwerden über die NATO spielten in seiner Rede vor der Münchner Sicherheitskonferenz 2007, seiner Rede zur
         Annexion der Krim 2014 und seinen Äußerungen 2021 vor der Invasion der Ukraine eine
         Rolle.
      

      Im Dezember 2021 versuchte Putin sogar, bestimmte Konflikte aus der Geschichte der
         NATO-Erweiterung der 1990er Jahre neu auszukämpfen, doch diesmal mit Russland als Sieger.
         Er ließ zwei «Vertragsentwürfe» – eigentlich Ultimaten – an die US-Regierung und an
         die NATO schicken, die im Kern besagten: Unterschreibt oder ich greife die Ukraine an. Im
         «Vertrag», der am 17. Dezember 2021 an die NATO ging, bestand Putin ausdrücklich darauf, die Truppen der Allianz müssten auf ihre
         Standorte vom 27. Mai 1997 zurückkehren. Damit meinte er ihre Standorte am Tag der
         Unterzeichnung der Grundakte. Mit anderen Worten, Putin versuchte Jelzins falsche
         Behauptung, die Grundakte verbiete es der NATO, Infrastruktur des früheren Warschauer Pakts ins Bündnis zu integrieren, nachträglich
         durchzusetzen. Dies ist nur einer der vielen historischen Konflikte (die im Haupttext
         ausführlich beleuchtet werden), die Putin zugunsten Russlands «neu auskämpfen» will.
         Er scheint während der Corona-Pandemie viel Zeit damit verbracht zu haben, über der
         Geschichte vor und nach 1989 zu grübeln und bei Archivaren Kopien von Dokumenten anzufordern,
         und nun will er korrigieren, was er als historisches Unrecht ansieht.
      

      Die Ereignisse, von denen Putin besessen ist, sind keine undurchdringlichen Mysterien.
         Vielmehr sind zahlreiche und ausführliche Belege zu ihnen öffentlich zugänglich –
         viele wegen der Bemühungen um ihre Freigabe durch mich und andere Forscher –, und
         zahlreiche lebende Zeugen erinnern sich an sie. Wegen dieser Belege ist eine Analyse
         der Ereignisse auf ernsthafte, historische Weise möglich, statt Putins Versuch, diese
         Geschichte als Waffe einzusetzen, einfach hinzunehmen. In gewisser Weise ist dieses
         Buch eine Art Abrüstung. Wenn Putin ein Zerrbild der Geschichte als Waffe benutzt,
         so ist die Widerlegung seiner Behauptungen eine begrenzte, aber mögliche Art, ihn
         zu entwaffnen. Anders gesagt, seit der Invasion hat dieses Buch Bedeutung als ernsthafte
         und präzise Darstellung jener Geschichte angenommen, die Putin zur Rechtfertigung
         unsäglicher Gewalttaten benutzt hat.
      

      ***

      Neben einer detaillierten Erzählung der entscheidenden Ereignisse, die Putin jetzt
         so in Rage versetzen, enthält dieses Buch auch eine allgemeinere Argumentation über
         die NATO-Erweiterung und ihre Folgen. Es ist wichtig, hier klar zu sagen, dass das Buch und
         seine Autorin nicht gegen die Vergrößerung der atlantischen Allianz nach dem Kalten
         Krieg sind. Leser, die alle Fehlentwicklungen seit 1989 der NATO zuschreiben wollen, müssen anderswo suchen. Meiner Meinung nach hatten die neuen
         Demokratien Mittel- und Osteuropas nach dem Ende des Kalten Kriegs jedes Recht, den
         Beitritt zum Bündnis anzustreben, ebenso wie die NATO jedes Recht hatte, sie aufzunehmen. In der Schlussakte von Helsinki (und anderen
         Dokumenten) hatte Moskau zugestimmt, dass Länder ihre eigenen Sicherheitsallianzen
         wählen könnten.
      

      Es gab aber ein Problem damit, wie die NATO-Erweiterung vor sich ging. Wie im Folgenden beschrieben, untergrub die Art, wie die
         Allianz neue Mitglieder aufnahm – nach vielen Debatten über alternative Formen der
         Vergrößerung –, unnötigerweise die Beziehungen zu Moskau in einem entscheidenden,
         wertvollen Moment der atomaren Abrüstung. Und die Art der Vergrößerung ließ auch die
         neuen Demokratien auf dem Boden der ehemaligen Sowjetunion im Stich, darunter die
         Ukraine.
      

      Schlimmer noch, diese potenziellen Probleme waren, wie schon angedeutet, damals bekannt.
         Es lohnt sich, eine längere Passage aus den Berichten zu zitieren, in denen Thomas
         Pickering, damals US-Botschafter in Moskau, 1993 vor den Risiken einer NATO-Erweiterung des Alles oder Nichts warnte. Pickering schrieb, Washington müsse sich
         bewusst sein, dass «wir vor einer ‹Beschleunigung der Geschichte› stehen, in der Amerika
         und seine Verbündeten schnelle Entscheidungen über die Entwicklung grundlegender europäischer
         Sicherheitsstrukturen treffen müssen.» Infolgedessen riet er «sowohl im Interesse
         der Allianz, als auch um die noch empfindliche amerikanisch-russische Partnerschaft
         nicht zu gefährden», von «Entweder/oder-Fragen über die NATO-Mitgliedschaft» ab. Statt Ländern die Wahl zwischen der Sicherheitsgarantie nach
         Artikel 5 oder gar nichts zu geben, empfahl Pickering: «Wir sollten eine ‹fortschreitende
         Annäherung› an die Allianz für jene östlichen Staaten anstreben, die sowohl interessiert
         als auch fähig sind, daran teilzunehmen.»
      

      Mit anderen Worten, statt einem Alles-oder-Nichts-Prozess der Vergrößerung sollte
         Washington eine Strategie der bedingten und variablen Vergrößerung anstreben, wie
         die neue Partnerschaft für den Frieden, die (unter anderem) von Mitgliedern der US-Vertretung
         bei der NATO und dem Pentagon vorgeschlagen worden war. Ein Ansatz der fortschreitenden Erweiterung
         würde die Sorgen von Mittel- und Osteuropäern aufnehmen und zugleich die Risken für
         die neue Kooperation mit Moskau – vor allem bei der atomaren Abrüstung – so gering
         wie möglich halten. Das Resultat würde «den Grad der Sicherheit für alle erhöhen»,
         also für die USA, das atlantische Bündnis und Europa als Ganzes.[1]
      

      Die Alternative, «eine Politik der Neo-Eindämmung, … wird praktisch jede nützliche
         und produktive Maßnahme zurückwerfen und untergraben, die wir gegenüber Jelzins Russland
         entwickelt haben.» Jelzins Rolle «und die seines Außenministers beim Koordinieren
         unserer [gemeinsamen] außenpolitischen Ansätze wird als Verrat dargestellt werden,
         und das nicht ganz grundlos.» Westliche «Hilfe, Investitionen und Unterstützung demokratischer
         und wirtschaftlicher Reformen wird bestenfalls als eigennütziges Eindringen gesehen
         werden, schlimmstenfalls als Versuche, Russland auf unfaire Art zu behindern und zu
         lähmen.» Letzten Endes «könnten wir uns hier echten Ärger einhandeln.»[2]
      

      Pickering kritisierte natürlich die US-Politik, aber es ist genauso klar, dass die
         Russen ihre eigenen Fehler während des entscheidenden Zeitfensters nach 1989 machten.
         Am tragischsten war vielleicht Jelzins Entschluss, wieder Blutvergießen als politisches
         Instrument zu benutzen, zuerst durch den Panzerangriff auf das russische Parlament
         1993, dann durch die Autorisierung des brutalen Tschetschenien-Kriegs – eines traurigen
         Vorläufers des heutigen Kriegs in der Ukraine. Wegen dieser Entscheidungen und wegen
         der enormen Korruption, die die Einführung der Marktwirtschaft begleitete, scheiterte
         Jelzin daran, eine dauerhafte Demokratie in Russland zu schaffen. Die bedauerliche
         Kombination all dieser Ereignisse, die im Buch detailliert beschrieben sind, beendete
         den Augenblick der Hoffnung auf die Zusammenarbeit der Supermächte nach dem Ende des
         Kalten Kriegs.
      

      ***

      Zum Schluss einige persönliche Bemerkungen. Mein Dank für all die Personen und Institutionen,
         die in der Originalversion des Buches genannt sind, bleibt unvermindert bestehen.
         Ich habe auch bei der Vorbereitung der deutschen Fassung neue Dankesschulden hinzugefügt,
         und es ist eine Freude, sie hier abzutragen. Ich bin der American Academy in Berlin
         dafür dankbar, mich während dieser Arbeit als Fellow aufgenommen zu haben. Ana Ramic,
         Johana Gallup, Viktor Darnedde und vor allem Daniel Benjamin arbeiten jeden Tag intensiv
         daran, transatlantische Bindungen zu fördern, und ihre Arbeit ist in dieser Zeit des
         Konflikts wichtiger denn je.
      

      Beim Verlag C.H.Beck danke ich Eva Detig, Dr. Anja Schoene und Dr. Sebastian Ullrich.

      Schließlich bin ich meinem deutschen Übersetzer Martin Richter sehr dankbar, der nicht
         nur an der Entstehung dieses Buches mitgewirkt hat, sondern auch zu einer Familie
         gehört, der ich seit vielen Jahren verbunden bin. Als ich zuerst als Austauschstudentin
         ins damalige West-Berlin kam, kannte ich dort niemanden. Um die Zahl der Menschen,
         die ich kannte, von Null auf Zwei zu bringen, sprach ich eine junge Frau und einen
         jungen Mann an, die vor mir in der Schlange vor dem Universitätsbüro für ausländische
         Studenten warteten. Sie unterhielten sich fließend in amerikanischem Englisch, so
         dass ich annahm, auch sie seien gerade aus den Staaten gekommen.
      

      Die Frau kam tatsächlich gerade von der Howard University in Washington, aber zu meiner
         Überraschung war ihr Gesprächspartner nicht nur Deutscher, sondern auch West-Berliner.
         Sie kannten sich von seinem Studienaufenthalt in Howard im Jahr zuvor. Dadurch sprach
         er so fließend Englisch, dass ich ihn für einen Amerikaner gehalten hatte.
      

      Dieser junge Mann, Ernst-Georg Richter, hatte einen Bruder, Martin Richter, der ebenfalls
         sehr gut English sprach, allerdings mit britischem Akzent wegen seines Studienaufenthalts
         in England. Als wir uns anfreundeten, lernte ich auch ihre wundervollen Eltern kennen,
         Dagmar und Ernst Richter, die einer jungen Amerikanerin, die sich in Berlin zurechtzufinden
         suchte, großzügig ihre Gastfreundschaft anboten. Ihr Leben war eng mit der Geschichte
         der Stadt verbunden, denn nach dem Mauerbau 1961 hatten sie rasch geheiratet, weil
         sie befürchteten, im Fall einer eskalierenden politischen Krise oder eines Krieges
         voneinander getrennt zu werden. Der Teilung der Stadt setzten sie die Verbindung von
         zwei Menschen entgegen.
      

      Meine Freundschaft mit Familie Richter besteht bis heute. Im Lauf der Jahre ist Ernst-Georg
         Journalist, Reiseschriftsteller und Autor des Romans Das Kongo-Komplott geworden, und Martin hat als Übersetzer unter anderem Bücher von Historikern wie
         Paul Kennedy und Timothy Snyder ins Deutsche übertragen. Sobald klar war, dass C.H.Beck
         mein Buch herausbringen wollte, wünschte ich mir, Martin solle es übersetzen.
      

      Unsere Arbeit an dieser Übersetzung hilft mir jetzt, eine Dankesschuld in einer Zeit
         der Trauer abzutragen. Ihr Grund ist nicht nur der andauernde Krieg, sondern auch
         persönlich. Im Jahr 2021 starben Dagmar und Ernst Richter, ohne dass ich sie im Pandemie-Jahr
         noch einmal sehen konnte. Als kleines Zeichen des Dankes für das, was sie auf ihre
         ganz persönliche Weise für die weltbürgerliche Erziehung ihrer Söhne und für unsere
         transatlantische Freundschaft taten, widme ich dieses Buch ihrem Andenken.
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         Einleitung: Einander ausschließende Optionen
         

      

      
         «Es ist … das besondere Merkmal einer tiefen Wahrheit, daß ihre Negation auch eine
            tiefe Wahrheit ist.»
         

         Max Delbrück

      

      Nicht einen Schritt weiter nach Osten. Der Kampf um die Zukunft Europas nach dem Kalten
         Krieg trat mit diesen Worten in seine entscheidende Phase ein. Sie wurden im Februar
         1990 von US-Außenminister James Baker gegenüber dem sowjetischen Partei- und Staatschef
         Michail Gorbatschow ausgesprochen. Der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989
         hatte inzwischen den Zugriff Moskaus auf Mitteleuropa sehr geschwächt. Dank des Sieges
         der UdSSR über das NS-Regime im Zweiten Weltkrieg waren auch Jahrzehnte später noch
         Hunderttausende sowjetischer Soldaten in Ostdeutschland stationiert, was durch das
         Viermächtestatut abgesichert war. Um Gorbatschow zu überzeugen, diese militärische
         und juristische Macht aufzugeben, schlug Baker einen hypothetischen Handel vor: Was
         wäre, wenn ihr euren Teil Deutschlands freigeben würdet, und wir zustimmen, dass die
         NATO «sich nicht einen Schritt weiter nach Osten von ihrer jetzigen Position verschiebt?»[1]
      

      Aus diesem Gedankenaustausch entstand fast sofort eine Kontroverse, zunächst hinter
         verschlossenen Türen, dann öffentlich. Wichtiger war aber das folgende Jahrzehnt,
         als diese Worte weitreichende neue Bedeutungen annahmen. Gorbatschow gab seinen Teil
         Deutschlands frei, doch unterwegs überdachte Washington seine Optionen neu, nicht
         zuletzt nach der Auflösung der Sowjetunion im Dezember 1991. Die Vereinigten Staaten
         erkannten, dass sie nicht nur gewinnen, sondern entscheidend gewinnen könnten. Kein
         Fußbreit europäischer Erde brauchte für die NATO tabu zu sein. Washington konnte das Bündnis dabei anführen, einen Weg für zahlreiche
         neue Mitglieder zu öffnen, die unbedingt beitreten wollten. In den 1990er Jahren tat
         die NATO genau das, und es führte am 12. März 1999 zur Erweiterung in Mittel- und Osteuropa
         bis an die polnisch-russische Grenze. Doch am 31. Dezember desselben Jahres kam in
         Moskau Wladimir Putin an die Macht. Während die NATO weiter wuchs, entschied er sich schließlich dafür, Gewalt anzuwenden, um sicherzustellen,
         dass kein weiterer Fußbreit Erde beitreten würde. Das Spiel des schrittweisen Vorrückens
         endete mit einem Patt.
      

      Zwischen dem Fall der Mauer und dem Aufstieg Putins wurde die Animosität zwischen
         Moskau und Washington über die NATO-Erweiterung ein zentrales Element für die Entstehung einer politischen Ordnung nach
         dem Kalten Krieg, die der vorigen Ordnung recht ähnlich sah – und für das Scheitern
         der Hoffnungen auf eine Zusammenarbeit von Vancouver bis Wladiwostok. Um den Ablauf
         und die Gründe aufzuzeigen, untersucht dieses Buch den Konflikt zwischen Russland
         und den USA vor dem Hintergrund der sich ständig wandelnden politischen Landschaft der 1990er
         Jahre. Dieses Jahrzehnt erlebte den erstaunlichen Zusammenbruch eines Imperiums über
         Nacht, während zahlreiche neue Staaten in Eurasien entstanden; es brachte visionäre
         Staatsführer hervor, deren Weg manchmal vom Gefängnis in den Präsidentenpalast führte,
         und die Nobelpreise und weltweite Bewunderung gewannen. Es definierte die Grenzen
         des Möglichen für Demokratisierung, Abrüstung, Marktwirtschaft und die Grundsätze
         einer liberalen internationalen Ordnung neu, es öffnete aber auch die Tür für neue
         Formen des Autoritarismus, der Entdemokratisierung und ethnischen Säuberung.
      

      Die widerspenstige Geschichte der Neunziger im Zusammenhang zu erzählen, ist schwierig,
         aber notwendig. Ohne einen narrativen Faden ist die Chance, die Liste von Akteuren,
         Konzepten und Schauplätzen zu überblicken, fast gleich null. Dieser Faden ist im vorliegenden
         Buch der Konflikt um die NATO-Erweiterung. Es erzählt nicht die Geschichte des Bündnisses, sondern der strategischen
         Entscheidungen, die amerikanische und russische Staatsführer während des ein Jahrzehnt
         dauernden Konflikts um den Beginn seiner Ausweitung auf Mittel- und Osteuropa trafen,
         und des angesammelten Gewichts dieser Entscheidungen für die Welt von heute. Das Buch
         konzentriert sich zunächst auf das Tauziehen 1989 über die Zukunft des wiedervereinigten
         Deutschlands, das für Washington rasch zu einem Kampf um die Erhaltung des atlantischen
         Bündnisses wurde. Dann wird das Blickfeld ausgeweitet, um zu analysieren, wie der
         Erfolg Amerikas Chancen für die mutigen Führungsfiguren der neuen europäischen Demokratien
         schuf, aber auch Herausforderungen für das Verhältnis des Westens zu den ehemaligen
         Sowjetrepubliken – vor allem für die westlichen Anstrengungen, ihren nuklearen Kater
         zu kurieren, wie ein US-Verteidigungsminister es einmal nannte. In einer weiteren
         Ausweitung zeigt das Buch, wie die Durchführung der NATO-Erweiterung zu einem Verlust an Optionen für die transatlantischen Beziehungen im
         21. Jahrhundert führte.
      

      Durchgehend fragt das Buch, wie und warum die beiden US-Präsidenten George H.W. Bush
         und Bill Clinton – zusammen mit ihren europäischen Kollegen Tony Blair, Jacques Chirac,
         Václav Havel, Helmut Kohl, John Major, François Mitterrand, Gerhard Schröder, Margaret
         Thatcher, Lech Wałęsa sowie den baltischen Regierungschefs und den NATO-Generalsekretären Manfred Wörner und Javier Solana – die Erweiterung anstießen, die
         das Bündnis schließlich auf 30 Mitglieder brachte. Diese Leistung war für amerikanische
         Strategen ein großer Erfolg. Sie rettete viele (wenn auch nicht alle) der neuen Demokratien
         vor der Existenz in einer sicherheitspolitischen Grauzone zwischen Ost und West. Mit
         Washingtons Hilfe erreichten über 100 Millionen Mittel- und Osteuropäer den verdienten
         Erfolg ihrer Bemühungen um die NATO-Mitgliedschaft. Und während ihrer Erweiterung half die Allianz dabei, blutige Konflikte
         auf dem Balkan zu beenden.
      

      Heute erstreckt sich die NATO vom nordamerikanischen Kontinent, Island und Grönland über Großbritannien, Europa
         und den Balkan, einen Raum mit fast einer Milliarde Menschen. Alle ihre Mitglieder
         besitzen die in Artikel 5 des Gründungsvertrags formulierte Garantie, «daß ein bewaffneter
         Angriff gegen eine[s] oder mehrere von ihnen … als ein Angriff gegen sie alle angesehen
         werden wird.»[2] Seit dem Erlangen dieser Garantie sind die neuen Mitglieder der Allianz tatsächlich
         von großen bewaffneten Angriffen verschont geblieben, während es Kämpfe über einige
         frühere innersowjetische Grenzen hinweg gab. Die militärische Macht und Abschreckungsfähigkeit
         Amerikas bleiben das Fundament der Stärke des Bündnisses.
      

      Doch der Erfolg hatte einen Preis. Es ist keine Kleinigkeit, die Sicherheit von fast
         einer Milliarde Menschen zu garantieren. In den 1990er Jahren waren zwei amerikanische
         Präsidenten so darauf fixiert, Artikel 5 nach Osten auszuweiten, dass sie nicht genug
         über die Folgen nachdachten, falls sie dieses Ziel erreichten. Präsident Bush sagte
         zu der Idee, Washington könne mit Moskau einen Kompromiss über die Zukunft der NATO schließen: «Zum Teufel damit.» Präsident Clinton war sich sicher, Russland lasse
         sich «kaufen».[3] Eine vielversprechende alternative Form der Erweiterung in Form einer Partnerschaft,
         die eine neue Trennlinie quer durch Europa vermieden hätte, scheiterte am Widerstand
         der Hardliner. Diese härtere Haltung führte zu Resultaten, verdeckte aber Optionen,
         die vielleicht die Zusammenarbeit gestärkt, das Wiedererstarken des amerikanisch-russischen
         Konflikts weniger wahrscheinlich gemacht und auf lange Sicht Washingtons Interessen
         besser gedient hätten.
      

      Anders gesagt: Die NATO-Erweiterung war eine gerechtfertigte Reaktion auf die Herausforderungen der 1990er
         Jahre und die Bitten der neuen mittel- und osteuropäischen Demokratien. Das Problem
         lag darin, wie sie ablief. Der Mauerfall 1989 hatte für kurze Zeit das Potenzial für eine neue kooperative
         Ordnung nach dem Kalten Krieg geschaffen. Ein Jahrzehnt später blieb die Grenze zwischen
         dem Europa der NATO-Mitglieder und dem der Nichtmitglieder aber eine klar abgegrenzte Frontlinie. Die
         Ukraine und andere postsowjetische Staaten stagnierten in einer Grauzone, die nukleare
         Konkurrenz lebte wieder auf, und frühe Hoffnungen auf Zusammenarbeit waren verblasst –
         und die Art, wie die Erweiterung zustande kam, hatte dazu beigetragen.
      

      Vielleicht überrascht es nicht, dass das Resultat umstritten sein würde, denn während
         der ganzen 1990er Jahre hatten amerikanische Präsidenten mit einer Spannung zwischen
         zwei Prioritäten zu kämpfen. Sie konnten entweder Mittel- und Osteuropa einschließlich
         postsowjetischer Republiken wie der baltischen Staaten und der Ukraine die Möglichkeit
         geben, ihr Schicksal endlich selbst zu bestimmen, egal wie die Wirkung auf Moskau
         sein mochte, oder sie konnten die Zusammenarbeit mit der zerbrechlichen neuen Demokratie
         in Russland fördern, besonders im Interesse der nuklearen Abrüstung. Das Problem für
         Washington lag darin, herauszufinden, welches dieser Ziele Vorrang haben solle. Die
         richtige Antwort war: beide.
      

      Wie der Genetiker und Nobelpreisträger Max Delbrück schreibt: «Es ist … das besondere
         Merkmal einer tiefen Wahrheit, daß ihre Negation auch eine tiefe Wahrheit ist.»[4] Licht ist ein Partikel, Licht ist eine Welle. In geopolitische Begriffe übersetzt,
         beleuchtet diese Einsicht die Spannung zwischen zwei zwingenden Wahrheiten oder strategischen
         Imperativen, vor denen die USA nach dem Ende des Kalten Krieges standen: Washingtons oberste Priorität sollten die
         zuvor von Moskau beherrschten Völker sein; Washingtons oberste Priorität sollte Moskau
         sein.
      

      Wenn die Wahl zwischen zwei so gewichtigen Imperativen liegt, ist es klug, sie nicht
         zu überstürzen – und das geschieht am besten, indem man vermeidet, zu früh auf eine
         Entscheidung zu drängen. Es ist die Aufgabe politischer Entscheidungsträger, den klugen
         Schritt und den besten Zeitpunkt zu suchen. Im Washington der frühen 1990er Jahre
         gab es einige, die das taten.
      

      Strategen im Außenministerium unter Präsident Bush und, wichtiger noch, im Verteidigungsministerium
         unter Präsident Clinton erstellten politische Pläne, die beide strategische Imperative
         einbezogen und Washington Spielraum beim Timing unwiderruflicher Entscheidungen gaben.
         Sie setzten eine Strategie schrittweiser Sicherheitspartnerschaft um, die europäischen
         wie postsowjetischen Staaten offenstand und sich schließlich in der Partnerschaft
         für den Frieden (PfP) verkörperte. Durch diese Partnerschaft konnten NATO-Beitrittskandidaten Erfahrung in der Zusammenarbeit mit dem Westen sammeln und mit
         der Zeit die vollständige Sicherheitsgarantie von Artikel 5 erwerben. Ein so breit
         anwendbarer, schrittweiser Ansatz verlangte von Washington nicht, entweder eine neue
         Linie durch das Europa nach 1989 zu ziehen oder die Ukraine und die meisten anderen
         postsowjetischen Republiken sich selbst zu überlassen. Er hätte vielleicht auch dabei
         geholfen, eine neue demokratische Ordnung in Mittel- und Osteuropa zu befestigen,
         denn spätere Ereignisse zeigten, dass die Aussicht auf die schrittweise Aufnahme in
         erwünschte Institutionen – nicht die Mitgliedschaft selbst – Reformen am wirksamsten
         verfestigt.
      

      Obwohl Washington aber den klugen Schritt suchte, drängte es zu früh auf die Entscheidung –
         und die amerikanische Entscheidung verband sich schließlich auf schicksalhafte Weise
         mit den tragischen Entscheidungen Russlands. Sobald Präsident Boris Jelzin sich Ende
         1993 und 1994 entschloss, das Blut seiner Gegner in Moskau und Tschetschenien zu vergießen,
         und die antireformerischen Extremisten den Sieg bei den Parlamentswahlen im Dezember
         1993 errangen, wurde es viel schwieriger, die Vision einer Partnerschaft, die sowohl
         Moskau als auch die früher von ihm beherrschten Völker umfasste, aufrechtzuerhalten.
         Eine explodierende Inflation in Russland als Teil des Übergangs zur Marktwirtschaft
         intensivierte nur das Gefühl zerbrechender Hoffnungen. Das Blutvergießen auf dem Balkan
         machte alle Fragen der europäischen Sicherheit noch drängender und schuf neue Spannungen
         zwischen Washington und Moskau über die Frage, wie der Gewalt zu begegnen sei. Innenpolitische
         Entwicklungen in den USA – vor allem der große Sieg der Republikaner bei den Zwischenwahlen zum Kongress 1994 –
         beeinflussten ebenfalls die Außenpolitik und trieben Clinton zu einer konfrontativeren
         Strategie der NATO-Erweiterung.
      

      Gewiefte Mitglieder des Nationalen Sicherheitsrats (NSC) und des Außenministeriums machten sich diese Ereignisse und die dringenden Bitten
         mittel- und osteuropäischer Länder um die volle Sicherheitsgarantie nach Artikel 5
         zunutze, um das Pentagon bei der Konstruktion der geopolitischen Ordnung nach dem
         Kalten Krieg auszustechen. Militärische Planer hatten eine überraschend kleine Rolle
         bei der politischen Planung in den Jahren nach dem Mauerfall gespielt – unter Bush
         beklagte sich das Pentagon, es werde zwar konsultiert, habe aber keinen echten «Input» –
         und wurden unter Clinton schließlich erneut auf den Rücksitz verbannt.[5] Amerikanische Befürworter einer entschlosseneren Erweiterung, die betonten, Mittel-
         und Osteuropa hätten zu viel historisches Unrecht erlitten und zu lange auf die Ankunft
         im Westen gewartet, änderten die Methode der NATO-Ausweitung. Statt den schrittweisen Beitritt zahlreicher Staaten zu betreiben, ließen
         sie das Bündnis das volle Gewicht von Artikel 5 auf wenige Staaten ausdehnen. Obwohl
         ihre Motive ehrenwert waren, beschleunigte ihr Vorgehen das Tempo und zog eine neue
         Linie zwischen den Staaten des ehemaligen Ostblocks, die Artikel 5 errungen hatten,
         und den übrigen. Eine Folge war, dass die amerikanischen Optionen für den Umgang mit
         unvorhergesehenen Ereignissen nach dem Kalten Krieg – nämlich durch die Schaffung
         eines Spektrums von Beziehungen zu solchen Staaten, speziell Georgien und der Ukraine –
         sich drastisch verminderten, während Putin in Russland aufstieg.
      

      Manche Beobachter waren sich damals der Kosten bewusst, zu früh auf eine Entscheidung
         zu drängen. George Kennan, der frühere US-Botschafter in Moskau, der in den 1940er
         Jahren die amerikanische Eindämmungsstrategie entworfen hatte, argumentierte, die
         NATO-Erweiterung erschwere es, die neue Zusammenarbeit mit Moskau zu schützen. Sogar Baker
         erkannte später in seinen Memoiren: «Nahezu jede Errungenschaft trägt bereits den
         Samen eines künftigen Problems in sich.»[6] Diese Samen setzten sich in den Beziehungen zwischen den verbliebenen nuklearen
         Supermächten USA und Russland fest.
      

      Trotz des Endes des Kalten Kriegs besitzen diese beiden Länder immer noch über 90 Prozent
         der atomaren Sprengköpfe auf der Welt und die Fähigkeit, fast jedes Lebewesen auf
         der Erde zu töten. Diese Bedrohung macht das Verständnis für den Niedergang ihrer
         Beziehung in den 1990er Jahren zu einer zentralen Geschichte für unser Zeitalter,
         weil er die beste Chance einer dauerhaften Zusammenarbeit zunichtemachte. Kalte Kriege
         dauern lange, darum sind Zeiten des Tauwetters kostbar. Keines der beiden Länder nutzte
         in den 1990er Jahren dieses Tauwetter maximal aus. Nachdem sie unerwarteterweise von
         der Drohung eines Atomkriegs befreit worden waren, konnten sie diese Befreiung nicht
         nutzen.
      

      Die amerikanischen und russischen Entscheidungen in diesem entscheidenden Jahrzehnt
         hatten weitreichende Auswirkungen. Das Zeitfenster für eine umfassende strategische
         nukleare Abrüstung – die wichtigste Öffnung seit dem Anbruch des Atomzeitalters –
         schloss sich relativ schnell. Am Ende der 1990er Jahre zeigten Geheimdienstberichte
         den Beginn eines erneuten atomaren Wettrüstens. Bald darauf entstanden andere Formen
         der Konkurrenz, nicht zuletzt der Ausstieg aus zäh errungenen Rüstungskontrollverträgen.
         Die permissive Atmosphäre der heutigen Welt, in der es kaum noch solche Verträge gibt,
         bedeutet, dass beide Seiten nicht nur die Rolle nuklearer, sondern auch konventioneller
         Fähigkeiten neu bewerten. Im Europa der letzten Jahre haben sich sowohl der amerikanische
         Truppenrückzug als auch der Abzug russischer Truppen nach Osten umgekehrt. Wachsende
         Spannungen haben auch Fragen über wirtschaftliche, nicht nur militärische Sicherheit
         aufgeworfen. Mit den Worten des Historikers Adam Tooze zeigt die erneute russische
         Aggression, dass die «Leugnung der offensichtlichen Verbindung zwischen Handel und
         Sicherheitspolitik» nach dem Kalten Krieg ein schwerer Fehler war, der durch «den
         Wiederaufstieg von Putins Russland» offensichtlich wurde. Obwohl sein Bruttonationaleinkommen
         nicht viel größer war als das Spaniens, nutzte Russland nach dem Ende des Geists der
         Kooperation «seine militärischen Mittel zur Veränderung des geopolitischen Gleichgewichts
         in Westasien und dem Nahen Osten» und seine Cyber-Fähigkeiten zur Attacke auf Regierungen
         und Firmen auf der ganzen Welt.[7]
      

      Angesichts der tiefgreifenden Konsequenzen ist es entscheidend, die Ursache zu verstehen:
         Warum verschlechterten sich die Beziehungen zwischen Moskau und Washington nach einer
         Periode so großer Hoffnungen so stark? Diese Verschlechterung war umso erstaunlicher,
         als Russland und die USA in den 1990er Jahren für kurze Zeit ein enges Verhältnis gepflegt hatten. Ein Zeichen
         dafür war 1991 Jelzins Reaktion auf Bakers Bitte, das am sorgsamsten gehütete Staatsgeheimnis
         mitzuteilen: Einzelheiten darüber, wie Moskau nukleare Angriffe durchführen würde.
         Der russische Präsident teilte sie bereitwillig mit, um sich bei Baker anzubiedern
         und amerikanische Hilfe in seinem Machtkampf mit Gorbatschow zu erhalten, aber auch,
         weil er Vertrauen hatte. Moskau und Washington begannen eine kurze, aber außergewöhnliche
         Zusammenarbeit beim Kampf gegen die Verbreitung von Atomwaffen. Eine weitere Maßnahme
         kam 1997, als Jelzin Clinton vorschlug: «Was wäre, wenn wir nicht mehr dauernd den
         Finger neben dem Knopf haben?» Der US-Präsident antwortete: «Wenn wir in den nächsten
         vier Jahren das Richtige tun, brauchen wir über dieses Problem vielleicht nicht mehr
         so viel nachzudenken.»[8]
      

      Am Ende der 1990er Jahre war das Vertrauen aber fast völlig verschwunden. Putin teilte
         in seinen widerwilligen Gesprächen mit Clinton und dessen oberstem Russland-Berater
         Strobe Talbott wenig mit. Statt Atomgeheimnisse mit den Amerikanern zu teilen, erzählte
         er ihnen von den schlimmen Auswirkungen der reduzierten russischen Macht: In ehemals
         sowjetischen Regionen spielten Terroristen jetzt Fußball mit den abgeschlagenen Köpfen
         ihrer Geiseln. Die Idee, dass Putin Clinton über Abschussprotokolle informieren würde,
         war lachhaft.
      

      Was war geschehen? Oder um diese gewaltige Frage in besser handhabbare Teile aufzulösen:
         Warum entschieden die USA, die NATO nach dem Kalten Krieg zu erweitern; wie beeinflussten die amerikanische Entscheidung
         und gleichzeitige russische Entscheidungen einander, und entstand aus dieser Interaktion
         der schicksalhafte Niedergang ihrer Beziehungen? Gab es praktikable Alternativen zu
         ihren Entscheidungen? Was waren die Kosten der Erweiterung, und wie prägte sie die
         Ära zwischen Kaltem Krieg und Corona-Pandemie? Wenn wir uns schließlich der Erkenntnis
         des italienischen Philosophen Benedetto Croce bewusst sind, dass alle Geschichte letztlich
         Zeitgeschichte ist, die mit einem Blick auf heutige Fragen geschrieben wird, stellt
         sich die Frage: Wenn wir den Zeithorizont erweitern, wie kann die Kenntnis dieser
         Geschichte Versuche leiten, eine bessere Zukunft zu schaffen?
      

      Diese Fragen werden im Lauf der Erzählung und im Schlusskapitel detailliert beantwortet,
         aber es lohnt sich, das Argument hier kurz vorzustellen. Die NATO-Erweiterung bewirkte nicht für sich allein die Verschlechterung der Beziehungen zwischen
         den USA und Russland. Wichtige Ereignisse haben mehr als eine Ursache. Geschichte ist nur
         selten monokausal, vielleicht niemals. Amerikanische und russische Entscheidungen
         interagierten miteinander und mit der innenpolitischen Situation beider Länder, addierten
         sich mit der Zeit und bewirkten so den Niedergang. Auch Missverständnisse spielten
         eine Rolle; die früheren US-Botschafter Alexander Vershbow und Daniel Fried haben
         dazu geschrieben: «Sowohl die Bush- wie die Clinton-Regierung hegten einige falsche
         Grundannahmen über das postsowjetische Russland.» Beide verstanden nicht, wie sehr
         die Befreiung Mittel- und Osteuropas für Moskau wie ein imperialer Zusammenbruch aussah.[9]
      

      Man kann aber nur schwer die Realität leugnen, dass die NATO-Erweiterung die Lasten für die junge und zerbrechliche Demokratie in Russland vermehrte,
         als sie am dringendsten Freunde brauchte. 1997 sagte Talbott zu Chirac: «Die russische
         Seite ist völlig durch den Wind.» Er sage das nicht respektlos, sondern erkenne an,
         dass die Russen «eines der größten Traumata ihrer Geschichte durchlaufen haben, mit
         mehr plötzlichen Veränderungen ihrer inneren Ordnung, Außenbeziehungen und Ideologie»
         als jedes andere Land, «das keinen großen Krieg verloren hat.» Das Ergebnis war nach
         den Worten der Historikerin Margaret MacMillan, dass die Welt nach dem Fall der Mauer
         und dem Zusammenbruch der Sowjetunion «an einem Scheideweg … mit konkurrierenden Visionen
         der Zukunft stand», nicht nur wirtschaftlich, sondern auch sicherheitspolitisch. Die
         Erweiterung der Allianz wurde ein zentraler Faktor im folgenden Wettstreit zwischen
         mehreren Visionen der Zukunft.[10] Die Geschichte der NATO-Erweiterung und der neuen Zeit der Wirren in Russland verflochten sich miteinander,
         während die beste Chance auf dauerhafte Kooperation zwischen den atomaren Supermächten
         schrumpfte und so den wertvollen Moment des Optimismus nach dem Ende des Kalten Kriegs
         zerstörte.
      

      Ich spürte selbst etwas von jenem Optimismus als junge Amerikanerin während meines
         Auslandsstudiums in West-Berlin 1989. Seitdem habe ich das politische Erbe der Ereignisse
         zu verstehen versucht, die ich als Zaungast miterlebte. Aber wie kann ich oder sonst
         jemand, der nicht direkt an den politischen Entscheidungen auf höchster Ebene beteiligt
         war, behaupten, die Geschichte der NATO-Erweiterung zu kennen? Die Antwort ist, dass die Interaktionen zwischen Regierungschefs
         und Staaten und dann die mit ihren eigenen Beratern, Genossen, Parlamenten und Völkern
         Berge an Papier produzieren, die im Allgemeinen geheim bleiben. Als aber die Berliner
         Mauer zusammenbrach, brach auch die Fähigkeit der Staaten des Warschauer Pakts zusammen,
         ihre Dokumente und Geheimnisse unter Verschluss zu halten. Ich begann in den 1990er
         Jahren mit der Erforschung dieser Quellen, vor allem in den Archiven der Stasi. Ich
         begann auch Interviews zu führen und Bücher und Artikel über den Kalten Krieg und
         sein heutiges Erbe zu schreiben, darunter The Collapse: The Accidental Opening of the Berlin Wall und 1989: The Struggle to Create Post Cold-War Europe.
      

      Im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts begann ich zu untersuchen, ob ich die Freigabe
         und Veröffentlichung der entsprechenden westlichen Dokumente – von denen die meisten
         immer noch gesperrt waren – erreichen könne. In gewissem Sinne schuf ich mein eigenes
         Archiv auf der Basis von freigegebenen Dokumenten aus sechs Ländern und profitierte
         auch von der Öffnung von Archiven und der Bemühung um Freigabe von Dokumenten durch
         andere Forscher. Dies dauerte viele Jahre, weil es zahlreiche Institutionen waren
         und weil ich viele Personen und Institutionen überzeugen musste, mir Zugang zu gewähren.
         Wenn einfache Bitten scheiterten, wurde eine Berufung nötig, was den Vorgang weiter
         verlängerte. Mein Buch beruht auf der Analyse dieser Quellen.
      

      Einige Forschungsdurchbrüche und Publikationen sollen hier erwähnt werden. 2007 erlaubte
         James Baker mir großzügigerweise den Zugang zur Sammlung seiner Papiere, die er der
         Princeton University geschenkt hatte, darunter Dokumente über die entscheidenden Treffen
         in Moskau 1990. 2008 halfen mir hart arbeitende Mitarbeiter der George H.W. Bush Presidential
         Library, Hunderte von Anträgen auf Einsicht in Dokumente zu stellen, was nicht nur
         mir, sondern auch anderen Forschern neue Wege eröffnete. 2009 hatte ich Erfolg mit
         meinem 2005 abgelehnten Antrag auf Einsicht von Dokumenten des Auswärtigen Amts, nachdem
         der Ex-Außenminister Joschka Fischer und andere so freundlich waren, das Ministerium
         zum Überdenken der Entscheidung zu bewegen. 2014 beschloss die NATO, ihre sogenannte Direktive über die Veröffentlichung von NATO-Informationen umzusetzen, worauf ich mit Hilfe von Mitarbeitern in Brüssel die Archive
         des Bündnisses ein Stück weit öffnen konnte. Die vielleicht größte Herausforderung
         war aber die Freigabe der Protokolle von Clintons Gesprächen mit Jelzin durch die
         William J. Clinton Presidential Library, bei denen ich nach Ablehnungen 2015 und 2016
         drei Jahre für die Berufungen brauchte. Mit Hilfe von Archivaren und anderen, die
         für Transparenz eintraten, hatte ich 2018 schließlich Erfolg und öffnete eine so reiche
         Sammlung (einschließlich Verweisen auf Putin), dass der russische Präsidentensprecher
         Dmitri Peskow gegen die Freigabe von «Dokumenten über gegenwärtige Politiker» durch
         die Bibliothek protestierte, womit er vor allem seinen Chef meinte.[11]
      

      Aber nicht alles ist schriftlich fixiert. Ich habe sehr von der Bereitschaft von über
         100 an diesen Ereignissen beteiligten Personen profitiert, mit mir darüber zu sprechen;
         ihre Namen erscheinen in der Bibliographie, und ich bin ihnen zu Dank verpflichtet.
         Angesichts der Grenzen des menschlichen Gedächtnisses – nach Jahrzehnten ist es verständlicherweise
         schwer, sich an den genauen Wortlaut zu erinnern –, habe ich diese Interviews auch
         wenn möglich mit den Archivquellen verglichen. Bei Widersprüchen habe ich mich an
         die schriftlichen Dokumente der Zeit gehalten. Mit anderen Worten, ich bin in diesem
         Buch einer Hierarchie der Dokumente gefolgt. Quellen, die zum Zeitpunkt der Ereignisse
         entstanden und seitdem sicher aufbewahrt wurden – was Historiker Primärquellen nennen –,
         sind als Beleg wertvoller als Kommentare oder Interviews, die Jahre oder Jahrzehnte
         später entstanden. Um die Äußerungen über das umstrittene Thema der NATO-Erweiterung so genau wie möglich wiederzugeben, habe ich Zitate weiter unterteilt
         in solche, die aus Primärquellen stammen und im Haupttext in doppelten Anführungszeichen
         stehen, und solchen, die ich von anderen übernehme (also Zitate von Zitaten) und durch
         doppelte und dann einzelne Anführungszeichen markiert habe. Die Quellen für alle Zitate
         sind in den Anmerkungen genannt.
      

      Zusammengenommen bieten diese Quellen ein reiches Bild der Vergangenheit. Der Historiker
         John Lewis Gaddis hat geschrieben: «Das direkte Miterleben von Ereignissen ist nicht
         zwingend der beste Weg zu ihrem Verständnis, weil das eigene Blickfeld nicht über
         die Grenzen der eigenen Sinne hinausreicht.» Teilnehmer an Ereignissen stehen auf
         dem Boden, in einer Menge mit vielen anderen, unter vielfältigem Druck. Obwohl ich
         einige der Ereignisse als Zaungast erlebt habe, erkannte ich erst nach dem Abschluss
         meines Dissertationsstudiums in Geschichte an der Yale University, wie viel mir entgangen
         war. Historiker sind wie Beobachter aus größerer Entfernung, sie sehen weniger Einzelheiten,
         aber das Blickfeld ist größer. Wie Gaddis sagt: «Der Historiker vergangener Ereignisse
         ist einfach dadurch viel besser dran als ihr Zeitgenosse, weil er einen weiteren Horizont
         hat.»[12]
      

      Dass persönliche Beteiligung sogar problematisch für spätere historische Einschätzungen
         werden kann, zeigt sich in Kommentaren von und über zwei Männer, die den Kampf um
         die NATO-Erweiterung anstießen: Gorbatschow und Baker. Der frühere sowjetische Präsident machte
         jahrelang Schlagzeilen mit heftigen Aussagen, Baker habe ihm versprochen, das Bündnis
         werde sich niemals ausdehnen. Gorbatschows Ansichten sind wichtig, weil er 1989 auf
         Gewalt verzichtete, um die zerfallende sowjetische Macht zu retten, und dadurch die
         Tür für alles spätere aufstieß. Diese Zurückhaltung trug ihm zurecht den Nobelpreis
         ein, doch sie trug auch zu seinem Sturz bei, nachdem das atlantische Bündnis sich
         über die Grenze des Kalten Kriegs hinaus auszudehnen begann.
      

      Als er 2014 über die Erweiterung befragt wurde, klang seine Version anders. Er sagte
         einem Interviewer, die Erweiterung des Bündnisses sei nicht sein Fehler, weil die
         Frage in seiner Amtszeit nie akut geworden sei: «Das Thema der ‹NATO-Erweiterung› wurde gar nicht diskutiert und in diesen Jahren nicht angesprochen.»
         Er sprach von sich in der dritten Person und schob die Schuld seinen Nachfolgern zu:
         «Stellen Sie Gorbatschow und die damalige sowjetische Führung nicht als naive Menschen
         dar, die der Westen um den Finger wickelte. Wenn es Naivität gab, kam sie später,
         als das Thema aktuell wurde.» Er wiederholte auch: «Kein einziges osteuropäisches
         Land sprach die Frage an, nicht einmal nach dem Ende des Warschauer Pakts 1991», und
         «westliche Staatschefs sprachen sie auch nicht an.»[13] Zahlreiche Kommentatoren haben Gorbatschows Behauptungen, die NATO-Erweiterung sei während seiner Amtszeit nicht diskutiert worden, und wenn doch, dann
         nur mit Bezug auf Ostdeutschland, nicht auf Mittel- und Osteuropa, unkritisch wiederholt,
         oftmals wörtlich. Doch seine Behauptungen stimmen nicht mit früheren Äußerungen überein,
         wie dieser vom Mai 1990: «Ich habe zu Baker gesagt: Uns ist Ihre wohlwollende Haltung
         gegenüber der von einigen Vertretern osteuropäischer Länder geäußerten Absicht bekannt,
         den Warschauer Pakt zu verlassen, um später in die NATO einzutreten.»[14]
      

      Dokumente von anderen führenden Politikern erzählen eine ähnliche Geschichte – noch
         vor 1990. Am 24. November 1989, nur zwei Wochen nach dem Mauerfall, dachte Präsident
         Bush bereits strategisch über die Zukunft Europas nach. An diesem Tag sagte er zur
         britischen Premierministerin Thatcher: «Lassen wir Ostdeutschland beiseite. Was ist,
         wenn osteuropäische Länder den Warschauer Pakt verlassen wollen. Die NATO muss bleiben.» Mit anderen Worten, wenn diese Länder einen Austritt aus dem Pakt
         erwogen, ihrem unfreiwilligen Militärbündnis mit Moskau, dann stellte sich die offensichtliche
         Frage – die Bush intuitiv ahnte –, was sie danach tun würden. Thatcher glaubte, es
         sei am sinnvollsten, «den Warschauer Pakt zu erhalten», den sie später als «Feigenblatt
         für Gorbatschow» beschrieb, aber Bush ließ sich nicht überzeugen.[15]
      

      Vielmehr gab es vom 2.–4. Februar 1990 Konsultationen zwischen dem amerikanischen
         und dem deutschen Außenministerium sowie dem Kanzleramt darüber, ob sich die Frage
         einer «territorialen Absicherung» der NATO für «Osteuropa» stellen könne – eine Entwicklung, die Moskau offensichtlich ablehnen
         würde. Am 6. Februar diskutierten der bundesdeutsche und der britische Außenminister,
         ob Gorbatschow darauf bestehen würde, dass «Ungarn nicht Teil» der Allianz werde.
         Am 8. Februar, dem Tag vor seinem Treffen mit Gorbatschow, informierte Baker Bush,
         er habe mit tschechoslowakischen Politikern über die NATO gesprochen, und «die Durchführung der deutschen Vereinigung innerhalb der NATO könnte für diese Mitteleuropäer sehr wichtig sein.» Vom 20. bis 27. Februar besuchte
         der stellvertretende US-Außenminister Eagleburger Ungarn, Polen und weitere Länder
         in der Region und diskutierte mit dem ungarischen Außenminister, «wie eine neue NATO einen politischen Schirm für Mittel- und Osteuropa bilden könnte.»[16] Am 3. März besuchte der tschechoslowakische Außenminister das NATO-Hauptquartier in Brüssel. Am 12. März gaben Bakers Mitarbeiter eine frühe Einschätzung
         der potenziellen Rolle des Bündnisses in Mittel- und Osteuropa. Am 17. März kritisierten
         die Tschechoslowakei, Ungarn und Polen offen den Widerstand Moskaus gegen eine NATO-Erweiterung nach Osten über die Grenze des Kalten Kriegs hinaus. Am 21. März besuchte
         auch der polnische Außenminister das NATO-Hauptquartier. Im Sommer und Herbst machten viele mittel- und osteuropäische Politiker
         ähnliche Besuche oder empfingen den NATO-Generalsekretär. 1991 spekulierte Bush mit Wörner sogar über mögliche Beziehungen
         der NATO zu den baltischen Staaten.
      

      Dieses Interesse am Bündnis existierte zudem parallel zum Interesse an der Europäischen
         Gemeinschaft, wie der förmliche Aufnahmeantrag Ungarns zeigt, der am 16. November
         1989 gestellt wurde – nur eine Woche nach dem Mauerfall. Ungarn und andere reformwillige
         Staaten signalisierten 1989 auch der Bundesrepublik, ihr Hauptgrund, den Warschauer
         Pakt noch nicht zu verlassen (und der EG noch nicht beizutreten), sei taktischer Natur.
         Weil sie wussten, dass dessen Fortbestand eine «Existenzfrage» für Gorbatschow war,
         wollten sie den Pakt und Gorbatschows Position nicht zu früh untergraben, sonst könne
         dies zu seinem Sturz durch sowjetische Reaktionäre führen, was «den Reformprozeß in
         ganz Mittel- und Osteuropa» beenden und Moskaus Kontrolle über die Region bekräftigen
         würde.[17] Dennoch war das Ende des Pakts in Sicht, und die Erkundung künftiger Optionen hatte
         begonnen. Kurz gesagt, im Gegensatz zu Gorbatschows oft zitierter Aussage begann der
         Kampf um die Zukunft Mittel- und Osteuropas in westlichen Institutionen wie EG und
         NATO mit dem Fall der Mauer.
      

      Wie Gorbatschow musste auch Baker sein Amt verlassen, und auch er unternahm später
         große Anstrengungen, das Bild seiner Amtszeit zu bestimmen. Nachdem der Minister durch
         Bushs Niederlage bei der Wahl 1992 wieder zum Privatmann wurde, stellte er ein Recherche-
         und Autorenteam an, um ihm beim Schreiben seiner Memoiren zu helfen. Einer von ihnen
         war Andrew Carpendale, ein Bewunderer Bakers, der im Außenministerium unter ihm gearbeitet
         hatte, sein Hauptredenschreiber geworden war und an den dramatischen Ereignissen jener
         Jahre teilgenommen hatte. Als Bush aber zahlreiche Passagen des Manuskripts, das sein
         Team erstellt hatte, strich oder umschrieb, besonders über 1990–91, sah Carpendale
         sich gezwungen, seinem Chef zu widersprechen. Am 23. Januar 1995 schrieb er: «Ich
         möchte meinen entschiedenen Widerspruch gegen einige der umfangreichen Änderungen
         ausdrücken, die Sie vorgenommen haben.» Er warnte Baker: «Sie allein tragen die Verantwortung,
         wenn die Rezension im New York Times Book Review etwa so beginnt: ‹In seinen bewegten und gut lesbaren Memoiren gelingt James Baker III. als Autor, was ihm in über zwölf Jahren in Washington so gut gelang: seine Erfolge
         zu verherrlichen, jedes Zeichen von Scheitern zu vermeiden und die Wahrheit zu umgehen.›»[18]
      

      Carpendales Vorhersage war hellsichtig. Neun Monate später kam die Rezensentin der
         New York Times zu dem Schluss, dass «der Mann, der berühmt dafür war, die Botschaft der Woche zu
         manipulieren, jetzt sein Bild in der Geschichte manipuliert.»[19] Winston Churchill hatte einmal gestanden, er könne sein positives Bild in der Geschichte
         sichern, indem er «diese Geschichte selbst schreibe.»[20] Politische Akteure wollen verständlicherweise ihre Geschichte erzählen, aber Geschichte
         muss mehr sein als Autobiographie, vor allem wenn die Folgen ihres Handelns so weit
         reichen. Wenn wir stattdessen alle verfügbaren Quellen hinzuziehen, um einen leidenschaftslosen
         Blick auf den Beginn der NATO-Erweiterung nach dem Kalten Krieg zu werfen, bringt das ein reiches Ergebnis: Wir
         sehen, wie ihre Erfolge und Misserfolge die heutigen Probleme der atlantischen Welt
         schufen, und wir können daraus Lehren ziehen, wie man sich auf eine unsichere Zukunft
         vorbereiten soll.
      

      Diese Geschichte mag kompliziert sein, doch der Aufbau meines Buches ist einfach.
         Es untersucht das Jahrzehnt der NATO-Veränderung in drei Teilen. Jeder integriert die wichtigsten historischen Ereignisse
         in eine analytische Erzählung.
      

      Teil I reicht von 1989–92 und beginnt mit dem Fall der Mauer, zur Freude der meisten
         Menschen, aber zum Schrecken von Putin und sowjetischen Politikern, die glauben, ihr
         Sieg im Zweiten Weltkrieg habe ihnen das bleibende Recht auf die Beherrschung Mittel-
         und Osteuropas gegeben. Bundeskanzler Kohl benutzt immer wieder eine Metapher, um
         das Handeln seiner westlichen Kollegen zu beeinflussen: Bringt die Ernte ein, bevor
         der Sturm kommt. Er meint, dass der Westen sich 1990 beeilen muss, die Gewinne seines
         Erfolgs im Kalten Krieg zu sichern, bevor Hardliner in Moskau Front gegen Gorbatschow
         machen. In diesem Geist gelingt Bush und Kohl in nur 329 Tagen die deutsche Wiedervereinigung
         und die Ausweitung der NATO über ihre frühere Grenze hinaus auf Ostdeutschland. Bald darauf bricht tatsächlich
         ein Machtkampf in Moskau aus, genau wie Kohl vorhersagte; doch der Sturm ist noch
         stärker als er erwartete. Der Putschversuch und seine Folgen fegen bis Ende 1991 nicht
         nur Gorbatschow, sondern den ganzen Sowjetstaat weg und schaffen Gelegenheiten für
         das atlantische Bündnis, sich weiter nach Osten auszudehnen. Es erzeugt aber auch
         neue Risiken, als das sowjetische Atomwaffenarsenal in zahlreiche unerfahrene Hände
         fällt. Und noch während Washington diese Herausforderungen zu meistern versucht, wählen
         die Amerikaner 1992 die Regierung Bush ab und setzen den jungen Gouverneur von Arkansas
         auf den geopolitischen Schleudersitz.
      

      Teil II, 1993–94, erkundet das Aufklaren der amerikanisch-russischen Beziehungen nach diesem
         Sturm und das dadurch zutage tretende Potenzial. Trotz der Umwälzung in Moskau gewinnen
         die Reaktionäre nicht wieder die Kontrolle, wie von Kohl befürchtet. Stattdessen gibt
         es bemerkenswerterweise eine wertvolle zweite Chance zur Zusammenarbeit. Die Macht
         fällt einem Staatschef zu, der ebenfalls bereit ist, Reformen durchzuführen und mit
         dem Westen zu kooperieren – Jelzin, der 1993 rasch Übereinstimmung mit Clinton herstellt.
         «Boris und Bill», wie sie genannt werden, entwickeln das engste Verhältnis, das je
         zwischen einem russischen und einem amerikanischen Staatschef bestand, und Clinton
         besucht Moskau schließlich öfter als jeder US-Präsident vor oder nach ihm. Um diese
         Übereinstimmung zu schützen, aber auch um zugleich auf die Bitten der Mittel- und
         Osteuropäer nach NATO-Mitgliedschaft und auf das Blutvergießen auf dem Balkan zu reagieren, unterstützt
         Clinton den Plan einer schrittweisen Partnerschaft für ganz Europa, der weitgehend
         von seinem in Polen geborenen Vorsitzenden der Vereinigten Generalstabschefs, General
         John Shalikashvili, stammt. Doch die Ereignisse von Ende 1993 und 1994 – Jelzins tragische
         Gewaltanwendung gegen Gegner in Moskau und Tschetschenien, das Wiedererstarken der
         Republikanischen Partei und geschicktes Manövrieren von Washingtoner Insidern – wirken
         zusammen, um Clinton zum Aufgeben der Partnerschaftslösung zu bewegen.
      

      Teil III, 1995–99, stellt dar, wie Clinton eine aggressivere Haltung bei der NATO-Erweiterung einnimmt, während die «Boris und Bill»-Beziehung in alkoholgeschwängerten
         Tiraden Jelzins und der harten Haltung des US-Präsidenten beim militärischen Eingreifen
         im Kosovo versinkt. Gleichzeitig sind Mittel- und Osteuropäer zu Recht begeistert,
         als der Countdown für ihren NATO-Beitritt beginnt. Die Westeuropäer entscheiden unter sich, dass Russland niemals
         der EU beitreten wird. Und Frost fällt auf das amerikanisch-russische Verhältnis,
         als Clinton plötzlich vor der Frage steht, ob er im Amt überleben wird, als die Enthüllung
         seiner Affäre mit der Praktikantin Monica Lewinsky im Weißen Haus Schlagzeilen macht,
         während Putin gerade in Moskau die Leiter zur Macht erklimmt. Nachdem Moskau wie Washington
         daran gescheitert sind, im Tauwetter nach dem Kalten Krieg eine bleibende Zusammenarbeit
         zu schaffen, gewinnen doch noch die reaktionären Kräfte in Russland, die Kohl 1990
         gefürchtet hatte.
      

      Das Schlusskapitel tritt einen Schritt von der Erzählung zurück und untersucht, wie
         der jeweilige US-Präsident die in den drei Abschnitten beschriebenen Entscheidungen
         über die Zukunft der NATO trifft und wie diese Entscheidungen mit denen Russlands interagieren. Im Grunde betätigt
         der amerikanische Präsident das politische Gegenstück eines Sperrhebels – ein Werkzeug,
         dass nur die Bewegung in eine Richtung erlaubt –, und Russland reagiert. Jede Drehung
         schließt andere Möglichkeiten aus und macht es unmöglich, den Kurs zu ändern und eine
         andere Richtung einzuschlagen. Mit der Abfolge der Entscheidungen akkumulieren sich
         die Auswirkungen. Zunächst schließt Bush als Teil des größeren Ziels der deutschen
         Vereinigung alle Optionen außer einer atlantischen Allianz, die Artikel 5 über die
         Grenzlinie des Kalten Kriegs hinausträgt, für die transatlantische Sicherheit aus.
         Als nächstes schließt Clinton die von seiner eigenen Regierung vorgeschlagene Option
         einer schrittweisen Partnerschaft als Mittel zum Erreichen dieser Erweiterung aus.
         Schließlich schließt Clinton Optionen aus, Standort oder Zahl der neuen Verbündeten
         oder Tempo und Rechte ihres Beitritts zu begrenzen. Dieser präsidentiale Sperrhebel
         bewegt die Dinge zur atlantischen Allianz. Obwohl die NATO viele Mitglieder mit jeweils eigenen Optionen hat, bedeutet die militärische Dominanz
         der USA, dass es letztlich auf die amerikanische Position ankommt, wenn es um Artikel 5 des
         NATO-Vertrags geht. Das war in den 1990er Jahren ebenso wahr wie heute. Und die Drehungen
         des Sperrhebels haben bleibende Konsequenzen, nicht zuletzt darin, dass sie spätere
         US-Regierungen einschränken, die zu Beginn ihrer Amtszeit nicht mehr alle Optionen
         für das Organisieren der transatlantischen Sicherheit oder das Verhältnis zu postsowjetischen
         Staaten besitzen.
      

      Zum Schluss betrachtet das Buch die heutigen Nachwirkungen dieser Ereignisse. Mittel-
         und Osteuropäer werden NATO-Mitglieder, entdecken aber, dass die Mitgliedschaft nicht automatisch ihre hart errungenen
         demokratischen Errungenschaften zementiert. Washington gewinnt den Kampf mit Moskau
         um die NATO in den 1990er Jahren, doch die Art, wie die USA die Erweiterung umsetzen, bedeutet, dass sie auf lange Sicht Optionen hinsichtlich
         Russlands verlieren. Das große Spiel in Europa wäre gewesen, eine Dynamik zu schaffen,
         die eine bleibende Kooperation statt Konfrontation zwischen Russland und dem Westen
         etabliert hätte. Nach dem Zweiten Weltkrieg arbeitete Amerika mit früheren Gegnern
         zusammen, um sie zu langfristigen Verbündeten zu machen, daher existierte ein Präzedenzfall
         dafür. Die Herausforderung nach dem fröhlichen und friedlichen Ende des Kalten Kriegs
         bestand darin, diese Leistung zu wiederholen. Stattdessen erreichen die Regierenden
         in Washington und Moskau nur ein Patt.
      

      Amerikanische Entscheidungen in Verbindung mit dem tragischen Scheitern Gorbatschows
         und Jelzins untergraben das Potenzial für eine Zusammenarbeit nach dem Kalten Krieg
         und stoßen das Verhältnis von USA und Russland in eine Periode ungleichmäßigen Niedergangs. Obwohl es Episoden gibt,
         die den Geist der Kooperation erneuern – etwa die Sympathiebekundungen aus Moskau
         nach den Anschlägen vom 11. September 2001 oder die Unterzeichnung des neuen START-Vertrags zur Reduzierung von Atomwaffen 2010 – zeigt der Gesamttrend nach unten.
      

      Wenn diese Geschichte mit Putin endet, so beginnt sie auch mit ihm. 1989 spielt er
         eine kleine Rolle im geteilten Deutschland, beobachtet mit Schrecken die Öffnung der
         Mauer und die Bewegung des Westens nach Osten. 1999 wird er Jelzins persönlich ausgewählter
         Erbe. In dem Jahrzehnt dazwischen bleibt er auf der internationalen Bühne weitgehend
         unsichtbar – passend für ein Mitglied des Geheimdienstes –, während er zuhause um
         eine Position kämpft. Doch sein Groll über den Verlust von Russlands Imperium und
         internationaler Stellung vergeht nicht und wird von anderen ehemaligen Dienern des
         Sowjetstaats weitgehend geteilt. Es überrascht zwar, dass er schließlich als Staatschef
         unter ihnen hervortritt, aber es überrascht nicht, dass jemand mit seinen Ansichten
         ein ernsthafter Konkurrent um die Macht wird, als die russischen Reformen ein wirtschaftliches
         Chaos erzeugen. Und als klar wird, dass es tatsächlich Putin ist, der ganz oben gelandet
         ist, nehmen seine Überzeugungen rasch eine sehr wichtige Rolle ein. Er äußert seinen
         Groll unter Verwendung einer modifizierten Version der Geschichte der 1990er Jahre
         und benutzt die NATO-Entscheidung jener Jahre zum «Ausbau militärischer Einrichtungen an unseren Grenzen»
         als Rechtfertigung für erneutes Blutvergießen und Konkurrenz mit dem Westen.[21]
      

      Angesichts der Bedeutung dieser Entwicklungen für die Welt von heute ist es an der
         Zeit, die Ereignisse der 1990er Jahre unter Einbeziehung aller verfügbarer historischer
         Belege ernsthaft zu betrachten. Zu Beginn des Jahrzehnts erschien eine bessere Zukunft
         nicht nur möglich, sondern wahrscheinlich. Um zu verstehen, wie wir zur heutigen Situation
         gekommen sind, müssen wir die neue Zeit mit Hilfe der Vergangenheit prüfen.
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            1. Zwei Abende in Dresden
            

         

         An einem Dezemberabend 1989 in Dresden beschloss Oberstleutnant Wladimir Putin alles
            Nötige zu tun, um die Sowjetmacht, seine Kollegen und sich selbst zu verteidigen.
            Niemand anders würde es tun. Die Mauer war offen, und das DDR-Regime brach zusammen. Eine Menge aus friedlichen Demonstranten hatte gerade die
            nahegelegene Stasizentrale gestürmt und die Wachtposten ebenso überwältigt wie das
            ganze Regime: durch Überzeugung und bloße Zahl, nicht durch Gewalt. Nun wanderten
            rund zwei Dutzend Protestierende um die Ecke zur täuschend bescheidenen Zweigstelle
            des KGB in der Angelikastraße, wo Putin am 5. Dezember der höchste anwesende Offizier war.
         

         Putin machte sich über mehr Sorgen als über sich und die Handvoll anwesender Männer.
            Später gab er zu, man habe «gewisse Dokumente» dort gehabt. Diese Dokumente enthielten
            angeblich Informationen über Scheinfirmen, die DM-Milliardensummen für den KGB und seine Partner verwalteten; über Spionage gegen die westdeutsche Industrie, um
            ihren schwachen östlichen Konkurrenten zu helfen; und über Kontakte zur terroristischen
            Rote Armee Fraktion, die Dresdens Randlage nutzte, um Anschläge zu planen. Putin schützte
            auch seine eigene Arbeit gegen den «Hauptfeind», die NATO.
         

         Auf der Suche nach Hilfe rief er einen Kollegen bei der Roten Armee in Dresden an.
            Der Mann am Telefon weigerte sich aber, Putins Bitte ohne explizite Erlaubnis Moskaus
            zu erfüllen, und fügte dann hinzu: «Moskau schweigt». Putin beschloss, allein zu handeln.
            Er ging langsam und ruhig zu der kleinen Gruppe am Eingangstor, wie ein Augenzeuge
            es später beschrieb. Eine Weile starrte er sie einfach an. Nach einem kurzen Gespräch,
            bei dem die Protestierer über sein fließendes Deutsch erstaunt waren, sagte er ihnen,
            wenn sie sich Zutritt verschafften, würden sie erschossen.[1]
         

         Die zwei Dutzend Menschen zögerten, murmelten und beschlossen zurück zur Stasizentrale
            zu gehen. Putin ging ins Haus zurück, wo er und seine Kollegen «eine riesige Masse
            von Dokumenten verbrannt[en]. Wir haben so viel verbrannt, dass der Ofen fast explodiert
            wäre.» Nach eigener Darstellung hing ihm der Satz «Moskau schweigt» noch jahrelang
            nach. Sein Land hätte sich verteidigen sollen, statt zu schweigen, bemerkte er später:
            «Wir hätten uns viel Ärger erspart, wenn nicht eine solche übereilte Flucht stattgefunden
            hätte.» Putin fasste die dauerhafte Überzeugung, man müsse das vermeiden, was er eine
            Lähmung der Macht nannte. Im Jahr nach seinem Amtsantritt als russischer Präsident
            sagte er: «Nur eines funktioniert in solchen Umständen – in die Offensive zu gehen.
            Man muss zuerst zuschlagen, so hart, dass der Gegner nicht wieder aufsteht.»[2]
         

         Während der junge KGB-Offizier zu dieser Erkenntnis kam, bereiteten sich die politischen Schwergewichte,
            die ihre jeweiligen Länder regierten, ebenfalls auf den Kampf vor. Ein Spiel mit hohem
            Einsatz begann, um das Vakuum zu füllen, das von der zurückweichenden Sowjetmacht
            hinterlassen wurde. Es reichte bald von den Straßen Ostdeutschlands bis in die Zentren
            der Macht. Die Maueröffnung hatte das Ende der Ordnung des Kalten Kriegs und den Beginn
            einer anderen, noch unbekannten Ordnung signalisiert. Alles, einschließlich der Zukunft
            der NATO, lag auf dem Tisch. Moskau konnte fordern, dass Deutschland im Austausch gegen die
            sowjetische Erlaubnis zur Wiedervereinigung aus der NATO austreten müsse, was für ein Bündnis, das 40 Jahre lang ein zentraler Orientierungspunkt
            der transatlantischen Welt gewesen war, wohl fatale Folgen gehabt hätte.
         

         
            Der Kampf um die Gründung der NATO

         

         Die Langlebigkeit des Bündnisses verdeckte, wie heftig der Kampf um seine Gründung
            gewesen war. Die NATO war mit der Unterzeichnung des Washingtoner Vertrags am 4. April 1949 in einem großen
            neoklassischen Tanzsaal an der Constitution Avenue nahe dem Weißen Haus entstanden.
            Präsident Harry Truman hatte ein paar kurze Bemerkungen gemacht und das neue Bündnis
            aufgefordert, «ein Schild gegen Aggression und die Furcht vor Aggression» zu werden.
            Danach saßen einige Teilnehmer in der Bar des Willard Hotels, aber einem britischen
            Diplomaten in London war nicht nach Feiern zu Mute. Hugh Dalton schrieb mit bitterer
            Befriedigung in sein Tagebuch: «‹Es ist die endgültige Verstrickung der USA (& Kanadas) in Europa.›» Das Bündnis sei «‹das Beste, was wir in dieser elenden Lage
            tun können – und auf seine Art sehr gut.›»[3]
         

         Das Elend kam von den zerstörten Hoffnungen auf Harmonie nach dem Zweiten Weltkrieg.
            Obwohl der Kampf vorüber war, lag Europa in Trümmern. Hunger und Krankheit waren überall,
            und Spannungen mit Moskau wegen der Teilung der Autorität nach dem Krieg erzeugten
            neue Bedrohungen. Präsident Franklin D. Roosevelt, der die USA zu einem Sieg geführt hatte, den er nicht mehr erlebte, war in der Hoffnung gestorben,
            einen bleibenden Frieden in Europa und mit der UdSSR erreicht zu haben. Er versuchte
            eine dauerhafte Nachkriegsordnung zu konstruieren, indem er Moskau einen prominenten
            Platz darin anbot. Die Kenntnis über Roosevelts Strategie zum Erreichen dieses Ziels
            war aber weitgehend verschwunden, als er am 12. April 1945 starb, ohne Vizepräsident
            Truman ins Vertrauen gezogen zu haben. Schockiert über die Plötzlichkeit, mit der
            er zum Staatsführer eines Landes geworden war, das die Weltordnung neu einrichten
            sollte, befragte Truman intensiv Roosevelts Berater und versuchte die Absichten seines
            Vorgängers zu ergründen. Während einige Berater für die Zusammenarbeit mit Moskau
            eintraten, empfahlen andere das Gegenteil. Truman tendierte immer mehr zu letzteren.
            Sie machten sich seine Unerfahrenheit zunutze, um einen härteren Kurs anzuregen, als
            Roosevelt ihn wohl verfolgt hätte. Immer aggressivere sowjetische Schritte zur Unterdrückung
            der Unabhängigkeit Mittel- und Osteuropas verstärkten das wachsende Gefühl Washingtons,
            dass gleich nach dem Ende des einen Konflikts ein neuer begonnen habe: der Kalte Krieg.
            Während Moskau begann, einen Eisernen Vorhang durch Europa zu ziehen, wie Winston
            Churchill sagte, wurde die scheinbar vorübergehende Trennungslinie durch das besetzte
            Deutschland immer dauerhafter. An dieser Front entstand auch ein neuer Staat, die
            Bundesrepublik Deutschland.
         

         Die wachsenden Spannungen mit Moskau halfen auch dabei, einen widerwilligen Kongress
            1948 zur Annahme eines großzügigen Plans zur Wirtschaftshilfe für Europa zu bewegen,
            den Außenminister George Marshall im Juni 1947 vorgeschlagen hatte. Der britische
            Außenminister Ernest Bevin hatte aber das Gefühl, Wirtschaftshilfe reiche nicht aus,
            es müsse auch militärische Stärke geben. Bevin hatte bereits eine neue westliche Gemeinschaft
            aus England, Frankreich, Belgien, den Niederlanden und Luxemburg als ersten Schritt
            vorgeschlagen. Sie entstand durch den Brüsseler Vertrag vom 17. März 1948 kurz nach
            der kommunistischen, faktisch sowjetischen Übernahme der tschechoslowakischen Regierung.
            Seine größere Hoffnung war aber eine transatlantische Organisation.
         

         Der US-Kongress reagierte auf den Brüsseler Vertrag vorsichtig positiv mit der Vandenberg-Resolution,
            benannt nach Senator Arthur Vandenberg aus Michigan, der sie einbrachte. Er war nach
            den Worten des späteren Außenministers Dean Acheson ein «Hurrikan» von einem Mann,
            der beeindruckende «‹Wortgewitter›» produzieren konnte. Vandenberg besaß auch «‹eine
            seltene Fähigkeit zur raschen Entrüstung, oft bevor er eine Streitfrage verstand oder
            verstand, ob es überhaupt eine gab.›» Dieses Talent war nützlich, um sich gegen Opposition
            durchzusetzen, als er und gleichgesinnte Politiker die skeptische Mehrheit von der
            Idee einer Mitgliedschaft der USA in einer vergrößerten Version des Brüsseler Bündnisses zu überzeugen versuchten.
            Sie brachten seine Resolution am 11. Juni 1948 durch den Senat und öffneten damit
            die Tür für Amerikas «Zusammenschluss» mit «regionalen und anderen kollektiven Arrangements»,
            wenn auch ohne nähere Einzelheiten und unter der Voraussetzung, es werde nichts vor
            den Wahlen im selben Jahr geschehen.[4]
         

         Sowjetische Fehleinschätzungen förderten bald Bevins und Vandenbergs Vorhaben. Zwei
            Wochen nach Annahme der Resolution begann Moskau mit der Blockade Berlins, was zur
            Luftbrücke 1948–49 führte. Die sowjetische Blockade war ein schwerer strategischer
            Fehler. Sie veränderte grundlegend den Verlauf des frühen Kalten Kriegs, indem sie
            die Opposition in den USA gegen ein militärisches Engagement Amerikas in Europa schwächte.
         

         Während das Bündnis Gestalt annahm, mussten seine Unterstützer noch Zweifler im In-
            und Ausland abwehren. George Kennan, der die Eindämmung statt die aktive Bekämpfung
            Moskaus vorgeschlagen hatte, war entsetzt; er zog den im Marshall-Plan verkörperten
            wirtschaftlichen Ansatz vor. Natürlich sympathisierte Kennan mit den Bitten verwüsteter
            und Schutz suchender europäischer Staaten. Washington könne vom Krieg zerstörte Länder
            kaum davon abhalten, «in den Abgrund ihrer militärischen Hilflosigkeit zu schauen»,
            während die Spannungen mit der Sowjetunion zunahmen.[5] Er war jedoch gegen ein permanentes Bündnis, weil er die langfristigen Kosten für
            zu hoch hielt. Es schien sein Ziel seiner geduldigen, aber festen Eindämmungspolitik
            zu untergraben, nämlich durch ökonomische und politische Mittel eine Veränderung im
            Denken Moskaus zu erreichen, die schließlich eine Beilegung der Differenzen ermöglichen
            und die doppelte Gefahr des innenpolitischen Autoritarismus und des globalen Krieges
            vermeiden würde. Eine feste Allianz gegen Moskau würde das Erreichen dieses Ziels
            behindern, nicht fördern – vor allem weil die NATO keinen offensichtlichen Endpunkt besitzen würde, wenn sie Mitglieder aufnahm, die
            nicht direkt am Atlantik lagen. Für Kennan war ein solches Bündnis zwar auf kurze
            Sicht verständlicherweise wünschenswert, es würde aber letztlich die Spannungen verstärken
            und die Optionen der USA für die friedliche Lösung eines Konflikts mit der UdSSR reduzieren. Französische
            Diplomaten hatten ihre eigenen Zweifel; sie machten klar, dass sie die Mitgliedschaft
            des Bündnisses strikt begrenzen wollten. Die USA bestanden aber darauf, weit auszugreifen und sowohl «Sprungbretter» über den Atlantik –
            die Azoren, Grönland und Island – als auch skandinavische Länder einzubeziehen. Obwohl
            sie am Beitritt interessiert waren, wussten diese Länder, dass sie ihren sowjetischen
            Nachbarn nicht provozieren durften, und hatten über eine Art skandinavische Verteidigungsunion
            nachgedacht.
         

         Es kam zu einem Kompromiss. Dänemark, Island und Norwegen traten der NATO bei – nachdem die Verhandlungen über eine eigene Verteidigungsunion gescheitert waren –,
            beschränkten oder verboten aber Atomwaffen, Stützpunkte und bestimmte militärische
            Aktivitäten auf ihrem Gebiet. Im April 1949 endete der Kampf um die Schaffung der
            NATO mit dem Erfolg ihrer Unterstützer. Der Senat ratifizierte mit 82 zu 13 Stimmen den
            Washingtoner Vertrag.
         

         Auf dem Papier waren die Garantien des Vertrags beeindruckend stark. Artikel 5, die
            stärkste von allen, schrieb jedem Mitgliedsland vor, den Angriff auf das Territorium
            eines anderen Staates als Angriff auf sein eigenes zu betrachten. Als oberstes politisches
            Gremium wurde ein Nordatlantikrat aus den Regierungschefs der Mitgliedsländer oder
            ihren Vertretern unter Leitung eines Generalsekretärs geschaffen. In den ersten 14 Monaten
            seines Bestehens blieb das Bündnis aber ein Papiertiger. Weder die zivilen, noch die
            militärischen Teile der NATO machten zunächst Fortschritte. Armeen in Westeuropa waren seit Kriegsende stark verkleinert
            worden, im Gegensatz zu den 175 sowjetischen Divisionen im Osten, die trotz des Endes
            der Kampfhandlungen in unterschiedlicher Kampfbereitschaft geblieben waren.
         

         Drei alarmierende Entwicklungen waren nötig, damit die NATO ernsthafte militärische Vorbereitungen ergriff: die unerwartet frühe Zündung einer
            sowjetischen Atombombe im August 1949, der Sieg der Kommunisten in China im Oktober
            1949 und vor allem die nordkoreanische Invasion Südkoreas im Juni 1950. Die ersten
            beiden Entwicklungen zeigten das Anwachsen der kommunistischen Macht, die dritte schuf
            einen gefährlichen Präzedenzfall. Wenn Kommunisten Atombomben zündeten, China eroberten
            und in Südkorea einmarschierten, so die Logik, würden sie sicher auch versuchen, Westdeutschland
            einzunehmen.
         

         Die daraus entstehende Panik hatte weitreichende Konsequenzen. In Europa unterstützte
            sie die Befürworter multilateraler Organisationen wie einer europäischen Wirtschaftsunion.
            In Washington brachte sie den Sieg für die Unterstützer eines Plans der Hardliner,
            der eine weitreichende Militarisierung und Nuklearisierung der Eindämmungsstrategie
            forderte. Und in der neuen transatlantischen Allianz förderte die Panik die Vollendung
            der NATO.
         

         Am 9. September 1950 verkündete Truman, er werde starke Bodentruppen zurück nach Europa
            schicken. Sie würden in die NATO-Kommandostruktur integriert sein, an deren Spitze aber ein amerikanischer General
            stehen solle, der erste Alliierte Oberkommandierende in Europa, Dwight D. Eisenhower.
            Der prominenteste verbliebene Gegner von festen Bündnissen, Senator Robert Taft aus
            Ohio, versuchte diese Entwicklungen zu stoppen, scheiterte aber. Eine Senatsresolution
            vom April 1951 machte den Weg frei.
         

         An diesem Punkt entwickelte die NATO eine Struktur. Sie erhielt ein Oberstes Hauptquartier der Alliierten Streitkräfte
            in Europa (SHAPE). Ein ziviles Sekretariat entstand zur Unterstützung des ersten Generalsekretärs,
            des Briten Lord Ismay. Bei einem Treffen in Lissabon im Februar 1952 wurde die Struktur
            noch genauer bestimmt; neben anderen Themen setzte diese Konferenz die «Lissaboner
            Ziele» über die Lastenverteilung fest, die jahrzehntelange Debatten auslösten.
         

         Das Bündnis begann sich auch auszudehnen, 1952 traten Griechenland und die Türkei
            bei. Die große Frage war aber, was mit Westdeutschland geschehen solle. Als die NATO sich ernsthaft auf die Möglichkeit einer sowjetischen Invasion vorbereitete, wurde
            der Wert einer Stärkung und Einbeziehung der westlichen Hälfte des geteilten Lands
            unübersehbar. Die Gefühle der Nachbarländer, die alle ihre Erinnerungen an das NS-Regime
            hatten, machten es aber keineswegs einfach, den Deutschen wieder Waffen zu geben.
         

         Auch hier war Korea von entscheidender Wirkung. Der dortige Krieg ließ Deutschlands
            Besatzungsmächte und Nachbarn weniger an ehemalige als an künftige Feinde denken.
            Sie stimmten widerwillig zu, die Bundesrepublik als Verbündeten aufzunehmen, doch
            der Weg dahin erwies sich als kompliziert. Im Oktober 1950 schlug der französische
            Premierminister René Pleven der Nationalversammlung eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft
            vor und forderte die Bildung einer europäischen Armee unter übernationalem Kommando
            und aus einem gemeinsamen Budget finanziert. Obwohl der Plan von amerikanischen und
            europäischen Politikern unterstützt wurde und deutsche Einheiten in einer solchen
            Armee ermöglicht hätte, lehnte die Nationalversammlung ihn schließlich ab.
         

         1954 dachten die NATO-Mitglieder neu nach und beschlossen eine andere Strategie. Die Alliierten erlaubten
            der Bundesrepublik (und Italien), den Beitritt zum ursprünglichen Brüsseler Pakt aus
            fünf Mitgliedern und zur Westeuropäischen Union (WEU). Sie luden die BRD auch zum NATO-Beitritt ein. Doch die Besatzungsmächte in Westdeutschland bestanden auf einem «Vertrag
            über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte» vom 23. Oktober 1954. Sein Hauptzweck
            lag darin, den Westmächten das Recht zu geben, auf unbestimmte Zeit Truppen in ihren
            früheren Besatzungszonen zu stationieren. Die Bundesrepublik musste auch auf die Produktion
            von ABC-Waffen – atomar, biologisch und chemisch – auf ihrem Gebiet verzichten.
         

         Außerdem blieb das geteilte Berlin in einer anderen Kategorie. Dort besaßen Amerikaner,
            Briten und Franzosen trotz aller Konfrontationen seit 1945 immer noch die gemeinsame
            Autorität als Besatzungsmächte mit der Sowjetunion. Diese gemeinsame Rolle hatte auch
            nach 1949 weiter gegolten, als die Sowjetische Besatzungszone (SBZ) einschließlich Ost-Berlins zur Deutschen Demokratischen Republik wurde. Ihrem Namen
            zum Trotz war die DDR aber keineswegs demokratisch und stand unter strikter Kontrolle Moskaus.
         

         Diese Abmachungen brachten die Bundesrepublik 1955 in die NATO. Die UdSSR reagierte im selben Jahr damit, die Länder Mittel- und Osteuropas zum
            Beitritt zu einem gegnerischen Militärbündnis namens Warschauer Pakt zu zwingen. Die
            Teilung Europas schien dauerhaft geworden zu sein.
         

         Als ein Jahr des Kalten Krieges nach dem anderen verging, wurden die Europäer auf
            beiden Seiten der Grenze, besonders die Deutschen, zunehmend zu Feinden. Grenzbefestigungen
            und Kriegspläne wurden komplexer und tödlicher. Das US Strategic Air Command erstellte
            in den 1950er Jahren eine Liste atomarer Ziele mit 91 Ground Zeros in Ost-Berlin,
            d.h. Orten, die zur Auslöschung durch Atomwaffen vorgesehen waren. Es ist unklar,
            ob das Strategic Air Command auch die Folgen für West-Berlin untersuchte, wenn fast
            100 atomare Feuerbälle einen Steinwurf entfernt explodiert wären. Vielleicht gab es
            ein unausgesprochenes Gefühl, man werde diese Ziele nie treffen, oder die Folgen erschienen
            bedauerlich, aber notwendig. Die Teilungslinien durch Berlin, Deutschland und Europa
            waren nun die Frontlinien des Kalten Kriegs, und das Kommando musste seine Strategie
            daran ausrichten.
         

         Unterdessen taten die osteuropäischen Regime was sie konnten, um ihre Bevölkerung
            an der Flucht nach Westen zu hindern. Das DDR-Regime erbaute das weltbekannte Symbol für eine Regierung, die das eigene Volk unterdrückte.
            1961 schloss sie West-Berlin in eine über 150 Kilometer lange Betonmauer ein, um die
            massenhafte Flucht ihrer Bürger in den Westen zu stoppen, die politische Freiheit
            und ein besseres Leben suchten. Die Teilung Deutschlands und Berlin schien endgültig –
            bis 1989, als sie plötzlich wieder zur Episode wurde.
         

         Sobald die Sowjetmacht zu bröckeln begann, erhielten bestimmte Aspekte der Entwicklung
            der NATO in früheren Jahrzehnten ein neues Gewicht. Inzwischen waren in der Bundesrepublik
            soviele westliche Truppen und Waffen stationiert – vor allem amerikanische und nukleare –,
            dass jeder westdeutsche Versuch, sie loszuwerden, nicht nur die militärische Stellung
            der USA in Europa, sondern das ganze Bündnis ernsthaft untergraben hätte. Aus diesem Grund
            hatte Washington sich schon in den 1980er Jahren Sorgen über die starken Antiatomproteste
            in Westdeutschland gemacht. Die Idee, Deutschland könne sich plötzlich vereinigen,
            seine Neutralität erklären und den Abzug aller ausländischen Truppen fordern, war
            aber ein ungleich größeres Problem.
         

         
            Abschied vom Warschauer Pakt
            

         

         Wie löste sich die Sowjetmacht in Europa im Lauf des Jahres 1989 auf, sodass das Gespenst
            einer deutschen Vereinigung und möglichen Neutralität erschien? Einer der ersten entscheidenden
            Schritte geschah nicht in Deutschland, sondern in Ungarn, wo reformbereite Politiker
            offen die Bereitschaft zeigten, mit dem Westen zu kooperieren, trotz des Widerstands
            ihrer unnachgiebigeren Verbündeten im Warschauer Pakt. Ohne mehrere wichtige Ereignisse
            hätte Budapest seinen Kurs aber nicht gewagt – vor allem ohne den Aufstieg des reformwilligen
            Sowjetführers Michail Gorbatschow. Der 1931 geborene Gorbatschow hatte schmerzhafte
            Kindheitserinnerungen an den Zweiten Weltkrieg und das Leiden seiner Familie unter
            den stalinistischen Säuberungen. Der neue Parteichef hoffte auf eine bessere Zukunft,
            teilweise inspiriert von der Entspannungspolitik der 1970er Jahre und vom Erfolg sozialistischer
            und kommunistischer Parteien in Italien und anderswo. In seinen Memoiren schrieb er:
            «Die Menschen verdienen ein besseres Leben – dieser Gedanke war es, der mich mit der
            Zeit immer stärker bewegte.»[6] Sein Optimismus und die Aufforderung zu einem neuen Denken ermutigten Reformer im
            ganzen Warschauer Pakt, vor allem die lange unterdrückte Solidarność-Bewegung in Polen,
            die eine Machtteilung mit der Warschauer Regierung erreichte.
         

         Der Mut polnischer Dissidenten wie Lech Wałęsa, der 1983 mit dem Friedensnobelpreis
            geehrt worden war, inspirierte andere Aktivisten. Er hatte den Preis für die Führung
            der unabhängigen Gewerkschaft Solidarność (Solidarität) in den dunklen Jahren des
            Kriegsrechts erhalten, obwohl er häufig unter Hausarrest stand oder verhaftet wurde;
            später wurde er polnischer Präsident. In den 1980er Jahren regte sein Beispiel auch
            ungarische Aktivisten an, darunter Viktor Orbán, der zuerst am 16. Juni 1989 mit einer
            leidenschaftlichen Rede auf dem Budapester Heldenplatz ins Rampenlicht trat. Der Anlass
            war denkwürdig: Hunderttausende kamen zusammen, um der zeremoniellen Bestattung des
            ehemaligen Ministerpräsidenten Imre Nagy beizuwohnen, der 1958 gehenkt und in ein
            Massengrab geworfen worden war, weil er den Aufstand gegen die sowjetische Invasion
            Ungarns 1956 unterstützt hatte. Orbán, der Sprecher einer Gruppe namens Bund Junger
            Demokraten, machte sich den emotionalen Moment zunutze, um den vollständigen Abzug
            der sowjetischen Truppen zu fordern. Diese Rede machte den 23-jährigen berühmt, der
            später Ministerpräsident wurde.
         

         Der damalige ungarische Amtsinhaber Miklós Németh hatte den Moment ebenfalls genutzt,
            allerdings hinter verschlossenen Türen. Am 3. März 1989 hatte er Gorbatschow mitgeteilt:
            «Wir haben die Entscheidung getroffen, die elektronischen und technischen Schutzmaßnahmen
            an den West- und Südgrenzen Ungarns völlig zu entfernen.» Mit anderen Worten, er schnitt
            ein Loch in den Eisernen Vorhang.[7]
         

         Némeths ostdeutscher Kollege Erich Honecker war über das ungarische Vorgehen tief
            besorgt. Wenn sich nichts ändere, war er sicher, dass Ungarn «weiter ins bürgerliche
            Lager» abdriften werde. Doch Ungarn stand nicht allein mit seinem Wunsch, die Fesseln
            des Kalten Kriegs abzustreifen, wie sich beim Gipfeltreffen des Warschauer Pakts in
            Bukarest am 7.–8. Juli zeigte. Einer von Gorbatschows Untergebenen notierte, der Gipfel
            habe «alle Merkmale eines Begräbnisses» gehabt. Inzwischen fuhren zahlreiche DDR-Bürger nach Ungarn in der Hoffnung, Némeths Politik der offenen Grenzen werde auch
            für sie gelten. Formal galt das nicht, weil Ungarn ein Abkommen unterzeichnet hatte,
            das es verpflichtete, DDR-Bürger am Verlassen des Ostblocks zu hindern. Wenn Budapest trotzdem seine Grenzen
            öffnete, würde es praktisch den Pakt verlassen und im Kalten Krieg die Seiten wechseln.[8]
         

         Mit jedem Tag im Spätsommer 1989 nahm sowohl die Zahl der Ostdeutschen an der ungarischen
            Grenze als auch der Druck auf Németh zu, den Vertrag zu brechen. Er war klug genug,
            um zu wissen, dass er westliche Hilfe für sein Land brauchte, wenn er seinen Trumpf
            ausspielen wollte – aber auch klug genug, um zu sehen, dass sie nicht aus Washington
            kommen würde. Der neue US-Präsident George H.W. Bush zog die Vorsicht dem riskanten
            geopolitischen Kartenspiel vor.
         

         Bush sah die Entwicklungen dieses Sommers mit gemischten Gefühlen. Einerseits war
            Zwietracht im gegnerischen Bündnis natürlich willkommen; andererseits zog er eine
            gemäßigtere Reaktion vor als die seines Vorgängers Ronald Reagan auf die dramatischen
            Veränderungen Gorbatschows. Obwohl dem erfolgreichen texanischen Geschäftsmann Bush
            Konkurrenzdenken nicht fremd war, war er als Sohn eines früheren Senators für Connecticut
            in Neuengland aufgewachsen und hatte in Yale studiert. Der Abkömmling einer Mitte-rechts
            orientierten Politikerfamilie knüpfte an diesen Hintergrund an und neigte zu einer
            vorsichtigeren Außenpolitik als Reagan.
         

         Obwohl er auf einen Präsidenten derselben Partei folgte, war eine von Bushs ersten
            Amtshandlungen die Überprüfung der alten Sicherheitsstrategie gewesen. Er hatte außerdem
            seinem alten Freund und Tennispartner James Baker, der Reagans Stabschef und dann
            Finanzminister gewesen war, das Amt des Außenministers angeboten. Brent Scowcroft,
            ein Air Force-General im Ruhestand und früherer Berater Richard Nixons und Henry Kissingers,
            wurde Nationaler Sicherheitsberater. Die beiden Männer glichen einander charakterlich
            aus, denn Baker neigte zu raschem Handeln, während Scowcroft stets sorgfältig alle
            Konsequenzen durchdachte. Wirklich wichtige Entscheidungen in der Amtszeit Bushs wurden
            nach den Worten von Scowcrofts Stellvertreter Robert Gates von «Bush, Baker, Scowcroft
            und ihren jeweiligen inneren Kreisen getroffen, die eng zusammenarbeiteten.»[9] Bush war besonders besorgt um Scowcroft, dessen Frau schwer krank war, weshalb er
            am Tag im Weißen Haus arbeitete und sie nachts pflegte.
         

         Es überrascht nicht, dass Baker, Scowcroft und ihre Teams mit Bush übereinstimmten,
            als der Präsident sagte, Polen und Ungarn sollten «keinen Blankoscheck» des Westens
            erwarten, sondern müssten «sich selbst helfen.» Baker sagte seinem sowjetischen Amtskollegen
            Eduard Schewardnadse am 21. September 1989 auch: «Wir wünschen nicht, etwas anzuheizen
            oder Unruhe zu stiften.» Washington würde vielmehr versuchen, «Polen und Ungarn dabei
            zu helfen, ihre Volkswirtschaften auf eine freie Marktwirtschaft zuzubewegen.» Die
            Regierung Bush strebe ein langsameres Tempo des Wandels an, das nicht zu Rückschlägen
            führen werde. Der sowjetische Außenminister begrüßte diese Zusicherung, da er wusste,
            dass der US-Regierung auch ein aggressiveres Ausnutzen der Situation möglich war,
            und antwortete mit dem, was er einen «vernünftigen Vorschlag» nannte: «Lösen wir die
            NATO und den Warschauer Pakt auf. Lassen wir unsere und Ihre Verbündeten frei. Solange
            die NATO existiert, existiert auch der Warschauer Pakt.» Baker ermutigte ihn nicht, in dieser
            Richtung fortzufahren, und die Bemerkung blieb folgenlos, aber sie war eine Warnung,
            dass ernste Fragen über die Zukunft der NATO hervortraten.[10]
         

         Diese vorsichtige amerikanische Haltung wurde in Moskau begrüßt, nicht aber in Budapest,
            wie sich der ungarische Botschafter in Bonn beklagte. Ministerpräsident Németh beschloss,
            sein Glück direkt bei Bundeskanzler Helmut Kohl zu versuchen. Wie Bush führte Kohl
            eine Mitte-Rechts-Partei, die CDU, doch im Gegensatz zu ihm regierte er die Hälfte eines geteilten Lands an der Frontlinie
            des Kalten Kriegs, deshalb hatte er andere Prioritäten. Ein weiterer Unterschied war,
            dass der Kanzler 1989 schon sieben Jahre im Amt war. Obwohl Kritiker innerhalb wie
            außerhalb seiner Partei an Boden gewannen, gab diese Erfahrung ihm das Durchsetzungsvermögen,
            Risiken einzugehen, als die dramatischen Ereignisse dieses Jahres unerwartet das Potenzial
            für Veränderungen schufen. Bis zum 18. August 1989 war die Lage so ungewiss geworden,
            dass das Auswärtige Amt die Folgen eines Austritts Ungarns aus dem Warschauer Pakt
            überlegte. Sein Ausscheiden liege «sicher jenseits der Schmerzensgrenze Moskaus» und
            könne eine dramatische Reaktion mit unabsehbaren Konsequenzen auslösen, selbst im
            scheinbar toleranten Zeitalter Gorbatschows. Nicht nur Ungarn, sondern ganz Europa
            befinde sich «in einer prekären Lage.»[11]
         

         Németh signalisierte Kohl, er sei bereit, den Sprung trotzdem zu wagen, wenn jemand
            im Westen ein Sicherheitsnetz aufspanne. Da er eine Gelegenheit witterte, arrangierte
            der Kanzler ein Geheimgespräch für den 25. August, an dem neben ihm und Németh auch
            Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher teilnahm. Kohl lud den Ungarn nicht nach
            Bonn, sondern auf Schloss Gymnich ein, ins Gästehaus der Bundesregierung, wo es weniger
            aufmerksame Augen gab als in Bonn. Dort beklagte Németh sich über die lauwarme Unterstützung
            aus Washington. Soweit er sagen könne, sei es Bushs oberste Priorität, die Entwicklung
            nicht zu «überhasten», statt revolutionären Wandel zu unterstützen.[12]
         

         Der Ungar dagegen wollte Eile – und eine Absprache. Was er anbieten konnte, war seine
            Landesgrenze und die vielen DDR-Bürger, die dahinter eingesperrt waren. Was er brauchte, war Geld und Unterstützung.
            Er beschrieb die Wirtschaftskrise seines Landes und die gewaltigen Schulden, die eine
            Historikerin später als die höchsten pro Kopf in Osteuropa schätzte. Németh war auch
            bereit, den Ostdeutschen die Ausreise in den Westen zu gestatten. Nach bundesdeutschem
            Recht waren sie auch Staatsbürger der BRD, darum brauchten sie nur jemanden, der sie herausließ, und Németh war bereit, diese
            Person zu sein. Kohl erinnerte sich später, dass ihm bei diesen Worten die Tränen
            kamen. Die Wiedervereinigung der Deutschen war lange ein unmöglicher Traum gewesen,
            nun schien sie möglich. Angesichts dieser Lage deutete der Kanzler seine Bereitschaft
            zur Hilfe an, indem er sich unter anderem mit deutschen Bankiers in Verbindung setzte.
         

         Dies war das Sicherheitsnetz, das Németh brauchte. Am 31. August ließ er der DDR-Regierung durch seinen Außenminister mitteilen, sofern sie keine Reise- und Ausreisefreiheit
            verkündete – zu der sie nicht bereit war –, werde Ungarn seine Verpflichtungen brechen
            und die Grenzen für alle Ausreisewilligen öffnen. Er verschob die Öffnung bis zum
            11. September und öffnete dann ohne Moskaus Zustimmung um Mitternacht die Tore. Dieser
            Aufschub war anscheinend ein Gefallen für Kohl. Der Kanzler war nach den Worten der
            britischen Premierministerin Margaret Thatcher «ein Politiker durch und durch» und
            hatte erkannt, dass die Neuigkeit der Grenzöffnung ein willkommener Donnerschlag während
            des CDU-Parteitags Mitte September sein würde, auf dem seine Führung unter Beschuss stand.
            Dagegen wurde Gorbatschow nicht konsultiert. Soweit französische Diplomaten wussten,
            hatte er für die Öffnung kein «grünes Licht» gegeben.[13]
         

         Die Fernsehbilder glücklicher, weinender Ostdeutscher, die über die ungarisch-österreichische
            Grenze strömten, machten den Riss im Warschauer Pakt für jedermann offensichtlich.
            Das Auswärtige Amt in Bonn schätzte, dass in den zwei Monaten nach der Öffnung fast
            50.000 Flüchtlinge über Ungarn in den Westen gingen. Kohls Berater notierten, man
            habe nicht mit einem «so große[n] Flüchtlingsstrom» gerechnet.»[14] Später nannte das Auswärtige Amt ihn den «auslösenden Faktor» mit «politisch-psychologischen
            Folgen» für alles Spätere.[15]
         

         Kohl schrieb herzlich an Németh und dankte ihm für seinen «großherzigen Akt der Menschlichkeit»,
            den «wir nie vergessen [werden]. Sie haben in überwältigender Weise Ihr Wort gehalten.»[16] Der Kanzler ebnete den Weg für einen 500 Millionen DM-Kredit für Ungarn und lud
            Németh auch in sein Privathaus ein, was eine seltene Ehre war, um über Reaktionen
            auf die Unterbrechungen sowjetischer Energielieferungen an Ungarn zu sprechen.
         

         Bis zum 16. November 1989 hatte Ungarn so viel Mut gefasst, dass es einen förmlichen
            Aufnahmeantrag in die Europäische Gemeinschaft stellte, und die Staatschefs Polens
            und Jugoslawiens deuteten an, sie würden bald folgen. Als der ungarische Außenminister
            den Aufnahmeantrag persönlich in Straßburg zu donnerndem Applaus überbrachte, bat
            er, seinem Land die Mitgliedschaft im Warschauer Pakt nicht anzulasten. Der Grund,
            warum Ungarn nicht einfach seinen Austritt aus dem Pakt erklärte, war nach einer vertraulichen
            westdeutschen Einschätzung, dass ein solcher Bruch Gorbatschow in Gefahr bringen konnte.
            Da die Dinge so gut liefen, wollte Budapest keinen Sturz des sowjetischen Parteichefs
            durch Reaktionäre riskieren.
         

         Ungarns Verhalten regte sowjetische Analysten zu Überlegungen an, was geschehen würde,
            wenn Warschauer Pakt-Staaten mit sowjetischen Truppen im Land deren Abzug forderten –
            oder schlimmer noch, wenn die baltischen Staaten die Sowjetunion verlassen wollten.
            Der bundesdeutsche Botschafter in Moskau berichtete nach Hause, «die Suche nach einem
            Ersatz für den W[arschauer] P[akt]» habe bereits begonnen.[17] Eine Idee war, den Pakt und die NATO zu einem größeren, paneuropäischen System zu verschmelzen. Vielleicht im Rahmen dieser
            Überlegungen besuchte Schewardnadse am 10. Dezember 1989 als erster sowjetischer Außenminister
            den NATO-Generalsekretär in Brüssel. Zu seiner freudigen Überraschung versammelten sich Mitarbeiter
            vor dem Gebäude und applaudierten ihm bei seiner Ankunft.
         

         So löste sich Ungarn noch bevor die Mauer fiel vom Warschauer Pakt. Das Loch, das
            Németh in den Eisernen Vorhang geschnitten hatte, lag unter der Wasserlinie des Pakts.
            Hardliner versuchten das Leck zu stopfen, meist indem sie Reisen ihrer Bürger nach
            Ungarn verboten. Indem sie aber verhinderten, dass unzufriedene Osteuropäer nach Ungarn
            flohen, verstärkten sie nur die Proteste innerhalb der eigenen Grenzen, vor allem
            in der DDR. Bis November schwächten Wellen von Demonstrationen das SED-Regime immer weiter, obwohl es bis zuletzt an der Mauer festhielt. Scowcroft ließ
            seine Mitarbeiter «DDR-Krisenplanungen» erstellen, um Auswege aus dem Chaos zu finden. Am 7. November schrieb
            sein Mitarbeiter Robert Blackwill: «Die Zukunft der DDR bedeutet die Zukunft des geteilten Deutschlands und das wiederum die Zukunft des
            geteilten Europas. Nichts außer der strategischen Beziehung von USA und Sowjetunion ist für unsere nationale Sicherheit wichtiger.»[18]
         

         Angesichts dieser existenziellen Bedrohung erkannte die DDR-Führung, dass eine intakte Mauer ihr wertvollster Besitz war. Sie bewahrte die DDR nicht nur vor dem Ausbluten, sondern bot auch eine finanzielle Rettungsleine. Verzweifelt
            hoffte die Regierung auf Finanzhilfe aus dem Westen im Austausch gegen «großzügig
            erweiterten Reise- und Besucherverkehr» über die Grenze.[19] Mit anderen Worten, sie wollte von Zeit zu Zeit eingeschränkte Grenzöffnungen gegen
            regelmäßige Zahlungen verkaufen. Die SED-Führung wollte solche Öffnungen streng kontrollieren, und sie sollten aus Gründen
            der «nationalen Sicherheit» streng begrenzt bleiben – die gleichen vorgeschobenen
            Gründe, die sie lange benutzt hatte, um ihre Bürger vom Gehen abzuhalten. Doch in
            einer unglaublichen und unwiderruflichen Zurschaustellung der Inkompetenz misslang
            dem Regime der Versuch, auf künftige größere Reisemöglichkeiten verschlüsselt hinzudeuten.
            Das glücklose Politbüro-Mitglied Günter Schabowski erweckte beim Verkünden eines neuen
            Entwurfs eines Reisegesetzes am 9. November 1989 den Eindruck, als habe das Regime
            die Mauer geöffnet.
         

         In der berauschenden Atmosphäre dieses Jahres war dieser Patzer der Funke, der eine
            Explosion auslöste, die die Mauer zerstörte. Tausende, dann Zehntausende, dann Hunderttausende
            versammelten sich in dieser Nacht an der Mauer und überschritten die Grenze. Für diese
            Menge wurde es eine Nacht der Freude, als Offiziere der Grenztruppen einer nach dem
            anderen ohne Befehl beschlossen, dem Druck nachzugeben.
         

         Als er erfuhr, was geschehen war, schickte Gorbatschow düstere Botschaften nach Washington,
            London, Paris und Bonn mit dem Inhalt, er befürchte eine «chaotische Situation mit
            unvorhersehbaren Folgen.» Diese Botschaft ließ Scowcroft erkennen, dass die Öffnung
            der Mauer Gorbatschows Selbstvertrauen zerstört hatte. Nach Meinung des Nationalen
            Sicherheitsberaters hatte er «wohlwollend oder zumindest gleichgültig zugesehen, was
            in Osteuropa passierte, bis die Mauer fiel. Dann bekam er Angst.»[20] Gorbatschow distanzierte sich auch von dem vorsichtigen Angebot, das Schewardnadse
            Baker über die Auflösung beider Militärblöcke gemacht hatte; nun hielt er es für unklug,
            «jetzt die Frage der Liquidation des Warschauer Paktes und der NATO anzusprechen.»[21]
         

         Unterdessen nahmen sowjetische Diplomaten in London sich nicht einmal die Zeit, die
            englische Übersetzung von Gorbatschows Appell gegenzulesen, bevor sie sie direkt an
            Thatcher übergaben: «Ich habe Kansler [sic]Kohl gerade eine mündliche Botschaft gesandt,
            deren Inhalt ich Ihnen mitteilen möchte.» Er habe «an Kansler G. Kohl appelliert,
            notwendige und dringende Schritte zu unternehmen, um Verschlimmerung der Lage mit
            ihrer Destabilisierung zu vermeiden.» Das Fazit schien zu sein, dass er «ohne Aufschub»
            eine Konsultation der vier Mächte forderte, um Druck auf Kohl auszuüben, nichts Dramatisches
            zu tun. Sir Rodric Braithwaite, der britische Botschafter in Moskau, hielt diesen
            dramatischen Appell für ein Zeichen, dass Gorbatschows «Problem jetzt ist, die Kräfte
            zu kontrollieren, die er entfesselt hat.» Er fügte hinzu: «Ich glaube nicht, dass
            die Russen wissen, wie» eine solche Kontrolle wieder zu erlangen sei. Wie Scowcroft
            war Braithwaite besorgt, die «panische» Botschaft des KP-Chefs zeige «seine praktische
            Machtlosigkeit.»[22]
         

         Thatcher hatte unterdessen ihre eigenen Sorgen, als sie die Fernsehbilder aus Bonn
            sah. Sie war nach den Worten eines Mitarbeiters «entsetzt, als sie sah, wie sich der
            Bundestag erhob, um Deutschland über alles zu singen, als die Nachricht von den Entwicklungen an der Mauer eintraf.»[23] Anscheinend wusste sie nicht oder ignorierte es, dass diese Strophe seit dem Zweiten
            Weltkrieg nicht mehr als Text der bundesdeutschen Nationalhymne gesungen wurde. Die
            Abgeordneten hatten keineswegs Worte wiederbelebt, die zuletzt im Dritten Reich erklungen
            waren. Für Thatcher hatte aber angesichts der Lösung Ungarns vom Warschauer Pakt,
            des Mauerfalls und der Westdeutschen, die scheinbar Deutschland über alles sangen, das Undenkbare begonnen.
         

         
            Ohne Atomwaffen keine NATO

         

         Um ihre Interessen zu schützen, erkannten alle Hauptakteure, dass sie nicht nur die
            besten Eröffnungsschritte nach dem Fall der Mauer finden mussten, sondern auch, wo
            und mit wem sie sie ausführen sollten. Die Wahl des Forums und seiner Mitwirkenden
            würde das Ergebnis entscheidend bestimmen. Baker, der als gnadenloser Konkurrent und
            Jäger bekannt war, verstand diesen Punkt besser als mancher andere. Seine Frau verriet
            einmal einem Journalisten, dass ihr Mann «nicht viel Zeit mit Schuldgefühlen verschwendet. …
            Eigentlich verschwendet er überhaupt keine damit.» Später sagte er in seinen Memoiren
            über sich: «Früher habe ich gerne getötet» und listete detailliert die Tiere auf,
            die er am liebsten gejagt hatte: «Kudu, Schwarzfersen-, Moor- und Rappenantilope und
            Sumpfbock.»[24]
         

         Der Außenminister verstand intuitiv, dass es im kommenden großen Spiel um Deutschland
            entscheidend war, den ersten Schritt richtig zu setzen. «Selbst die kompliziertesten
            Verhandlungen [sind] nichts anderes als eine Reihe getrennt voneinander zu betrachtender
            Probleme», schrieb er später, und die Lösung des ersten Problems «wirkte sich auf
            weit mehr als nur auf diesen einen Punkt aus.» Seine erste Herausforderung lag darin,
            die Entstehung einer «Unmenge von Foren» zu verhindern und das richtige für Washington
            zu sichern. Seine ideale Verhandlungssituation war das Einzelgespräch, aber bei so
            vielen Akteuren würde das nur schwer zu erreichen sein.[25]
         

         Bush und Baker suchten ein Forum, das die Debatte über die explosiveren Auswirkungen
            des Mauerfalls rasch einbinden konnte. Je länger die Unsicherheit dauerte, desto stärker
            würden die scheinbar endgültigen Grundlagen der europäischen Ordnung in Frage gestellt
            werden. Europa stand vor dem Test, ob seine Grenzen wirklich so festgelegt seien,
            wie zahlreiche Verträge aus dem Kalten Krieg besagten. Die Nachbarn der Bundesrepublik
            würden erfahren, ob die Deutschen bereit waren, ihre nationale Identität in einem
            europäischen Kollektiv zu suchen, wie sie seit langem sagten, oder ob sie auf den
            alten nationalistischen Weg zurückkehren wollten, was die Europäische Gemeinschaft
            gefährdet hätte. Und nicht nur die Zukunft des Warschauer Pakts, auch die der NATO stand in Frage. Nach dem Verlust seines Hauptfeinds würde es dem Bündnis schwerer
            fallen, seine Existenz zu rechtfertigen. Brauchte die NATO eine «Neugründung», um zu überleben?
         

         Während sie ein Forum und eine Strategie suchten, beschloss Bush, Gorbatschows Sorgen
            nicht öffentlich zu vergrößern, indem er «auf der Berliner Mauer posierte.»[26] Stattdessen würde er hinter verschlossenen Türen handeln. Aber hinter welchen Türen
            genau – vielleicht denen eines großen Konferenzsaals, in dem eine Friedenskonferenz
            für den Zweiten Weltkrieg stattfand? Jahrzehnte nach Kriegsende war noch immer kein
            solcher Vertrag ausgehandelt worden; er war lange zuvor der Feindseligkeit zwischen
            der Sowjetunion und ihren früheren Verbündeten zum Opfer gefallen. Scowcroft glaubte,
            Moskau werde höchstwahrscheinlich eine Konferenz «über einen Friedensvertrag vorschlagen,
            um die Dinge zu verlangsamen», ein großes Hindernis für den Fortschritt.[27] 1945 hatte Nazideutschland mit nicht weniger als 110 Ländern im Krieg gestanden.
            Obwohl es unwahrscheinlich war, dass sie sich nach den Ereignissen von 1989 alle versammelten,
            würden die Verhandlungen, welche Staaten nicht teilnehmen sollten und welche ihre
            Reparationsansprüche vorbringen dürften, lang und umstritten sein und so Zeit für
            Gorbatschow gewinnen.
         

         Außenminister Genscher war noch aus einem weiteren Grund gegen eine Friedenskonferenz.
            Selbst wenn die Westdeutschen es vermeiden konnten, als Nachfolger der Nazis dargestellt
            zu werden, wollten sie nicht am Kindertisch sitzen, während die Großmächte das Schicksal
            Deutschlands bestimmten. Da sie befürchteten, die Deutschen könnten unter Druck geraten,
            an einer Friedenskonferenz teilzunehmen, erstellten Rechtsexperten eine lange Liste
            von Gründen, warum ein Friedensvertrag unnötig sei. Einer von Genschers Beamten formulierte
            es so: «Auch die USA werden sich daran gewöhnen müssen, daß Yalta vorbei ist!»[28] Die Supermächte könnten die Zukunft Europas nicht länger diktieren, wie bei jenem
            Gipfeltreffen 1945.
         

         Wie so oft suchte Bush Rat bei seinem NATO-Verbündeten und Freund, dem kanadischen Premierminister Brian Mulroney. Bush sollte
            sich Anfang Dezember mit Gorbatschow auf Malta treffen, und da Mulroney Gorbatschow
            vor kurzem in der UdSSR besucht hatte, bat Bush um einen ausführlichen Bericht. Der
            Kanadier erzählte, er und seine Begleitung hätten «nichts in den Läden gesehen … nicht
            einmal Pelzmützen in Leningrad.» Es gab «keine Teppiche in den Teppichläden und keine
            Schuhe. Sogar Gorbatschow sagte, die Zeiten wären schwer und der Druck wachse.» Mulroney
            sagte auch, er habe das Thema der «Neutralität für Polen und Ungarn und ihren Austritt
            aus dem Warschauer Pakt» angesprochen. Der Premierminister hatte das Gefühl, die Idee
            stehe «offensichtlich nicht auf der Tagesordnung.» Gorbatschow habe vielmehr gesagt,
            es solle «keine Veränderungen bei den Bündnissen geben.»[29] Robert Hutchings aus dem Nationalen Sicherheitsrat erinnerte sich, dass Mulroneys
            Bericht ihn und seine Kollegen dazu brachte, ihre Erwartungen an einen amerikanisch-sowjetischen
            Gipfel herunterzuschrauben. Wenn Gorbatschow noch nicht bereit war, Fragen über die
            Zukunft Deutschlands und der NATO im Sinne der USA zu beantworten, war es am besten, erst gar keine schwierigen Fragen zu stellen.
         

         Unterdessen musste Kohl sich Fragen stellen, die plötzlich über einen geheimen Kanal
            kamen, den er mit Gorbatschow eingerichtet hatte. Horst Teltschik, der für Kohl als
            eine Art nationaler Sicherheitsberater fungierte, saß am westdeutschen Ende der Leitung.
            Auf Moskauer Seite saß Valentin Falin, der mächtige Leiter der Internationalen Abteilung
            im Zentralkomitee der KPdSU. Seine Abteilung kontrollierte gewaltige Summen für die
            Operationen der Partei im Ausland; nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion tauchte
            nach dem Bericht eines Journalisten die Quittung für eine Überweisung von 22 Millionen
            Dollar an Falin am 5. Dezember 1989 auf, anscheinend für Parteiarbeit, wahrscheinlich
            nur eine von vielen Überweisungen.
         

         Am 21. November erschien Falins Stellvertreter Nikolai Portugalow mit einem zweiteiligen
            handgeschriebenen Dokument in Teltschiks Büro und erklärte kryptisch, der erste Teil
            sei offiziell, der zweite nicht. Der erste, der laut Portugalow direkt von Gorbatschow
            stammte, enthielt allgemeine Aussagen über Moskaus Sorge, die Entwicklung könne eine
            «unerwünschte und gefährliche Richtung nehmen.» Der inoffizielle Text war überraschender:
            «Rein theoretisch», fragte er, ob Bonn «beabsichtigen würde, die Frage der Wiedervereinigung
            bzw. Neuvereinigung in die praktische Politik einzuführen.» Wenn ja, sei es notwendig
            «über die Vorstellungen der zukünftigen Allianzzugehörigkeit beider deutscher Staaten
            und über die Austrittsklausel der Pariser Verträge und des Römischen Vertrages … nachzudenken.»[30]
         

         Diese Erwähnung der Verträge ließ Teltschik die Haare zu Berge stehen. Die Römischen
            Verträge waren das Gründungsdokument der Europäischen Gemeinschaft, die Pariser Verträge
            die rechtliche Grundlage für den NATO-Beitritt der Bundesrepublik. Die «Austrittsklausel» besagte, dass jedes NATO-Mitglied das Bündnis nach 20 Jahren Zugehörigkeit verlassen konnte. Da die BRD 1955 beigetraten war, war sie dazu seit langem berechtigt. Alles in allem war es
            ein sowjetisches Ultimatum als Hypothese getarnt: Wenn Ihr die deutsche Einheit wollt,
            müsst Ihr EG und NATO verlassen.
         

         Der inoffizielle Text forderte einen Preis, auch wenn Westdeutschland weniger als
            die vollständige Vereinigung wollte. Eine lockerere «Konföderation» sei nur dann für
            Moskau akzeptabel, wenn «es auf deutschem Boden keine fremde nukleare Präsenz mehr
            geben dürfte», weder im Osten noch im Westen. Dies war eine «Conditio sine qua non»,
            ohne die die Sowjetunion auch eine Konföderation ablehnen würde.[31]
         

         Irgendjemand ganz oben in der Moskauer Hierarchie wusste genug, um dort Druck auszuüben,
            wo es weh tat. Umfragen zeigten, dass 84 Prozent der Westdeutschen keine Atomwaffen
            in ihrem Land wollten – nicht zuletzt, weil alle von Ausländern kontrolliert wurden –,
            also würde eine Mehrheit nicht nur bereit, sondern froh sein, diese Waffen gegen die
            Einheit einzutauschen. Teltschik und Kohl wussten, das Angebot Moskaus «einer raschen
            Wiedervereinigung gegen NATO-Austritt und Neutralität … hätte … in der Öffentlichkeit beider deutscher Staaten
            auf breite Zustimmung stoßen können», wie der Kanzler später sagte.[32] Dies war eine so offensichtliche Karte, selbst ohne Rückgriff auf ein Ultimatum,
            dass London etwas in dieser Art vermutete. Das Außenministerium gab Thatcher den Rat:
            «Falls die Russen klar machen, dass der Abzug von Atomwaffen aus Deutschland tatsächlich
            der Kern ihrer Forderungen hinsichtlich der deutschen Einheit ist, wird die öffentliche
            Meinung in Deutschland wahrscheinlich überwiegend positiv reagieren.»[33]
         

         Die inoffizielle Note sagte am Schluss, «es wäre deshalb vernünftig, gemeinsam vertraulich
            darüber nachzudenken, evtl. auch gemeinsam mit der DDR.»[34] Die Botschaft war klar: Verhandelt mit uns, nicht mit den anderen. Die Note war
            ein Versuch, die BRD und ihre Verbündeten zu spalten und das bilaterale Verhältnis zwischen Bonn und Moskau
            zum Forum zu machen, wo die Zukunft Deutschlands entschieden wurde. Der Geist des
            Vertrags von Rapallo zwischen der Sowjetunion und Deutschland, der 1922 die Westmächte
            überrascht hatte, stand im Raum.
         

         Fassungslos versuchte Teltschik einzuschätzen, ob das inoffizielle Dokument wirklich
            eine Botschaft von höchster Ebene war, da es nicht über einen zuverlässigen inoffiziellen
            Weg kam, oder eine Finte ohne Gorbatschows Wissen, die von jemandem weiter unten stammte,
            vielleicht von Falin selbst. Drei Tage später machte Falin Berichten zufolge einen
            Geheimbesuch in der sowjetischen Botschaft in Ost-Berlin, um dieselbe Forderung zu
            stellen: Ein vereinigtes Deutschland müsse die NATO verlassen. Teltschik kam zu dem Schluss, die Drohung müsse ernst genommen werden,
            egal wer der Autor sei. Obwohl also der Ursprung der inoffiziellen Note unklar blieb,
            war ihre Wirkung es nicht. Teltschik informierte sofort Kohl, auf den die Neuigkeit
            eine starke Wirkung hatte. Genau wie Thatcher hatte er das Gefühl, «daß schier Unglaubliches
            in Gang gekommen ist.»[35]
         

         Bei Kohls nächster persönlicher Begegnung mit Baker informierte er ihn vertraulich
            über Moskaus Wunsch, «daß die Bundesrepublik Deutschland sich aus der NATO zurückziehen müsse», wenn sie die Wiedervereinigung wolle. Diese Forderung weckte
            beim Bundeskanzler die Sorge, eines Morgens aufzuwachen und festzustellen, «daß Gorbatschow
            einen entsprechenden Vorschlag auf den Tisch gelegt hätte.» Baker antwortete, «ähnliche
            Überlegungen habe Gorbatschow in der Tat schon im Gespräch mit den USA angestellt», was darauf schließen ließ, dass das Ultimatum tatsächlich Rückendeckung
            von ganz oben hatte. Nachdem Blackwill davon erfuhr, so erinnerte er sich später,
            wachte er jeden Morgen mit der Angst auf, Gorbatschow könne öffentlich den deutschen
            Verzicht auf NATO und Atomwaffen im Austausch für die Einigung vorgeschlagen haben.[36]
         

         Der Kanzler beschloss, seinen eigenen Plan zuerst zu präsentieren. Er konnte die Sowjets
            nicht davon abhalten, ihre Forderungen öffentlich zu machen, aber er hoffte vorher
            so viele Fakten wie möglich zu schaffen. Am 28. November 1989 sollte er vor dem Bundestag
            sprechen, und er beschloss die Gelegenheit dafür zu nutzen, eine deutsche Konföderation
            zu fordern. Weil deren Verwirklichung nach seiner Meinung viele Jahre dauern würde,
            war es zwingend notwendig, so bald wie möglich zu beginnen.
         

         Bush war einer der wenigen, die kurz vorher von dem Plan informiert wurden. Der Rest
            der Welt erfuhr vom «Zehn-Punkte-Plan» des Kanzlers aus dem Fernsehen, was großen
            Ärger unter Verbündeten, Feinden und Nachbarn gleichermaßen hervorrief. Gorbatschow
            und Schewardnadse schäumten vor Wut und verglichen den Kanzler mit Adolf Hitler. Kohl
            zeigte keine Reue und gestand Baker danach, «wenn er den 10-Punkte-Plan nicht gemacht hätte», so hätte ein sowjetisches Ultimatum ihn
            auf dem falschen Fuß erwischt. Nun war er zumindest gestartet.[37]
         

         Doch seine Flucht nach vorn hatte einen Preis. Vom Zehn-Punkte-Plan aus den Nachrichten
            zu erfahren, statt vorher aus Bonn, verletzte den französischen Präsidenten François
            Mitterrand, der danach mit Gorbatschow beklagte, wie Kohl sie beide überrumpelt habe.
            Um den Schaden zu reparieren, wurde der Kanzler in den folgenden Wochen entgegenkommender
            gegenüber Mitterrand. Diese Wochen waren eine entscheidende Zeit für die EG. Es gab
            sehr wichtige Entscheidungen über eine gemeinsame europäische Währung und andere Schritte
            zur Integration, die beim nächsten EG-Gipfel in Straßburg am 8.–9. Dezember 1989 verabschiedet
            werden sollten.
         

         Die Umwälzungen in Osteuropa hatten auch Fragen über die Rolle der EG hinter dem Eisernen
            Vorhang auf die Agenda gebracht – eine beängstigende Aussicht. Ein Analyst schrieb
            später, die EG wollte nicht «das Vehikel für politische Stabilisierung sein, weil
            es um hartes Geschäft ging.» Eine EG-Mitgliedschaft «hatte mit Geld zu tun!» Polen
            wollte vielleicht sogar Unterstützung für die Landwirtschaft oder andere Bereiche.
            «Lange Zeit war es politisch schwieriger, dass Polen in Frankreich Tomaten verkaufte,
            als dass die NATO Warschau das Versprechen gab, für seinen Schutz zu kämpfen und zu sterben.»[38]
         

         Egal wie sehr die EG den Prozess aber vielleicht bremsen wollte, konnte sie doch nicht
            verhindern, dass Fragen über die Zukunft gestellt wurden. Im Dezember 1989 machten
            Österreicher sich bereits Sorgen, was die Sehnsüchte der Osteuropäer für Österreichs
            potenzielle EG-Mitgliedschaft bedeuten könnten. Außenminister Alois Mock warnte seinen
            britischen Amtskollegen Hurd, «dass Österreich nicht besser aber auch nicht schlechter
            als andere Beitrittskandidaten behandelt werden sollte und als eindeutig politisch
            und wirtschaftlich westliches Land keineswegs in eine Kategorie mit den osteuropäischen
            Staaten fallen dürfe.» Hurd versicherte ihm, es sei klar, «dass Österreich mit Ungarn
            und Polen nicht in einem Atemzug genannt werden könne.»[39] Bei einem Besuch Anfang 1990 fand US-Vizeaußenminister Lawrence Eagleburger die
            Österreicher «so auf die Aussicht der EG-Mitgliedschaft fixiert, dass sie nicht bereit
            waren, über eine größere Rolle in dem, was einer den osteuropäischen ‹Sumpf› nannte,
            nachzudenken.»[40]
         

         Washington war ebenfalls wenig erbaut über die Konsequenzen von Kohls Zehn-Punkte-Plan,
            obwohl es zumindest eine Vorwarnung erhalten hatte. Baker erklärte demonstrativ, die
            weitere Mitgliedschaft eines vereinigten Deutschlands in der NATO sei eine der vier Bedingungen – diplomatisch als «Prinzipien» beschrieben – auf deren
            Einhaltung die USA beharrten. Auch in Bonn gab es viel Missbehagen; die US-Botschaft berichtete, Kohl
            habe «nicht einmal Genscher oder die Vorsitzenden der anderen großen Parteien über
            seine Rede informiert.»[41]
         

         Dass Kohl seinen eigenen Außenminister an diesem entscheidenden Punkt im Dunkeln gelassen
            hatte, war ein Zeichen für das komplizierte Verhältnis zwischen den beiden Schwergewichten
            der deutschen Politik. Der Kanzler brauchte Genscher, weil seine parlamentarische
            Mehrheit auf einem Bündnis zwischen seiner CDU, ihrer kleineren bayerischen Schwesterpartei CSU und Genschers FDP beruhte. Somit war Genscher nicht nur Außenminister, sondern auch Königsmacher. Er
            war aber nicht an Kohl gebunden, denn die Liberalen konnten jederzeit die Koalition
            wechseln und wieder mit der SPD zusammengehen wie vor 1982. Weil der Kanzler seinen Außenminister nicht entlassen
            konnte, ihm aber auch nicht ganz vertraute, zog Kohl es vor, die entscheidenden Aspekte
            der Außenpolitik mit seinem zuverlässigen Berater Teltschik zu regeln. Aus diesem
            Grund konnte Genscher Teltschik nicht leiden, was weitere Probleme schuf, doch Kohl
            hielt den Preis für angemessen.
         

         Während Kohl und Teltschik in Bonn das potenzielle sowjetische Ultimatum abzuwehren
            versuchten, bereitete Bush sich auf das Gipfeltreffen mit Gorbatschow auf Malta vor.
            Theoretisch konnte Washington die Gelegenheit ergreifen, den Gipfel zum zentralen
            Forum für Entscheidungen über die Zukunft machen. Jeder Versuch Washingtons und Moskaus,
            das Schicksal Europas und seiner Militärbündnisse über den Kopf der Europäer hinweg
            zu entscheiden, hätte aber sofort Erinnerungen an den Gipfel von Jalta geweckt, wo
            am Ende des Zweiten Weltkriegs dasselbe geschehen war. Bushs Berater blieben auch
            bei ihrer Empfehlung, angesichts Gorbatschows offensichtlicher Verstimmung und Schwäche
            sei jetzt nicht der richtige Zeitpunkt für große neue Initiativen. Sie meinten, der
            Gipfel auf Malta solle begrenztere Ziele haben. Der Nationale Sicherheitsrat formulierte
            die realistische, maßvolle Absicht, «von den Sowjets etwas für die Kürzungen im Verteidigungshaushalt
            zu bekommen, die wir wahrscheinlich sowieso machen werden.»[42]
         

         Der Malta-Gipfel am 2.–3. Dezember selbst war eine seltsame Mischung aus Spektakel
            und Enttäuschung. Für das Auge bot er alle möglichen dramatischen Momente: den Anblick
            majestätischer amerikanischer und sowjetischer Kriegsschiffe, die nebeneinander in
            einem fremden Hafen ankerten, während die Delegationen auf kleineren Booten zu den
            Sitzungen hin und her fuhren, dazu Massen von Journalisten und ein großer Sturm im
            Hintergrund. Er brachte auch das erste direkte Gespräch zwischen einem amerikanischen
            und einem sowjetischen Staatschef seit dem Mauerfall, offensichtlich ein Ereignis
            von großer Bedeutung.
         

         Die Gespräche hinter verschlossenen Türen waren weniger bemerkenswert. Scowcroft fasste
            den Gipfel danach so zusammen: «Es war einfach eine Gelegenheit für die beiden Staatschefs,
            sich in einer entspannten Atmosphäre zu unterhalten und einander kennenzulernen. …
            Das war alles.» Der US-Präsident machte Gorbatschow klar, dass er Malta nicht als
            Forum für Entscheidungen ansah: «Ich schlage nicht vor, dass wir hier verhandeln.»
            Vielmehr sollten sie einfach «Themen von beiderseitigem Interesse besprechen.» Gorbatschow
            versuchte der Diskussion mehr Gewicht zu geben. Er nahm ein Angebot wieder auf, das
            er schon einmal Reagan gemacht hatte, und schlug die Abschaffung aller taktischen
            Atomwaffen vor, dazu die Abschaffung «aller Atomwaffen auf Schiffen», wie Baker notierte.
            Bush hörte sich diese Vorschläge an, blieb aber bei seiner vorsichtigen Linie.[43]
         

         Die Chance auf einen Durchbruch schrumpfte noch weiter, als schlechtes Wetter und
            hoher Seegang es unmöglich machten, sicher zwischen den Schiffen der beiden Staatschefs
            hin und her zu fahren. Gorbatschow wurde zornig, als Bush in einer Gesprächspause
            darauf bestand, auf die USS Belknap zurückzukehren. Der KP-Chef sagte voraus, der Sturm werde zunehmen und Bushs Rückkehr
            unmöglich machen, und er hatte Recht. Eine weitere Folge war, dass ein für den Besuch
            der sowjetischen Delegation auf der Belknap bestimmtes Gourmetessen nur die amerikanischen Diplomaten und Seeleute erfreute.
         

         Von Malta aus reiste Bush nach Brüssel zu einem Mittagessen mit Kohl, bevor am nächsten
            Tag ein NATO-Gipfel begann. Auch für sie war es die erste direkte Begegnung seit dem Mauerfall.
            Im Gegensatz zum Treffen auf Malta sprachen die beiden offen und ausführlich über
            die Herausforderungen, vor denen Deutschland stand. Der Menschenstrom von Ost nach
            West hatte für Kohl zwei langfristige Ursachen. Die erste war die Entschlossenheit
            der NATO. Wegen der einheitlichen Front des Bündnisses gegenüber dem Warschauer Pakt «habe
            Gorbatschow eingesehen, daß er den Rüstungswettlauf verliere.» Die zweite war die
            europäische Integration: «Für Osteuropa sei es nicht erträglich, vor der Tür zu bleiben.»[44]
         

         Jahre später erinnerte sich Scowcroft, dass dieses Essen, mehr noch als der größere
            NATO-Gipfel, der ihm folgte, der Schlüsselmoment für die Entwicklung der US-Strategie
            nach dem Mauerfall war. Der Bundeskanzler «skizzierte seine Hoffnungen auf die deutsche
            Einheit», und der Präsident antwortete: «‹Legen Sie los. Ich bin ganz auf Ihrer Seite.›»
            Scowcroft erinnerte sich, dass ihm die Kinnlade herunterfiel, als Bush «ihm einen
            Blankoscheck gab. Für mich war das der entscheidende Schritt zur deutschen Vereinigung.»
            In ihrem gemeinsam geschriebenen Memoirenbuch nannten Bush und Scowcroft dieses Essen
            den Moment, als der Präsident Kohl «grünes Licht» gab.[45] Es war ein schlauer Schachzug. Bush ahnte zurecht, dass die deutsche Vereinigung
            kommen würde, daher wollte er auf der richtigen Seite stehen und auf jedes Anzeichen
            achten, ob der Kanzler bereit sein könne, die NATO zu schwächen oder aufzugeben, um Moskau entgegenzukommen.
         

         Kohl glaubte, die Verwirklichung der Konföderation, die er ins Auge fasste, werde
            viele Jahre dauern. Dagegen hatte Henry Kissinger am 29. November in einem Fernsehinterview
            gesagt, Deutschland könne sich in zwei Jahren vereinigen, aber Kohl kritisierte das
            als überstürzt und riskant. Er hielt eine «ruhige Periode der Entwicklung» für nötig,
            «man dürfe sich nicht unter Druck setzen lassen.»[46] Indem Bush sich als enger Partner zeigte, nahm er die Position ein, die amerikanischen
            Interessen in den Jahren oder Jahrzehnten zu schützen, die Deutschland zur Vereinigung
            brauchen würde.
         

         Nachdem er ein sowjetisches Ultimatum vorläufig abgewendet hatte, war Kohl des Tumults
            müde und wünschte sich eine Ruhepause. Doch 1989 hielt noch eine entscheidende Entwicklung
            bereit. Der Kanzler nahm sich endlich Zeit, in die DDR zu fahren, was er seit der Maueröffnung noch nicht getan hatte, und war von dem,
            was er dort erlebte, überwältigt.
         

         Kohl erklärte sich bereit, am Abend des 19. Dezember eine öffentliche Rede in Dresden
            zu halten, nur zwei Wochen nachdem die Protestierer von Putin vertrieben worden waren.
            Es ist möglich, sogar wahrscheinlich, dass der junge KGB-Offizier das Aktenverbrennen unterbrach, um sich die Rede im Radio anzuhören oder
            sogar anwesend zu sein. Später erwähnte er einen anderen Zeitpunkt während der ostdeutschen
            Revolution, als er einfach «aus der Menschenmenge [beobachtete], was geschah». Vielleicht
            tat er dasselbe bei Kohls Rede; sie fand nicht weit von seinem Stützpunkt statt.[47]
         

         Falls Putin dabei war, beobachtete er einen Wendepunkt in Kohls Leben. Der Kanzler
            konnte das Ausmaß des Wunsches nach Vereinigung kaum glauben. Die Parolen rufende
            Menge in Dresden war ein Meer bundesdeutscher Fahnen, viele improvisiert hergestellt,
            indem man Hammer und Sichel aus der DDR-Fahne herausschnitt. Voller Bewegung sagte Kohl seinen überglücklichen Dresdner Zuhörern,
            sein Ziel sei «die Einheit unserer Nation.» Die Menge bejubelte ihn nach den Worten
            des britischen Botschafters in Ost-Berlin als «ihren Erlöser.» Von all den unerwarteten
            dramatischen Ereignissen, die er auf dem Weg zur deutschen Wiedervereinigung miterlebt
            hatte, erinnerte Kohl sich später an diesen Abend als «Schlüsselerlebnis.»[48]
         

         Zwei Männer – einer der versuchte, 80 Millionen Deutsche zu vereinigen, der andere
            ein unbedeutender Diener des zerfallenden Sowjetstaats und seines Geheimdienstes –
            erlebten an zwei Dresdner Abenden im Dezember 1989 persönliche Wendepunkte. Ihre späteren
            Handlungen sollten weitreichende Folgen haben, obwohl der jüngere Mann ein Jahrzehnt
            warten musste, bevor er eine Hauptrolle auf der Weltbühne spielte. Kohl dagegen hatte
            erkannt, dass er nicht zu warten brauchte. Die Vereinigung brauchte nicht Jahre zu
            dauern und erforderte keine Machtteilung in einer schwerfälligen und vorübergehenden
            Konföderation; er konnte die politische Ernte gleich einbringen. Das DDR-Regime brach zusammen, und die Menge jubelte. Der Augenblick für die Einheit war
            jetzt. Nachdem er Präsident Bush gerade gesagt hatte, er habe es nicht eilig, hatte
            er es plötzlich doch.
         

      

   
      
            2. Zum Teufel damit
            

         

         Mit der Wiedervereinigung am Horizont würde die Trennlinie des Kalten Kriegs zwischen
            den beiden deutschen Staaten verschwinden. Ob auch das atlantische Bündnis verschwinden
            würde, war eine offene Frage. Moskau konnte überzeugend argumentieren, wenn die Grenzbefestigungen
            fielen, werde Bonn die NATO nicht mehr brauchen – warum also nicht ein überflüssiges Bündnis gegen nationale
            Einheit und ein neues Verhältnis zu den östlichen Nachbarn eintauschen? Noch vor dem
            Mauerfall hatte Michail Gorbatschow vom Bau eines gemeinsamen europäischen Hauses
            gesprochen. Obwohl die Details vage blieben, schien er an eine paneuropäische Organisation
            vom Atlantik bis zum Ural oder sogar bis zum Pazifik zu denken. Präsident Bush hatte
            dagegen ein klares Ziel: die NATO beizubehalten und ihre Zukunft in einem vereinigten Deutschland zu sichern, indem
            Artikel 5 auf die neuen Bundesländer ausgedehnt würde. Seine Reaktion auf die Idee,
            dass Moskau über Deutschlands Beziehung zur Nato entscheiden könne, war unzweideutig:
            «Zum Teufel damit.»
         

         Am wichtigsten waren jedoch nicht die Wünsche von Bush oder Gorbatschow, sondern die
            von Bundeskanzler Kohl. Es war klar, dass er sein Land vereinigen wollte, die Frage
            war, was er dafür aufzugeben bereit war. Je nach der Antwort auf diese Frage würde
            er der amerikanischen oder der sowjetischen Position zuneigen. Die Quelle von Kohls
            Einfluss war das Gewicht seines Landes in der NATO. Angesichts der Zahl von Soldaten und Atomwaffen auf deutschem Boden – 1990 hatte
            Deutschland weltweit die höchste Konzentration an Atomwaffen pro Quadratkilometer –
            würde eine Forderung Kohls nach dem Abzug eines Teils oder aller dieser Kräfte im
            Austausch gegen die Einheit weitreichende Folgen nicht nur für das Überleben der NATO, sondern der westlichen Verteidigung und der transatlantischen Beziehungen allgemein
            haben.
         

         Die düstere Wahrheit für Washington war, dass Kohls Ziel der deutschen Vereinigung
            und Bushs Ziel der Erhaltung des Bündnisses voneinander trennbar waren. Es gab realistische
            Szenarien, nach denen der Kanzler eine Absprache mit Moskau treffen konnte, um die
            Vereinigung auf Kosten der NATO-Ausweitung über die alte Grenzlinie hinaus oder sogar der NATO-Mitgliedschaft zu erreichen. Kohl und Gorbatschow konnten die politische Ordnung
            in Europa neugestalten, ohne dass Amerikaner daran beteiligt waren. Sicherheitsberater
            Scowcroft gab später zu: «Mein Alptraum war, dass Gorbatschow Kohl ein Angebot machen
            würde», das dieser «nicht abschlagen konnte» – «das heißt, ein Angebot der deutschen
            Wiedervereinigung im Austausch gegen Neutralität.» Die Konsequenzen eines solchen
            Handels waren den Amerikanern im Voraus bekannt. Robert Zoellick, der oberste Mitarbeiter
            von Außenminister Baker, sagte unverblümt: «‹Wenn die Deutschen die Vereinigung mit
            den Sowjets regeln, kommt die NATO auf die Müllhalde.›»[1]
         

         Diese Realität bedeutete, dass Moskau dank seiner rechtlichen und militärischen Kontrolle
            über Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg immer noch die Fähigkeit besaß, die etablierte
            Ordnung der westeuropäischen Sicherheit und transatlantischen Beziehungen zu untergraben,
            trotz des Rückgangs seiner Macht 1990. In Verbindung mit der öffentlichen Ablehnung
            des ausländisch kontrollierten Atomwaffenarsenal im geteilten Deutschland bedeutete
            dies, dass Gorbatschow Einflussmöglichkeiten besaß – nicht zuletzt, weil 1990 ein
            Wahljahr war und Kohl deshalb besonders auf die öffentliche Stimmung achtete. Falls
            Kohl bereit war, jeden Preis zu zahlen, um die Einheit vor den Wahlen zu verwirklichen,
            würde das weitreichende Folgen haben. Bush und sein Team waren daher schockiert, als
            sie Anfang Februar 1990 verspätet und indirekt erfuhren, dass Kohl eingewilligt hatte,
            zu bilateralen Verhandlungen nach Moskau zu reisen, ohne Washington davon zu informieren.
            Das Spiel hatte begonnen.
         

         
            Übersetzungsdifferenzen
            

         

         Einer von Scowcrofts verlässlichsten Beratern im Nationalen Sicherheitsrat, Robert
            Blackwill, sprach 1990 fast jeden Morgen mit Zoellick. Baker hatte Zoellick als «Torwächter»
            und «zweites Gehirn» ausgewählt, da er die einzige Schwäche seines Untergebenen darin
            sah, dass er «zu klug» sei. Blackwills und Zoellicks Morgengespräche begannen stets
            mit der Überlegung: Wie können wir Bushs Ziel erreichen? Was können wir heute tun,
            um ein vereinigtes Deutschland in der NATO zu halten, mit so wenig Beschränkungen für die Zukunft der Allianz wie möglich?[2]
         

         Beiden Männern und ihren Chefs war klar, dass aus praktischen Gründen die Zahl der
            Personen, die mitredeten, so klein wie möglich sein musste. Baker erklärte dem britischen
            Außenminister Douglas Hurd, sie planten eine Strategie in «einem sehr kleinen Kreis»
            zu entwickeln. Die Herausforderung lag darin, diese Exklusivität mit der Notwendigkeit
            zu verbinden, Akteure zu beteiligen, die unzweifelhaft das Recht hatten, gehört zu
            werden – Briten, Franzosen und Ostdeutsche –, und gleichzeitig zu erreichen, was der
            Präsident wollte, nämlich sicherzustellen, dass «die NATO bleiben muss.»[3]
         

         Als ersten Schritt musste man sich unbedingt vergewissern, was Gorbatschow als Gegenleistung
            dafür forderte, wenn alle Teile eines vereinigten Deutschlands in der NATO blieben oder ihr beitraten. Das Problem lag darin, dass Gorbatschow selbst nicht
            wissen zu schien, was er wollte, und Bonn wie Washington bemerkten diese Unentschlossenheit.
            Eine Weile versuchte er einfach, die Idee weiterer Vier-Mächte-Verhandlungen zu propagieren,
            um über die Zukunft Deutschlands zu entscheiden. Weder die Deutschen noch die Amerikaner
            stimmten diesem Ansatz zu, auch wenn London daran Gefallen fand.
         

         Gorbatschow musste auch mit einer um sich greifenden Rebellion seiner Verbündeten
            fertigwerden, besonders in Osteuropa. Schon am 12. Januar 1990 hatten Experten im
            bundesdeutschen Außenministerium analysiert, was er angesichts der aktuellen großen
            «Veränderungen (Verfall?) des W[arschauer] P[akts]» tun würde. Sie kamen zu dem Schluss,
            er wolle die «‹Abbruch›-Phase der alten WP-Regime rasch … überwinden», besitze aber
            kein «fertiges Konzept» dafür.[4]
         

         Unterdessen kam der National Intelligence Council (NIC) in den USA beim Untersuchen derselben Frage unabhängig davon zu dem Ergebnis, der Warschauer
            Pakt sei bereits faktisch machtlos, weil Moskau sich nicht länger darauf verlassen
            könne, dass seine Verbündeten seine Wünsche ausführen oder auch nur die Anwesenheit
            sowjetischer Truppen tolerieren würden. Die inoffiziellen Vermutungen des NIC wurden bald öffentlich bestätigt. Als Teil früherer Reformen hatte Gorbatschow die
            sowjetischen Invasionen Ungarns 1956 und der Tschechoslowakei 1968 als Fehler eingestuft.
            Weil die Anwesenheit der Roten Armee, die mit diesen Invasionen begann, andauerte,
            stellte die Neubewertung die Grundlage ihrer Stationierung in Frage. Budapest und
            Prag drängten daher auf einen Abzug, und am 23. Januar 1990 kündigte der ungarische
            Ministerpräsident Németh den Abzug aller sowjetischen Truppen aus seinem Land an.
            Dasselbe gelang den Tschechoslowaken. Bald waren in beiden Ländern Planungen für den
            Truppenabzug in Arbeit. Der Warschauer Pakt zerbrach praktisch, wenn auch noch nicht
            offiziell.
         

         Schlimmer noch, der sowjetische Botschafter in der BRD, Juli Kwizinskij, hegte den Verdacht, der Zeitpunkt für den endgültigen Zusammenbruch
            des Pakts könne nicht in der Hand Moskaus, sondern Bonns liegen. Er meldete nach Moskau,
            es könne Kanzler Kohl angesichts der offensichtlichen Wärme im Verhältnis zu seinen
            östlichen Nachbarn gelingen, «den Warschauer Vertrag ohne besondere politische Anstrengungen …
            mit Hilfe der Ungarn, Polen und Tschechoslowaken in kürzester Frist zu Fall zu bringen.»[5]
         

         Die Dinge in Moskau standen so schlecht, dass Gorbatschows Berater sich zu beklagen
            begannen, sie verschwendeten wertvolle Zeit, während die sowjetisch geführte Ordnung
            sich im Ausland genauso auflöste wie im Inland. Im Winter 1990 führten wirtschaftliche
            Schwierigkeiten zu verbreitetem Elend in der UdSSR; Ende 1989 hatten westliche Banken
            aufgehört, der Sowjetunion kurzfristige Kredite zu geben, so dass sie sich immer weniger
            importierte Güter leisten konnte. Außenminister Schewardnadse sprach gegenüber Baker
            die Frage eines Kredits an und schickte eine demütigende Bitte um Lebensmittelhilfe
            an Kohl. Der Kanzler billigte den subventionierten Verkauf von Nahrungsmitteln im
            Wert von 220 Millionen DM. Trotz solcher Unterstützung nahmen Unzufriedenheit und
            Streiks so sehr zu, dass Gorbatschow verkündete, alle ausländischen Verpflichtungen
            einzustellen, um sich auf die Probleme im Inland zu konzentrieren.
         

         Angesichts so vieler Rückschläge kam Gorbatschow Ende Januar mit seinen engsten Beratern
            zusammen, um eine Strategie zu formulieren. Wie Bush hielt er den Kreis, in dem echte
            Entscheidungen getroffen wurden, lieber klein. Er konsultierte nur wenige Mitarbeiter,
            denen er vertraute, und missachtete die üblichen Hierarchien von Militär, Institutionen
            und Partei. Valentin Falin, der Deutschlandexperte der Partei, der sich im Lauf des
            Jahres zunehmend ausgeschlossen fühlte, nannte den inneren Kreis später sarkastisch
            die «geheiligte Zone Gorbatschows.»[6]
         

         Gorbatschows Sicherheitsberater Anatoli Tschernjaew machte sich gleich nach der Sitzung
            vom Januar gekritzelte Notizen. Ihnen zufolge deutete KGB-Chef Wladimir Krjutschkow auf die Schrift an der Wand und sagte: «Allmählich muss
            man beginnen, unser Volk an eine Wiedervereinigung Deutschlands zu gewöhnen.» Gorbatschow
            entgegnete, man habe immer noch Einflussmöglichkeiten. Die UdSSR besäße immer noch
            ihre Rechte als eine der vier Besatzungsmächte, dazu Waffen und Soldaten in Deutschland,
            daher könne man sie nicht ignorieren. «Das Wichtigste ist, dass niemand damit rechnen
            sollte, dass ein vereinigtes Deutschland in die NATO eintritt. Die Anwesenheit unserer Streitkräfte wird das nicht zulassen.»
         

         Die Frage sei nun, wie man weiter vorgehe, nachdem sein Versuch, den Entscheidungsprozess
            durch die vier Mächte wiederzubeleben, gescheitert war. Tschernjaew schlug vor, über
            Sechs-Mächte-Gespräche nachzudenken, die beide Teile Deutschlands einbeziehen würden.
            Gorbatschow wiederum hielt den Zeitpunkt für gekommen, Kohl nach Moskau einzuladen.
            Trotz allem, was seit November 1989 geschehen war, hatte er mit dem deutschen Regierungschef
            noch nicht von Angesicht zu Angesicht gesprochen. Nun war das Gespräch mit ihm unvermeidlich
            geworden, denn «es gibt keine wirklichen Kräfte in der DDR.» Obwohl der Sowjetführer in der Öffentlichkeit weiterhin mit dem letzten DDR-Regierungschef Hans Modrow verhandelte und ihn sogar nach Moskau einlud, um ein scheinbares
            Gleichgewicht zum Kohl-Besuch zu schaffen, machte Gorbatschow klar, man könne «auf
            den Prozess nur über die BRD einwirken.»
         

         Nikolai Ryschkow, Mitglied des Politbüros und Vorsitzender des Ministerrats, sagte:
            «Nun kommt alles auf die Taktik an, weil wir die DDR nicht erhalten können.» Ohne die Mauer breche die ostdeutsche Wirtschaft zusammen
            und «sämtliche staatlichen Institutionen sind aufgelöst.» Er stimmte zu, dass es sinnvoll
            sei, sich allein auf die BRD zu konzentrieren. Sie hätten ein paar Jahre Spielraum, sagte Gorbatschow, weil «es
            einige Jahre dauern wird, die DDR wirtschaftlich zu schlucken. Diese Jahre haben sowohl wir als auch ihr zur Verfügung»
            für weitere Maßnahmen. Die Herausforderung war, diese Maßnahmen zu definieren. Das
            Gespräch brachte kaum strategische Resultate. Das Beste, was dem KP-Chef einfiel,
            war eine Hinhaltetaktik. Im Moment sei es «das Wichtigste …, den Prozess in die Länge
            zu ziehen.»[7]
         

         Diese planlose Sitzung in der geheiligten Zone hatte unerwartete Folgen. Gorbatschows
            widerwilliges Akzeptieren der Vereinigung, gepaart mit der Hoffnung, ein vereintes
            Deutschland aus der NATO zu lösen und den Prozess so lange wie möglich auszudehnen, wurde in der Übersetzung
            zu viel mehr. Als Modrow pflichtschuldig am 30. Januar in Moskau erschien, machte
            Gorbatschow Bemerkungen zu Journalisten, die mit dem Gefühl in der geheiligten Zone
            übereinstimmten: Die «Vereinigung der Deutschen» werde «nicht in Zweifel gezogen.»[8] Am nächsten Tag schickte Klaus Neubert, ein Sowjetexperte im Auswärtigen Amt, eine
            überschwängliche Botschaft an seinen Chef. Er teilte Genscher voller Freude mit, Gorbatschow
            habe ein «klare[s] und uneingeschränkte[s] Bekenntnis zur deutschen Einheit» abgegeben.
            Neubert fügte hinzu, das sowjetische «Votum» für die Einheit «überrascht allenfalls
            in seiner Klarheit» – obwohl es kein Votum gegeben hatte, ganz zu schweigen von einem
            klaren Resultat.[9] Es war eine von vielen Gelegenheiten, wo eine unterschiedliche Wahrnehmung der Ergebnisse
            entscheidender Treffen wichtige politische Konsequenzen hatte.
         

         Neuberts übertriebene Darstellung hatte eine sofortige Wirkung auf Genscher. Schon
            im Dezember 1989 hatte er zu NATO-Kollegen gesagt, er sehe die Idee einer «Friedensordnung vom Atlantik bis zum Ural»
            als «winning concept.»[10] Er hatte auch vor FDP-Kollegen im Januar 1990 angedeutet, eine Begrenzung der künftigen Rolle der NATO im vereinten Deutschland oder sogar die Integration des Bündnisses in eine Art europäisches
            System kollektiver Sicherheit halte er für ein annehmbares Zugeständnis an Moskau.
            Teilweise lag Genschers Motivation in seiner Lebensgeschichte. Er war 1927 in Halle
            geboren, das nach 1949 in der DDR lag, und hatte gelobt, er werde «auch in Zukunft nicht vergessen, woher ich komme
            und welche Verantwortung ich trage für die Menschen, die hier leben, die einen neuen
            Anfang machen.»[11]
         

         Am Tag, als Neubert ihn über Gorbatschows «Votum» für die Einheit informierte, beschloss
            der Außenminister offenbar, es sei an der Zeit, öffentlich zu erklären, wie er sein
            Versprechen halten wolle. In einer Rede am 31. Januar 1990 in Tutzing – wo bundesdeutsche
            Politiker in den 1960er Jahren historische Reden über die Notwendigkeit einer Entspannungspolitik
            gegenüber dem Ostblock gehalten hatten – riet er Deutschlands Verbündeten, sich im
            Interesse der Vereinigung kompromissbereit gegenüber Moskau zu zeigen. Er wollte,
            dass die NATO «eindeutig [erkläre]: Was immer im Warschauer Pakt geschieht, eine Ausdehnung des
            NATO-Territoriums nach Osten, das heißt, näher an die Grenzen der Sowjetunion heran, wird
            es nicht geben.»[12]
         

         Als Zoellick von dieser Rede hörte, war er erleichtert, dass Genscher nicht noch weiter
            gegangen war und Deutschlands NATO-Mitgliedschaft offen in Frage gestellt hatte. Dennoch lösten die Worte des Außenministers
            wütende Reaktionen in Washington aus. Bush und Scowcroft fanden «Genschers offensichtliche
            Umgehung einer Rolle der vier Mächte bei der Wiedervereinigung … irritierend.» Scowcrofts
            Mitarbeiter Blackwill und Robert Hutchings hatten ihren Chef im Voraus vor solchen
            öffentlichen Äußerungen gewarnt, da sie von ähnlichen privaten Aussagen Genschers
            im selben Monat gehört hatten. Sie verstanden es so, dass die Deutschen plötzlich
            «in Eile waren, das Ideenvakuum über die Zukunft Deutschlands und Europas zu füllen.»
            Blackwill und Hutchings hielten rasches amerikanisches Handeln für angezeigt, weil
            «uns die Fähigkeit, den Prozess zu lenken, schnell entgleitet.» Um es noch schlimmer
            zu machen, war der ungarische Premier Németh kürzlich noch weiter gegangen und hatte
            gesagt, das ganze vereinigte Deutschland, nicht nur der östliche Teil, solle vollständig
            entmilitarisiert werden. Als Motiv hinter diesem Appell sahen Bush und seine Berater
            Némeths Wunsch, einer fortgesetzten sowjetischen Anwesenheit in Osteuropa «jede Legitimität»
            zu nehmen; wenn die Amerikaner abzogen, gab es für Moskau keine Rechtfertigung, zu
            bleiben.[13]
         

         Vermutlich war Németh besorgt über das, was sowjetische Truppen auf seinem Territorium
            taten. Obwohl Moskau inzwischen versprochen hatte, die Rote Armee aus Ungarn und der
            Tschechoslowakei abzuziehen, war der Vorgang zögernd und rücksichtslos; ein US-Diplomat
            beschrieb ihn als «eklig.» Sowjetsoldaten ruinierten Kasernen, rissen Telefonkabel
            heraus und hinterließen eine «Umweltsauerei einschließlich auslaufender Ölfässer.»
            Sie begannen auch ihre Waffen «bis hin zu Panzern» auf dem Schwarzmarkt zu verkaufen.
            Der ungarische Regierungschef schien zu extremen Schritten bereit, um sie loszuwerden,
            aber weder Bush noch seine Berater waren begeistert vom Konzept eines nicht nur atomwaffenfreien,
            sondern völlig entmilitarisierten Deutschlands.[14]
         

         Genscher, der spürte, dass seine Ideen bei der Übersetzung verlorengehen könnten,
            machte am 2. Februar 1990 einen Blitzbesuch in den USA, um sie persönlich zu erklären. In seinen Memoiren nannte er die Reise seinen kürzesten,
            aber wichtigsten Besuch in Washington. Dort wiederholte er nicht nur seine Neigung,
            die NATO im Austausch für die Vereinigung aus Ostdeutschland herauszuhalten, sondern brachte
            auch die Frage Mittel- und Osteuropas auf den Tisch. Er sagte Baker, es sei «notwendig,
            den Sowjets zu versichern, die NATO werde ihr Bündnisgebiet nicht auf das Territorium der DDR oder irgendein anderes in Osteuropa ausdehnen», und wiederholte diesen Punkt bei
            ihrer gemeinsamen Pressekonferenz.[15]
         

         Die beiden Minister besprachen auch die Notwendigkeit, die britischen, französischen,
            ostdeutschen und sowjetischen Bedenken anzusprechen. Genscher sagte, er würde eine
            Idee unterstützen, die Bakers Berater schon mit den Westdeutschen diskutiert hatten
            und die der ähnelte, die in Gorbatschows geheiligter Zone debattiert worden war: Verhandlungen
            zwischen allen sechs Staaten, aber nur, wenn sie «Zwei-plus-Vier-Verhandlungen» hießen –
            mit anderen Worten, wenn die beiden deutschen Staaten gesondert und zuerst genannt
            würden, um ihre Bedeutung zu zeigen. Weder Genscher noch Kohl wollten, dass vier Besatzungsmächte
            ihnen Vorschriften machten.
         

         Bakers Berater glaubten, solche Gespräche hätten den Vorteil, allen sechs Staaten
            einen Sitz am Konferenztisch zu geben und gleichzeitig zu verhindern, dass sie für
            sich gesonderte Abkommen schlössen, besonders die Bundesrepublik. Es war eine unausweichliche
            Tatsache, dass der Westen einen Mechanismus brauchte, um die aus dem Besatzungstatut
            stammenden Rechte der Sowjets auszuschließen und auch die bleibenden Rechte der Engländer
            und Franzosen anzusprechen – ganz zu schweigen von der täglichen diplomatischen Aktivität,
            die wegen des Tempos der Ereignisse nötig war –, daher schien das Zwei-plus-Vier-Prinzip
            geeignet, alle relevanten Punkte zu erfüllen. Genscher fügte hinzu, man könne die
            KSZE mit ihren 35 Mitgliedern stärken, damit auch andere Staaten als die sechs eine Plattform
            für ihre Ansichten hätten. Als er Gelegenheit hatte, diese Ideen dem Präsidenten persönlich
            vorzutragen, «segnete er – sozusagen – ab, was ich mit Baker vereinbart hatte.»[16]
         

         Trotz dieses Gefühls der Übereinstimmung ging Baker nach Genschers Abreise auf Nummer
            sicher. Er wies US-Botschafter Vernon Walters in Bonn an, Kohls Sicherheitsberater
            und engem Vertrauten Horst Teltschik den Inhalt der Diskussionen während des Blitzbesuchs
            direkt mitzuteilen. Baker wollte sich vergewissern, dass jemand dem Kanzler erzählte,
            was gesagt worden war – und er war sich nicht sicher, ob Genscher das tun würde. Dementsprechend
            informierte Walters Teltschik am 4. Februar. Insgesamt bedeuteten der Blitzbesuch
            und die darauffolgende Kommunikationskette das Überschreiten einer konzeptionellen
            Wasserscheide. Sie bedeuteten, dass spätestens am 4. Februar der kleine Kreis der
            wichtigsten Akteure in Washington und Bonn wusste, dass Genscher die Umrisse des zukünftigen
            Verhältnisses der NATO nicht nur zum Ostteil Deutschlands, sondern auch zu Mittel- und Osteuropa skizzierte.
         

         Teltschik war dankbar für die Aufklärung. Genscher, der stets übelnahm, dass das Kanzleramt
            versuchte, eine eigene Außenpolitik zu machen, informierte Kohl nicht routinemäßig
            über alles, was er im Ausland sagte. Manchmal wandte Teltschik sich direkt an das
            Auswärtige Amt und bat um Protokolle der Gespräche Genschers im Ausland, hatte aber
            nicht immer Erfolg. Dieser Konflikt war nicht nur für Baker sichtbar, sondern auch
            für den Nationalen Sicherheitsrat, der darauf reagierte, indem er wichtige Botschaften
            für Bonn gleichzeitig ans Kanzleramt und ans Auswärtige Amt schickte – obwohl es nach
            Hutchings’ späteren Worten «mühsam war, immer getrennt mit Kohl und Genscher eine
            Übereinstimmung zu erreichen.»
         

         Dieser zweigleisige Ansatz erzeugte manchmal Spannungen zwischen dem US-Außenministerium
            und dem NSC, weil letzterer hoffte, Genscher auszumanövrieren, indem er den Kanal über Teltschik
            nahm. Dagegen sah das Außenministerium das Umgehen eines korrekt ernannten Außenministers
            als unklug an, besonders wenn er innenpolitische Macht hatte. Für Washington hatte
            das Problem aber auch eine gute Seite. Hutchings sagte später: «Wir wussten manchmal
            mehr darüber, welchen Standpunkt Kohl oder Genscher zu einem Thema einnahmen, als
            der eine vom anderen.» Als Kürzel für diese seltsame Situation und ihre Komplexität
            wurde der Begriff «Genscherismus» populär. Früher war er in Washington als Kürzel
            für eine (nach Meinung der Amerikaner) allzu verständnisvolle Politik gegenüber Moskau
            benutzt worden, nun schien er von neuem relevant.
         

         Diese kompromissbereite Haltung zeigte sich erneut, als Genscher in Bonn mit seinem
            britischen Kollegen sprach. Er sagte Hurd unzweideutig, wenn er «darüber spreche,
            die NATO nicht ausdehnen zu wollen, beziehe sich das neben der DDR auch auf andere Staaten.» Der Bundesaußenminister hatte das Gefühl, «die Russen brauchen
            eine Zusicherung, dass beispielsweise die polnische Regierung, wenn sie den Warschauer
            Pakt verlässt, nicht am nächsten Tag der NATO beitritt.»[17] Aus diesem Grund müsse das atlantische Bündnis unbedingt klarmachen, «daß die NATO nicht beabsichtige, ihr Territorium nach Osten auszudehnen.» Genscher wollte sogar
            eine öffentliche Erklärung dieser Art und meinte, sie «dürfe sich nicht nur auf die
            DDR beziehen, sondern müsse genereller Art sein. Beispielsweise brauche die SU [Sowjetunion]
            auch die Sicherheit, daß Ungarn bei einem Regierungswechsel nicht Teil des westlichen
            Bündnisses werde.»
         

         Hurd drückte seine Zustimmung aus und sagte, das Thema müsse so bald wie möglich im
            Bündnis diskutiert werden. Eine der größten Beschwerden der Briten war, dass die Deutschen
            vorangingen, ohne irgendjemanden ausreichend zu informieren, darum begrüßte London
            eine Chance, seine Position zu vertreten. Genscher deutete an, solche Diskussionen
            sollten «bereits jetzt» beginnen und «die Entwicklungen in Polen, der CSSR, Ungarn und der DDR» einbeziehen. Er fasste das Problem, vor dem er stand, so zusammen: «Wir selbst wollten
            das NATO-Territorium nicht ausdehnen, wir wollen aber auch nicht die NATO verlassen.» Die Lösung lag seiner Meinung nach darin, dass «beide Bündnisse Bestandteile
            der gesamteuropäischen Sicherheitsstruktur werden.»[18]
         

         
            «Nicht einen Schritt weiter nach Osten»
            

         

         Genscher hatte Hurd und Baker seine Gedanken nicht nur mitgeteilt, um sie zu überzeugen,
            sondern auch als Vorbereitung auf ein deutsch-sowjetisches Gipfeltreffen in Moskau.
            Wie Gorbatschow in der Sitzung mit seinen Beratern andeutete, hatte er den Kanzler
            nach Moskau eingeladen. Kohl und Genscher sollten am Samstag, dem 10. Februar, eintreffen.
         

         Bush und seine Berater konnten es nicht fassen, als sowjetische Kontaktpersonen, die
            offenbar glaubten, die Westdeutschen hätten Washington über den Besuch informiert,
            das Datum erwähnten. Kohl hatte versprochen, Washington seine Karten offenzulegen,
            und diese wichtige Karte hatte er nicht gezeigt. War noch mehr bei der Übersetzung
            verlorengegangen? War die ausbleibende Information ein Anzeichen, dass Kohl sein NATO-Engagement überdachte?
         

         Bei einer Konferenz in München führte Scowcroft mit Teltschik am 3. Februar ein privates
            Gespräch und «überrumpelte» ihn mit der Nachricht, dass Washington von Kohls Reiseplänen
            erfahren hatte. Er fragte ihn nach «dem Zweck von Kohls Reise in die Sowjetunion.»
            Teltschik antwortete, der Kanzler wolle die Vereinigung beschleunigen und fügte hinzu,
            Bonn habe gehört, «Gorbatschow sei vielleicht bereit, ein vereinigtes Deutschland
            innerhalb der NATO zu akzeptieren, wenn alle bodengebundenen Atomwaffen (Lance und nukleare Artillerie)
            von deutschem Boden abgezogen werden.» Nach Teltschiks Ansicht «wäre das für den Westen
            kein schlechter Deal.» Er fügte hinzu, Bonn wisse, dass Baker selbst einen längeren
            Moskaubesuch ab dem 7. Februar plane. Teltschik fragte, ob Scowcroft «einen Weg finden
            könnte, den Kanzler über Jims Gespräche mit den Sowjets zu informieren, bevor Kohl
            zu Gorbatschow fährt.» Das würde den Westdeutschen eine Vorwarnung geben, was sie
            zu erwarten hätten, und Washington hätte die Chance, Bonns Position kurz vor den bilateralen
            Gesprächen in Moskau zu erfahren.[19]
         

         Scowcroft stimmte zu, dass Robert Gates, sein verlässlicher Stellvertreter im Nationalen
            Sicherheitsrat, der Baker begleiten sollte, Kohl kurz vor dem Besuch bei Gorbatschow
            informieren solle. Daraufhin stellte Baker ihm angeblich Zoellick zur Seite. Der Minister
            mochte es nicht, wenn NSC-Mitglieder wie Gates diplomatische Kontakte allein betrieben. Baker erinnerte Scowcroft
            regelmäßig daran, dass der Übereifer des Sicherheitsrats, selbst aktiv zu werden,
            in die Katastrophe des stümperhaften Iran-Contra-Deals geführt hatte.
         

         Als Scowcroft Präsident Bush am 4. Februar über all diese Entwicklungen informierte,
            beschloss er, den Deutschen einen Ausweg zu eröffnen und legte nahe, der extreme Stress,
            unter dem Kohl und Teltschik arbeiteten, habe zu der Informationspanne geführt. Obwohl
            beide Deutsche froh seien, dass die innerdeutsche Grenze verschwinde, sorge der Strom
            von Ostdeutschen nach Westen für große Probleme. Während das DDR-Regime zusammenbreche, breche auch die Planwirtschaft zusammen. Krankenhäuser und
            andere staatliche Einrichtungen funktionierten nicht mehr, und die Möglichkeit von
            Konflikten mit den noch im Land stationierten Sowjettruppen nähme zu. Der Haupteindruck
            des Sicherheitsberaters von seinem München-Besuch war, das geteilte Deutschland sei
            «wie ein Dampfkochtopf.» Er meinte, dass «wir und Kohl die stärksten Anstrengungen
            unternehmen müssen, damit in den nächsten Monaten nicht der Deckel vom Topf fliegt.»[20]
         

         Währenddessen gab Genscher, der noch immer versuchte, vor dem Moskau-Besuch jede mögliche
            Unterstützung für seine Vision eines Europas nach dem Kalten Krieg zu sammeln, eine
            letzte öffentliche Stellungnahme ab. Bei einer Konferenz wiederholte er am 9. Februar
            erneut: «Was immer im Warschauer Pakt geschieht, eine Ausdehnung des NATO-Territoriums nach Osten, das heißt näher an die Grenzen der Sowjetunion heran, wird
            es nicht geben.» Er ließ im Auswärtigen Amt Alternativen zur Zwei-Block-Struktur der
            europäischen Sicherheit ausarbeiten. Ein Analyst schrieb, «in einem Moment, in dem
            der Zerfall des W[arschauer] P[akts] absehbar sei», müsse der Westen veraltetes Blockdenken
            überwinden. Eine bessere Option für die zukünftige Sicherheit Europas war nach Meinung
            des Amts die Institutionalisierung und Ausweitung der KSZE.[21]
         

         Nicht alle von Genschers Mitarbeitern waren aber dieser Meinung, und einer von ihnen
            beschloss, deshalb aktiv zu werden. Joachim von Arnim, ein bundesdeutscher Diplomat
            in Moskau, war entschieden gegen die Bereitschaft seines Chefs, die Zukunft der NATO in Frage zu stellen; noch schlimmer fand er, dass Genscher es viel zu früh tat. Im
            Widerspruch zu seinem Kollegen Neubert, der fälschlicherweise berichtet hatte, es
            gebe ein klares sowjetisches Votum für die deutsche Wiedervereinigung, telegrafierte
            von Arnim am 7. Februar nach Bonn, «die deutsche Frage» sei keineswegs entschieden,
            sondern bleibe in Moskau «ein gewichtiges Feld der innenpolitischen Auseinandersetzung.»
            Mit anderen Worten, die Zeit für Zugeständnisse, wie Genscher sie erörterte, sei noch
            nicht gekommen.[22]
         

         Von Arnim war so aufgebracht, dass er sogar hinter Genschers Rücken Kontakt zu dessen
            Erzfeind Teltschik aufnahm, um «die gefährlichen konzeptionellen Ansätze Genschers»
            zu bekämpfen. Der Diplomat schrieb an Kohls Topberater, es sei nicht nötig, eine Beschränkung
            der NATO zu diskutieren, und Genscher solle davon abgebracht werden. Von seinem Posten in
            der Sowjetunion aus sah von Arnim einen leichteren Weg zum Erreichen der Einheit:
            «Wir könnten uns die Einheit kaufen und zwar mit Geld. Sicherheitspolitische Konzessionen
            würden wahrscheinlich gar nicht nötig sein.»[23]
         

         Teltschik dankte von Arnim für seine Worte und informierte Kohl. Der Ratschlag berührte
            genau das Problem, mit dem sich laut internen Dokumenten das Kanzleramt befasste:
            ob und in welchem Ausmaß die Vereinigung Deutschlands auf Kosten seiner bisherigen
            Sicherheitsverpflichtungen gehen würde. Da seit Kohls Dresden-Besuch im Dezember 1989
            klar war, dass Bonn (nach den Worten der Briten) «auf die Tube drückte» und «den Umriss
            eines Einigungsvertrags vor Jahresende in der internationalen Arena präsentieren würde»,
            wurde die Frage der Kosten dringlich. Teltschik war dankbar, direkt von einem deutschen
            Diplomaten in Moskau zu hören, dass die Vereinigung vielleicht nicht die künftige
            Freiheit der NATO oder ihre Atomwaffen opfern würde. Anfang Februar gab Teltschik Kohl den Rat: «Die
            militärische Präsenz der USA in Europa und insbesondere des Schutzes durch deren nukleare Kräfte bleibt auf absehbare
            Zeit unverzichtbar.»[24]
         

         In Washington konnten Bush und Scowcroft – in der ungewohnten Rolle von fernen Beobachtern
            eines großen geopolitischen Ereignisses – nur spekulieren, was bei Kohls Moskau-Besuch
            passieren würde. Jeder Aspekt des Besuchs war wichtig, bis hin zum genauen Zeitpunkt
            seiner Ankunft. Der Kanzler beschloss die Landung in Moskau am 10. Februar hinauszuzögern,
            bis Baker und sein Team abgereist waren. Obwohl das die Unterrichtung ausschloss,
            um die Teltschik gebeten hatte, stimmte Baker dennoch zu, Kohl eine schriftliche Zusammenfassung
            seines Besuchs zu geben, die von seinen engen Mitarbeitern Zoellick und Dennis Ross
            verfasst wurde.
         

         Blackwill nannte die Besuche Bakers und Kohls in Moskau den «Beginn des großen Spiels.»
            Er ahnte voraus, es bestehe «eine gute Chance …, dass Gorbatschow Kohl seinen Preis
            für die deutsche Vereinigung nennt.» Die Frage war, ob dieser Preis bedeutete, die
            NATO müsse hinter der Grenzlinie des Kalten Kriegs bleiben oder, schlimmer noch, sich
            nach Westen zurückziehen, falls ganz Deutschland neutral würde. Blackwill glaubte,
            Gorbatschow werde nicht von vornherein die Neutralität und den NATO-Austritt fordern. Ein besserer Schachzug sei es, einem vereinigten Deutschland die
            formale Mitgliedschaft zu erlauben, aber einen Abzug aller ausländischen Truppen und
            Atomwaffen zu fordern und als Präzedenzfall den Mitgliedsstatus zu benutzen, den Norwegen
            und Island 40 Jahre zuvor bei der NATO-Gründung für sich durchgesetzt hatten. Falls Gorbatschow diesen besonderen Status
            für ganz Deutschland im Austausch gegen die Vereinigung forderte, nahm Blackwill an,
            dass «viele Deutsche und einige unserer Kongressabgeordneten so einen Deal sehr verlockend
            finden würden.» Für Washington war ein solches Ergebnis aber völlig inakzeptabel,
            weil es «die Hauptaktivposten aufgeben würde» – die Truppen und Waffen –, «durch die
            die Vereinigten Staaten nach dem Krieg zu einer europäischen Macht wurden.»[25]
         

         Während dieses Abwägen der Optionen vor sich ging, präsentierte NATO-Generalsekretär Manfred Wörner, ein früherer CDU-Politiker, seine Vision für das Bündnis in einer Rede in Hamburg. Wörners Karriere
            als bundesdeutscher Verteidigungsminister endete nach einem Skandal um die Abberufung
            eines angeblich homosexuellen Generals, was damals als Sicherheitsrisiko galt. Der
            als NATO-Generalsekretär politisch wiedergeborene Wörner hatte sich Respekt und Vertrauen
            in Washington erworben, besonders bei Bush und Scowcroft. Als er einen «Sonderstatus
            für das Gebiet der früheren DDR» forderte, wenn die NATO sich nach der Vereinigung nach Osten bewegte, hörten sie zu und erkannten eine potenzielle
            Erfolgsstrategie im großen Spiel.[26] Das Problem war, dass weder Bush noch Scowcroft nach Moskau fuhren, und bald stellte
            sich heraus, dass Baker mit einem anderen Konzept der US-Strategie ins Flugzeug stieg.
         

         Der Außenminister landete in einem Land, das heftige Erschütterungen durchmachte.
            Anfang 1990 protestierten eine Viertelmillion Menschen in Moskau für mehr Demokratie
            und regionale Autonomie. Die Sowjetunion schien auseinanderzufallen. Vor diesem Hintergrund
            führte Baker lange Gespräche mit seinem Kollegen Schewardnadse. Sie diskutierten den
            Zwei-plus-Vier-Rahmen als bessere Idee für das Lenken der deutschen Vereinigung als
            die Vier-Mächte-Kontrolle, die «die Deutschen nicht akzeptieren werden.» Sie sprachen
            auch über die Möglichkeit, die NATO könne zu einer mehr politischen als militärischen Organisation werden. Baker entschloss
            sich zu einem hypothetischen Zugeständnis und fragte, ob es «ein Resultat geben könnte,
            das garantieren würde, dass es keine NATO-Truppen im Ostteil Deutschlands gibt. Es könnte sogar absolut ausgeschlossen werden.»[27] In seinen handschriftlichen Notizen aus dieser Diskussion setzte Baker Sterne und
            ein Ausrufezeichen neben seine Zusammenfassung dieser Punkte: «Endergebnis: vereinigtes
            Deutschl. verankert in einer * veränderten (polit.) NATO – * deren Juris.[diktion] sich nicht weiter nach * Osten ausdehnen würde!»[28]
         

         Danach sprach Baker am 9. Februar direkt mit Gorbatschow. Der Amerikaner kam schnell
            auf das eigentliche Problem, das Verhältnis eines vereinigten Deutschlands zur NATO. Er argumentierte gegen die Neutralität und warnte, Deutschland könne beschließen,
            «sein eigenes atomares Potential zu schaffen», wenn die NATO zum Abzug ihres Arsenals verpflichtet sei. Wahrscheinlich erwähnte Baker das, weil
            er wusste, Moskau würden sich dabei die Nackenhaare sträuben.
         

         Dann wiederholte er das Schlüsselkonzept aus den Gesprächen mit Schewardnadse in Form
            einer Frage und setzte damit unwissentlich eine Kontroverse in Gang, die Jahrzehnte
            andauern sollte: «Was ist für Sie vorzuziehen: Ein vereinigtes Deutschland außerhalb
            der NATO, selbstständig und ohne amerikanische Streitkräfte, oder ein vereinigtes Deutschland,
            das Verbindungen zur NATO hat, mit Zusicherungen, dass die Jurisdiktion der NATO sich nicht einen Schritt weiter nach Osten von ihrer jetzigen Position verschiebt?»
            Der sowjetische Staatschef antwortete, dass «eine Ausdehnung der NATO-Zone inakzeptabel ist.» Laut Gorbatschow antwortete Baker: «Wir stimmen dem zu.»[29]
         

         Jahrzehntelang verwiesen wechselnde Staatschefs in Moskau auf dieses Gespräch als
            Abkommen, das der NATO die Ausdehnung über die Ostgrenze des Kalten Kriegs hinaus verbot. Baker und seine
            Mitarbeiter und Unterstützer verwiesen dagegen auf die hypothetische Formulierung
            und das Fehlen einer späteren schriftlichen Übereinkunft als Zeichen, dass der Außenminister
            nur eine von vielen möglichen Optionen ausprobiert hatte. Bakers Pressekonferenz nach
            dem Gespräch mit Gorbatschow verwirrte die Dinge noch weiter. Der rebellische bundesdeutsche
            Diplomat von Arnim eilte hin und hörte «zu [s]einem Entsetzen, wie Baker sagte, die
            Jurisdiktion» der Nato werde «nicht nach Osten vorgeschoben.»[30]
         

         Von Arnim war nicht der einzige, der Dinge hörte, die ihm nicht gefielen. Bakers Reisebegleiter
            Gates hatte ein ähnlich unangenehmes Erlebnis, als er KGB-Chef Krjutschkow zuhörte. Bei ihrem Treffen wiederholte Gates vieles von dem, was
            Baker sagte, und fragte den KGB-Chef, was er von der Idee halte, «NATO-Truppen würden von ihrem jetzigen Standpunkt nicht weiter nach Osten vorrücken? Es
            erscheint uns als ein fairer Vorschlag.» Krjutschkow erwiderte, die Sowjetunion sei
            von einem vereinigten Deutschland in der NATO «nicht begeistert» und wollte mehr Zeit zum Überlegen, denn «wir brauchen uns nicht
            so zu beeilen.»
         

         Dann äußerte sich der KGB-Chef zu Gates’ großer Überraschung sehr kritisch über Gorbatschow. Später erinnerte
            sich Gates: «Krjutschkow schien Gorbatschow abgeschrieben zu haben und zu dem Schluss
            gekommen zu sein, die Perestroika sei ein furchtbarer Fehler gewesen.» Diese neue
            Haltung bedeutete «eine wichtige und sogar gefährliche Wende.» Der stellvertretende
            Nationale Sicherheitsberater war besonders verblüfft, dass der KGB-Chef «sich in einem Treffen mit einem hohen amerikanischen Beamten offen gegen Gorbatschow
            aussprach.» Gates schrieb später: «Ich beschloss, mich nicht mehr mit ihm zu treffen.»[31]
         

         Als die amerikanische Delegation sich auf die Abreise vorbereitete, erfüllte Baker
            seine Zusage und ließ seine Mitarbeiter für Kohl eine geheime Zusammenfassung aller
            wichtigen Gesprächspunkte erstellen. Die Zusammenfassung wiederholte die Frage, die
            er Gorbatschow gestellt hatte, ob nämlich Moskau ein vereinigtes Deutschland akzeptieren
            würde, wenn die NATO keinen Schritt nach Osten vorrückte. Laut Baker antwortete Gorbatschow: «Jede Ausweitung
            der NATO-Zone wäre inakzeptabel.» Baker glaubte aber, Gorbatschow sei «nicht in der Sackgasse»,
            und freute sich darauf, «die Eindrücke zu vergleichen», nachdem auch Kohl mit ihm
            gesprochen habe.[32]
         

         Kohl hatte eine Reihe kluger Schritte unternommen, um seine sowjetischen Verhandlungspartner
            kurz vor der Ankunft milde zu stimmen. Bei einem Pressegespräch hatte Teltschik strategisch
            verlauten lassen, die DDR stehe kurz vor der Zahlungsunfähigkeit. Binnen weniger Tage würde sie ihre Schulden
            nicht mehr bedienen können. Das erzeugte einen gewaltigen Krach in den Medien und
            untergrub die schwache Regierung Modrow noch weiter. Die Schlagzeilen über einen wirtschaftlichen
            Zusammenbruch der DDR, die Kohl nach Moskau begleiteten, stärkten seine Argumentation, dass drastische
            Maßnahmen nötig seien. Darüber hinaus genehmigte Kohl am 8. Februar offiziell die
            Lebensmittelhilfe, um die Moskau im Januar gebeten hatte. Das Versprechen von Nahrungsmitteln
            sorgte für einen freundlichen Empfang in der Sowjetunion.
         

         Bush und Scowcroft wollten aber nicht, dass Kohl, der offensichtlich in großzügiger
            Stimmung war, Moskau noch mehr gab. Sie wurden auch unruhig, als Bakers hypothetische
            Frage im Weißen Haus bekannt wurde. Im NSC entstand sofort die Sorge, Baker habe sich zu weit aus dem Fenster gelehnt. Wie von
            Arnim sah der NSC keine Notwendigkeit, Zugeständnisse über die Zukunft der NATO zu machen, bevor Moskau sie ausdrücklich gefordert hatte. Der NSC befürchtete, Baker habe den Kurs des Weißen Hauses noch nicht «verinnerlicht», und
            wollte sichergehen, dass wenigstens Kohl vor dem Gespräch mit Gorbatschow auf Linie
            war. Mitarbeiter des Weißen Hauses formulierten und Bush unterzeichnete eine dringende
            Botschaft dieses Inhalts an Kohl, wodurch der Kanzler vor seinem Besuch nicht nur
            ein, sondern zwei Mitteilungen von ganz oben erhielt: Bakers geheime Zusammenfassung
            und Bushs davon abweichende Botschaft. Im Gegensatz zu Baker war Bush für «einen militärischen
            Sonderstatus für das jetzige Territorium der DDR» – mit anderen Worten, für Wörners Idee.[33]
         

         Obwohl der Wortlaut von Bakers und dem NSC-Text nur wenige Unterschiede zeigte, war der inhaltliche Unterschied bedeutend. Baker
            sprach von einem Bündnis, das keinen Schritt weiter nach Osten vorrücken würde; Bush
            sprach von einem geringen Zugeständnis, während das Bündnis viele Schritte weiter
            nach Osten vorrückte. Wenn der Präsident das zuwege brachte, wäre es ein wichtiger
            Präzedenzfall. Angesichts dieser widersprüchlichen Briefe musste Kohl entscheiden,
            welchen er gegenüber Gorbatschow anführen sollte. Er traf eine schicksalhafte Entscheidung
            und wählte die Sprache, die am ehesten sein Ziel der deutschen Einheit förderte.
         

         
            Grünes Licht
            

         

         Als Kohl und seine Entourage vom Flughafen ins Zentrum von Moskau fuhren, versammelte
            sich das Personal der bundesdeutschen Botschaft, darunter von Arnim, um den Empfang
            durch Gorbatschow im Großen Kremlpalast zu sehen. Diese prächtige frühere Residenz
            der Zaren war auf Befehl von Nikolaus I. im 19. Jahrhundert erbaut worden. In der Menge beobachtete von Arnim, wie Gorbatschow
            die Treppe herunterkam und die deutschen Besucher vor dem Hintergrund des prächtigen
            Treppenhauses mit einem großen Leninbild begrüßte. Trotz der würdevollen Begrüßung
            spürte von Arnim aber Gorbatschows Unsicherheit: «Er wirkte angespannt und offenbar
            erkältet, nicht so strahlend, selbstbewusst und charismatisch gelöst wie sonst.» Dann
            verschwanden Kohl und Gorbatschow zu einem vertraulichen Gespräch, an dem außer ihnen
            nur Tschernjaew, Teltschik und ihre Übersetzer teilnahmen. Genscher und Schewardnadse
            führten solange ein eigenes Gespräch, während von Arnim und ihre Mitarbeiter umherschlenderten
            und auf die spätere große Sitzung mit allen Delegationsteilnehmern warteten.[34]
         

         Als er mit den Personen allein war, auf die es ankam, verhielt Kohl sich so, wie er
            es seinen Parteifreunden vor der Abreise aus Bonn gesagt hatte: «Egal was kommt, wir
            wollen die Einheit der Nation.» Er hatte ihnen versprochen, alles in seiner Macht
            stehende zu tun, um dies zu verwirklichen, und nun setzte er es um, obwohl das bedeutete,
            den Brief beiseitezulegen, den ihm der US-Präsident persönlich geschrieben hatte.[35] Bei Gorbatschow benutzte Kohl stattdessen die Formulierung über die Zukunft der
            NATO, die am ehesten die Zustimmung des Sowjetführers versprach, nämlich Worte, die denen
            Bakers ähnelten: «Natürlich könne die NATO ihr Gebiet nicht auf das heutige Gebiet der DDR ausdehnen.»[36] Kohl sprach nicht Wörners Idee an – die jetzt von Bush unterstützt wurde –, die
            NATO könne ihr Gebiet nach Osten erweitern, indem sie einen Sonderstatus für das Gebiet
            der DDR innerhalb des Bündnisses schaffe.
         

         Formal hatten weder Kohl noch Gorbatschow die Macht, die Zukunft des atlantischen
            Bündnisses zu planen. Dennoch redete der Kanzler auf eine Art, die suggerierte, der
            Einfluss seines Landes werde sich durchsetzen, trotz der Notwendigkeit, mit den Verbündeten
            zu verhandeln. Während Kohl dies zu Gorbatschow sagte, äußerte Außenminister Genscher
            gegenüber seinem sowjetischen Kollegen Schewardnadse dasselbe: «Für uns stehe aber
            fest: Die NATO werde sich nicht nach Osten ausdehnen.»[37]
         

         Kohl sagte auch, er wolle die beiden deutschen Staaten so bald wie möglich vereinigen,
            indem er noch vor den ersten freien Wahlen in der DDR, die für den 18. März 1990 angesetzt waren, Vorbereitungen für eine Wirtschafts-
            und Währungsunion in Gang setze. Gorbatschow sträubte sich zunächst und sagte, wenige
            Monate zuvor habe Kohl noch von Jahren gesprochen. Um seinen Meinungswandel zu erklären,
            beschrieb Kohl sein Schlüsselerlebnis in Dresden. Angesichts des klaren Wunsches der
            Ostdeutschen müsse er jetzt schneller handeln.
         

         Gorbatschow blieb unempfänglich und fragte stattdessen, ob Deutschland ein blockfreier
            Staat werden könne. Als Kohl überlegte, wie der Präsident zu überzeugen sei, hatte
            er plötzlich einen brillanten Einfall. Zuvor hatte Gorbatschow beiläufig gesagt, die
            Deutschen «hätten das Recht, selbst zu entscheiden.» Kohl erkannte, dass ihm diese
            Aussage den Ansatzpunkt liefern könne, den er brauchte. Er kam auf diese Aussage zurück
            und fragte Gorbatschow, ob sie sich darüber einig seien, «daß die Entscheidung über
            die Einigung Deutschlands eine Frage sei, die die Deutschen jetzt selbst entscheiden
            müßten.» Gorbatschow wich aus, weil er nicht sicher war, wo diese Argumentation hinführen
            würde, doch er gab zu, «alles, was der Bundeskanzler gesagt habe, [liege] sehr nahe
            an seinen Ausführungen.»[38]
         

         Das war nah genug für Kohl. Er hatte erkannt, dass die Worte, die Deutschen könnten
            «selbst entscheiden», als grünes Licht für eine Vereinigung ohne Vorbedingungen dargestellt
            werden konnten. Da er spürte, es sei an der Zeit, etwas als Gegenleistung anzubieten,
            machte er klar, Gorbatschow könne für finanzielle Hilfe auf ihn zählen. Die deutsche
            Wirtschaft sei in einem sehr gesunden Zustand, die «letzten 8 Jahre seien die besten
            nach dem Krieg gewesen. Es sei deshalb nur natürlich, daß die Bundesrepublik und die
            Sowjetunion vieles gemeinsam machen könnten.»[39]
         

         Bald darauf endete die Sitzung, ohne dass Gorbatschow versucht hätte, dieses Gespräch
            zu erläutern, oder irgendein Zeichen, dass er sein Gewicht verstand. Dieses Versäumnis
            änderte aber nicht das Resultat: Gorbatschow hatte zugestanden, die Frage der Einheit
            solle von den Deutschen allein entschieden werden, und keine bedeutenden Zugeständnisse
            über die NATO oder etwas anderes dafür erhalten, weder mündlich noch schriftlich. Vielleicht zweifelte
            der sowjetische Staatschef an Kohls Autorität, über die Zukunft der NATO allein Aussagen zu machen, und nahm an, dies werde künftig bei wichtigeren Gesprächen
            entschieden werden. Gorbatschow sah anscheinend auch nicht voraus, dass Kohl seine
            Bemerkungen sofort benutzen würde. Der Kanzler hatte bereits grünes Licht von den
            Amerikanern; nun beeilte er sich, seine Gespräche in Moskau als grünes Licht der Sowjets
            für die deutsche Einheit darzustellen.
         

         Kohl und Gorbatschow gingen dann zu einer größeren Sitzung mit den anderen Delegationsteilnehmern,
            darunter von Arnim. Gleich zu Beginn wiederholte Kohl, was er gerade mit Gorbatschow
            vereinbart hatte, und begrüßte «die Feststellung des Generalsekretärs, daß die Frage,
            ob die Deutschen in staatlicher Einheit leben wollten, eine Frage der Deutschen ist,
            eine Frage, die sie selbst entscheiden müssen.»[40] Es war der Anfang einer länger andauernden Anstrengung, so vielen Menschen wie möglich
            das zu zeigen, was einem grünen Licht ausreichend ähnelte, bevor es die Farbe wechselte.
         

         Am Ende der Sitzung stand von Arnim kurz neben Kohl und Genscher in der Menge, die
            dem Ausgang zustrebte. Er hörte, wie sie davon sprachen, die nächste Bundestagswahl
            werde nach der Vereinigung stattfinden. Später schrieb er in sein Tagebuch: «Ich konnte es kaum
            glauben.» Er erkannte, dass etwas Wichtiges geschehen sein musste und «staunte über
            die Kaltblütigkeit, mit der sie sich sofort den innenpolitischen Konsequenzen ihrer
            Gespräche zuwendeten.» Das war nicht die einzige Überraschung. Er war auch verblüfft,
            dass Kohl den Kreml durch ein Tor verlassen durfte, das normalerweise hohen Sowjetvertretern
            vorbehalten war. Er verstand die Genialität dieses Schachzugs, als der Kanzler den
            Wagen anhalten ließ, damit er direkt vor den wartenden westlichen Journalisten und
            Fotografen aussteigen konnte, die offenbar einen Tipp erhalten hatten, ihn dort zu
            erwarten. «Ein besseres Bild als das des lächelnden Riesen im Schneetreiben auf dem
            Roten Platz vor dem geöffneten, großen Tor in der Kremlmauer konnte es aus Moskau
            nicht geben.»[41]
         

         Kohl bewies weiteres politisches Genie, als er eine rasche Pressekonferenz forderte.
            Sie war für den nächsten Tag angesetzt, aber plötzlich schien das zu spät. Er musste
            das grüne Licht sofort im Fernsehen verkünden. Als Kohl und Genscher sich vor Beginn
            setzten, übertrug ein eingeschaltetes Mikrofon, wie die beiden Rivalen ruhig und mit
            ungewöhnlicher Jovialität miteinander sprachen. Als Zeichen des Respekts fragte Genscher,
            ob er Kohl die Hand schütteln dürfe. Mit breitem Lächeln kam Kohl seiner Bitte nach
            und sagte, eigentlich müsse man «sich jetzt besaufen.» Dann sahen die Fernsehzuschauer,
            wie Kohl verkündete, es sei «ein guter Tag für Deutschland», weil Gorbatschow «das
            alleinige Recht des deutschen Volkes» anerkannt habe, zu entscheiden, ob es in einem
            Staat zusammenleben wolle. In seinen Memoiren erzählte Genscher später, er sehe noch
            «die Ungläubigkeit in den Gesichtern der Journalisten» vor sich, die das Geschehene
            nicht zu begreifen schienen.[42]
         

         Einige Zuschauer verstanden aber die Erklärung, unter ihnen Bush und Scowcroft. Sie
            verfolgten die Pressekonferenz genau und fragten sich wohl, als Kohl die Worte «alleiniges
            Recht» aussprach, ob er den noch geltenden Viermächtestatus in Deutschland vergessen
            habe. Und während die Amerikaner besorgt waren, war Falin in Moskau außer sich. «Am
            10. Februar wurde die Vereinigung Deutschlands als de facto gelöste Aufgabe verkündet»,
            schrieb er später, schlimmer noch: «Ohne jegliche Bedingungen, ohne die Zusammenhänge
            mit der Regelung der äußeren Aspekte aufgeklärt zu haben.» Er erriet schaudernd, dass
            Gorbatschow Kohls rasches Handeln nicht vorausgesehen und damit die Chance verpasst
            hatte, Bedingungen für die Vereinigung zu stellen, etwa den NATO-Austritt. Falin kam zu dem Schluss: «Unbedachtsamkeit rächt sich immer.»[43]
         

         Schewardnadse war ähnlich schockiert, dass Gorbatschow ein so weit reichendes Zugeständnis
            gemacht hatte, ohne es ihm zu sagen. Einer der vielen Gründe, warum das problematisch
            war, war die bevorstehende Abreise des Außenministers zu einer prominent besetzten
            Konferenz in Ottawa über ein «Open Skies»-Abkommen. Nach diesem Abkommen sollten NATO- und Warschauer Pakt-Staaten es Flugzeugen der anderen Seite erlauben, ihr Gebiet
            zu Inspektionszwecken zu überfliegen. Da alle von der deutschen Vereinigung betroffenen
            Außenminister an der Konferenz teilnehmen würden, schien das Zugeständnis etwas zu
            sein, das Schewardnadse seinen Kollegen dort würde erklären müssen. Der aufgebrachte
            Außenminister spekulierte gegenüber einem Mitarbeiter, dass Kohl vielleicht eine übereilte
            Bemerkung Gorbatschows instrumentalisierte. Egal was durchgesickert war, der 10. Februar
            versetzte Schewardnadse laut seinem britischen Kollegen, der ihn kurz darauf traf,
            in eine «melancholische und fatalistische Stimmung», die sich wahrscheinlich noch
            verschlimmerte, als auch Genscher die Ereignisse in Moskau als «grünes Licht» für
            die Vereinigung bezeichnete.[44]
         

         Die Deutschen konnten dagegen nicht glücklicher sein, als der 10. Februar sich dem
            Ende zuneigte und das Trinken begann. Genscher ging mit dem Personal der bundesdeutschen
            Botschaft auf die Suche nach Whiskey. Der frohlockende Außenminister hatte sogar ein
            gutes Wort für von Arnim. Er sagte zu ihm: «Jetzt … haben Sie recht»; es sei nicht
            nötig gewesen, große Zugeständnisse bei der Sicherheit zu machen, um grünes Licht
            für die Vereinigung zu bekommen. Genscher konnte immer noch kaum glauben, dass Gorbatschow
            «praktisch vorbehaltlos der Einheit zugestimmt» habe. Er redete, als sei die deutsche
            Einheit beschlossene Sache, und nun müsse man die politischen Folgen bedenken.[45]
         

         Unterdessen trank Kohl mit seinen Beratern Bier. Der Kanzler hatte das Gefühl, später
            noch Arbeit zu haben. Ein Tor zur Zukunft hatte sich geöffnet, und er musste die beste
            Art finden, wie man hindurch kam, bevor es sich wieder schloss. In seinen Erinnerungen
            schrieb er, er sei so aufgeregt gewesen, dass er einen langen Spaziergang über den
            nächtlichen Roten Platz machte, um sich soweit zu beruhigen, dass er schlafen konnte.
         

         Er war nicht der einzige, der eine schlaflose Nacht erlebte. Trotz der guten Stimmung
            beim Whiskey waren die bundesdeutschen Diplomaten besorgt, die sowjetische Seite könne
            am nächsten Morgen aufwachen und versuchen, das Geschehene zu leugnen. Von Arnim prüfte
            in aller Frühe, wie die sowjetische Nachrichtenagentur TASS über den Gipfel berichtete. Er verspürte große Erleichterung, sogar «Euphorie», als
            in einem TASS-Bericht stand, «dass die Deutschen selbst die Frage der Einheit der deutschen Nation
            lösen und ihre Wahl treffen müssen.»[46] Später zitierte das Auswärtige Amt diese Meldung gegenüber skeptischen sowjetischen
            Verhandlungspartnern, wenn sie versuchten, Bonn zu zügeln.
         

         Von Arnim wäre weniger euphorisch gewesen, wenn er am nächsten Tag das Telefonat zwischen
            Gorbatschow und dem letzten DDR-Regierungschef Hans Modrow mitangehört hätte. Noch während Kohl und Genscher sich
            über das grüne Licht freuten, wiederholte Gorbatschow, «daß der Verbleib eines vereinigten
            Deutschland in der NATO für uns unannehmbar sei.» Er war enttäuscht von Kohls Handeln am Vortag und beklagte
            sich bei Modrow: «Insgesamt hatte ich den Eindruck, daß Kohl sich arrogant verhielt.»[47] Und im Gegensatz zur ersten TASS-Meldung spielten spätere Berichte in den sowjetischen Medien – die noch immer weitgehend
            von hohen Parteifunktionären gelenkt wurden und darum ungefähr ihre Gefühle widerspiegelten –
            den Kohl-Besuch als «betont unspektakulär» herunter. Die bundesdeutsche Botschaft
            fragte sich, ob solche Aussagen Kohls Position untergraben sollten, ob sie nur für
            das Inland gedacht seien oder beides. Sie vermuteten, die sowjetische Führung habe
            «gerade auch aus innenpolitischen Gründen, kein Interesse an dem Eindruck, dass der
            Durchbruch, den der [Kohl-] Besuch brachte, der hiesigen Öffentlichkeit rasch in seiner
            ganzen Bedeutung bewusst wird.»[48]
         

         Doch der Versuch, das grüne Licht auf rot zu schalten, kam zu spät. Kohl hatte es
            verkündet, und nun passten alle ihre Positionen an. Premierministerin Margaret Thatcher
            hatte bereits begonnen, über das Kommende zu spekulieren. Am 10. Februar sagte sie
            einen Deal voraus, durch den Deutschland sich vereinigen und in der NATO bleiben, während die NATO «auf die Stationierung nichtdeutscher Truppen in der ehemaligen DDR verzichten» würde. Nach der Vereinigung werde das vereinigte Berlin wieder Hauptstadt
            sein, wodurch die Regierung eines großen NATO-Verbündeten «sich in einem Gebiet befinden würde, in dem die NATO nicht militärisch präsent ist», und das könne ein Risiko darstellen. London konnte
            aber nicht viel dagegen tun. Hurd erinnerte sich: «Genscher und Kohl waren der Schlüssel.
            Sie machten das Wetter. … Und sie vertrauten einander nicht einmal. Aber sie machten
            das Wetter, und wir passten uns dem an.» Gorbatschow hatte so etwas gerade erlebt.
            Scowcrofts Mitarbeiter Condoleezza Rice und Philip Zelikow schrieben später: «Die
            Maske war verrutscht. Gorbatschow hatte Amerikanern wie Deutschen erlaubt, Moskau
            in dem Glauben zu verlassen, er habe nicht vor – oder sei vielleicht auch nicht in
            der Lage –, ihren Plänen ernsthaften Widerstand entgegenzusetzen. Und genauso war
            es.»[49]
         

         
            Blitzdiplomatie
            

         

         Nach seinem Triumph in Moskau musste sich Kohl rasch den Folgen stellen. Er hatte
            Bush nicht direkt nach seinem Gespräch mit Gorbatschow angerufen, aber er würde bald
            mit ihm sprechen müssen. Und nachdem sie gesehen hatten, wie die Maske verrutscht
            war, gewannen Scowcroft und seine Mitarbeiter die Überzeugung, sie könnten Gorbatschow
            stärker drängen als gedacht. Der Nationale Sicherheitsberater war nicht einmal mehr
            sicher, ob das viel beredete Zwei-plus-Vier-Forum nötig sei – er glaubte sogar, es
            könne schaden.
         

         Scowcroft hatte es aber nicht leicht, Baker das Anfang Februar zu vermitteln, weil
            dieser ständig unterwegs war. Selbst nach den hohen Maßstäben eines Außenministers
            war Bakers Reiseplan beeindruckend. Auf derselben Reise, die drei Verhandlungstage
            auf höchster Ebene in Moskau enthielt, machte er auch bahnbrechende Besuche in den
            drei Warschauer Pakt-Staaten Tschechoslowakei, Bulgarien und Rumänien und flog dann
            direkt ins kanadische Ottawa zur Open Skies-Konferenz aller 23 Außenminister von NATO und Warschauer Pakt – ohne einen Zwischenhalt in Washington. Obwohl das Luftfahrtabkommen
            das Hauptthema sein sollte, so Baker in seinen Memoiren, «wurde deutlich, daß es hier
            im Grunde nur um die deutsche Vereinigung ging – und jeder wollte mitmischen.»[50]
         

         Er und seine Kollegen führten am Rand der Konferenz fieberhaft Gespräche, eine wahre
            Blitzdiplomatie. An einem Tag sprachen Baker und Schewardnadse fünfmal miteinander;
            der sowjetische Minister sprach auch dreimal mit Genscher sowie mit Hurd und den französischen
            und polnischen Außenministern Roland Dumas und Krzysztof Skubiszewski. Baker wollte
            die Zwei-plus-Vier-Idee so schnell wie möglich verwirklichen, da er die Schaffung
            dieses Forums inzwischen als unverzichtbares Ziel ansah. Gorbatschow hatte in Moskau
            nicht definitiv zugestimmt, und Baker glaubte, die Chance, alle sechs Hauptakteure
            an einem Ort zu haben, sei zu gut, um sie verstreichen zu lassen.
         

         Seine Anstrengungen erzeugten aber einige Irritation unter den in Ottawa nicht beteiligten
            Diplomaten. Einmal goss Genscher Öl ins Feuer, als er den neugierigen italienischen
            Außenminister Gianni de Michelis vor seinen versammelten Kollegen anfuhr: «Sie spielen
            nicht mit.» [51] Am meisten waren aber die Polen erzürnt, von der Planung der deutschen Wiedervereinigung
            ausgeschlossen zu sein. Nach ihren Erfahrungen mit dem letzten vereinigten deutschen
            Staat war ihre Bestürzung verständlich, doch der bundesdeutsche Botschafter in Warschau
            tat das als «Hysterie» ab.[52]
         

         Der disziplinierte und unermüdliche Verhandler Baker ließ sich nicht ablenken. Er
            arbeitete hart daran, den relevanten Ländern – und nur diesen – die Zustimmung zu
            den Zwei-plus-Vier-Gesprächen abzuringen, während sie an einem Ort versammelt waren.
            Der Außenminister zermürbte Schewardnadse, der zu einem Mitarbeiter in Ottawa sagte,
            er sei in einer «dummen Lage.» Seine westlichen Kollegen «redeten über die Vereinigung
            Deutschlands, als sei sie eine Tatsache», und er könne kaum etwas dagegen tun.[53] Niedergeschlagen gab er dem Druck seiner Kollegen nach und stimmte nicht nur den
            Zwei-plus-Vier-Verhandlungen zu, sondern auch einem US-Wunsch nach Rüstungskontrolle.
            In seiner Rede an die Nation vom 31. Januar 1990 hatte Präsident Bush gefordert, Washington
            und Moskau sollten die gewaltige Zahl ihrer Truppen im Herzen Europas auf jeweils
            195.000 Soldaten reduzieren. Nun deutete Schewardnadse an, dass Gorbatschow dazu bereit
            sei. Baker konnte es kaum glauben, denn die Ankündigung bedeutete: «Zum ersten Mal
            seit dem Zweiten Weltkrieg würde Moskau weniger Soldaten in Europa haben als die Vereinigten
            Staaten.»
         

         Da Baker erkannte, dass Schewardnadse die Zustimmung zum Zwei-plus-Vier-Forum und
            der Truppenbeschränkung zurückziehen könne, beschloss er mit seinen Mitarbeitern,
            «schnellstens die Agenda fest[zu]legen», solange sie in Ottawa waren. Der Außenminister
            wusste: «Jede Verzögerung konnte dazu führen, daß sich in Moskau, London, Paris oder
            anderen Hauptstädten Widerstand organisierte», ganz zu schweigen von den in Ottawa
            aus dem Prozess ausgeschlossenen Ländern wie Italien und Polen. Bakers Anstrengungen
            wurden aber fast zunichte gemacht, nicht wegen wachsenden Widerstands in Moskau, sondern
            wegen des Misstrauens zwischen Kohl und Genscher. Nicht einmal, sondern zweimal sagte
            Bush zu Baker, er solle warten, während er direkt überprüfte, ob der Kanzler das Geschehen
            unterstützte.
         

         Baker vermutete noch etwas anderes. Scowcroft versuchte angeblich mehrfach, den Fortschritt
            in Ottawa zu bremsen, indem er zum Außenminister sagte: «Wir bewegen uns zu schnell»
            beim Festklopfen des Zwei-plus-Vier-Prozesses. Baker lehnte aber einen Kurswechsel
            ab und erwiderte: «Jetzt ist es zu spät, … Alle haben sich bereits damit einverstanden
            erklärt.»[54] Nachdem er den Nationalen Sicherheitsberater abgewiesen hatte, hörte Baker aber
            plötzlich vom Präsidenten persönlich, er solle abbremsen, und spürte, dass Scowcroft
            dahintersteckte.
         

         Dass der Präsident so abrupt auf die Bremse trat, drohte die rasanten Verhandlungen
            entgleisen zu lassen, aber Bush beharrte auf seiner Position und rief zweimal Kohl
            an, der ihm klarmachte, es sei am wichtigsten, das Forum so bald wie möglich zur vollendeten
            Tatsache zu machen, bevor das grüne Licht aus Moskau umsprang. Schließlich ließ Bush
            Baker weitermachen. Daraufhin präsentierte der Minister der Welt die Zwei-plus-Vier-Lösung
            bei einer hastig anberaumten Pressekonferenz mit allen sechs Außenministern.
         

         Die kanadischen Gastgeber waren entgeistert über diese Ankündigung in ihrer Hauptstadt,
            an der sie nicht beteiligt waren. Premierminister Brian Mulroney beklagte sich ausführlich
            bei seinem Freund Bush darüber, wie man seine Konferenz zweckentfremdet habe. Besonders
            ärgerte ihn die Art wie «Genscher mit sehr hochmütiger Attitüde in Ottawa eintraf.»
            Er habe gesagt: «Die großen Jungs werden das regeln» und klargemacht, dass Kanada
            nicht dazugehöre. Diese Arrogance machte Mulroney rasend: «Herrgott nochmal, wo soviele
            kanadische Jungs in Europa begraben sind», wofür halte Genscher sich eigentlich?[55]
         

         Mulroney war nicht der einzige, der wütend war. Am Ende eines langen Tages in Ottawa
            machte Baker noch einen Anruf im Weißen Haus. Diesmal stellte er sicher, dass nur
            er und Bush mithörten, und sagte seinem alten Freund George, was er von dessen Bremsversuch
            hielt: «Wir hatten einen guten Tag hier. Wir haben etwas Historisches erreicht. Aber
            offen gesagt, Sie haben es fast unmöglich gemacht. Wenn Sie mich nochmal in so eine
            Lage bringen, müssen Sie sich einen neuen Außenminister suchen.»[56]
         

         Scowcrofts Stellvertreter Gates bemerkte später: «Baker war ein ganz spezieller Typ.»
            Was der Außenminister nicht über «Behandlung – und Manipulation» von Presse und Verhandlungspartnern
            wusste, «brauchte man nicht zu wissen.» Gates war «immer froh, dass er auf unserer
            Seite war.» Manchmal gab es zwischen Baker und Gates ernste Spannungen, und der Stellvertreter
            beschwerte sich, Baker «forderte vom Präsidenten mehr Loyalität, als er ihm zeigte»
            und «geriet selten in Zorn, dann aber furchtbar.» Diese Eigenschaften hatten sich
            in Ottawa gezeigt und die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen durchgesetzt. Nun beschlossen
            Scowcroft und seine Mitarbeiter, soviel wie möglich davon zu torpedieren.[57]
         

         Sie schickten dem Präsidenten eine lange Liste von Einwänden gegen den Zwei-plus-Vier-Prozess,
            die von Blackwill und Rice stammten. Das unnötige Forum werde den Sowjets «eine dramatische
            Plattform» geben, gegen die Vereinigung aufzutreten. Es werde «den Briten und Franzosen
            erlauben, … die deutsche Einheit zu bremsen oder zu verändern.» Die kommenden ostdeutschen
            Wahlen vom 18. März könnten eine pazifistische, linke Regierung an die Macht bringen,
            die ihren Sitz bei den Verhandlungen benutzen könnte, um Warschauer Pakt wie NATO zu attackieren und ein neutrales vereinigtes Deutschland zu fordern. Und das Weiße
            Haus werde es schwer haben, seine Interessen angesichts dieser Herausforderungen zu
            verteidigen, weil es «weitgehend unvorbereitet» auf dieses Forum sei, denn es hatte
            nicht erkannt, dass es bald beginnen werde.[58]
         

         Zu guter Letzt wies Rice darauf hin, dass Verteidigungsminister Dick Cheney und Colin
            Powell, der Vorsitzende der Vereinigten Generalstabschefs, «mit Sorge zur Kenntnis
            nehmen, dass die Verhandlungen über das Sechs-Mächte-Abkommen ohne Mitwirkung des
            Verteidigungsministeriums stattfinden, und zurecht darauf hinweisen, dass diese Diskussionen
            über Deutschlands äußere Sicherheitsarrangements den Kern der NATO und letztlich der US-Verteidigungsstrategie betreffen.» Cheney und Powell waren wegen
            der Absicht Bushs, Bakers und Scowcrofts, die Beschlüsse im ganz kleinen Kreis zu
            treffen, nicht konsultiert worden. Eine Folge davon, dass die Ereignisse sich ohne
            Mitwirken des Pentagon entwickelten, war der überraschend geringe Einfluss militärischer
            Planer auf die frühen Entscheidungen über die NATO-Erweiterung. Cheney sagte später über den begrenzten Beitrag seines Ministeriums
            zur Strategie für die deutsche Vereinigung: «Das Verteidigungsministerium spielte
            eine unterstützende, aber keine zentrale Rolle.»[59]
         

         Sobald Baker und seine Berater nach der langen Reise und der Blitzdiplomatie zurück
            in Washington waren, sahen sie sich all diesen Beschwerden gegenüber. Der Außenminister
            kam offenbar zu dem Schluss, zumindest einige davon seien gerechtfertigt – oder Bush
            brachte ihn dazu –, denn er änderte sein Verhalten. Vor allem benutzte er nicht mehr
            die Formulierung «keinen Schritt weiter nach Osten vorrücken.» Stattdessen folgte
            er der Präferenz des Präsidenten für die Klarstellung, das Bündnis werde sich über
            die Grenzlinie des Kalten Kriegs nach Osten ausdehnen, aber mit einem Sonderstatus
            für Ostdeutschland als gesichtswahrendes Zugeständnis. Moskau brauchte einige Zeit,
            um das zu bemerken.
         

         Baker und seine Berater blieben aber standhaft beim Zwei-plus-Vier-Prozess, wie seine
            Vorbereitungsnotizen für die Sitzung im Weißen Haus am 16. Februar zeigen. Er argumentierte,
            seine Gegner schätzten die Verhandlungen falsch ein und sähen nicht, dass es um «Diskussionen,
            nicht Entscheidungen» gehe. Anders gesagt, das Forum bringe die unvermeidlichen Sorgen
            anderer Akteure zur Sprache, gebe ihnen aber kein Vetorecht. Da weder «2, 4, 16 oder
            35 funktionieren würden», also weder die beiden deutschen Staaten, noch die vier Mächte,
            die NATO oder die KSZE als Forum geeignet wären, sei Zwei-plus-Vier die am wenigsten schlechte Alternative.
            Es sei «wahrscheinlich der Minimalprozess, den die Sowjets brauchen, um ihre Interessen
            auszudrücken und das Ergebnis zuhause zu rechtfertigen.»[60] Zoellick unterstützte seinen Chef, indem er dem Argument widersprach, Zwei-plus-Vier
            werde es Moskau erlauben, die deutsche Vereinigung zu blockieren. Er sagte: «Die Anwesenheit
            von 380.000 Sowjetsoldaten in der DDR reicht zur Blockade aus», daneben werde ein weiterer Debattierclub unwichtig.[61] Und es gab noch einen Vorteil: «Es verhindert gesonderte Absprachen zwischen Deutschen
            und Sowjets, die unseren Interessen schaden könnten.» Um solche Absprachen zu verhindern,
            sollte Kohl nach Zoellicks Meinung «vom Präsidenten hören, dass wir erwarten, von
            kommenden deutsch-sowjetischen Treffen nicht aus Moskau zu erfahren», sondern von
            den Deutschen selbst.[62] Baker meinte, die Verhandlungen würden letztlich Washingtons Ziele fördern und notierte
            in einer Liste ihrer Vorteile: «Man hat keine Übernahme gesehen, bevor man diese gesehen
            hat! (Nicht nur die wirtschaftliche Übernahme der DDR, sondern auch der UdSSR.)»[63]
         

         Der Nationale Sicherheitsrat akzeptierte diese Argumente widerwillig, nicht zuletzt,
            weil viele seiner Mitglieder sahen, dies könne eine geheime Absprache zwischen Kohl
            und Gorbatschow verhindern. Rice schrieb, Washington müsse Kohl in einen «Kokon von
            Bündniskontakten» einschließen, damit «Bonn schon echte Doppelzüngigkeit brauchen
            würde – den Verbündeten eines sagen und den Sowjets etwas anderes –, um einen Handel
            mit Moskau zu machen.» Vor allem solle das Weiße Haus «den Tag der Abrechnung» vermeiden,
            an dem «Gorbatschow Kohl ins Auge sieht und sagt: ‹Hier ist der Deal – eine schwächere
            Form der deutschen NATO-Mitgliedschaft, sonst tut die UdSSR alles in ihrer Macht stehende, um die Vereinigung
            zu verhindern.»[64]
         

         
            Camp David
            

         

         Zuletzt konnten NSC und Außenministerium zugleich den Sieg beanspruchen. Der Sicherheitsrat bekam bei
            den Diskussionen über die Zukunft der NATO, was er wollte – die Formulierung «militärischer Sonderstatus», während das Bündnis
            nach Osten rückte –, und das Außenministerium den Zwei-plus-Vier-Prozess. Nun mussten
            sie gemeinsam sicherstellen, dass die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen keine echten Entscheidungen
            trafen. Dafür kursierten Papiere über die Ziele zwischen NSC und Ministerium, wobei die Hauptpunkte unterstrichen waren: «Allgemein: Zwei-plus-Vier kann Meinungen über viele Themen austauschen, aber sehr
               wenige entscheiden», und bestimmte Themen durften überhaupt nicht angesprochen werden. Zu den «Fragen,
            die wir im Zwei-plus-Vier-Kontext nicht diskutieren», gehörten die Vertragsbedingungen, unter denen US-Truppen in Deutschland stationiert
            waren, «nukleare Haltung der NATO und der Status der SNF-Verhandlungen» über atomare Kurzstreckenraketen. Diese Fragen durften nur in passenderen
            Umgebungen diskutiert werden, vor allem in bilateralen Gesprächen zwischen USA und BRD. Im Umgang mit Bonn «wird unser Hauptziel sein, dass Kohl die Verpflichtung Bonns bekräftigt, ein vereintes Deutschland wird NATO-Mitglied bleiben», denn «die Aufrechterhaltung einer glaubhaften nuklearen Abschreckung in Europa erfordert Deutschlands Mitgliedschaft und Zustimmung zu einer Form der Stationierung von US-Atomwaffen.»[65]
         

         Dennoch gab es Reste von Misstrauen zwischen NSC und Außenministerium. Blackwill schrieb an Scowcroft, dass Baker, Ross und Zoellick
            versucht sein könnten, den Helden zu spielen. Damit meinte er offenbar, sie könnten
            wieder Alleingänge starten wie in Ottawa. In Blackwills Worten: «Ich glaube, Außenminister
            Baker und seine engen Mitarbeiter finden die Aussicht, dass er die künftige Sicherheitsstruktur
            Europas unter den Ministern im Zwei-plus-Vier-Kontext aushandelt, unwiderstehlich.»
            Der NSC müsse sie scharf im Auge behalten, um das zu verhindern.[66]
         

         Baker war nicht der einzige, der Argwohn abwehren musste. Ebenso wie ihm, der nach
            einer Woche gespannter Verhandlungen auf höchster Ebene in Moskau und Ottawa zuhause
            Konflikte vorfand, erging es Genscher, zunächst mit Kollegen im Kabinett, dann in
            Europa. Bei einer Kabinettssitzung am 14. Februar in Bonn geriet er in Streit mit
            Verteidigungsminister Gerhard Stoltenberg, der die Idee von Zugeständnissen über die
            Zukunft der NATO ebenso ablehnte wie der NSC. Genscher, der vielleicht merkte, dass Moskau das grüne Licht auf gelb oder rot schalten
            wollte, war immer noch besorgt, die Sowjets könnten sich schließlich verweigern, falls
            Bonn keine Zugeständnisse mache. Das hinderte den Verteidigungsminister nicht daran,
            seine Einwände am 17. Februar in einer großen Zeitung zu äußern. Der Artikel zwang
            Genscher, ebenfalls an die Öffentlichkeit zu gehen. Es folgte eine öffentliche Auseinandersetzung,
            bis Kohl sich am 19. Februar gezwungen sah, einen Waffenstillstand zu erzwingen.
         

         Kohl erklärte in Übereinstimmung mit seinen Worten zu Gorbatschow, die NATO werde «keine Einheiten und Einrichtungen» auf das verlegen, was hoffentlich bald
            das Gebiet der ehemaligen DDR sein werde. Um das zu bekräftigen, verlangte der Kanzler von Genscher und Stoltenberg
            eine öffentliche Einverständniserklärung, die sie auch abgaben. Dann machte Genscher
            bei einer Konferenz mit europäischen Politikern am 21. Februar einen Rückzieher. Er
            wiederholte erneut, es werde «keine Ausdehnung der NATO über [den] bisherigen Bereich hinaus» geben. Wieder erläuterte er danach, die DDR falle ebenso unter dieses Verbot wie Mittel- und Osteuropa. «Dieser Gesichtspunkt
            sei nicht nur im Hinblick auf das Gebiet der DDR von Bedeutung. Das zeigten die gestrigen Äußerungen des ungarischen A[ußen]M[inisters]
            Horn.»[67] Zu Genschers großem Ärger hatte Horn öffentlich über einen NATO-Beitritt Ungarns spekuliert. Schlimmer noch, er hatte die Idee direkt mit dem stellvertretenden
            US-Außenminister Eagleburger angesprochen, der eine längere Osteuropareise machte.
            Eagleburger hatte Baker sofort mitgeteilt, seine osteuropäischen Gastgeber spekulierten
            auf «den Zusammenbruch des Warschauer Pakts» und Horn hoffe, «eine neue NATO könnte einen politischen Schirm für Mitteleuropa darstellen.»[68]
         

         Da Genschers Kämpfe sich im Gegensatz zu denen Bakers weitgehend öffentlich abspielten,
            konnte Washington sie in Echtzeit verfolgen und war nicht erfreut darüber. Bush beschloss,
            er müsse Kohl persönlich informieren, dass solche Ansichten nicht länger hinnehmbar
            seien. Da Kohl aber ein ausländischer Regierungschef war, konnte Bush ihm nicht einfach
            eine Anweisung erteilen. Vielmehr verlegte er sich auf eine kluge Strategie von Schmeicheln
            und Überzeugen. Er lud Kohl zu einem gemütlichen Wochenendbesuch am 24.–25. Februar
            nach Camp David ein, eine Ehre, die noch keinem deutschen Kanzler widerfahren war.
            Selbst nach Bushs Maßstäben war es ein sehr kleiner Kreis. Es waren nur die Mitarbeiter
            anwesend, denen beide wirklich vertrauten – Baker, Blackwill, Scowcroft und Teltschik,
            dazu verlässliche Protokollanten –, weil klar war, dass es um alles ging.
         

         Wahrscheinlich war es gut, dass Genscher nicht eingeladen wurde, denn die Agenda hätte
            ihm nicht gefallen. Scowcroft riet dem Präsidenten in Fettdruck, Kohl müsse das Rückgrat
            gegen die Art von Zugeständnissen gestärkt werden, die Genscher vorschlug. Obwohl
            klar sei, dass Kohl «das Herz am rechten Fleck» habe, sei auch klar, dass «er der
            Kanzler eines vereinten Deutschlands sein will. Alles andere wird für ihn zweitrangig
            und verhandelbar sein.» Wenn er «sich für eine schwächere Form der NATO-Mitgliedschaft entscheidet, vielleicht den Rückzug aus dem integrierten Militärkommando
            wie de Gaulle, ist die NATO als lebensfähige Sicherheitsinstitution am Ende.» Deshalb «ist die Zeit gekommen für ein ehrliches und schnörkelloses Gespräch mit Kohl» über die «entscheidenden Sicherheitsfragen.»
         

         Bush müsse mit Kohl in Camp David mehrere Ziele erreichen. Zunächst müssten sie übereinstimmen,
            wie die Zwei-plus-Vier-Gespräche ablaufen sollten, «um die sowjetische Fähigkeit zu minimieren, Deutschlands NATO-Mitgliedschaft zu schwächen.»Dann brauchte Washington, weil «Deutschland der Dreh- und Angelpunkt der NATO ist», ein Versprechen Kohls, er werde nicht zulassen, «dass die unverzichtbare Rolle
            Deutschlands in der NATO irgendwie geschwächt wird.» Dieses Versprechen war zentral, da Genscher und «einige
            Berater im Kanzleramt darüber nachdenken, … NATO und Warschauer Pakt aufzulösen und das Bündnis durch vage definierte und zahnlose
            gesamteuropäische Sicherheitsgarantien zu ersetzen.» Selbst Maßnahmen, die nicht bis
            zur Auflösung gingen, konnten schlimme Folgen haben; wenn die NATO ihre atomare Abschreckung von deutschem Boden abziehen müsste, würden Kongressmitglieder
            zurecht fragen, warum der Präsident Hunderttausenden amerikanischen Soldaten, die
            ihre Wähler waren, den atomaren Schutz entzog. Um das zu verhindern, brauchte Bush
            «das grundsätzliche Engagement der BRD für eine Vollmitgliedschaft in der NATO, einschließlich ihrer militärischen Struktur» und die «bleibende Präsenz amerikanischer
            Atomwaffen auf deutschem Boden.»[69]
         

         Da Kohl am 24. Februar erst später ankommen sollte, nutzte Bush die Zeit, um anderen
            Regierungschefs die Chance zu geben, ihre Meinung zu äußern- Um 8 Uhr morgens rief
            er Margaret Thatcher an und erklärte zu Beginn des längeren Gesprächs, Kohl werde
            ohne Genscher kommen, da die Punkte, die der Präsident besprechen wollte, «heikel»
            seien. Bush beklagte sich, der tschechoslowakische Präsident Václav Havel versuche
            «alle sowjetischen und amerikanischen Soldaten aus Europa heraus» zu bekommen. Havel
            war wie der polnische Dissident Lech Wałęsa eine Figur von enormem moralischem Gewicht.
            Bevor er nach der samtenen Revolution von 1989 Präsident geworden war, hatte er für
            seine Überzeugungen im Gefängnis gesessen. Zwei Tage zuvor hatte er vor beiden Häusern
            des Kongresses gesprochen und 17 stehende Ovationen erhalten. Bush war besorgt, dass
            Havels Popularität andere zur Übernahme seiner Position bringen könne. Thatcher war
            ebenfalls der Meinung, Havel liege «ganz falsch» und ziehe einen falschen Vergleich,
            denn die US-Truppen hätten einen anderen, defensiven Status.
         

         Als nächstes sprachen sie über Polen, und Bush gestand seine Überraschung, dass der
            polnische Premier Tadeusz Mazowiecki «will, dass die Sowjets bleiben.» Thatcher bestätigte,
            Mazowiecki sei wirklich «bereit, die Sowjets dableiben zu lassen», weil die Polen
            «sich Sorgen über die Oder-Neisse-Linie» und ihre Unverletzlichkeit im Fall einer
            deutschen Wiedervereinigung machten. Bush hörte das nicht gern und sagte, ihm sei
            «unbehaglich, wenn sowjetische Truppen dort bleiben.» Dann äußerte der Präsident sich
            zur Zukunft der Sowjettruppen im geteilten Deutschland und in Polen. Mazowiecki werde
            «nicht lange beim polnischen Volk beliebt sein, trotz der Sorgen über die Grenze.»
            Sowjetische Truppen sollten abziehen, auch wenn amerikanische in Europa blieben, und
            er war auch dafür, «unsere Atomwaffen in Europa zu lassen.»
         

         Dann kam der Präsident auf die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen und sagte, er wolle ihre
            Rolle begrenzen, um Moskau «kein Forum zu geben …, durch das es die deutsche Innenpolitik
            ausnutzen kann, um Kohl zu drängen, ein lockeres Arrangement zwischen Deutschland
            und der NATO zu akzeptieren. Das würde das Ende der Allianz bedeuten.» Dagegen war Thatcher der
            Meinung, die Zwei-plus-Vier sollten «die großen Fragen anpacken.» Ihre Antwort war
            nicht überraschend, denn das Forum war der einzige Ort, wo England zumindest mit am
            Tisch saß, wenn auch ohne Vetorecht. Sie konnte Bush aber nicht überzeugen.[70]
         

         Am selben Tag schickte der Präsident Baker zum Washingtoner Flughafen, um Kohl und
            seine Begleiter zu begrüßen und im Hubschrauber nach Camp David zu begleiten. Baker
            trug dabei Cowboystiefel und ein rotes Flanellhemd, was dem lockeren Kleidungsstil
            in Camp David entsprach. Bush und Scowcroft flogen allein nach Maryland. Zwischendurch
            telefonierte Bush noch mit NATO-Generalsekretär Wörner, einem weiteren entschiedenen Gegner von Genschers entgegenkommender
            Haltung gegenüber Moskau.
         

         Wörner sagte, es gebe «nur eine entscheidende Frage», nämlich ob «Deutschland neutral
            sein» oder zur NATO gehören werde. «Die Antwort auf diese Frage wird die künftigen Jahrzehnte in Europa
            bestimmen.» Er glaubte, falls ein vereintes Deutschland nicht der NATO angehöre, würde es ein neutraler, gefährlicher Riese in der Mitte Europas werden:
            «Es wird eine Weile keine Atomwaffen haben, aber ein neutrales Deutschland will vielleicht
            Atomwaffen haben.» Er fügte hinzu: «Ich habe Angst vor so einer Aussicht» – obwohl
            er über sein eigenes Land sprach. Damit ein vereintes Deutschland nicht das tat, woran
            Nazideutschland gescheitert war – eine Atommacht zu werden –, «müssen wir die klassische
            deutsche Versuchung vermeiden: ein Pendeln und Feilschen zwischen Ost und West.»
         

         Der Präsident fragte, was die Staaten östlich von Deutschland dächten. Wörner antwortete:
            «Die Länder Osteuropas fragen sich, wo ihr Platz ist; ob sie frei sein werden, um
            dann zum Rest Europas oder zum Westen zu gehören.» Er fügte hinzu: «Die Entmilitarisierung
            eines Teils von Deutschland ist eine dumme Idee.» Bush spürte die Implikationen und
            stimmte zu: «Wir müssen es Gorbatschow schmackhaft machen.» Darüber machte Wörner
            sich keine Sorgen: «Gorbatschow hat keine guten Karten. Er kann eine deutsche Vereinigung
            zu westlichen Bedingungen nicht verhindern.»[71]
         

         Schließlich trafen Baker und die deutschen Besucher ein. Bush fuhr Kohl und seine
            Frau selbst in einem der Golfmobile zu ihrem Gästehaus. Er wollte Kohl einen Parka
            gegen die Kälte leihen, doch der war viel zu klein. Teltschik war von der Weite des
            Anwesens beeindruckt, einer Siedlung von 23 Hektar Fläche mit Tennisplätzen, einem
            geheizten Schwimmbecken, einer Kegelbahn und zahlreichen Gästehäusern. Obwohl ein
            eisiger Wind so stark blies, dass er drinnen zu hören war, erinnerte Teltschik sich
            an die warme und freundliche Atmosphäre, als die Gruppe sich nachmittags vor dem Kamin
            versammelte. Alle Besucher erhielten ein Foto von sich mit dem Präsidenten.
         

         Dann wurde die Diskussion ernsthafter. Der Kanzler sah voraus, es werde in den 1990er
            Jahren «auch eine Annäherung der EG an die heutigen EFTA-Länder sowie an unsere östlichen Nachbarn, etwa Polen, geben.» Deutschland werde
            dann geographisch im Zentrum Europas liegen, nicht mehr an seinem östlichen Rand,
            und die «wirtschaftliche Nummer 1» sein. Angesichts seiner künftigen Position und
            Bedeutung «müßten alle sehen, daß die Deutschen die europäischsten Europäer sind!»
            Die DDR breche zusammen «wie ein Kartenhaus.» Sein eigener Zehn-Punkte-Plan für die Konföderation
            sei «bereits überholt.»[72] Drastisches Handeln sei notwendig, darunter eine schnelle Währungsunion, obwohl
            der berühmte Ökonom «Marty Feldstein uns für verrückt erklärt.» Aber «Lehrbücher helfen
            nicht weiter, sie haben keine Antworten auf Probleme wie diese.» Kohl fragte auch
            nach Bushs Plänen zur Modernisierung der nuklearen Kurzstreckenraketen, die von den
            Deutschen so gehasst wurden, und Bush versicherte ihm, diese Pläne seien «mausetot.»[73]
         

         Nun fragte der Präsident, ob Polen am Bleiben der Sowjettruppen interessiert sei,
            weil Kohl die Permanenz der Oder-Neiße-Grenze nicht öffentlich garantieren wollte.
            Mit anderen Worten, hatten die Polen solche Angst, ein vereintes Deutschland könne
            versuchen, ehemals deutsche Gebiete zu beanspruchen, dass sie Moskaus Truppen zur
            Sicherheit dabehalten wollten? Der Kanzler antwortete, diese Angst sei unbegründet;
            die Grenze sei unverrückbar, das Problem liege aber darin, dies offen zu sagen. Es
            war ein heikler Punkt unter älteren deutschen Wählern, die während und nach dem Zweiten
            Weltkrieg aus diesen Gebieten geflohen waren oder vertrieben wurden. Viele waren CDU-Wähler, die im Mauerfall eine Chance sahen, früheren Familienbesitz im Osten wiederzubekommen,
            und Kohl wollte sie in einem Wahljahr nicht verprellen. Das Auswärtige Amt hatte bereits
            Hunderte zorniger Briefe von Deutschen bekommen, die fragten, warum die Regierung
            nicht versuche, das zurückzubekommen, was sie als ihr rechtmäßiges Territorium ansahen.
            Ein Briefschreiber schlug vor, die deutsch-polnische Grenze in «Hans-Dietrich-Genscher-Linie»
            umzutaufen, damit «auch die nachfolgenden Generationen stets in Erinnerung haben,
            wer einmal unsere Heimat wie einen Sack Kartoffeln verhökert hat.»[74]
         

         Bush fuhr fort und erwähnte seine Bestürzung über Genschers Beleidigung der Italiener
            in Ottawa. Kohl stimmte zu, das sei «völlig unnötig» gewesen und dank Genscher müsse
            er nun eine «Wiederbelebung» der Beziehungen zu Italien und anderen europäischen Ländern
            durchführen. Eine Besänftigung Thatchers ging ihm aber zu weit. «Ich kann bei ihr
            nichts tun. Ich verstehe sie nicht. Das [britische] Empire ist durch den Kampf gegen
            Deutschland untergegangen – sie glaubt, Großbritannien hat diesen gewaltigen Preis
            gezahlt, und hier kommt Deutschland schon wieder.» Bush erwiderte, es sei trotzdem
            wichtig, Thatcher auf dem Laufenden zu halten: «Ich habe Margaret heute angerufen,
            nur um ihr zuzuhören, und habe das eine Stunde lang getan.» Doch Kohl ließ sich nicht
            bewegen, Thatcher ins Vertrauen zu ziehen.[75]
         

         Der Kanzler konnte sich aber nicht der Notwendigkeit entziehen, über die NATO zu sprechen. Bush eröffnete das Thema, indem er Kohl die Vorschläge des NSC mitteilte, den Umfang der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen zu minimieren. «Er wolle nicht
            über die Vollmitgliedschaft Deutschlands in der NATO in diesem Kreise sprechen», sagte der Präsident, «er wolle die volle NATO-Mitgliedschaft Deutschlands, verknüpft mit der amerikanischen Möglichkeit, amerikanische
            Streitkräfte in Europa und D[eutschland] aufrechtzuerhalten.» Kohl sagte, er verstehe
            das nicht nur, sondern sei ganz damit einverstanden: «Er wolle die Präsenz der USA und ihrer Streitkräfte in Europa nicht nur aus militärischen Gründen, … er [werde]
            jedem Versuch, eine Festung Europa zu schaffen, energisch entgegentreten.» Von dieser
            Antwort erfreut, ergriff Bush die Gelegenheit, den Kern der Sache anzusprechen, «die
            SU [sei] nicht in einer Position …, dem Westen diktieren zu können, ob Deutschland
            in der NATO bleibt oder nicht.»[76] Er sei aber besorgt über Gerede, Deutschland dürfe nicht in der NATO bleiben. «Zum Teufel damit!»[77]
         

         Eine harte Linie sei notwendig, denn der Westen habe gesiegt und nicht die Sowjetunion.
            Man dürfe ihr nicht erlauben, «den Sieg aus den Klauen der Niederlage zu reißen.»
            Der Kanzler antwortete, sowjetische Forderungen nach einem deutschen NATO-Austritt gehörten vielleicht nur zum «Verhandlungspoker», um die eigene Position
            zu verbessern. «Am Ende werde die Frage nach Bargeld stehen.» Die Frage war, wie hoch
            der Preis sei. Der Präsident bemerkte, der Bundeskanzler habe «große Taschen.»[78] Beim Abendessen besprach Bush seine Position weiter mit Kohl, später sah man einen
            Film zusammen.
         

         Die Gastfreundschaft hinderte Kohl nicht daran, ein paar unerwünschte Versuchsballons
            zu starten, wie die Idee einer deutschen NATO-Mitgliedschaft nach französischem Muster, vielleicht mit einem Verbot der Truppenstationierung
            auf ostdeutschem Gebiet – genau was Scowcroft befürchtet hatte. Wie der Nationale
            Sicherheitsberater nur allzugut wusste, hatte das NATO-Gründungsmitglied Frankreich in den 1960er Jahren unter de Gaulle nach wiederholten
            Konflikten mit Washington die integrierte Kommandostruktur verlassen. Das praktische
            Ergebnis war, dass das Land zwar offiziell dem Bündnis angehörte, aber sich kaum noch
            an den alltäglichen militärischen Aktivitäten beteiligte. Obwohl man erwartete, dass
            im Kriegsfall auch französische Truppen dem Bündnis helfen würden, beteiligte Paris
            sich weder an umfassenden Planungen, noch stellte es Truppen für Routineaufgaben zur
            Verfügung. Es beharrte auch darauf, die Entscheidung über den Einsatz von Atomwaffen
            müsse in nationaler Hand bleiben. Schlimmer noch, amerikanische Truppen hatten seit
            langem aus Frankreich abziehen müssen. Dies war kein Modell, das Bush für Deutschland
            akzeptieren wollte.
         

         Kohl musste zustimmen, ganz in der NATO zu bleiben, und der Präsident wollte eine klare Festlegung darüber. Kohl reagierte
            nicht sofort und fragte stattdessen, ob er eine Nacht Bedenkzeit haben könne. Blackwill
            erzählte, dass die ganze US-Delegation von diesem Aufschub überrascht und besorgt
            war, aber Bush stimmte zu, Kohls Antwort am Sonntagmorgen abzuwarten.
         

         Am Sonntagmorgen sollten beide Delegationen gemeinsam einen Gottesdienst besuchen.
            Blackwill, der inzwischen ein enges Verhältnis zu Teltschik aufgebaut hatte, fragte
            ihn kurz davor, ob Kohl nun mit Bush übereinstimme, was Teltschik bejahte. Erleichtert
            informierte Blackwill sofort Bush. Der Präsident dankte ihm und sagte, er habe den
            Gottesdienst viel entspannter gemacht.
         

         Teltschik hatte auch eine Bitte. «Wir sollten das Wort ‹Jurisdiktion› nicht mit Bezug
            auf die NATO und das Gebiet der ehemaligen DDR benutzen.» Dieser Wortgebrauch gäbe den Sowjets (und Genscher) einen Ansatz, indem
            es suggeriere, Artikel 5 könne sich nach der Vereinigung nicht auf das ostdeutsche
            Territorium beziehen. Baker antwortete: «Stimmt. Sehe ich auch so. Ich habe den Begriff
            ‹Jurisdiktion› benutzt, bevor mir klar war, dass er Einfluss» auf Artikel 5 hätte.
            Er schrieb auch am 28. Februar an Genscher, um zu bekräftigen, dass «der Begriff NATO-‹Jurisdiktion› Verwirrung stiftet und wir deshalb übereingekommen sind, ihn künftig
            zu vermeiden, wenn wir unsere gemeinsame Position zur NATO-Mitgliedschaft Deutschlands beschreiben.»[79]
         

         Das Treffen in Camp David endete mit einer Pressekonferenz am Vormittag. Vor den Journalisten
            betonte Bush «die Bedeutung des Nordatlantischen Bündnisses und der deutschen Vollmitgliedschaft»
            und lehnte explizit die Idee ab, «Deutschland könne dem französischen Muster folgen,
            indem es zur Organisation gehört, ohne seine Truppen in die NATO-Kommandostruktur zu integrieren.» Er fügte auch hinzu: «Amerikanische Truppen sollten
            auch in Europa bleiben, wenn alle sowjetischen Truppen abziehen.» Inoffiziell wussten
            der Präsident und sein Team, dass das Wochenende ein großer Erfolg gewesen war. Blackwill
            schrieb, Bush «konnte Kohls Position in Camp David deutlich und explizit dahin bringen,
            die volle NATO-Mitgliedschaft für ein vereintes Deutschland zu unterstützen.» Es war nicht zu übersehen:
            «Das sind schlechte Nachrichten für Gorbatschow.»[80]
         

         Das stimmte. Gorbatschow hatte das große Spiel verloren. Kohl hatte sich für Bushs
            Position entschieden. Er tat es, weil er erkannt hatte, dass sein Ziel – die deutsche
            Einheit – sich erreichen ließ, ohne größere Zugeständnisse über die NATO-Stationierung fremder Truppen oder Atomwaffen zu machen oder über ihre zukünftigen
            Optionen bei der Ausweitung von Artikel 5 nach Osten. Stattdessen würden Bush und
            Kohl eng zusammenarbeiten, um Bündnistruppen und -waffen im Westen zu behalten und
            die NATO so bald wie möglich auf ganz Deutschland auszudehnen. Mit Hilfe von Kohls «großen
            Taschen» würden sie sich die wirtschaftliche Schwäche der UdSSR zunutze machen und
            finanzielle und ökonomische Anreize bieten, keine Zugeständnisse bei der Sicherheit.
            Das war der Kern ihrer Strategie.
         

         Doch das Rechtfertigen und Umsetzen dieser Strategie in den kommenden Monaten würde
            eine große Herausforderung werden. Bush und Kohl mussten Gorbatschow überzeugen, seine
            Rechte aus dem Besatzungsstatut auf Truppenstationierung im geteilten Deutschland
            aufzugeben. Sie durften seine Position aber nicht so stark untergraben, dass es den
            Sturm beschleunigte, den Kohl fürchtete: einen Staatsstreich, der den Sowjetführer
            stürzte, bevor er die Einheit absegnen konnte. Baker schrieb später dazu: «Ich wußte,
            daß es in den kommenden Monaten all unserer Anstrengungen bedurfte, um ein vereintes
            Deutschland in der Nato halten zu können.»[81] Er hatte nur allzu recht.
         

      

   
      
            3. Überschreitung der Grenzlinie
            

         

         In seinen Memoiren schrieb Robert Gates über die Strategie nach Camp David: «Wir versuchten
            die Sowjets auf zwei Ebenen aus Deutschland herauszukaufen.» Erstens «bot Westdeutschland,
            das ihre verzweifelte wirtschaftliche Lage kannte, ihnen einen Haufen Geld an, um
            der Vereinigung in der NATO zuzustimmen» – und da «die Sowjets uns um Kredite baten», gewann Washington noch
            mehr Einfluss, «indem es die Möglichkeit offenhielt», sie zu gewähren. Zweitens machten
            die USA «eine Reihe von Vorschlägen» über die Zukunft des Bündnisses, die darauf abzielten,
            die «Vereinigung in der NATO» für Gorbatschow akzeptabel zu machen. Man wollte ihm etwas geben, «das er zuhause
            benutzen konnte», um seinen Kritikern entgegenzutreten. Gates hielt es für das Beste,
            beide Bestechungen so gesichtswahrend wie möglich anzubieten – er fand, dass «‹Anreize›
            und ‹Vergünstigungen› schöne diplomatische Wörter» dafür waren – aber die Strategie
            war klar, und der Rest des Jahres 1990 wurde zur Hetzjagd, um sie zu verwirklichen.[1]
         

         Am 15. Mai erklärte Kohl dem britischen Außenminister Hurd, «Außenpolitik sei wie
            eine Heuernte. Man müsse einbringen, was man geschnitten habe, falls ein Gewitter
            komme.» Der Kanzler erwartete, «dass wir in zwölf Monaten aufwachen und lesen, es
            habe im Kreml eine große Wende zum Schlechteren gegeben.»[2] Es war entscheidend, das Heu vor diesem Sturm einzubringen. Die zentralen Punkte
            der Ernte waren in Camp David festgelegt worden: ein vereinigtes Deutschland mit voller
            NATO-Mitgliedschaft, d.h. mit Geltung von Artikel 5 für seine östliche Hälfte, also jenseits
            der Grenzlinie des Kalten Kriegs. Weil Präsident Bush Kohl erfolgreich dazu gebracht
            hatte, Vereinigung und Ausweitung so zu verknüpfen, wurden der Kampf um die deutsche
            Einheit und der Kampf um die Zukunft der NATO jenseits der alten innerdeutschen Grenze dasselbe.
         

         Dieser Kampf fand 1990 an mehreren Orten statt, mit entscheidenden Treffen im Mai
            und Juni in Washington, im Juli im Kaukasusdorf Archys und im September in Moskau.
            Im Lauf dieser Treffen verschob sich der politische Kontext in Europa. Mittel- und
            osteuropäische Regierungschefs erkannten, dass die Struktur der europäischen Sicherheit
            trotz der Umwälzung von 1989–90 weitgehend unverändert und der Kontinent zwischen
            NATO- und Nicht-NATO-Staaten geteilt bleiben würde. Sie drängelten sich, Plätze auf der von ihnen bevorzugten
            Seite der Grenzlinie zu bekommen und teilten ihren Beitrittswunsch nicht nur dem Brüsseler
            Hauptquartier, sondern auch dem Nationalen Sicherheitsrat in den USA mit. Diese Interessenbekundungen machten es noch wünschenswerter, die östlichen Optionen
            des Bündnisses offenzuhalten. Als das Auswärtige Amt in letzter Minute unerwarteterweise
            bereit war, die Reichweite der NATO-Truppen doch zu beschränken, entstand daraus ein heftiger Kampf. Deutschlands westliche
            Verbündete signalisierten, dass die Überschreitung der Grenzlinie so wichtig sei,
            dass sie bereit waren, ein Scheitern der Vereinigung wenige Stunden vor ihrem Abschluss
            zu riskieren.
         

         
            «Ein gewaltiges Pokerspiel»
            

         

         Im Rahmen seiner Vorbereitung der von Gates skizzierten Strategie erstellte der NSC eine Liste von «fundamentalen Punkten, bei denen wir keinen Kompromiss eingehen können.»
            Nummer eins und absolute Priorität war «Deutschland in der NATO.» Nummer zwei war «kein Tauschgeschäft zwischen Vereinigung und atomarer Entwaffnung Deutschlands.»[3] Mit anderen Worten, obwohl bestimmte Veränderungen kommen würden – vor allem das
            Ende der deutschen Teilung –, mussten sie zu Amerikas Vorteil in der Ordnung nach
            dem Kalten Krieg begrenzt werden. Die Fähigkeit der NATO, Artikel 5 für ganz Deutschland zu garantieren, durfte nicht auf Kosten eines Abzugs
            von Atomwaffen aus dem Land kommen.
         

         Diese Strategie der Beschränkung erforderte, dass die Hauptprioritäten niemals im
            Zwei-plus-Vier-Forum diskutiert werden sollten, dessen Mandat streng eingeschränkt
            sein musste. Wie der US-Präsident dem italienischen Premier Andreotti bei dessen Besuch
            sagte, würden die Zwei-plus-Vier «weder die Zukunft der NATO noch die Europas entscheiden.»[4] Im Dienste dieser Präferenz arbeiteten Bushs Berater hart, um die Kontrolle über
            einen komplexen, vielschichtigen Prozess zu behalten.
         

         Da es wegen der vielen mit dem Vereinigungsprozess verbundenen Fragen auch andere
            Schauplätze als die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen geben würde, musste man sicher gehen,
            dass die Zukunft der NATO nie in einem nicht genehmigten Kontext zur Sprache kam. Die Mitarbeiter von Sicherheitsberater
            Scowcroft stellten eine Tabelle zusammen, die Themen und Schauplätze enthielt. So
            war rasch ersichtlich, ob ein Thema in einem bestimmten Forum erlaubt oder verboten
            war. Im Fall von Protesten eines Teilnehmers schlug die Tabelle Antworten vor, wie
            man den Druck für eine größere Agenda ablenken könne.
         

         Diese Tipps brauchte man, um nicht nur Moskau, sondern auch die NATO-Partner in ihren jeweiligen Kästchen zu halten. Für ein Treffen mit Thatcher im Frühjahr
            1990 ließ Außenminister Baker sich eine vereinfachte Tabelle erstellen, die darauf
            bestand, es solle im Zwei-plus-Vier-Forum keine «substanzielle Diskussion» über «Atomwaffen»
            geben. Wenn die «Allianz-Mitgliedschaft» zur Sprache käme, sollten die Zwei-plus-Vier
            nur diskutieren «warum [sie] gut [ist]», vermutlich um jede Erwähnung von Alternativen
            auszuschließen. Die britische Premierministerin Thatcher war nicht begeistert. Sie
            hatte inzwischen ihr Außenministerium angewiesen, sich gegen diesen amerikanischen
            Versuch der Marginalisierung des Zwei-plus-Vier-Prozesses zu wehren, der «über größere
            Fragen verhandeln» solle.[5] Wegen Londons Verärgerung fragte NSC-Mitarbeiter Blackwill bei der britischen Botschaft in Washington an, ob Thatcher
            vielleicht «Erinnerungen an die Kriegskoalition wecken wolle», was wohl bedeutete,
            bei den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen Moskaus Partei gegen Deutschland zu ergreifen.[6]
         

         Der französische Botschafter in London telegrafierte seine Übereinstimmung mit dem
            britischen Standpunkt nach Hause, den er für klug hielt, denn «Kohl ist zu allem fähig.»[7] Hohe Beamte im Quai d’Orsay, dem französischen Außenministerium, äußerten ähnliche
            Verärgerung direkt gegenüber den Deutschen und beschwerten sich, eine symbolische
            Rolle sei «offensichtlich unzureichend.»[8] Ungerührt wiederholte Bush seine roten Linien vor dem französischen Präsidenten
            Mitterrand, zu dem er ein gutes Verhältnis hatte und mit dem er offen sprechen konnte:
            Die Zwei-plus-Vier «sollten nicht über Deutschlands Recht diskutieren, ein NATO-Vollmitglied zu bleiben» oder «das Schicksal der konventionellen oder atomaren Streitkräfte
            der Allianz auf dem Gebiet der jetzigen BRD bestimmen.» Keine Körperschaft solle die NATO schwächen oder ersetzen – vor allem nicht die Art von paneuropäischer Organisation,
            für die Genscher unermüdlich warb. Bush konnte sich «nicht vorstellen, wie ein europäisches
            kollektives Sicherheitsarrangement einschließlich Osteuropas und vielleicht sogar
            der Sowjetunion fähig sein sollte, Bedrohungen Westeuropas abzuwehren.» Er wiederholte
            zur Bekräftigung, die westlichen Verbündeten sollten es «Moskau unter keinen Umständen
            erlauben, den Zwei-plus-Vier-Mechanismus so zu manipulieren, dass er die westliche
            Verteidigung und Deutschlands unverzichtbare Position darin schwächt.»[9] Offensichtlich lief es auf einen Zusammenstoß zu, weil genau das Gorbatschows Ziel
            war. Am 7. März sagte er in einem Interview der Prawda, die Mitgliedschaft eines vereinten Deutschlands in der NATO sei «absolut ausgeschlossen.»[10]
         

         Noch während Gorbatschow aber die Möglichkeit ausschloss, begann das US-Außenministerium
            die NATO in sein Denken über Mittel- und Osteuropa einzubeziehen. Auf einer Europareise hatte
            der stellvertretende Außenminister Eagleburger am 1. März 1990 telegrafiert, der ungarische
            Außenminister habe gefragt, wie die NATO «einen politischen Schirm für Mitteleuropa bilden» könne.[11] Harvey Sicherman aus dem politischen Planungsstab des Außenministeriums sprach dieselbe
            Idee in einem Bericht vom 12. März an, der Bakers Aufmerksamkeit erregte.
         

         Im Gegensatz zu seinen Kollegen im NSC hielt Sicherman die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen für eine großartige Idee. Er sah
            sie als «Hebel, um ein vereintes Deutschland in die NATO zu bekommen, ob es den Sowjets gefällt oder nicht.» Im Hinblick auf den Osten glaubte
            Sicherman, die Mittel- und Osteuropäer – die am meisten unter der Lage zwischen Deutschland
            und der Sowjetunion gelitten hatten – erkannten, dass eine engere Kooperation mit
            der NATO ihnen «den besten Weg aus dem deutsch-sowjetischen Sicherheitsdilemma» bot. «Die
            Ungarn und die Polen sehen es schon.»[12] Zugegebenermaßen trat der vielbewunderte tschechoslowakische Präsident Václav Havel
            für ein blockfreies, entmilitarisiertes Mitteleuropa ein, aber Sicherman erwartete,
            dass auch Havel schließlich zur Vernunft kommen würde, und er hatte Recht. Havels
            schwindendes Interesse an Alternativen zur NATO-Mitgliedschaft wie einer paneuropäischen Konföderation, die er und Mitterrand anfänglich
            propagiert hatten, sollte solche Alternativen zunehmend untergraben.
         

         Das Interesse der Mittel- und Osteuropäer an der NATO war für Sicherman verständlich. Angesichts des bevorstehenden Endes des Warschauer
            Pakts war es für Paktmitglieder sinnvoll, sich nach anderen Optionen umzusehen. Er
            sah auch eine Reihe von Problemen, nicht zuletzt die polnische Angst vor einem deutschen
            Irredentismus. Wie Bush missfällig bemerkt hatte, wollten viele Polen, dass sowjetische
            Truppen im Land blieben, um sicherzustellen, dass Westdeutsche, die ehemaligen Landbesitz
            in Polen zurückhaben wollten, ihn nicht bekamen. Polnische Politiker stellten auch
            «Milliardenforderungen» an Reparationen für die deutsche Besatzungszeit, wie Kohl
            Bush im März 1990 mitteilte.[13] Angesichts all dieser Kontroversen riet Sicherman seinen Vorgesetzten, Washington
            müsse sichergehen, dass «(1) die Übernahme der Last, diese Region zu ‹organisieren›,
            wirklich in unserem vitalen Interesse liegt [und] (2) wir die Mittel dazu haben. Meine
            vorläufige Antwort ist, dass wir die Mittel dazu nicht allein haben, aber dass NATO und EG sie sicher besitzen.»
         

         Bei der Lektüre dieser Analyse erkannte Dennis Ross, der Chef des Planungsstabs, dass
            Sicherman recht hatte. Wie Ross sich später erinnerte, führte das Memo ihm vor Augen,
            dass Mittel- und Osteuropäer sich nicht sicher fühlen würden, bis sie der NATO angehörten. Er beschloss, seinem Chef James Baker zu sagen, «viele Polen und andere
            Osteuropäer würden die NATO als zentrale Sicherheitsorganisation unterstützen, wenn sie schließlich dazugehören
            könnten.»[14]
         

         Mit denselben Gedanken nahmen einige mittel- und osteuropäische Außenminister an einem
            EG-Sondergipfel am 23.–24. März in Lissabon teil, um zu sehen, welche weiteren Formen
            der Westbindung möglich seien. Wie Mitterrand zu Bush bemerkte: «Osteuropa ist allein,
            arm und gedemütigt.» Der Westen müsse es vermeiden, die Bewohner der Region «wie Bettler»
            zu behandeln. Diese Sorge war eines seiner Motive beim Vorschlag einer Art paneuropäischer
            Föderation, in der sie eine Heimat finden sollten. Scowcroft verstand, dass das französische
            Interesse an einer solchen Föderation kein bloßer Ausdruck von «Ressentiment» gegen
            die Macht Amerikas war, sondern ein Bewusstsein, dass «früher oder später der Kongress
            oder das amerikanische Volk sagen würden: ‹Warum haben wir Truppen da drüben? Warum
            geben wir Geld aus, um Europa zu verteidigen?›» Da in Mitterrands Augen das Risiko
            eines US-Abzugs existierte, glaubte der französische Präsident, «Europa müsse sich
            organisieren, um seine Verteidigungsfähigkeit selbst zu übernehmen.»[15]
         

         Weniger begeistert war er davon, mittel- und osteuropäische Staaten direkt in die
            EG aufzunehmen. Wegen dieser Zurückhaltung – mit der Mitterrand nicht allein stand –
            sahen Menschen im Osten, dass ihr Interesse für die politischen Institutionen des
            Westens nicht überall begrüßt wurde. Der junge polnische Politiker Radosław Sikorski erinnerte sich später, dass US-Botschafter Thomas Simons Polen, die zu
            viel Interesse an der NATO zeigten, zur Ruhe ermahnte.
         

         Unbeirrt besuchte der polnische Außenminister Krzysztof Skubiszewski am 21. März 1990
            das NATO-Hauptquartier und sprach demonstrativ vom «stabilisierenden Effekt» der NATO.[16] Dieser Besuch war der Beginn einer Folge von Kontakten zwischen den NATO-Führern und mittel- und osteuropäischen Regierungsvertretern. Im März kam der tschechoslowakische
            Außenminister, im Juni sein ungarischer Amtskollege und bald darauf der ungarische
            Premier; auch rumänische, bulgarische und weitere ungarische Besucher kamen bald nach
            Brüssel. Um vielleicht die Aufmerksamkeit davon abzulenken, dass Verbündete der UdSSR
            mit dem Feind verkehrten, oder um ihnen vielleicht zuvorzukommen, erschien der Kurier
            des vertraulichen sowjetisch-westdeutschen Kanals, Nikolai Portugalow, am 28. März
            mit einem wahrhaft neuartigen Vorschlag: «eine Art NATO-Mitgliedschaft der Sowjetunion.»[17]
         

         Im Licht dieser Entwicklungen sagte Gorbatschows enttäuschter Deutschlandexperte Valentin
            Falin den mittel- und osteuropäischen Verbündeten insgeheim Adieu. Die bundesdeutsche
            Botschaft in Moskau berichtete im April 1990, Falin und seine Berater hätten das Gefühl,
            «der Zerfall des W[arschauer] P[akts] sei für die SU nicht ausschlaggebend. Was Ungarn,
            Tschechen und eventuell die Polen machten, sei ihr am Ende egal.»[18]
         

         Dagegen war die DDR wichtig. Sie war die Hälfte einer geteilten Nation, die vor der Wiedervereinigung
            stand, und nicht irgendeiner Nation, sondern einer, die für den Tod von Millionen
            Sowjetbürgern im Krieg verantwortlich war. Moskau wollte den wiedervereinigten Staat
            nicht entstehen lassen, ohne so viel wie möglich dafür zu bekommen. Mit den Wahlen
            in der DDR am 18. März 1990 rückte die Wiedervereinigung aber näher.
         

         Um seine ostdeutschen Verbündeten und ihre Pläne für eine schnelle Vereinigung zu
            unterstützen, trat Kohl selbst im Wahlkampf auf – obwohl er weder auf dem Wahlzettel
            stand, noch DDR-Bürger war. Es war ein höchst umstrittener Schritt, aber er hielt es für unverzichtbar,
            alles zu tun, um der Allianz für Deutschland, deren Kern die Ost-CDU bildete, zu helfen. Während die noch regierende SED nach Jahren der Diktatur wenig Chancen auf den Sieg hatte, befürchtete der Kanzler,
            Wähler, die in einem sozialistischen Staat aufgewachsen seien, könnten die Ost-SPD der CDU vorziehen, nicht zuletzt weil Ex-Kanzler und Nobelpreisträger Willy Brandt sich wegen
            seiner Ostpolitik großer Beliebtheit erfreute.
         

         Dennoch siegte Kohl. Die sechs Wahlveranstaltungen des Kanzlers in der DDR waren ein Riesenerfolg und wurden von Hunderttausenden besucht. Am Wahltag schätzte
            der Kanzler gegenüber Bush, er habe insgesamt vor einer Million Menschen geredet.
            Diese Menschen und viele andere verhalfen Kohls Mitte-rechts-Verbündeten zu einem
            deutlichen Sieg. Bei über 93 Prozent Wahlbeteiligung erhielt die Allianz für Deutschland
            48 Prozent der Stimmen, weit mehr als jede andere Partei und mehr als genug, um eine
            Regierungskoalition mit der Ost-SPD zu bilden.
         

         Die Wahl brachte die Wende. Kohls Streben nach einer schnellen Wiedervereinigung war
            nun klar durch Wahlen legitimiert. Ein sowjetischer Unterhändler schrieb zerknirscht,
            die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen seien plötzlich zu Eins-plus-Vier geworden, weil
            Moskaus deutscher Verbündeter nun von Kohls Kollegen regiert werden würde.[19] Laut dem bundesdeutschen Botschafter in Moskau machte das Wahlergebnis schmerzhaft
            offensichtlich, was die Sowjets immer vermutet hatten: «Das von ihnen über Jahrzehnte
            aufgebaute politische System der DDR verfügte über keine demokratische Legitimation.»[20] Unterdessen sagte Kohl im CDU-Parteivorstand das Offensichtliche: «Dies ist heute ein guter Tag.» Er warnte aber,
            dass noch Prüfungen in der Zukunft lagen. «Der wohl schwerste Fehler, den die Deutschen
            machen könnten, wäre, wenn sie vergessen würden, daß die Zukunft Deutschlands in Europa
            liegt.» Bald werde er die Arbeit an der europäischen Währungsunion wie an der deutschen
            Wiedervereinigung fortsetzen, und er nannte den 31. Dezember 1992 als Datum für die
            Einführung der gemeinsamen Währung. Nach seinen Worten hatte «ein gewaltiges Pokerspiel»
            begonnen.[21]
         

         Der Kanzler beschloss auch, energischer gegenüber Moskau aufzutreten, und lud den
            sowjetischen Botschafter Juli Kwizinskij zu einem Gespräch ein. Kohl bat den Diplomaten,
            eine Botschaft direkt an Gorbatschow zu übermitteln «und nicht den Dienstweg über
            die ‹Betonköpfe› zu wählen.» In dieser Botschaft legte Kohl dar, was er nun tun würde.
            Es werde viele Verhandlungen über Details geben, und Deutschland werde Zahlungen leisten,
            aber die Einheit werde kommen. Trotz großer praktischer Probleme – darunter der Überleitung
            existierender Verträge in die Realität nach der Vereinigung und der Verwirklichung
            des Abzugs der Roten Armee – ließen sich alle mit genug Expertenarbeit und Geld lösen,
            und Deutschland wollte beides bereitstellen. Unterdessen könnten Moskaus Truppen vorübergehend
            dableiben, und solange sie da seien, würden «keine deutschen Truppen» in Ostdeutschland
            stationiert. Schließlich würden die Sowjettruppen aber abziehen. Dagegen würden die
            westlichen Truppen und Deutschlands NATO-Mitgliedschaft auf Dauer bleiben. Als Kwizinskij gegen diese Vision protestierte,
            antwortete Kohl mit einer seiner Lieblingsmetaphern, der Prozess sei so wenig aufzuhalten,
            wie man den Rhein hindern könne, ins Meer zu fließen.[22]
         

         Kohl hatte auch das Gefühl, sein Blatt sei stark genug, um auf eine Weise, die er
            selten wagte, einen anderen Hauptakteur im geopolitischen Pokerspiel herauszufordern,
            seinen Königsmacher Genscher. Der Kanzler forderte ihn unmissverständlich und schriftlich
            auf, nicht mehr die Zukunft der NATO in Zweifel zu ziehen. Vor kurzem hatte der Außenminister in Luxemburg eine weitere
            aufschlussreiche Rede gehalten, in der er NATO und Warschauer Pakt aufforderte, in einem «Verbund gemeinsamer kollektiver Sicherheit»
            für Europa zusammenzukommen, in dem die beiden Bündnisse «schließlich aufgehen können.»[23] Kohl schickte ihm nun eine Abmahnung: «Ich weiß nicht, ob die Wiedergabe Deinem
            Text entspricht. Für den Fall, daß es so sein sollte, möchte ich Dir in aller Form
            mitteilen, daß ich beide Positionen nicht teile und unterstütze.» Darüber hinaus war
            er «nicht bereit zu akzeptieren», wie Genscher einfach politische Pläne «ohne jede
            Rücksprache» verkünde, indem er seine Position so darstellte, als sei sie die der
            Regierung.[24] Die Intention von Kohls Brief passte zu der Strategie, die er mit Washington vereinbart
            hatte. Statt Zugeständnisse bei der Sicherheit zu machen, würde die Bundesrepublik
            die wirtschaftliche Schwäche der UdSSR benutzen, um die Vereinigung zu erreichen.
            Moskaus Bedarf nach Wirtschaftshilfe aus Bonn sei «ein zentraler Hebel, um die sowjetische
            Zustimmung zu befriedigenden Sicherheitsarrangement in Bezug auf Deutschland zu erreichen»,
            wie Kohl im April zu einem britischen Diplomaten sagte.[25]
         

         Gleichzeitig übten separatistische Bewegungen zusätzlichen Druck auf die sowjetische
            Führung aus, wobei das litauische Streben nach Unabhängigkeit Gorbatschow besonders
            untergrub. Unter den vielen Problemen, die der litauische Separatismus für ihn schuf,
            war ein geografisches. Litauen grenzte an die Region Kaliningrad, bis zum Ersten Weltkrieg
            die große deutsche Hansestadt Königsberg, nach 1945 de facto sowjetisches Territorium,
            aber durch Litauen wurde es nun zu einer Insel zwischen dem Baltikum und Polen.
         

         Trotz Kohls neuer Legitimierung durch die Wähler und den baltischen Separatismus behielt
            Gorbatschow verschiedene Einflussmöglichkeiten. Moskaus «wahre Waffe» blieb laut einem
            britischen Analysten «die Möglichkeit, dass sie die deutsche Öffentlichkeit überzeugen
            können, die atomare Abrüstung als Preis für die sowjetische Zustimmung zu akzeptieren.»[26] Die Sowjetunion konnte auch die Rückgabe ihrer Besatzungsrechte hinauszögern und
            ihre Truppen an Ort und Stelle lassen. Sie konnte damit drohen, Abrüstungsabkommen
            zu bremsen oder zu blockieren, zum Beispiel bei multilateralen Gesprächen über Art
            und Umfang konventioneller Truppen in Europa. Sowjetische Militärs hätten hier liebend
            gern Sand ins Getriebe geworfen, da sie seit langem über Gorbatschows Neigung zu dramatischen
            Rüstungskontrollverträgen verärgert waren und sich danach sehnten, härter aufzutreten.
         

         Ein anderer, der gern Sand ins Getriebe geworfen hätte, war Falin. Er war nicht darüber
            hinweggekommen, wie sorglos Gorbatschow im Februar 1990 Kohl grünes Licht gegeben
            hatte. Nun versuchte der gewiefte sowjetische Außenpolitiker ihn im April zu überzeugen,
            die Karte der öffentlichen Meinung zu spielen. Falin forderte eine Volksabstimmung
            darüber, ob die deutsche Vereinigung innerhalb der NATO stattfinden solle. Da Gorbatschows Auftritte in westlichen Städten stets für Verkehrsstaus
            sorgten, weil aufgeregte Einwohner ihn sehen wollten, und das Osloer Komitee ihm im
            Herbst 1990 den Friedensnobelpreis verlieh, genoss er offensichtlich viel Wohlwollen
            im Westen. Falin meinte, der Sowjetführer solle sein Ansehen im Ausland nutzen, um
            zu fordern, das deutsche Volk solle bei der wichtigen Entscheidung über die Art der
            Vereinigung mitentscheiden. Die Deutschen sollten eine Stimme haben, ob sie die Vereinigung
            in Verbindung mit der NATO-Mitgliedschaft wollten – oder mit einer Art gesamteuropäischer Allianz.
         

         Es war eine wenig zu ihm passende Idee. Als KP-Funktionär des Kalten Kriegs war Falin
            kaum dafür bekannt, Sowjetbürger nach ihrer Meinung über den Warschauer Pakt zu fragen,
            doch nun sah er den Vorschlag anscheinend als aussichtsreich an. Wenn Kohl wirklich
            ein solches Referendum abhielt, bestand eine realistische Chance, dass er es verlor
            und die Deutschen dafür stimmten, die NATO für die Einheit aufzugeben; und wenn der Kanzler kein Referendum ansetzte, konnte
            Gorbatschow sagen, die Vereinigung in der NATO habe keine demokratische Legitimierung. Atomare Kurzstreckenraketen waren bei den
            Westdeutschen besonders unbeliebt. Sie waren stationiert worden, um russische Panzer
            zu stoppen, denn es wäre für konventionelle NATO-Truppen sehr schwer gewesen, einen massiven Vorstoß aufzuhalten –, aber da ihr Einsatz
            auch das Herz Europas unbewohnbar gemacht hätte, konnten sie der NATO nur einen tragischen Pyrrhussieg bieten. Ausländische konventionelle Truppen waren
            ebenfalls nicht beliebt. Obwohl die BRD an der schmalsten Stelle nur rund 200 Kilometer breit war, standen 900.000 Soldaten
            auf ihrem Territorium. Auf der anderen Seite des Stacheldrahts standen die Nationale
            Volksarmee mit 180.000 und die Rote Armee mit 400.000 Mann, außerdem verschiedene
            Arten von Atomwaffen einschließlich weiterer Kurzstreckenraketen. Ein gemeinsamer
            bitterer Witz im geteilten Deutschland war: «Je kürzer die Reichweite, desto toter
            die Deutschen.»[27] Falin glaubte, dass solcher Unmut den Sowjets eine Chance biete.
         

         Gorbatschow müsse diese Chance aber so bald wie möglich nutzen, denn die westliche
            Position verhärtete sich nach Falins Worten «von Woche zu Woche.» Falin hatte am 18. April
            bemerkt, dass Bakers frühere Rhetorik über eine Nichtausweitung der NATO-Jurisdiktion verschwunden war. Stattdessen arbeite der Westen nun «mit aller Kraft
            daran … den Boden für die Pläne der NATO in Bezug auf die DDR und den Warschauer Pakt zu bereiten.» Wenn Moskau bei der Vereinigung nicht bald
            auf die Bremse trete, so befürchtete Falin, werde es nichts mehr geben, was die NATO an der Suche nach Immobilien östlich von Deutschland hindern könne. Euphemistisch
            schrieb er: «Nicht auszuschließen sind ‹Käufe› und «Rückkäufe› ihrer ‹früheren› Territorien
            oder Teilen davon durch die Deutschen von den Polen und nicht nur von ihnen.»[28]
         

         Mit anderen Worten, Falin versuchte seinem Chef zu sagen, es sei Zeit, die Samthandschuhe
            auszuziehen, weil es um mehr als um Deutschland ging. Ob seine Ideen das Ausbluten
            der sowjetischen Macht 1990 gestoppt hätten, wird aber für immer unbekannt bleiben,
            weil Gorbatschow seinem Rat nicht folgte. Anscheinend war das Versprechen finanzieller
            und wirtschaftlicher Hilfe durch die Bundesrepublik verlockender als die Konfrontationsstrategie
            seines Beraters. Gorbatschow drängte den immer verbitterter werdenden Falin an den
            Rand und verließ sich stattdessen auf seinen engsten Berater Anatoli Tschernjaew.
         

         Im Gegensatz zum kämpferischen Falin hatte Tschernjaew sich mit der deutschen Einheit
            abgefunden. Er schrieb seinem Chef am 4. Mai, es sei wahrscheinlich nicht mehr möglich,
            Deutschland von der Vereinigung in der NATO abzuhalten, obwohl der nächste Schritt der «mögliche Beitritt Polens zur NATO» sein könne. Die Möglichkeit versetzte Tschernjaew aber nicht in Panik, weil die
            Hauptbedrohung für Moskau nicht «Schützenpanzer und Haubitzen» – also konventionelle
            Waffen – an der «Oder-Neiße oder an der Elbe oder sonst wo» waren. Das Pokerspiel,
            auf das es ankam, ging um «das atomare Gleichgewicht zwischen UdSSR und USA.» Da die beiden deutschen Staaten und Polen keine atomaren Arsenale besaßen, waren
            sie nicht wirklich wichtig.[29]
         

         
            Das Gipfeltreffen von Washington und das Helsinki-Prinzip
            

         

         Der sowjetische Staatschef sollte bald die Chance bekommen, all diese Fragen mit Bush
            persönlich beim Gipfeltreffen in Washington am 31. Mai 1990 zu besprechen. Der Präsident
            lud Gorbatschow auch ein, nach dem Ende der Hauptsitzung mit dem Hubschrauber nach
            Camp David zu kommen. Diese Einladung bedeutete, wie Bush und Scowcroft schrieben,
            dass die beiden Staatschefs in einem Hubschrauber sitzen würden, «von den militärischen
            Adjutanten begleitet, welche die atomaren Codes verwalteten, die es uns erlaubten,
            das Land des jeweils anderen zu zerstören.» Das wurde angesichts der größeren Ziele
            als akzeptabel angesehen.[30]
         

         Bei der Vorbereitung des Gipfels arbeitete Bush eng mit Kohl und NATO-Generalsekretär Manfred Wörner zusammen. Die Westdeutschen waren dabei, die erste
            von Gates’ Bestechungen – einen Haufen Geld – zu liefern, daher lag es jetzt bei Washington,
            im Austausch mit Wörner das zweite zu liefern: Vorschläge für NATO-Reformen, die Gorbatschow zuhause benutzen konnte, um Hardliner zu überzeugen.
         

         Bush war dafür, im Sommer 1990 einen NATO-Gipfel abzuhalten, um der Allianz ein ansprechenderes Gesicht zu geben. Er war für
            den 5.–6. Juli geplant, während des Parteitags der KPdSU, der am 2.–14. stattfinden
            sollte. Um das neue Gesicht der NATO aber schon vorher zu präsentieren, hielt Wörner am 17. Mai eine Rede darüber, wie
            das Bündnis sich «veränderten Bedingungen» anpassen solle. Er bemerkte: «Die sich
            demokratisierenden Nationen Mittel- und Osteuropas erkennen an, dass sie ohne die
            NATO nicht ihre Unabhängigkeit und Freiheit wiedergewonnen hätten – und auch nicht behalten
            könnten.» In Bezug auf das geteilte Deutschland ging er unklugerweise durch den Versuch,
            Gorbatschow gegenüber den Hardlinern auf dem Parteikongress zu unterstützen, ein Risiko
            ein. Statt die bewusst vage gehaltene Formulierung von einem «Sonderstatus» für Ostdeutschland
            zu wiederholen, benutzte Wörner eine unvorsichtige Formulierung, die Moskau noch Jahrzehnte
            später gegen den Westen ins Feld führen sollte. Er sagte, «die Tatsache selbst», dass
            die Allianz bereit sei, «keine NATO-Truppen jenseits des Gebiets der Bundesrepublik zu stationieren, gibt der Sowjetunion
            starke Sicherheitsgarantien.»[31]
         

         Kohl flog nach Washington, um bei der Vorbereitung der Strategie für den Gorbatschow-Besuch
            zu helfen. Inzwischen war der Kanzler ein regelmäßiger und gern gesehener Besucher
            in den USA; einmal erschien er zweimal in drei Wochen. Dennoch hatten er und Bush noch Differenzen,
            vor allem über das Ausmaß der amerikanischen Wirtschaftshilfe für die Sowjetunion.
            Obwohl das Weiße Haus gemäß Gates’ Rat «die Möglichkeit offenließ», zeigte es grundsätzlich
            wenig Neigung, Moskau große Kredite zu geben. Angesichts dieser Zurückhaltung befürchtete
            Eagleburger: «Kohl wird wahrscheinlich mit zu optimistischen Erwartungen kommen, wie
            viel Fortschritt wir wahrscheinlich beim kommenden Gipfel mit Gorbatschow über deutsche
            und europäische Fragen erzielen werden.»[32]
         

         Bush und Kohl stimmten aber überein, das schwierigste Problem werde der Abzug sowjetischer
            Truppen aus Ostdeutschland ohne einen parallelen Abzug der NATO-Truppen aus Westdeutschland sein. Die beiden mussten einen Weg finden, Gorbatschow
            dabei das Gesicht wahren zu lassen, denn wie Kohl am 17. Mai dem Präsidenten sagte:
            «Er hat große Probleme. Seine osteuropäischen Verbündeten sagen, sie wollen in die
            NATO.» Der Kanzler begrüßte die Idee, dass mittel- und osteuropäische Länder Teil des
            Bündnisses werden könnten. Am 11. Juni sagte er im Parteivorstand der CDU: «Das Beste, was uns passieren kann, ist, wenn die Polen die NATO-Mitgliedschaft verlangen. Das ist hervorragend, und das sollten wir laut belobigen»,
            denn dies würde sowohl Deutschland von der Frontlinie zurückziehen wie polnische Ängste
            lindern. Dagegen würde im Fall eines deutschen Ausscheidens aus der NATO das Bündnis «zerstört», was «katastrophale Folgen» haben würde, darunter den «Kernwaffenbesitz
            der Deutschen.»[33]
         

         Gorbatschow beklagte sich tatsächlich, seine Verbündeten im Warschauer Pakt wollten
            der NATO beitreten, so auch bei einem Treffen mit Baker am 18. Mai. Der Außenminister berichtete
            Bush, der sowjetische Staatschef sei verärgert über Anzeichen gewesen, «dass wir versuchen,
            die Osteuropäer abspenstig zu machen.» Gorbatschow habe hinzugefügt: «‹Wenn sie von
            alleine gehen wollen, in Ordnung»›, aber Washington «sollte es nicht aktiv unterstützen.»
            Baker hatte jeden Versuch geleugnet, «die Osteuropäer abspenstig zu machen», aber
            Gorbatschow blieb skeptisch. Am 21. Mai sagte er zum tschechoslowakischen Parlamentspräsidenten
            Alexander Dubček: «Es läuft ein großes Spiel. Natürlich werden auch Sie da hineingezogen,
            ebenso wie die Ungarn und die Polen.» Dann fragte er: «Wenn das gesamte vereinte Deutschland
            in die NATO eintritt, sollten vielleicht dann auch wir in dieses Bündnis eintreten?»[34]
         

         Am 25. Mai sprach Gorbatschow die Frage erneut gegenüber dem französischen Präsidenten
            an und sagte: «Ich habe zu Baker gesagt: Uns ist Ihre wohlwollende Haltung gegenüber
            der von einigen Vertretern osteuropäischer Länder geäußerten Absicht bekannt, den
            Warschauer Pakt zu verlassen, um später in die NATO einzutreten.» Wenn das geschehe, werde er auch die Aufnahme der Sowjetunion beantragen,
            und was würde Washington dann tun? Mitterrand hörte Gorbatschows Klagen geduldig an,
            sagte aber, es gebe einen starken Impuls für eine NATO-Mitgliedschaft des gesamten vereinigten Deutschlands – d.h. das Bündnis werde nicht
            hinter der Grenzlinie des Kalten Kriegs bleiben –, und er wolle nicht «bei [s]einen
            westlichen Partnern in Isolation geraten», indem er sich diesem Impuls entgegenstelle.
            Mitterrands Haltung zeigte Gorbatschow, dass er wenig tun konnte, um ein vereintes
            Deutschland in der NATO zu blockieren. Dennoch beklagte er sich bei einem Treffen mit Regierungschefs der
            Warschauer Pakt-Staaten über westliche Äußerungen, «die Länder Ost-Europas, oder wenigstens
            einen Teil von ihnen, in die NATO [einzubeziehen]. … Der Hintergedanke und das Ziel einer solchen Konzeption sind verständlich –
            die Funktion der NATO in Europa und darüber hinaus noch mehr zu erweitern.»[35]
         

         Der unzufriedene Gorbatschow stellte auch weiterhin die Notwendigkeit einer deutschen
            NATO-Mitgliedschaft oder der NATO überhaupt in Frage. Gegenüber Baker warf er am 18. Mai Washington vor, seine Ideen
            über eine paneuropäische Sicherheitslösung nicht ernst zu nehmen, und betonte, ihnen
            entgleite eine wertvolle Chance. Wenn sich Deutschland einfach einem der alten Blöcke
            des Kalten Kriegs anschließe, sei der Moment vorbei und es würde unmöglich, eine paneuropäische
            Allianz zu schaffen, «zu spät, um eine glaubhafte Sicherheitsstruktur in Europa aufzubauen.»
            Inoffiziell teilte Baker Bush danach mit, er habe diese Bemerkung so interpretiert,
            dass die Sowjets «[ihren] Einfluss verloren hätten und Deutschland eine große, gefährliche
            Macht werden würde.»[36]
         

         Der Außenminister sagte zu Gorbatschow, was er von dessen Idee einer paneuropäischen
            Sicherheitsinstitution hielt: «Das ist ein herrlicher Traum, jedoch nur ein Traum.»
            Fast genau ein Jahr zuvor hatte Bush bei einer Rede in Mainz ein «ganzes und freies
            Europa» gefordert, aber Baker lehnte die Aussicht, dass ganz Europa einer Sicherheitsallianz
            angehören könne, als Fantasie ab. Die NATO sei eine Realität, und ein fest darin verankertes Deutschland sei im Interesse der
            Sowjetunion. Gorbatschow fragte, ob die Sowjetunion dem transatlantischen Bündnis
            beitreten solle: «Dann werde ich dem Präsidenten vorschlagen und öffentlich sagen,
            dass wir in die NATO eintreten wollen.» Das sei «nicht irgendwelcher Unsinn», sondern eine ernsthafte
            Überlegung. Als Baker einer direkten Antwort auswich, wiederholte Gorbatschow: «Und
            auch unsere mögliche Mitgliedschaft in der NATO ist nicht nur eine wilde Phantasie.» USA und Sowjetunion seien einmal Verbündete gewesen, warum nicht wieder? Daraufhin lenkte
            Baker das Gespräch zurück zu den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen.[37]
         

         Da Gorbatschow das Thema der deutschen, mittel- und osteuropäischen und sowjetischen
            NATO-Mitgliedschaft selbst ansprach, würde es beim Treffen offensichtlich eine umstrittene
            Frage sein. Westliche Regierungschefs beschlossen eine Erwiderung, die schon Mitterrand
            benutzt hatte: das sogenannte Helsinki-Prinzip, das allen Unterzeichnern der Schlussakte
            von Helsinki von 1975 das Recht zubilligte, ihre Bündnisse frei zu wählen. Im Kalten
            Krieg war das ein hohles Versprechen gewesen, denn Mittel- und Osteuropäer wussten,
            dass sie nicht frei waren, etwas anderes zu wählen als den Warschauer Pakt. Zumindest
            auf dem Papier hatte die Sowjetunion sich aber dazu bekannt.
         

         Unter den veränderten Umständen von 1990 erkannten Bush und Kohl den Nutzen dieses
            Prinzips. Weil die Bundesrepublik die Schlussakte unterschrieben hatte, konnte ein
            vereintes Deutschland als ihr Rechtsnachfolger sein Bündnis wählen, und natürlich
            würde es die NATO wählen. Daher würde es unproblematisch für die NATO-Truppen sein, im Lande zu bleiben – im Gegensatz zur Roten Armee, die keine solche
            Rechtfertigung besaß.
         

         Um diese bittere Pille zu versüßen, beschloss die Regierung Bush, Gorbatschow beim
            Gipfeltreffen mitzuteilen, ein vereintes Deutschland werde auf ABC-Waffen (atomar, biologisch und chemisch) verzichten, wie schon die alte Bundesrepublik.
            Bonn würde ebenfalls zugestehen, dass sowjetische Truppen für eine Übergangsfrist
            bleiben könnten. Washington würde aber keine große Finanzhilfe anbieten. Weil diese
            Hilfe Gorbatschows unmittelbares Hauptinteresse war, warnte Bush Kohl, nicht zuviel
            vom Gipfel zu erwarten. Das Ziel der USA war begrenzt; der sowjetische Staatschef solle «das Gefühl habe[n], es sei ein guter
            Gipfel gewesen, obwohl keine Durchbrüche in Sicht seien.»[38] Die internen Vorbereitungspapiere für den Gipfel kamen daher zu dem Schluss, man
            solle die Erwartungen niedrig halten.
         

         Wie Bush erwartet hatte, vollendete der Washingtoner Gipfel nicht die deutsche Wiedervereinigung,
            doch es gab eine wichtige Entwicklung. Bush und seinen Beratern gelang es, Gorbatschow
            zu der Bestätigung zu bringen, dass die Zukunft der europäischen Sicherheit tatsächlich
            dem Helsinki-Prinzip folgen würde. Wenige andere Zugeständnisse waren so wichtig für
            die Zukunft der NATO-Erweiterung. Falin, der noch genug Ansehen bei Gorbatschow genoss, um am Gipfel teilzunehmen,
            erinnerte sich mit einigem Kummer daran, wie er und andere von Gorbatschows Zustimmung
            zu diesem Punkt überrumpelt wurden. Das Zugeständnis kam laut Falin nach einer «rhetorischen
            Floskel» von Bush. Gorbatschow hatte versucht, den US-Präsidenten davon zu überzeugen,
            dass eine doppelte Mitgliedschaft des vereinten Deutschlands in NATO und Warschauer Pakt wünschenswert sei, weil die Bündnisse als «zwei Anker» dienen
            würden, um das Land stärker zu befestigen. Die US-Seite sah es anders, und Baker wandte
            ein, ein solches Arrangement würde der Schizophrenie ähneln. Bush warf ein, dank des
            Helsinki-Prinzips liege die Entscheidung letztlich bei den Deutschen selbst: «Wenn
            Deutschland nicht in der NATO bleiben will, ist es sein Recht, ein anderes Los zu wählen.»[39]
         

         An diese Aussage klammerte sich der sowjetische Staatschef wie ein Ertrinkender an
            einen Strohhalm, schrieb Falin später. Anscheinend glaubte Gorbatschow, Deutschland
            könne wirklich etwas anderes als die NATO wählen. Indem er diesen Grundsatz irrtümlich als Vorteil für seine Seite ansah, schlug
            er vor, öffentlich zu erklären, «dass ein souveränes vereinigtes Deutschland selbst
            entscheidet, welchen militärpolitischen Status es wählt», und merkte nicht, wie sehr
            eine solche Bemerkung der amerikanischen Seite half. Bush, der einen Sieg witterte,
            stimmte zu und schlug eine leicht abgeänderte Formulierung vor. Zwar wollten die USA Deutschland in der NATO, aber «wenn die Regierung der BRD … nicht in der NATO bleiben will und sogar unseren Streitkräften vorschlägt abzuziehen, werden wir diese
            Wahl akzeptieren.»[40] Unklugerweise stimmte Gorbatschow zu.
         

         Sowjetische Delegationsmitglieder, die das Zugeständnis ihres Präsidenten deutlicher
            erkannten als er selbst, konnten sich nicht länger zurückhalten. Bush und Scowcroft
            erinnerten sich später, Falin und Marschall Sergei Achromejew, ein sowjetischer Kriegsheld
            und Gorbatschows Sicherheitsberater, seien sichtbar zornig geworden. «Deutlich hörbar
            flüsterten sie einander erregte Wortfetzen zu, während Gorbatschow sprach. Es war
            eine unglaubliche Szene, keiner von uns hatte etwas Derartiges jemals zuvor erlebt –
            geradezu eine offene Rebellion gegen den sowjetischen Führer.» Falin gelang es sogar,
            das Wort an sich zu reißen. Er versuchte den Schaden zu reparieren, indem er eine
            lange Erklärung abgab, wie erwünscht ein paneuropäisches Sicherheitssystem sei. Scowcroft
            sagte später, er habe sich gefragt, ob er Augenzeuge einer Auflehnung sei. Doch Falins
            Kommentare kamen zu spät. Trotz der offensichtlichen Abweichung in seinen Reihen führte
            «Gorbatschow … die Diskussion kraftlos weiter, versuchte zwar, sich von den früheren
            Aussagen zu distanzieren, widerrief sie aber nie ganz», wie Bush und Scowcroft beobachteten.[41]
         

         Eine Pressekonferenz am Abend stellte die Formulierung als beiderseits akzeptiert
            dar, was Falin zur Verzweiflung brachte. Er begann sich zu fragen: «Was hatte es noch
            für einen Sinn», Gorbatschow in dieser Sache zu beraten?[42] Achromejews Verzweiflung ging noch tiefer. Er stellte sich immer stärker gegen Gorbatschow
            und bot ein gutes Jahr später den Anführern des Putschversuchs seine Dienste an. Nach
            dessen Scheitern beging er Selbstmord.
         

         Dagegen konnte die amerikanische Seite ihr Glück beim Gipfel kaum fassen. Als Bush
            die Nachricht Kohl mitteilte, kamen sie zu dem Schluss, die von Meinungsverschiedenheiten
            zerrissene sowjetische Seite habe nicht gewusst, was sie wollte. Gorbatschow und seine
            Berater mussten improvisieren.
         

         Bei der Rückkehr vom Gipfeltreffen sah Gorbatschow sich noch größerer Opposition gegenüber.
            Boris Jelzin, ein Parteifunktionär aus Swerdlowsk, den der KP-Chef nach Moskau geholt
            hatte, wurde immer bekannter. Obwohl beide 1931 geboren waren und die bittere Erfahrung
            einer Kindheit und Jugend im Krieg teilten, hätten sie nicht unterschiedlicher sein
            können. Gorbatschow hatte in Moskau an der ältesten und angesehensten Universität
            Russlands Jura studiert, war als junger Mann in die Partei eingetreten und hatte eine
            marxistische Philosophin geheiratet. Jelzin, in der Nähe des Urals geboren, hatte
            an einer polytechnischen Hochschule in der Provinz studiert, eine Ingenieurin geheiratet
            und war spät in die Partei eingetreten. Er hatte sich einen Namen gemacht, als der
            damalige KP-Chef Leonid Breschnew den Abriss des Hauses anordnete, in dem der letzte
            Zar mit seiner Familie ermordet worden war. Jelzin führte dies in weniger als 24 Stunden
            aus, was ihm eine Reihe von Beförderungen einbrachte. Seit er in Moskau war, stieß
            er aber immer öfter mit Gorbatschow zusammen, und sie wurden Feinde.
         

         Statt weiterhin mit Gorbatschow in der KP um Einfluss zu kämpfen, erklärte Jelzin
            im Juli 1990 plötzlich seinen Parteiaustritt, um in der neuen Welt halbfreier Wahlen
            Erfolg zu suchen. Gorbatschows Politik hatte so etwas möglich gemacht, aber da der
            Staatschef es unklugerweise versäumt hatte, sich selbst zur Wahl zu stellen, als er
            hätte gewinnen können, profitierte letztlich Jelzin davon. Scowcroft glaubte, Jelzins
            plötzliche Konversion zur Demokratie sei ein Vorwand, und er sei «‹ein reiner Opportunist›»,
            der «‹ein Demokrat wurde, weil das der Weg war›», um die Vorherrschaft Gorbatschows
            zu brechen. Letztlich gehe es ihm «‹im Grunde genommen um die Macht›». Im Gegensatz
            zu Gorbatschow sei Jelzin aber «‹ein Populist, er wusste, was ankam, und liebte diese
            Rolle und spielte sie sehr gut.›»[43]
         

         Jelzin hatte sich in Moskau beliebt gemacht, als er persönlich Verkaufsleiter für
            leere Regale und Busfahrer für zu spätes Erscheinen bei der Arbeit kritisierte. Im
            Mai 1990 wurde er zur Bestürzung Gorbatschows zum Parlamentspräsidenten der Russischen
            Republik gewählt. Gates sagte im Juli zu Bush: «Wir haben Jelzin vielleicht unterschätzt.»
            Er wies auf die Bedeutung von Jelzins Wahlsieg hin, der «Gorbatschows Position im
            Inland» schwächte. Trotz eines «schweren Alkoholproblems» – vielleicht Selbstmedikation
            wegen ständiger Schmerzen nach einem Flugzeugunglück und Operationen an der Wirbelsäule –
            würde er ein «Hauptakteur» sein, nicht zuletzt, weil er «mutig ein paar Probleme anpackt,
            die unlösbar scheinen.» Jelzins «Betonung der ‹Souveränität› der Russischen Republik»
            und «sein Plan zum Neuaushandeln ihres Verhältnisses zu den anderen Republiken der
            Sowjetunion zerschlägt den gordischen Knoten des Nationalitätenproblems, das Gorbatschow
            nicht lösen konnte.» Dagegen würden Gorbatschows Reformen zu einem «inkohärenten Mischmasch»,
            und der sowjetische Staatschef scheine «nicht die geringste Idee von einem Ausweg»
            aus dem Sumpf zu haben, in dem sein Land steckte. Gates kam zu dem Schluss: «Gorbatschow
            hat sich seinen Platz in der Geschichte verdient, aber jetzt scheint die Geschichte
            über ihn hinwegzugehen.» Er riet Bush: «Es wäre schade, wenn Sie […] bei Ihrer mutigen
            und optimistischen Führung des Westens in die Zukunft in der Sowjetunion so gesehen
            würden, als setzten Sie alles auf einen Mann, dessen Vision letztlich nicht weit genug
            reicht.»[44]
         

         
            «Sich quer auf die Gleise legen»
            

         

         Neben der Bedrohung durch Jelzin musste Gorbatschow auch mit der wirtschaftlichen
            Lage der Sowjetunion fertigwerden, die sich immer weiter verschlechterte. Kohl begann
            sich zu fragen, ob das ganze Land zusammenbreche. Obwohl der Zusammenbruch eines Gegners
            theoretisch eine gute Nachricht war, wollte der Kanzler dies nicht geschehen lassen,
            bevor er die beiden Schlüsselzugeständnisse aus Moskau bekommen hatte, die für die
            Einheit nötig waren: Abzug der sowjetischen Truppen und Aufgabe der Besatzungsrechte
            der UdSSR.
         

         Kohls Mitarbeiter arbeiteten daher noch engagierter an dem, was Gates diplomatisch
            «Anreize» genannt hatte, etwa einem Abkommen, nach dem die BRD einen Großteil der Stationierungskosten der Roten Armee in der DDR übernehmen würde. Diese Truppen waren als siegreiche Besatzer gekommen, doch am Ende
            des Kalten Kriegs waren sie demoralisiert, lebten in heruntergekommenen Kasernen und
            hatten wenig zu essen. Ostdeutsche, die in der Nähe sowjetischer Stützpunkte wohnten,
            erzählten, die Soldaten wirkten verzweifelt, hungrig und vielleicht gefährlich. Besonders
            besorgniserregend war, dass sie wie ihre Kameraden in Ungarn anscheinend Armeebesitz
            und Waffen auf eigene Rechnung verkauften.
         

         Als seien die Probleme der Truppen nicht schon schlimm genug, stand für den 1. Juli
            1990 auch die deutsche Wirtschafts- und Währungsunion bevor, die der politischen vorausging.
            Das drohte die Sowjetsoldaten verelenden zu lassen, indem eine harte Währung eingeführt
            wurde, deren Umtauschkurs sie sich nicht leisten konnten. Obendrein gab es Gerüchte,
            dass Truppen, die aus der Tschechoslowakei und Ungarn abzogen, in die DDR statt in die Sowjetunion kommen könnten, weil zuhause solche Knappheit herrschte.
            Angesichts dieser Probleme suchte Moskau die Hilfe Bonns beim Bezahlen seiner Soldaten,
            und Bonn willigte ein. Am 25. Juni 1990 verpflichtete sich die BRD, 1,25 Milliarden D-Mark an «Stationierungskosten» für das zweite Halbjahr 1990 zu
            bezahlen. Die Ironie war mit Händen zu greifen. Westdeutschland würde dafür bezahlen,
            nach dem Mauerfall weiterhin von der UdSSR besetzt zu bleiben. Rotarmisten und ihre
            Angehörige würden auch die Möglichkeit haben, Rubel zu einem sehr günstigen Kurs in
            D-Mark umzutauschen. Der Historiker Vladislav Zubok schrieb dazu: «Moskau besaß immer
            noch den Schlüssel zur deutschen Souveränität», und Bonn besaß «den Schlüssel zu den
            Ersparnissen des sowjetischen Militärs in Ostdeutschland.» Es war «nur logisch und
            pragmatisch, diese Schlüssel auszutauschen.»[45]
         

         Bundesdeutsche Bankiers und Regierungsvertreter stellten darum große Summen für Moskau
            bereit. Der andere Anreiz, ein Neustart der NATO, war immer noch in Arbeit. Obwohl die Allianz aus 16 Staaten bestand, waren es nur
            die Vertrauten Bushs und Kohls – Baker, Scowcroft, Teltschik und andere –, die das
            entscheidende NATO-Kommuniqué vom Juli 1990 schrieben. Baker sagte: «Wir waren dagegen», den Entwurf
            «durch die «NATO-Bürokratie» zu schicken. Unter anderem wollten sie die Kontrolle über Themen wie
            den Umgang der NATO mit atomaren Fragen behalten. Laut handschriftlichen Notizen aus einer Diskussion
            mit dem Präsidenten hielt Baker es für «entscheidend, dass wir nicht in eine Debatte
            geraten» über taktische Luft-Boden-Raketen «oder andere luftgestützte A.[tom]waffen –
            dem Thema ausweichen, allgemein bleiben, Debatte vermeiden.»[46]
         

         Eine andere Hauptfrage war, ob das Bündnis mit dem Warschauer Pakt als ganzem oder
            seinen einzelnen Mitgliedern verhandeln solle. Scowcroft meinte, da der Pakt in sich
            zerfalle, sei es sinnvoller, mit seinen Mitgliedern zu reden. Dies führte zur Idee
            von Verbindungsbüros für die mittel- und osteuropäischen Länder. Der Nationale Sicherheitsberater
            fand auch, es sei zu früh für Deutschland, Zugeständnisse bei seiner Truppenstärke
            zu machen. Das sollte den Gesprächen über einen potenziellen Vertrag über Konventionelle
            Streitkräfte in Europa (KSE) vorbehalten bleiben. Mehr als auf die Details kam es laut Baker darauf an, «Dtl.
            bald in der NATO zu vereinigen.»[47]
         

         Sobald die Endfassung abgeschlossen war, legte Bush fest, dass nur Wörner und die
            britischen, französischen und italienischen Regierungschefs sie bearbeiten dürften,
            nicht die NATO-Bürokratie. Obwohl Wörner zunächst «besorgt» über diese Prozedur war, war er von
            der Endfassung so begeistert, dass er dem Überbringer fast «Champagner» statt Kaffee
            anbot, wie er Bush erzählte. Besonders gefiel ihm die Idee von Verbindungsbüros, die
            Mittel- und Osteuropa eine Tür öffneten. Eine weitere Hilfe war die gemeinsame Entschließung
            von Bundestag und Volkskammer Ende Juni, in der die bestehende deutsch-polnische Grenze
            für unverrückbar erklärt wurde. Diese Erklärung verringerte die Sorge der Polen und
            damit ihre Bereitschaft, sowjetische Truppen im Land bleiben zu lassen.[48]
         

         Beim NATO-Gipfel in London gelang es den Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik, ihre Presseerklärung
            fast ohne Änderungen durch die Bündnisbürokratie zu bekommen (wenn auch nicht ohne
            Widerstand; einmal musste Baker sechs Stunden am Stück die amerikanische Position
            verteidigen). Um sicherzugehen, dass Gorbatschow von diesem Kommuniqué erfuhr und
            es gegen seine Gegner zuhause benutzen konnte, betonte Bush am 6. Juli ihm gegenüber
            «einige der Schritte, die wir zur Transformation der NATO ergriffen haben» und «das Ausstrecken der Hand der Freundschaft an Länder, die im
            Kalten Krieg unsere Gegner waren.»[49]
         

         Der sowjetische Staatschef hörte das gern, weil er heftig von Gegnern attackiert wurde,
            die ihn beim Parteitag der KPdSU stürzen wollten. Außenminister Schewardnadse war
            erfreut, dass die Presseerklärung während des Parteitags abgesegnet wurde, und sagte
            später, sie habe seiner Sache sehr geholfen. Der stets optimistische Gorbatschow fühlte
            sich nach dem Kongress zuversichtlich, trotz heftiger Angriffe und des Verlusts früherer
            Unterstützer.
         

         Er schlug auch Wege vor, wie ein vereintes Deutschland in der NATO für die UdSSR akzeptabler werden könnte. Zunächst betonte er die offensichtliche
            Tatsache, dass es viele Modelle der Mitgliedschaft gab: das französische ohne Integration
            in die militärische Kommandostruktur, das dänisch-norwegische mit Ausschluss der Stationierung
            ausländischer Truppen und Atomwaffen, das britische mit Atomwaffen unter nationaler
            Kontrolle und das bundesdeutsche mit einer weitgehenden Integration der Truppen. Gorbatschow
            schlug vor, die NATO-Mitgliedschaft für ganz Deutschland zu verhandeln, indem man diese Modelle als Optionen
            zu benutzte.
         

         Um solche Vorschläge zurückzudrängen, strebte Kohl einen Besuch in der Sowjetunion
            an, um die endgültige Einigung persönlich zu erreichen, und Gorbatschow lud ihn für
            den 15.–16. Juli 1990 ein. Bezeichnenderweise lud er den Kanzler nicht nur nach Moskau
            ein, sondern gemeinsam mit seiner Frau Raissa auch in sein Sommerhaus im Kaukasusort
            Archys nahe Gorbatschows Geburtsort Stawropol. Kohl, der glaubte, Gorbatschow würde
            so etwas kaum tun, wenn er ein kontroverses Treffen erwarte, sah das als gutes Zeichen.
            Besser noch, kurz vor der Abreise nach Moskau erfuhr er, dass Gorbatschow die Kredite
            deutscher Banken, die Teltschik im Mai mitorganisiert hatte, bereits erschöpft hatte
            und neue brauchte; auch das würde Kohls Position stärken.
         

         Falin hoffte eine Wiederholung der Katastrophe von Washington in Archys zu verhindern.
            Laut seinem späteren Bericht schickte er Gorbatschow am 9. Juli schriftliche Ratschläge,
            wie das zu vermeiden sei. Er forderte auch ein Telefongespräch mit ihm, um seine Punkte
            persönlich zu verdeutlichen. Der Staatschef, der wohl über diese Forderung verärgert
            war und immer noch die Art übelnahm, wie Falin ihn vor Bush bloßgestellt hatte, ließ
            ihn bis zum späten Abend vor der Ankunft der Deutschen warten. Um dem Helsinki-Prinzip
            entgegenzuwirken, bestand Falin darauf, Gorbatschow solle Kohl sagen, Deutschland
            könne nicht der NATO beitreten oder «minimum minimorum» keine Atomwaffen irgendwelcher Art auf seinem
            Territorium haben. Erneut wies er darauf hin, dass eine Mehrheit der Deutschen die
            Idee einer atomaren Entwaffnung ihres Landes unterstütze. Doch es war zu spät, Gorbatschows
            Position zu ändern. Der Staatschef sagte: «Nur fürchte ich, daß der Zug schon abgefahren
            ist», und beendete rasch das Gespräch. Er machte auch klar, dass Falin in Ungnade
            gefallen war, indem er ihn von der Delegation ausschloss, die nach Archys fuhr.[50]
         

         Am 15. Juli landeten der Kanzler und Teltschik in Moskau, wo sie zwei Stunden unter
            vier Augen mit Gorbatschow und Tschernjaew sprachen. In seinem Tagebuch schrieb Tschernjaew
            später, Kohl sei «bestimmt und energisch. Er führt ein ehrliches, aber hartes Spiel.»
            Nach seinen Aufzeichnungen diskutierten Gorbatschow und Kohl, dass der «Köder» finanzieller
            Anreize nicht länger der einzige oder auch nur wichtigste Grund für Gorbatschow war,
            die NATO-Mitgliedschaft eines vereinigten Deutschlands zu akzeptieren. Vielmehr stimmten beide
            überein, es sei «sinnlos … gegen den Strom der Ereignisse zu schwimmen.»[51] Mit anderen Worten, es war den Deutschen gelungen, ein überwältigendes Gefühl von
            Unvermeidlichkeit zu erzeugen.
         

         Kohl schlug vor, mit der Planung für den Abzug der sowjetischen Truppen und die Erweiterung
            der NATO auf ganz Deutschland zu beginnen. Er drückte auch seine Bereitschaft aus, über eine
            künftige Begrenzung der deutschen Truppen zu verhandeln, und sprach Details der früheren
            und künftigen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen Bundesrepublik und Sowjetunion
            an. Gorbatschow antwortete, beim sowjetischen Militär gebe es «Geschrei», er würde
            jetzt «die Früchte des großen Sieges im 2. Weltkrieg gegen DM verkaufen.» Trotz dieser
            Klagen sei er dazu bereit, dass die Rote Armee nur noch drei bis vier Jahre bleiben
            würde, und «das vereinigte Deutschland werde Mitglied der NATO sein», vorausgesetzt «das jetzige Territorium der DDR [gehöre] nicht zum Wirkungsbereich der NATO …, solange dort sowjetische Truppen stationiert seien.»[52]
         

         Wie schon bei seinem Besuch im Februar 1990 sah der Bundeskanzler genug grünes Licht,
            um weiter voranzugehen. Als die größeren Delegationen, darunter auch die Mitarbeiter
            der bundesdeutschen Botschaft in Moskau, danach hinzukamen, erklärte Kohl der versammelten
            Gruppe, «Ende des Jahres werde, nach allem, was man jetzt wisse und noch tun werde,
            Deutschland wiedervereinigt.»[53] Vertraulich sagte Teltschik zu Joachim von Arnim von der Moskauer Botschaft über
            ihre Strategie: «Es klappt.» Als Gorbatschow später seine Meinung änderte und fragte,
            ob sowjetische Truppen noch bis zu zehn Jahren in Deutschland bleiben könnten, lehnte
            Kohl das ab.[54]
         

         Gorbatschow hatte nun nicht nur Falin, sondern auch Tschernjaew in Verzweiflung gestürzt.
            In seinem Elend fand letzterer eine Entschuldigung, um danach nicht mit nach Archys
            fliegen zu müssen, obwohl er auf der Gästeliste stand und die Deutschen fragten, warum
            er nicht dabei sei. In seinem Tagebuch gestand er, er habe sich «völlig zerstört»
            gefühlt und an Rücktritt gedacht.[55]
         

         Ohne Tschernjaew und Falin flogen die beiden Delegationen dann zu einem Zwischenstopp
            nach Stawropol. Die Stadt war im Zweiten Weltkrieg von den Deutschen besetzt gewesen,
            und als Geste der Versöhnung legte Kohl am Mahnmal einen Kranz nieder. Die höheren
            Mitglieder beider Delegationen fuhren weiter nach Archys, um am 16. Juli bei weiteren
            Gesprächen die Details zu klären.
         

         Dort machte Gorbatschow klar, er erwarte umfangreiche finanzielle Mittel für Abzug,
            Neuansiedlung und Umschulung der Sowjettruppen in Russland. Kohl ging nicht ins Detail,
            sondern sagte, solche Angelegenheiten sollten Experten im Lauf des Sommers ausarbeiten.
            Man solle sich auf das ostdeutsche Gebiet nach dem Abzug der Sowjettruppen konzentrieren
            und was die Rolle der NATO dort sein werde. Gorbatschow erklärte, es müsse die «Nichtausdehnbarkeit der militärischen
            Strukturen der NATO auf das Gebiet der heutigen DDR» festgestellt werden, ohne genau zu sagen, was das umfasste. Die Westdeutschen widersprachen
            und wiesen darauf hin, dass ein vereintes Deutschland nach dem Helsinki-Prinzip das
            Recht habe, sein Bündnis selbst zu wählen. Was ein solches Bündnis auf deutschem Boden
            für Strukturen brauche, liege allein bei der deutschen Regierung.[56]
         

         Schließlich gab Gorbatschow nach und bot einen Kompromiss an: Er werde der Einheit
            zustimmen, wenn die NATO akzeptiere, in Ostdeutschland nach dem sowjetischen Abzug keine Atomwaffen und nur
            deutsche Truppen zu stationieren. Beide Beschränkungen hätte Washington gerne vermieden,
            doch sie waren nicht so unannehmbar wie ein totaler Abzug der Atomwaffen von deutschem
            Boden – und außerdem saßen keine Amerikaner mit am Tisch. Kohl und Genscher hielten
            das Zugeständnis für vertretbar. Sie stimmten auch einer künftigen Obergrenze der
            Bundeswehr von 370.000 Soldaten zu.
         

         Kohl hielt so bald wie möglich eine Pressekonferenz ab, und Fernsehsender beeilten
            sich, die Geschichte zu übertragen. Später informierte der Kanzler Bush und bekräftigte,
            die Strategie, die sie im Februar entworfen hätten, trage nun Früchte. «Ich habe Ihre
            Formel aus Camp David benutzt», sagte Kohl. Als souveränes Land könne Deutschland
            «seine Bündnisse selbst bestimmen. Und ich habe erklärt, die Deutschen würden eindeutig
            die NATO wählen.» In Kohls Augen hatte Gorbatschow «alle Brücken hinter sich abgebrochen.»
            Er könne nicht «zurückgehen» und brauche daher seine westlichen Partner, um ihm weiter
            voran zu helfen. Einige von Bushs Beratern waren von den Zugeständnissen nicht begeistert,
            die Erinnerungen an ein früheres deutsch-sowjetisches Abkommen weckten – ein Journalist
            sprach vom «Stawrapallo»-Gipfel –, aber auch für die Amerikaner gab es kein Zurück.[57]
         

         Nach diesen Ereignissen wirkten die noch weitgehend von der Partei kontrollierten
            sowjetischen Medien unsicher, wie oder sogar ob sie die Zugeständnisse des Präsidenten
            dem heimischen Publikum präsentieren sollten. Die Zeitungen vom 17. Juli berichteten
            nicht über die Gespräche der letzten zwei Tage. Die vielleicht bitterste sowjetische
            Reaktion kam wenig überraschend von Falin, der seine Reaktion auf die Neuigkeiten
            aus Archys als «Zorn» beschrieb. Er beklagte sich, nicht nur er, sondern alle Institutionen
            der Sowjetunion seien während dieser entscheidenden Runde des Pokerspiels im Dunkeln
            gehalten worden. Gorbatschow hätte die Vereinigung für einen viel «höheren Preis verkaufen»
            sollen, aber es war zu spät. Falin hatte bereits das Fazit gezogen: «Nach einem derartigen
            Schlussakkord konnte man sich nur noch quer auf die Gleise legen.»[58]
         

         
            Kampf im September
            

         

         Die sowjetischen Experten der niedrigeren Ebene, die den Zwei-plus-Vier-Vertrag und
            andere damit verbundene Verträge mitformulieren mussten, teilten Falins Entsetzen.
            Kohl und Gorbatschow hatten die breiten Umrisse skizziert, aber viele Details mussten
            schriftlich erläutert werden, und die Moskauer Unterhändler machten diese Details
            so verzwickt wie möglich. Ihre westdeutschen Kollegen sahen schnell, dass sowjetische
            Experten Gorbatschows Zugeständnisse in Archys als «Scheitern» wahrnahmen, das ihre
            Seite «gedemütigt» habe, darum waren sie «noch fordernder bei den finanziellen Bedingungen
            des sowjetischen Truppenabzugs.»[59] Die Verhandlungen zogen sich bis in den September hinein.
         

         Während der Gespräche erkannten sowjetische Hardliner, dass sie einen brandaktuellen
            Vorteil erlangt hatten. Kohl wollte die Einheit vollenden und ostdeutsche Wähler bei
            den kommenden gesamtdeutschen Wahlen am 2. Dezember 1990 auf seine Seite ziehen. Dafür
            musste er das Land idealerweise bis Anfang Oktober wiedervereinigen. Das bedeutete,
            alle ausländischen Hindernisse für die Einheit mussten im September beseitigt werden –
            wofür man sowjetische Kooperation brauchte und damit Moskau Einfluss gab. Reaktionäre
            Militärs stellten nicht nur an die Bundesrepublik, sondern auch an ihren verhassten
            Außenminister Schewardnadse Forderungen. Lange siedende Spannungen waren nun übergekocht;
            der niedergeschlagene Schewardnadse befand sich im offenen Kampf mit dem eigenen Militär
            und stand kurz vor dem Rücktritt.
         

         Die sowjetische Seite hatte einen weiteren neuen Vorteil: Washingtons Ablenkung. Obwohl
            der Regierung Bush die letzten Gespräche über die deutsche Vereinigung wichtig waren
            und von ihr verfolgt wurden, genossen sie nicht länger oberste Priorität. Seit dem
            2. August, als Saddam Hussein 2000 Panzer und 150.000 irakische Soldaten nach Kuwait
            entsandt hatte, war der Persische Golf immer mehr zum wichtigsten Fokus Washingtons
            geworden. Husseins Überraschungsangriff und Bushs Reaktion führten 1991 zum Ersten
            Golfkrieg und Jahrzehnten amerikanischer Fixierung auf diese Region. Wie die aus der
            Wissenschaft in die Politik gewechselte Angela Stent schrieb: «Wäre die DDR sechs Monate später untergegangen und hätten die Verhandlungen erst im Herbst 1990
            begonnen, so wäre Gorbatschow viel mehr auf die Gunst der Hardliner unter seinen Kritikern
            angewiesen und Amerika mitsamt seinen Verbündeten durch den Golfkrieg abgelenkt gewesen.»
            Die Wiedervereinigung wäre wahrscheinlich viel schwieriger geworden, vielleicht unmöglich.
            Sie kam zu dem Schluss: «Der Zeitpunkt war in diesem Fall entscheidend.»[60]
         

         In der Endphase ergab sich ein neuer Gesichtspunkt. Die Tschechoslowakei hatte sich
            wegen eines NATO-Beitritts diskret direkt an die Amerikaner gewandt. Der Biograph des tschechoslowakischen
            Präsidenten schrieb: «Havel und Amerika, das war Liebe auf den ersten Blick.» Der
            frühere Dissident und politische Gefangene bewunderte die «uneingeschränkte Freiheit
            und die Möglichkeiten individueller Entfaltung», und die Amerikaner «reagierte[n]
            stark auf seine Tapferkeit, seine Bescheidenheit und seine coole Ausstrahlung.»[61] Nun versuchte einer seiner Mitarbeiter Kapital aus dieser Liebesaffäre zu schlagen.
            Havels Sicherheitsberater fragte, «wie die NATO reagieren würde, falls die Tschechoslowakei einen Beitrittsantrag stellte.» Hutchings
            verstand, warum sie fragten. Wenn die «Osteuropäer den Warschauer Pakt verlassen wollen,
            aber nicht in die NATO kommen, wo sollen sie ihre Sicherheit im Europa der Zukunft finden?»[62] Genscher und Mitterrand hatten versucht, diese Frage durch den Vorschlag einer Art
            paneuropäischer Organisation zu beantworten, die die militärischen Bündnisse ersetzen
            sollte, aber die US-Präferenz für die NATO hatte sich durchgesetzt. Hutchings, der keine leichte Antwort sah, schlug vor, «die
            größte Aufmerksamkeit sollte Polen gelten. Als nächstes kommt die Tschechoslowakei,
            gefolgt von Ungarn. Die drei sind in dieser Reihenfolge für den Westen (und Moskau)
            strategisch wichtig.»[63]
         

         Es hing jedoch eine Bedrohung in der Luft. Hutchings teilte Scowcroft auch die alarmierende
            Nachricht mit, es gelinge der sowjetischen Seite mit bundesdeutscher Hilfe und entgegen
            amerikanischer Anstrengungen, als Teil des Zwei-plus-Vier-Vertrags die Zukunft der
            NATO zu beschränken, «wodurch wir ein Deutschland bekommen, das halb in der NATO und halb draußen ist und die Grundlage für eine kontinuierliche US-Präsenz untergräbt.»[64] Thatcher war ähnlich alarmiert. Die Bedrohung enthielt drei Angriffslinien, was
            auf den endgültigen Abzug der Sowjets 1994 folgen würde, jede davon formal und in
            den Details verborgen. Zusammen genommen war ihre Bedeutung aber gewaltig.
         

         Erstens hatten alle Parteien am Verhandlungstisch zugestimmt, dass vor dem Abzug 1994
            nur deutsche Sicherheitskräfte, die nicht in die NATO integriert waren, neben Moskaus Truppen auf ostdeutschem Territorium stationiert
            sein dürften; danach könnten auch deutsche NATO-Truppen einrücken. Das sowjetische Militär machte sich die von dieser Diskussion
            der Stationierungen gelieferte Chance schlau zunutze, um ein dauerhaftes Verbot der
            Stationierung aller nichtdeutschen Truppen jenseits der alten Frontlinie des Kalten Kriegs durchzusetzen.
            Schlimmer noch, die Westdeutschen hatten im Interesse eines Vertragsabschlusses anscheinend
            zugestimmt und fügten nun Formulierungen dieser Art in die aktuelle Vertragsfassung
            ein. Die fundamentale Basis des strategischen Vertrauens zwischen Bonn und Washington –
            dass die deutsche Vereinigung und die NATO-Fähigkeit zur Ausweitung nach Osten untrennbar verknüpft waren – schien sich plötzlich
            aufzulösen. Erschrocken wies Hutchings Scowcroft daraufhin, dieses Verbot werde bedeuten,
            «nichtdeutsche Truppen dürften nicht ‹die Grenzlinie überschreiten›, um Manöver durchzuführen
            oder einer künftigen Bedrohung Deutschlands zu begegnen» – niemals.[65]
         

         Zweitens taten sowjetische Hardliner verspätet auch ihr Bestes, um die atomare Präsenz
            der NATO durch die Mittel zu beschränken, die ihnen noch zur Verfügung standen. In Archys
            hatte Kohl zugestanden, es werde keine westlichen Atomwaffen auf dem Territorium der
            früheren DDR geben, und Washington hatte das respektiert. Nun forderten die Sowjets, auch «Dual-Use»-Ausrüstung,
            die konventionelle und atomare Sprengköpfe tragen könne, müsse ausgeschlossen sein.
            Dieses Verbot war so weitreichend, dass es in der Praxis eine gewaltige Bandbreite
            militärischer Ausrüstung und Fahrzeuge betraf. Die meisten Geschütze konnten nukleare
            Geschosse abfeuern, und fast alle modernen Kampfflugzeuge konnten Atomwaffen tragen.
            Sie alle würden unter ein solches Verbot fallen.
         

         Drittens stellte das Auswärtige Amt die künftige Reichweite und Geltung einer Reihe
            von Abkommen aus dem Kalten Krieg in Frage, die potenziell nicht nur Truppen im Osten,
            sondern auch im Westen betrafen. Darunter war der Vertrag über den Aufenthalt fremder
            Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland von 1954 und die damit verbundenen
            Abkommen über den Truppenstatus, die unbefristet gewesen waren. Deutschlands NATO-Verbündete meinten, sie könnten ihre Anwesenheit einfach fortsetzen und auf ostdeutsches
            Gebiet ausdehnen, nicht zuletzt, weil die BRD angedeutet hatte, sie wolle nach dem Hinzukommen der neuen Bundesländer durch die
            Vereinigung ihre bestehenden Verträge im Prinzip weiterführen. Bonn sagte aber, die
            fortgesetzte Anwesenheit von sowjetischen und westlichen Truppen erfordere neue Abkommen.
            Dieser Anspruch schuf nach den Worten des US-Botschafters in Bonn eine unnötige und
            unbequeme «moralische Gleichsetzung unserer auf Wunsch der Deutschen bestehenden Präsenz
            und der sowjetischen Präsenz.» Schlimmer noch, als Bush am 16. August wegen des Problems
            an Genscher schrieb, reagierte der Außenminister zunächst nicht. Betroffen deuteten
            die Westmächte an, sie seien bereit, über einige der Klauseln zu verhandeln, wollten
            aber, dass der Vertrag und die damit verbundenden Vereinbarungen grundsätzlich in
            Kraft blieben – nicht zuletzt um eine potenziell schädliche öffentliche Debatte über
            Privilegien für ausländische Truppen zu vermeiden.[66]
         

         Westliche Verbündete begannen sich zu fragen, auf wessen Seite die Deutschen stünden.
            Als die für den 12. September vorgesehene Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrags
            näher rückte, teilte Baker Genscher seine Verstimmung mit, worauf Bonn etwas Flexibilität
            beim dritten Thema, dem Status ausländischer Truppen, zeigte. Genscher fand eine komplizierte
            Formulierung, nach der, wie er Baker erklärte, die wichtigsten Klauseln des Stationierungsvertrags
            weiterhin im Westen und für alle Truppen gelten würden, die im Osten stationiert wurden –
            aber nur jeweils einzeln, nicht für das ostdeutsche Gebiet, was ein Zugeständnis an
            Moskau darstellte. Mit anderen Worten, bestehende Verträge über ausländische Truppen
            würden bei der Vereinigung nicht einfach pauschal auf Ostdeutschland ausgedehnt, vielmehr
            würde Bonn die Abkommen fallweise ausdehnen, um alle relevanten Truppen einzubeziehen,
            es konnte dies aber auch ablehnen.
         

         Baker und der NSC stimmten widerwillig zu, aber die erste und zweite Kontroverse – permanentes Verbot
            für ausländische NATO-Truppen, die innerdeutsche Grenzlinie zu überschreiten, und «Dual-Use»-Frage – blieben
            ungelöst. Hutchings hielt die Konsequenzen für so bedeutend, dass sie trotz der Kuwait-Krise
            die sofortige Aufmerksamkeit des Präsidenten erforderten. Scowcroft sah es ebenso.
            Am 5. September 1990 informierte der Nationale Sicherheitsberater Bush: «Bei den Verhandlungen
            über ein Abschlussdokument zur deutschen Vereinigung ist ein wichtiges Problem aufgetreten»,
            das Bushs persönliche Aufmerksamkeit erfordere, weil «wiederholte Demarchen bis hin
            zu einem Brief Jim Bakers an Genscher die deutsche Position nicht bewegt» hätten.
            Nach Ansicht des NSC gingen die neuen sowjetischen Einschränkungen weit über das Archys-Abkommen hinaus.
            Scowcroft schloss mit der Feststellung, der gegenwärtige Stand sei «unvereinbar mit
            der vollen NATO-Mitgliedschaft Deutschlands», und ohne eine Intervention auf höchster Ebene «könnten
            wir in diesem zentralen Punkt verlieren.» Er riet dem Präsidenten auch davon ab, eine
            Einladung zu den auf den 3. Oktober angesetzten Feierlichkeiten zur deutschen Einheit
            anzunehmen.[67]
         

         Am 6. September rief der Präsident Kohl an und überzeugte ihn, sich über die verbleibenden
            Streitpunkte direkt mit Baker abzusprechen. Bush selbst war beschäftigt mit den Vorbereitungen
            für ein kurzes Gipfeltreffen mit Gorbatschow am 9. September in Helsinki, um die Golfkrise
            zu diskutieren, und wollte wahrscheinlich so viele andere Fragen wie möglich vorher
            geklärt haben. Wie erwartet, ergriff der Kanzler die Gelegenheit des Telefongesprächs,
            um Bush zur Einheitsfeier am 3. Oktober einzuladen: «Natürlich würden wir den Präsidenten
            der Vereinigten Staaten gern in Berlin sehen, auch für wenige Stunden, wenn es möglich
            ist.» Kohl argumentierte mit sanftem Druck, ein Foto «von Ihnen, Gorbatschow, Thatcher
            und Mitterrand wäre ein sehr eindrucksvolles Bild», das ein machtvolles Signal der
            Einheit und Kooperation aussenden werde. Doch er hatte keinen Erfolg. Bush folgte
            Scowcrofts Rat und antwortete, er sei «nicht optimistisch», teilnehmen zu können.[68]
         

         Am nächsten Tag, dem 7. September, rief Kohl Gorbatschow an. Vor der in wenigen Tagen
            geplanten Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrags hatte der sowjetische Präsident
            36 Milliarden DM gefordert – achtmal so viel, wie die Westdeutschen erwartet hatten.
            Kohl hatte bereits Bush darüber informiert, dass Moskau «unrealistische Erwartungen
            bei der Finanzierung» hege.[69] Auch das Auswärtige Amt äußerte «erstaunen ueber die hoehe der sowjetischen forderung.»[70] Kohl hatte in Archys gemeint, die Finanzierung lasse sich von untergeordneten Fachleuten
            regeln, aber seine Finanzexperten scheuten vor den Zahlen zurück, die ihre sowjetischen
            Kollegen nannten. Finanzminister Theo Waigel, der sich bewusst war, welche Wirkung
            die einheitsbedingten Ausgaben bereits jetzt auf die Bundesrepublik hatten, riet Kohl,
            nicht mehr als sechs Milliarden DM anzubieten. Der Kanzler ignorierte aber den Rat
            und begann das Gespräch mit Gorbatschow mit dem Angebot von acht Milliarden. Der Präsident
            lehnte das als «Sackgasse» ab und beklagte sich, «es komme ihm so vor, als sei er
            in eine Falle geraten.»[71] Kohl bat ihn, sich zu beruhigen, und vereinbarte ein weiteres Telefongespräch für
            den 10. September. Bis dahin solle man die Dinge noch einmal überlegen. Entgegen Bushs
            Bitte sprach er gegenüber Gorbatschow anscheinend weder die Frage von «Dual-Use»-Waffen
            noch die der innerdeutschen Linie an.
         

         Als der US-Präsident erfuhr, dass diese Probleme noch nicht gelöst seien, fand er
            sich in der peinlichen Lage, zweimal um dasselbe zu bitten. Er kontaktierte Kohl am
            Wochenende des Helsinki-Gipfels noch einmal und sagte, es gehe ihm nach wie vor «besonders
            darum, dass die Sowjets keine weiteren Einschränkungen» bei der «Stationierung ausländischer
            Truppen» erwarteten.[72] Am selben Tag sagte Bush auch Gorbatschow, er wolle Kohls Einladung zur Einheitsfeier
            in Deutschland am 3. Oktober ablehnen. Unterdessen baten besorgte Berater den Kanzler
            am Wochenende, bei der Gesamtsumme nicht nachzugeben.
         

         Erneut ignorierte Kohl diesen Rat im Interesse seines Ziels der Einheit und bot Gorbatschow
            am Montag 12 Milliarden DM für Abzug und Neuansiedlung der sowjetischen Truppen an,
            dazu einen zinslosen Kredit von drei Milliarden. Der Präsident stimmte zu, aber es
            gab noch keine Einigung über die militärischen Fragen.
         

         Am 11. September, dem Tag vor der geplanten Unterzeichnung in Moskau, war der Text
            des Zwei-plus-Vier-Vertrags noch nicht fertig. Vertreter der westlichen Staaten versammelten
            sich nach den Worten des britischen Unterhändlers P.J. Weston im «Marmorgrab des Hotels
            Oktjabrskaja» und entdeckten, dass «die BRD-Delegation schon bilaterale Gespräche mit den Russen führte, um den Deal über die
            letzten Punkte festzuzurren, wobei sie auch noch den US-Standpunkt (zumindest uns
            gegenüber) falsch darstellten.»[73] Sobald die Vertreter aller sechs Länder da waren – wobei Baker und viele andere
            Amerikaner direkt aus Helsinki kamen –, konnten sie wenigstens die «Dual Use»-Frage
            klären, indem sie solche Systeme in Ostdeutschland erlaubten, wenn sie dort nur für
            konventionelle Sprengköpfe ausgerüstet waren. Mit dieser Übereinkunft machte der Vertrag
            das Gebiet der ehemaligen DDR zur einzigen vertraglich garantierten atomwaffenfreien Zone in Europa.
         

         Die Frage der Überschreitung der Grenzlinie war aber immer noch nicht gelöst. Genscher
            war außer sich, dass seine Verbündeten sich in diesem Punkt sperrten. Er hatte das
            Gefühl, sie gefährdeten nicht bloß die Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrags,
            sondern den ganzen Zeitplan für die Einheit und vielleicht sogar die Einheit selbst.
            Die Frage der künftigen Bewegungsfreiheit der NATO war aber so wichtig, dass die westlichen Verbündeten bereit waren, all das zu riskieren.
            Vor allem England und die USA wollten kein permanentes Verbot einer Überschreitung der innerdeutschen Grenzlinie
            akzeptieren, sowohl aus Besorgnis über die möglichen Folgen für Deutschland als auch
            wegen der langfristigen Implikationen. Mittel- und Osteuropäer klopften bereits an
            einige Türen, auch die des Nationalen Sicherheitsrats, der glaubte, ihre Sorgen verdienten
            «Vorzugsbehandlung».[74] Daher waren die Westmächte nicht bereit, einen Vertrag zu akzeptieren, der nach
            Westons Worten «Optionen weit über die vorhersehbaren Umstände hinaus auf Dauer ausschließen
            würde.»[75]
         

         Am Abend des 11. September verschwand Genscher zu einem Gespräch unter vier Augen
            mit Schewardnadse. Bakers oberster Berater Robert Zoellick fand es «unverschämt»,
            dass der Außenminister kurz vor Schluss solche «privaten deutsch-russischen bilateralen
            Aktivitäten» betrieb, während seine Verbündeten auf ihn warteten.[76] Ab etwa sieben Uhr abends sprachen Genscher und Schewardnadse zwei Stunden lang
            miteinander und fanden einen Kompromiss. Nach dem sowjetischen Abzug könnten ausländische
            NATO-Truppen zwar nicht auf Dauer in Ostdeutschland stationiert werden, sie dürften aber
            mit Erlaubnis der deutschen Regierung die Ost-West-Linie überschreiten. Schewardnadse
            fragte, ob diese Übereinkunft förmlicher Teil des Verhandlungsprotokolls werden solle,
            aber Genscher verneinte; er werde dies den anderen Außenministern mündlich mitteilen
            und es, falls man ihn frage, bei der Pressekonferenz nach der Vertragsunterzeichnung
            wiederholen.
         

         Das war nicht genug. Die verärgerten Briten sagten: «Mündliche Zusagen reichen nicht.»
            Da die Sowjets nun nach Westons Worten Milliarden DM von Kohl «in der Kasse [hatten]
            und die Welt in gut 12 Stunden die Unterzeichnung erwarte, brauchten wir den Russen
            keine weiteren Zugeständnisse zu machen.» Vertreter des Westens bestanden auf einer
            schriftlichen Fixierung dieses entscheidenden Problems. Genscher und seine Mitarbeiter
            gingen auf ihre Verbündeten los und nannten all dies «völlig unrealistisch, weil in
            Europa der Friede ausgebrochen sei.» Der Außenminister war außer sich, dass sein Traum
            der Wiedervereinigung seiner Heimatstadt mit dem Westen kurz vor dem Abschluss noch
            scheitern könne. Da sie ein Zerwürfnis spürte, drohte die sowjetische Seite noch am
            Abend damit, die Unterzeichnung aufzuschieben oder ganz abzusagen.[77] Juli Kwizinskij, der diese Drohung überbringen sollte, erinnerte sich Jahre später,
            wie sehr er das genoss.
         

         Genscher befürchtete, bei einer Verschiebung der Unterzeichnung könne der Zwei-plus-Vier-Vertrag
            ganz scheitern. Obwohl es inzwischen nach Mitternacht war, rief er das Hotel International
            an, wo der US-Außenminister und seine Delegation untergebracht waren, und forderte,
            mit Baker persönlich zu sprechen. Er erreichte Zoellick, der ihn abzuwimmeln versuchte,
            weil der Außenminister sich nach einer Schlaftablette und einem Drink schon schlafengelegt
            habe. Genscher gab nicht nach und sagte: «Wir können um Himmels willen nichts mehr
            riskieren», da der Vertrag und die Zukunft Deutschlands auf dem Spiel stünden.[78]
         

         Daraufhin weckten Bakers Mitarbeiter ihn doch. Als Genscher kurz nach ein Uhr eintraf,
            empfing die amerikanische Delegation ihn in Jogginganzügen und Bademänteln. Trotz
            der Kombination einer Schlaftablette mit Alkohol war Bakers Verhandlungsgeschick hellwach.
            Er und Genscher konnten die Blockade mithilfe einer Idee überwinden, die Zoellick
            am selben Tag geäußert hatte: eines schriftlichen Vertragszusatzes. Der förmliche
            Vertrag werde weiterhin lauten, ausländische Truppen dürften östlich der innerdeutschen
            Grenze von 1989 weder stationiert noch verlegt werden, wie Moskau es wollte. Der Begriff
            «verlegt» sollte aber laut Vertragszusatz oder «Vereinbarte[r] Protokollnotiz» nur
            durch die Regierung eines vereinten Deutschlands definiert werden. Diese Protokollnotiz
            war die schriftliche Bestätigung, dass ausländische NATO-Truppen die Grenzlinie des Kalten Kriegs doch überschreiten durften.[79] Zoellick erläuterte später: «Wir mussten diese Möglichkeit sicherstellen, weil wir,
            falls Polen in einem zweiten Schritt der NATO beitrat, in der Lage sein wollten, US-Truppen durch Ostdeutschland zur Stationierung
            nach Polen zu bringen.»[80]
         

         Die Idee befriedigte die übrigen Vertragsparteien. Alle stimmten rechtzeitig zu, dem
            Vertrag die «Vereinbarte Protokollnotiz» hinzuzufügen, damit die Unterzeichnung stattfinden
            konnte. Einige spätere Reproduktionen des Vertrags ließen die Protokollnotiz weg,
            weil sie irrtümlich als trivial galt. Das war sie nicht. Die westlichen Verbündeten
            bestanden darauf, dass sowohl Vertrag wie Protokollnotiz vollständige und identische
            Listen der gedruckten Titel und handschriftlichen Unterschriften trugen. Schewardnadse
            unterzeichnete beide Seiten, womit er die Besatzungsrechte der Sowjets aufgab, den
            langsamen Abzug der Roten Armee in Gang setzte und erlaubte, dass nach Abschluss dieses
            Abzugs ausländische NATO-Truppen mit Genehmigung der deutschen Regierung die Grenzlinie des Kalten Kriegs
            überschreiten durften.
         

         Am Tag der Zeremonie versprach Genscher Gorbatschow feierlich, das sowjetische Volk
            werde nie über das enttäuscht sein müssen, was es getan habe. Der sowjetische Präsident
            lud die Versammelten nach der Unterzeichnung in einen Festsaal zu einem nach Hurds
            Worten «üppigen Lunch» ein und sprach optimistisch über die Zukunft. Hurd schrieb
            aber, obwohl Gorbatschow «innerhalb der vier Wände» des Saals «so selbstsicher [war],
            dass er einen überzeugt, geht draußen alles den Bach runter.» Am nächsten Tag, dem
            13. September, bat Gorbatschow Baker um einen zinslosen Kredit von 1–1,2 Milliarden
            Dollar. Dieser lehnte ab und schlug vor, man solle versuchen, ob ein «Drittland» dem
            sowjetischen Präsidenten helfen könne. Er fügte hinzu, das solle aber nicht Israel
            sein, denn «deren Geld ist letztlich unser Geld.» Noch am selben Tag sprach Hurd «mit
            dem Mann, in dessen Hände die Macht gleitet», nämlich «Jelzin – ein Diktator im Wartestand.»[81]
         

         Am 3. Oktober 1990 konnte Deutschland sich wie geplant vereinigen, Die volle Jurisdiktion
            der NATO, einschließlich Artikel 5, ging sofort auf das ganze ostdeutsche Gebiet über. Das
            Bündnis hatte mit der Osterweiterung begonnen.
         

         Im Dezember 1990 konnten Kohl wie Gorbatschow öffentliche Anerkennung genießen. Kohl
            siegte klar bei den gesamtdeutschen Bundestagswahlen, und der sowjetische Präsident
            erhielt den Friedensnobelpreis. In Russland war jedoch große Verbitterung zu spüren.
            Gorbatschow erhielt viele sarkastische «Gratulations»-Briefe von Sowjetbürgern, die
            schrieben, wie eindrucksvoll es sei, einen Preis dafür zu bekommen, «daß Sie ihr Land
            zum Betteln zwingen.»[82] Hardliner aus dem Militär führten einen Atomtest durch, offenbar als bewussten Kontrapunkt
            zum Friedenspreis.
         

         Auch westliche Politiker trugen Narben vom Kampf im September mit den Deutschen davon.
            Besonders die Briten nahmen es übel, dass Genschers Mitarbeiter Frank Elbe «besonders
            unangenehm war», denn «er erzählte allen möglichen Unsinn darüber, wie nah ‹einige
            Leute› daran gewesen seien, ‹alles an die Wand zu fahren›», und damit meinte er nicht
            die Sowjets.[83] Für Bush hatten die Ereignisse von 1989–90 anscheinend mehr mit der NATO als mit Deutschland zu tun, da er es nicht für nötig hielt, an der Einigungsfeier
            teilzunehmen, obwohl Kohl schließlich seinen Teil der Absprache einhielt und die deutsche
            Einheit mit der NATO-Erweiterung verband. Stattdessen musste der Kanzler des vereinigten Landes das politische
            Äquivalent von Dankesbriefen an Bush und die anderen schicken.
         

         Sobald die Vereinigung offiziell war, forderte Moskau sofortige Zahlungen von Bonn,
            im Gegensatz zu einer früheren Absprache über längere Fristen. Sowjetische Militärführer
            verzögerten auch den Abzug der rund 600.000 Soldaten und ihrer Familien. Sie hielten
            ihre Truppen in Ostdeutschland in Alarmbereitschaft und beschlossen laut CIA-Erkenntnissen, «zumindest einige Atomwaffen in Ostdeutschland zu behalten, bis die
            letzten sowjetischen Soldaten [1994] abziehen.»[84] Der Zwei-plus-Vier-Vertrag hatte festgelegt, es dürften keine westlichen Atomwaffen
            nach Ostdeutschland kommen, aber nichts über die schon dort befindlichen sowjetischen
            Waffen gesagt, was den sowjetischen Militärführern einen letzten Versuch erlaubte,
            sich eine Lücke zunutze zu machen. Gorbatschow schrieb auch drängend an Kohl, die
            UdSSR habe den Vertrag zwar unterschrieben, aber noch nicht ratifiziert, was implizierte,
            er könne noch ungültig sein.
         

         Zumindest diese letzte Drohung erwies sich als hohl, denn das sowjetische Bedürfnis
            nach Bonns Finanzhilfe war nicht zu umgehen. Im Licht dieser Tatsache fand die Ratifizierung
            im März 1991 statt und einen Monat später die des Vertrags über den sowjetischen Truppenabzug.
            Doch nach dem Kampf im September gab es düstere Vorzeichen. Ein verbitterter Schewardnadse
            gab ganz auf und überraschte Gorbatschow am 20. Dezember 1990 mit seinem plötzlichen
            Rücktritt. Gespräche über Rüstungskontrolle blieben nach der Unterzeichnung im September
            stecken, und amerikanische wie sowjetische Unterhändler beschwerten sich bei ihren
            Vorgesetzten, es sei kein Fortschritt möglich. Und die «12 Milliarden in der Kasse»,
            die die Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrags ermöglicht hatten, verschwanden
            fast sofort, sobald sie die sowjetische Grenze überquerten, vermutlich in korrupte
            Hände. Als Baker 1991 wieder nach Moskau kam, beklagte sich Gorbatschow: «Wir haben
            eine Menge Geld für die deutsche Vereinigung bekommen, aber als wir unsere Leute anriefen
            und danach fragten, sagten sie, sie wüßten nicht, wo es geblieben sei.» Seine Berater
            konnten nur sagen: «‹Es ist einfach weg.›» Dass diese Mittel «spurlos» verschwunden
            seien, bestärkte Scowcrofts Verdacht, jeder amerikanische Beitrag werde «denselben
            Weg gehen.» Darum dachte die Regierung Bush «nur wenig über ernsthafte Hilfe für die
            Sowjetunion nach.»[85]
         

         In einem detaillierten Rückblick schrieb das britische Außenministerium, der September
            1990 habe gezeigt, dass ein vereintes «Deutschland nicht bloß die Bundesrepublik Plus
            sein wird, sondern ein anderer Staat.» Um die Einheit so rasch wie möglich zu erreichen,
            seien deutsche Politiker bereit gewesen, «umfassende Uneinsichtigkeit» zu zeigen,
            wenn man ihnen vorwarf, «wichtige Interessen des Bündnisses könnten auf dem Spiel
            stehen.»[86] Die Bundesrepublik hatte ernsthaft ein permanentes Verbot für ausländische NATO-Truppen erwogen, die alte innerdeutsche Grenzlinie zu überschreiten. Im Rahmen der
            amerikanischen Anstrengung, diesen bedeutenden Präzedenzfall zu blockieren und Bonn
            zur Verteidigung der NATO-Optionen in der Welt nach dem Kalten Krieg zu zwingen, musste Bush in letzter Minute
            persönlich intervenieren. Deutsche Einheit und NATO-Osterweiterung waren schließlich untrennbar miteinander verbunden worden.
         

         Obwohl die Sowjetunion diese Runde aber verloren hatte, besaß Moskau immer noch die
            Möglichkeit, Schwierigkeiten zu machen. Bis zum Abzug der sowjetischen Truppen und
            ihrer Atomwaffen musste Bonn auf die Moskauer Wünsche und Politik achten – ein Prozess,
            der noch gefährlicher wurde, als der Sturm, den Kohl prophezeit hatte, 1991 über die
            UdSSR hereinbrach. Nicht einmal der Kanzler hatte ihn für so gefährlich gehalten.
            Er sollte nicht nur Gorbatschow wegfegen, sondern die gesamte sowjetische Zentralmacht,
            und das große Atomwaffenarsenal in verschiedene, potenziell feindselige Hände verstreuen.
            Sicherman, der vorausschauende Analyst im Außenministerium hatte schon Anfang 1990
            gewarnt, dass Fehler des Westens die Ära nach dem Kalten Krieg zu einer Kopie der
            1920er Jahre machen könnten, scheinbar «eine rosige Zeit für Demokratie und Kapitalismus,
            die sich binnen eines Jahrzehnts zu Diktatur, Wirtschaftskrise und nicht lange danach
            Krieg wandelte.»[87] Nun würden die Kosten von Fehlern noch höher werden, denn nicht nur die Berliner
            Mauer, sondern ein Imperium mit Atomwaffen brach in sich zusammen.
         

      

   
      
            4. Vergessen und Chance
            

         

         «Große Imperien verabschieden sich nicht würdevoll ins Vergessen.» Diese Worte benutzte
            Robert Strauss, der neue US-Botschafter in Moskau – der seinen Posten während des
            Putschversuchs im August 1991 antrat –, um Washington vor dem Sturm zu warnen, der
            die Sowjetunion am Ende des Jahres zerstören sollte. Präsident George H.W. Bush hatte
            seinen alten Freund Strauss, einen schillernden und umgänglichen texanischen Anwalt,
            dafür ausgewählt, obwohl er ein Demokrat war und «kein echtes Wissen über Russland»
            besaß, wie Strauss selbst zugab. Er hatte auch eingewandt, er sei zu alt, aber Bush
            hatte darauf bestanden. Deshalb stand Strauss nun im Rampenlicht in Moskau, und seine
            eindrücklichen Berichte nach Hause enttäuschten nicht. So schrieb er nach Washington:
            «Das Kentern der bolschewistischen Partei zieht durch seinen Strudel noch größere
            Schiffe mit hinunter», darunter «den Sowjetstaat und die kontinentale Großmacht, die
            Generationen von russischen Erbauern des Imperiums schufen.» Der Botschafter verstand
            nicht, wie Michail Gorbatschow so blind für die Gefahr der Abspaltung der Sowjetrepubliken
            sein konnte. «Aus irgendeinem Grund – russischer Chauvinismus oder marxistische Erziehung –
            hat es Gorbatschow nie geschafft, die Macht des Nationalismus als Motivationskraft
            zu verstehen.»[1]
         

         Nationalismus und Sezessionismus nährten tatsächlich den Sturm, ebenso wie persönliche
            Ambitionen und Feindschaften und das Gespenst des wirtschaftlichen Zusammenbruchs.
            Das Ergebnis war einerseits das Vergessen für die Sowjetunion, nachdem Russland, die
            Ukraine und Belarus im Dezember 1991 gemeinsam ihre Auflösung forderten, und andererseits
            Chancen für den Westen und die NATO. Das atlantische Bündnis konnte während der Konsolidierung seiner Rolle im vereinigten
            Deutschland und der Erprobung der Beziehungen zu mittel- und osteuropäischen Staaten
            kühnere Schritte planen, die vielleicht auch postsowjetische Regionen einbeziehen
            würden.
         

         Die neuen Chancen, die sich 1991 entwickelten, waren so groß, dass US-Verteidigungsminister
            Dick Cheney sie auf hochdramatische Weise ergriff. Laut Sicherheitsberater Scowcroft
            meinte Cheney, «wir sollten alles tun, was wir können, um die Sowjetunion zu zerschlagen.»
            Außenminister Baker war anderer Meinung, er hielt es für wichtig, «dass wir die Sowjetunion
            zusammenzuhalten versuchen – vor allem wegen des Kommandos und der Kontrolle über
            die Atomwaffen.» Für Baker würde die Fragmentierung des Atomarsenals in den Händen
            zahlreicher Nachfolgestaaten die Bedrohung der amerikanischen Sicherheit gefährlich
            steigern.[2]
         

         Die Meinungsverschiedenheit zwischen den beiden zeigte, dass die potenzielle Auflösung
            der UdSSR ein großes Dilemma für Washington darstellte. Einerseits würde der sowjetische
            Zusammenbruch günstigere Bedingungen für den Aufbau einer Weltordnung nach dem Kalten
            Krieg nach den Wünschen Amerikas schaffen, ohne dass man noch auf sowjetische Wünsche
            zu achten brauchte. Andererseits würde das Risiko einer solchen Auflösung paradoxerweise
            die Anreize für westliche Staatschefs vergrößern, die Sowjetunion zu erhalten oder
            zumindest sicherzustellen, dass Russland der einzige Nachfolgestaat mit Atomwaffen
            wurde, um eine chaotische Verbreitung der Waffen zu verhindern. Und dramatische Schritte
            zur NATO-Erweiterung konnten solche Versuche zum Scheitern bringen, falls ein verbittertes
            Moskau auf die Vergrößerung der Allianz mit einem Abbruch der Zusammenarbeit bei atomaren
            Fragen reagierte. Als sei dieses Dilemma nicht genug, musste Bush auch die potenzielle
            innenpolitische Wirkung eines nuklearen Chaos’ im Ausland bedenken, denn 1992 standen
            US-Präsidentschaftswahlen an. Baker war sicher, dass ein Szenario der sowjetischen
            Auflösung mit «30.000 Atomwaffen eine unglaubliche Gefahr für das amerikanische Volk
            darstellt – und das weiß es auch und wird uns die Verantwortung geben, wenn wir nicht
            reagieren.» Hin und her gerissen zwischen Cheneys und Bakers Position war die Regierung
            Bush laut Scowcroft «gespalten, tief gespalten» über ihr künftiges Handeln.[3]
         

         
            Hussein loswerden – und Gorbatschow?
            

         

         Diese Ereignisse lagen noch in der Zukunft, als der Prozess der deutschen Vereinigung
            Ende 1990 rechtlich abgeschlossen wurde (wenngleich die praktische Vollendung der
            Einheit in allen Aspekten viele Jahre dauern würde). Obwohl Kanzler Kohl immer noch
            Unheil vorausahnte, zeigten Deutsche, Europäer und Amerikaner öffentlich ein Gefühl
            des Abschlusses. Kohl hielt die Einheitsfeiern ab, wenn auch ohne die hohen ausländischen
            Gäste, die er sich wünschte, und begann mit der harten Arbeit, die politische Einheit
            zur verwirklichen. Und Bush richtete seine Energie auf eine neue Priorität der US-Außenpolitik:
            die amerikanische Reaktion auf die irakische Invasion Kuwaits.
         

         Während Washington Ende 1990 und Anfang 1991 seinen Fokus auf den Golf verlagerte,
            reagierte es auf die Anfragen mittel- und osteuropäischer Länder nach engeren Beziehungen
            zur NATO bedächtig, etwa beim Gespräch Bushs mit dem tschechischen Präsidenten Havel am 18. November.
            Havel sagte, weil für Mittel- und Osteuropa «die alten Bindungen nicht mehr existieren»,
            sei es die Pflicht der atlantischen Allianz, ihre Arme zu öffnen. Er fragte, ob Bush
            zwischen Tschechoslowakei und NATO «ein Assoziierungsabkommen in Erwägung ziehen könne.» Bush antwortete: «Ich versichere
            Ihnen, wir wollen Polen, Ungarn oder die Tschechoslowakei nicht in einem europäischen
            Niemandsland», im Moment schlug er aber vor, sich auf eine tschechoslowakische Mission
            bei der Allianz zu konzentrieren. Diese lauwarme Reaktion hielt weder Warschau noch
            Budapest von ähnlichen Äußerungen ab. Der polnische Präsident Wałęsa gestand Bush,
            die Polen seien «in einer peinlichen Lage», weil «wir darum betteln», Hilfe zu bekommen.
            Sie würden es aber nicht aufgeben, denn «wir wollen uns unbedingt Westeuropa und den
            USA in politischer, wirtschaftlicher und militärischer Hinsicht anschließen.» Auch die
            Ungarn waren sehr auf Optionen für jede Art der Mitgliedschaft in westlichen Institutionen
            erpicht. Schon am 7. Juni 1990 hatte Ministerpräsident Jószef Antall die «sofortige
            Auflösung» des militärischen Teils des Warschauer Pakts gefordert, und im Sommer statteten
            sowohl er als auch sein Außenminister Géza Jeszenszky dem Brüsseler NATO-Hauptquartier herzliche Besuche ab.[4]
         

         Solche Fühler bewogen das US-Außenministerium, am 22. Oktober 1990 eine Analyse über
            «Osteuropa und die NATO» vorzulegen, die zum Teil vom Chef seiner Europa-Abteilung, James Dobbins, stammte.
            Sein Hauptergebnis war: «Es ist nicht im besten Interesse der NATO oder der USA, dass diese Staaten die Vollmitgliedschaft der NATO und ihre Sicherheitsgarantien erhalten.» Tatsächlich solle Washington es ausdrücklich
            vermeiden, «eine antisowjetische Koalition» zu organisieren, «die bis an die sowjetische
            Grenze reicht.» Wenn Washington eine solche Koalition aufbaue, würde es nicht nur
            räuberisch wirken, sondern könne sogar «zur Umkehr aktueller positiver Trends in Osteuropa
            und der UdSSR führen.» Das Bündnis solle sich stattdessen auf den Aufbau von Verbindungsbüros
            konzentrieren, wie der Präsident schon zu Havel gesagt hatte.[5] Die European Strategy Steering Group, die der stellvertretende Nationale Sicherheitsberater
            Bob Gates später eine Sammlung «der engsten und zuverlässigsten Berater» von Baker,
            Cheney und Scowcroft nannte, und der Vorsitzende der Vereinigten Generalstabschefs,
            Colin Powell, kamen gemeinsam zu einem ähnlichen Schluss. Die Frage war: «Sollen USA und NATO den neuen Demokratien Osteuropas jetzt die Bereitschaft der NATO signalisieren, über ihre künftige Mitgliedschaft nachzudenken?» Eine für die Sitzung
            der Gruppe im Oktober 1990 vorbereitete Analyse beantwortete es so: «Alle Regierungsbehörden
            stimmen überein, dass osteuropäische Regierungen in naher Zukunft nicht zum Eintritt
            in die NATO eingeladen werden sollten.»[6]
         

         Im Pentagon waren Cheney und sein Stab anderer Meinung. Wie der NSC erfuhr, wollte das «OSD die Tür einen Spalt offenlassen» und bei Diskussionen über die NATO-Erweiterung «Einschränkungen wie: keine Diskussion zu diesem Zeitpunkt» verwenden.»[7] Diese Präferenz passte zu einigen früheren Bemerkungen Cheneys über dieses Thema.
            Er hatte am 3. Juli 1990 vorgeschlagen, die NATO müsse die selbst auferlegte Begrenzung von «Out-of-area-Einsätzen» überdenken. Berichten
            zufolge hatte er auch über eine Art Beobachter- oder «assoziierten Status» für frühere Warschauer-Pakt-Staaten gesprochen.[8]
         

         Genau wie Cheney sahen auch mittel- und osteuropäische Länder die Sache anders. Nach
            der deutschen Vereinigung wurde immer offensichtlicher, dass die europäischen Institutionen
            nicht sehr viel anders als vorher aussehen würden. Keiner der Vorschläge zur Schaffung
            entmilitarisierter Zonen in der Mitte Europas hatte sich durchgesetzt, ebensowenig
            ein wirksames paneuropäisches Sicherheitssystem; die Franzosen propagierten immer
            noch eine Art Föderation, aber deren Aussichten waren unsicher. Dagegen hatten NATO und EG überdauert, obwohl ihre Ostflanke sich durch die frühere DDR etwas ausgedehnt hatte. Wenn die Ordnung nach dem Kalten Krieg aussehen würde wie
            zuvor, getrennt zwischen NATO/EG- und Nicht-Nato/Nicht-EG-Territorium, dann wollten Deutschlands seit kurzem freie
            Nachbarn endlich auf die richtige Seite der bleibenden Trennungslinie kommen.
         

         Es überrascht nicht, dass Moskau wenig von solchen Anfragen an den Westen durch Länder
            erbaut war, die nominell noch seine Verbündeten waren; dies wurde ein Teil seiner
            langen Klageliste. Die wirtschaftlichen Bedingungen in der UdSSR blieben schrecklich,
            und die Unzufriedenheit wuchs. Am 7. November wurde während der Parade zur Feier der
            Oktoberrevolution auf dem Roten Platz auf Gorbatschow geschossen. Die sowjetische
            Außenpolitik konnte nur versuchen, Unruhe im Ausland zu minimieren, und das war der
            Fokus des neuen stellvertretenden Außenministers Juli Kwizinskij. Da er wusste, dass
            der Warschauer Pakt zerfiel – im Februar 1991 erklärte der Pakt wie von Ungarn gefordert
            das Ende seiner militärischen Aktivitäten –, versuchte er ein diplomatisches Manöver,
            um die künftigen Optionen der mittel- und osteuropäischen Länder zu beschränken. Er
            unterstützte die Idee bilateraler «Sicherheitsklauseln» mit anderen Paktmitgliedern,
            die es nach den Worten eines Analysten «beiden Seiten verboten, einer Organisation
            beizutreten, die von der anderen Seite als ihren Interessen entgegengesetzt angesehen
            wurde.» Damit sollte verhindert werden, dass abtrünnige Paktmitglieder der NATO beitraten.[9]
         

         Gemeinsam weigerten die Tschechoslowakei, Polen und Ungarn sich, die bilateralen Abkommen
            zu unterzeichnen. Stattdessen bildeten sie im Februar 1991 die sogenannte Visegrád-Gruppe,
            eine dreiseitige Partnerschaft, die ihre Appelle an NATO und EG koordinieren sollte. Kurzfristig erhielten sie aber nur eine etwas vage NATO-Erklärung im Juni 1991. Bald darauf informierte NATO-Generalsekretär Wörner den US-Vizepräsidenten Dan Quayle, die mittel- und osteuropäischen
            Länder seien zwar vorläufig mit dieser Erklärung zufrieden, aber «wenn sie die Möglichkeit
            bekämen, würden sie alle sofort der NATO beitreten.»[10]
         

         Eine sofortige NATO- oder EG-Mitgliedschaft stand noch nicht auf der Agenda, nicht nur wegen der Vorbehalte
            Moskaus, sondern auch wegen westlichen Zögerns. Der französische Präsident Mitterrand
            sagte Bush bei ihrem Treffen auf Martinique im März 1991: «Europa braucht nicht 20 Staaten
            mehr.» Ein Grund für Mitterrands Zurückhaltung war, dass Deutschland, das mit Einigungsproblemen
            zu kämpfen hatte, weniger fähig war, die Kosten der EG-Erweiterung zu tragen. Bush
            stimmte zu, Kohl habe «finanzielle Probleme wegen der monumentalen Aufgabe Ostdeutschland»,
            das «zu einem größeren Problem [wurde], als irgendjemand dachte.» Ein Experte schätzte
            später, Ostdeutschland habe 1,9 Trillionen Dollar an deutschen Investitionen und Subventionen
            absorbiert. Statt einer schnellen EG-Erweiterung befürwortete Mitterrand immer noch
            die Schaffung einer lockereren europäischen Föderation und war zusammen mit Havel
            Gastgeber einer großen Konferenz zu diesem Thema am 12. Juni 1991 in Prag.
         

         Mitterrand hatte seinen Außenminister Roland Dumas mit zum Treffen auf Martinique
            gebracht. Dumas sagte Bush, in Hinsicht auf die europäische Sicherheit sei die NATO, nicht die EG, am besten geeignet, «mit den früheren Warschauer Pakt-Ländern umzugehen.»
            Beide französische Politiker wollten eine rasche Ausweitung der EG auf Mittel- und
            Osteuropa verhindern und waren daher an Wegen interessiert, wie als Ausgleich die
            NATO der Region die Hand reichen könne. Dumas betonte: «Sie wollen in die NATO, vor allem Polen», da nun die Grenzfrage mit Deutschland gelöst sei. Sie «erkennen,
            dass der einzige feste Boden in Europa die atlantische Allianz ist.»
         

         Mitterrand pflichtete ihm bei und sagte: «Wir wollen nicht den Eindruck vermitteln,
            als versuchten wir die europäische Integration zu blockieren», dennoch «sehen wir
            die NATO als die wichtigste Sicherheitsgarantie.» Die Europäer müssten ihre Energie sparen,
            um mit der wachsenden Gewalt in Jugoslawien fertigzuwerden; im Juni 1991 erklärten
            Slowenien und Kroatien die Unabhängigkeit, worauf ein Angriff des serbischen Regierungschefs
            Slobodan Milošević die Region in eine Kriegsspirale stieß. Der französische Präsident
            fügte hinzu: «Mein Wunsch ist, dass sich Europa im 21. Jahrhundert selbst verteidigen
            kann, aber wenn der Preis für diese Hoffnung eine Krise mit den Vereinigten Staaten
            wäre, ist der Preis zu hoch.» Vielmehr «müssen wir einen Weg finden, damit die NATO und der Embryo der europäischen Verteidigung koexistieren können.» Gegenwärtig sei
            Europa jedoch «nicht bereit, adäquate Streitkräfte für seine Sicherheit zu besitzen.
            Die NATO ist die einzige echte Macht.»[11]
         

         Bundeskanzler Kohl war sehr besorgt über den möglichen Präzedenzfall der Schüsse,
            die Gorbatschow im November 1990 abfeuern ließ. Eine gewaltsame, chaotische Auflösung
            der Sowjetunion hätte schlimme Folgen, nicht zuletzt für ihre noch in Deutschland
            stationierten Truppen, und Kohl hoffte, den Übergang so kontrolliert und einvernehmlich
            wie möglich zu gestalten. Als Teil dieser Strategie riet er Litauen, sich nicht zu
            befreien versuchen, nachdem er selbst Ostdeutschland von Moskau befreit hatte. Anfang
            1991 sagte er der litauischen Regierungschefin, die Forderung nach Auflösung der Sowjetunion
            sei gefährlich, weil daraus der Zerfall «dieses gewaltigen Reiches … mit nuklearen
            Waffen, die weit über die Regionen verstreut sind», folgen würde.[12]
         

         Dieser unerbetene Rat nützte wenig, um den Drang einiger Sowjetrepubliken zu stoppen,
            zunächst «souveräne Gebilde» innerhalb der UdSSR und später unabhängige Staaten zu
            werden. Tschernjaew notierte in seinem Tagebuch, dass Gorbatschow schon im August
            1990 eine mögliche Auflösung der Sowjetunion ansprach. Anfang 1991 war die Angst des
            sowjetischen Präsidenten vor separatistischen Bewegungen so groß, dass er KGB-Chef Krjutschkow und anderen Reaktionären die Erlaubnis gab, mit Gewalt vorzugehen.
            Gorbatschow hatte bis dahin auf den Einsatz von Gewalt gegen die baltischen Separatisten
            verzichtet, teils weil er Wirtschaftshilfe von westlichen Ländern brauchte, was ein
            so brutaler Kurs verhindert hätte, teils wegen des Geistes der Perestroika. Schewardnadse
            hatte früher schon zu Baker gesagt: «Niemand will im Baltikum Gewalt anwenden», denn
            das würde «das Ende der Perestroika bedeuten.»[13] Nun erlebte die litauische Hauptstadt dank Krjutschkow und anderer am 13. Januar
            1991 einen «blutigen Sonntag.» Panzer griffen Demonstranten an, es gab 15 Tote und
            mehrere Hundert Verletzte. Die Intervention brachte aber wenig mehr außer einer weiteren
            Beschädigung von Gorbatschows Image. Als Bush in einem Brief den plötzlichen Griff
            zur Gewalt missbilligte, antwortete der sowjetische Präsident, wenn er «manchmal einen
            Zickzackkurs zu verfolgen scheine», sei das nur, weil er «ein Blutbad … und einen
            Bürgerkrieg vermeiden» wolle.[14]
         

         Während er zuhause scheiterte, tat Gorbatschow, was er konnte, um das Ansehen seines
            Landes im Ausland zu verbessern. Neben anderen Abkommen unterzeichnete er einen Vertrag
            über gute Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit mit Deutschland. Er betonte
            auch weiterhin die Bedeutung der KSZE, des einzigen Forums neben dem UN-Sicherheitsrat, wo Moskau den gleichen Status wie
            die USA und ihre Verbündeten besaß. Da er immer noch hoffte, die KSZE könne zum Kern eines paneuropäischen Sicherheitssystems für Ost und West werden,
            tat er alles ihm Mögliche, um diese Organisation zu fördern, vor allem auf ihrer Konferenz
            in Paris am 10. November 1990. Dort unterzeichnete er auch den Vertrag über Konventionelle
            Streitkräfte in Europa (KSE) trotz dessen vieler Nachteile für die Sowjetunion. Vor allem beseitigte er laut
            zwei Abrüstungsexperten «die überwältigende sowjetische Übermacht bei konventionellen
            Waffen in Europa.» Der Vertrag begrenzte insbesondere die Zahl von Schützenpanzern,
            Kampfhubschraubern, Kampfflugzeugen, schwerer Artillerie und Panzern, die NATO und Warschauer Pakt zwischen Atlantik und Ural stationieren durften. Die Idee hinter
            dem Vertrag war, «beide Bündnisse daran zu hindern, Kräfte für eine blitzkriegartige
            Offensive anzusammeln, die vielleicht eine nukleare Reaktion ausgelöst hätte.»[15] Es war das bis dahin umfassendste rechtlich bindende Abkommen zur konventionellen
            Rüstungskontrolle.
         

         Journalisten sahen aber rasch, dass widerspenstige sowjetische Militärführer den neuen
            Vertrag untergruben, indem sie Ausrüstung hinter den Ural zurückzogen, wo die Beschränkungen
            nicht griffen. Die Financial Times berichtete, das sowjetische Militär habe zur Umsetzung dieser massiven Verlagerung
            unter anderem «das Einbringen der Rekordernte des letzten Sommers stark behindert,
            indem es Tausende Eisenbahnwaggons anforderte.»[16] Das Ausmaß dieser Maßnahme verriet, dass sie lange vor Unterzeichnung des Vertrags
            geplant und begonnen worden war – ein klares Zeichen für die Ablehnung von Gorbatschows
            Handeln durch die Militärführung.
         

         Um einen außenpolitischen Sieg einzufahren, der seine Kritiker im In- und Ausland
            beindrucken könne, versuchte Gorbatschow seine moralische Autorität, die im Westen
            noch stark erschien, für eine Intervention in der Kuwait-Krise zu nutzen. Er schickte
            seinen Berater Jewgeni Primakow, um mit dem irakischen Diktator Saddam Hussein zu
            verhandeln. Bush griff jedoch ein und schrieb an Gorbatschow, er sei gegen solche
            diplomatischen Versuche. Wenn es Moskau gelinge, ein Abkommen zu erreichen, werde
            Hussein «in der arabischen Welt wahrscheinlich ein Ansehen von heroischem Ausmaß gewinnen.»[17]
         

         Bushs Bereitschaft, dies mit Gewalt zu verhindern, war eine ernüchternde Einleitung
            in die Realitäten der Weltordnung nach dem Kalten Krieg. Nach 1989 verging kaum ein
            Jahr, in dem die USA nicht an einem konventionellen Krieg beteiligt waren. Bushs Biograph Jeffrey Engel
            kam später zu dem Schluss, was der Präsident mit einer «neuen Weltordnung» gemeint
            habe, sei die Idee, «dass Großmächte den internationalen Willen gegen kleinere uneinsichtige
            Staaten durchsetzten, die Souveränität und internationale Grenzen verletzten.»[18] Gemäß dieser Weltsicht setzte Bush Hussein eine Frist bis zum 15. Januar 1991, um
            die UN-Resolutionen zum Rückzug aus Kuwait zu erfüllen. Gorbatschow versuchte diese
            Frist um 48 Stunden für eine weitere Verhandlungsrunde mit Hussein zu verlängern,
            aber Bush lehnte ab.
         

         Der Donner des Krieges begann am Golf zu ertönen. Wie erwartet, kam Hussein der Frist
            nicht nach. Am Tag darauf begann eine US-geführte Koalition mit Luftschlägen, denen
            im folgenden Monat eine Bodenoffensive folgte. Cheney sagte später: «Gott sei Dank
            gab es die deutsche Wiedervereinigung und die schweren Transportflugzeuge, die die
            Russen für die ostdeutsche Armee gekauft hatten.» Sie erwiesen sich als ideal für
            den Transport von US-Panzern. Mit der Einheit waren sie Eigentum der Bundesrepublik
            geworden, und Bonn ließ Washington sie im Golfkrieg benutzen. Dadurch konnten die
            USA nach Cheneys Worten «alle Abrams und alle Bradleys in die Wüste bringen und das Flankenmanöver
            starten, das das 7. Korps gegen Saddam Hussein ausführte.»[19]
         

         Da der Golfkrieg und seine Folgen Sorgen im Ausland erzeugten und es im Inland eine
            Rezession und Widerstand gegen Bushs Steuererhöhung von 1990 gab, blieb der Präsident
            bei Finanzhilfen für die Sowjetunion vorsichtig. Beim G7-Treffen in London sagte er
            am 15. Juli 1991, er halte es nicht für richtig, einem Land Mittel zu geben, das «Langstreckenraketen …
            auf die Vereinigten Staaten richtet.» Weniger öffentlich äußerte er sich auch besorgt
            über das andauernde sowjetische Biowaffenprogramm. Der kanadische Premier Mulroney
            teilte seine Zweifel. Wenn Gorbatschow 1985 gesagt hätte: «Ich werde Osteuropa freigeben,
            ich werde den Warschauer Pakt auflösen, ein vereintes Deutschland wird in der NATO sein, der UN-Sicherheitsrat wird am Persischen Golf aktiv werden, wir werden den
            Vertrag über konventionelle Waffen unterzeichnen, … und es wird Wahlen und Demokratie
            geben», hätte Mulroney «sich mit einem Scheck beeilt.» Doch nun stünde er vor dem
            Dilemma, dass er sagen müsse «Was hast du in letzter Zeit für mich getan?»[20] Und viele im Westen waren besorgt über das mahnende Beispiel, wie die deutsche Finanzhilfe
            zur Zeit der Vereinigung versickert war.
         

         Als Gorbatschow zum Schlussteil der Konferenz eintraf und fragte, warum Washington
            «100 Milliarden Dollar für einen Regionalkrieg» am Golf aufbringen könne, aber «nichts,
            um aus der Sowjetunion ein neues Land zu machen», nannte Bush als Grund das Atomwaffenarsenal
            Moskaus: «Wir spüren die Raketen, die auf New York gerichtet sind.»[21] Gorbatschows außenpolitischer Berater Tschernjaew, der beschlossen hatte, doch nicht
            zurückzutreten, musste erneut hilflos zusehen, wie sein Chef beim Bemühen um mehr
            Hilfe von der G7 scheiterte. Tschernjaew war bereits zu dem Schluss gekommen, Gorbatschow
            werde «in die Geschichte nicht als Politiker eingehen, sondern als Messias, dessen
            Schicksale überall dieselben sind.»[22]
         

         Mit ähnlichem Tenor hatte der NSC inzwischen die CIA um «eine Analyse der Gorbatschow-Nachfolge» ersucht und gebeten, dass nur ein kleiner
            Kreis von der Anfrage wissen solle. Die CIA berichtete am 29. April 1991, für einen raschen Regimewechsel, der «das gegenwärtige
            politische System schnell wegfegen könne», seien «gegenwärtig alle Elemente vorhanden.»[23] Eine ähnlich pessimistische Einschätzung von Gorbatschows Chancen hörten Regierungsbeamte
            auch von NATO-Generalsekretär Wörner, der ihn inzwischen als «Ertrinkenden» bezeichnete. Wörner
            vermutete: «Das Volk hasst Gorbatschow, und bei einer Umfrage würde er bestenfalls
            20 Prozent oder wahrscheinlicher 12 Prozent Unterstützung bekommen.» Der Generalsekretär
            riet «mittel- und osteuropäischen Ländern, das sowjetische Militär nicht zu provozieren»,
            indem man in dieser prekären Lage zu viel Interesse für den Westen zeige.[24]
         

         Im Mai 1991 spekulierte der US-Präsident mit dem ungarischen Präsidenten Árpád Göncz
            über die Konsequenzen der schwindenden sowjetischen Macht. Bush fragte: «Wenn die
            Sowjetunion eines Tages die baltische Unabhängigkeit erlaubt und vielleicht noch weiter
            schrumpft, würde Ihnen das nützen?» Der Ungar antwortete: «Ich denke schon», aber
            selbst eine geschrumpfte Sowjetunion «wird eine Großmacht sein und in ein oder zwei
            Generationen wieder versuchen, an Einfluss zu gewinnen.» Dennoch hoffte er, zwei Generationen
            würden «uns eine Atempause geben», um das zu tun, was er für nötig hielt: «die Sowjetunion
            in Europa zu integrieren, damit wir nicht wieder die Grenzregion Europas werden.»[25]
         

         Die Sowjetunion schwand aber schneller dahin, als die beiden erwarteten; im Juni begannen
            in Washington die Alarmglocken über einen bevorstehenden Putsch zu läuten. Das Weiße
            Haus bekam Berichte, die so glaubhaft erschienen, dass die US-Botschaft in Moskau
            Gorbatschow warnte. Bush beschloss auch, auf Nummer sicher zu gehen, indem er Gorbatschows
            Rivalen Boris Jelzin in Washington empfing. Russland hatte am 12. Juni Wahlen abgehalten,
            obwohl es noch zur Sowjetunion gehörte, und dank seines Wahlsiegs führte Jelzin nun
            den Titel eines designierten Präsidenten Russlands. Gorbatschow hatte den Sowjetrepubliken
            eine gewisse Freiheit bei der Gestaltung der Rolle ihrer Regierungschefs eingeräumt,
            die er sich anscheinend ähnlich wie die Gouverneure der US-Bundesstaaten wünschte.
            Einige dieser Regierungschefs nahmen aber den Präsidententitel an und verhielten sich
            entsprechend, besonders Jelzin.
         

         Noch bevor er designierter Präsident wurde, hatte Jelzin schon im Fernsehen Gorbatschows
            Rücktritt gefordert. Er ernannte auch einen «russischen Außenminister» – einen idealistischen
            jungen Diplomaten namens Andrei Kosyrew –, obwohl auswärtige Beziehungen theoretisch
            noch der Sowjetunion vorbehalten waren. Kosyrew war stark von seinen Jahren bei der
            sowjetischen UN-Mission in New York ab 1975 geprägt. In seinen Memoiren schilderte
            er, wie er einmal den in seiner Heimat verbotenen Roman Doktor Schiwago kaufte und so viel wie möglich an einem Tag auf einer Bank im Central Park las. Abends
            ließ er ihn dort liegen, weil er fürchtete, man könne ihn in seinem Zimmer in der
            sowjetischen Mission finden. Bush beschloss, den designierten Präsidenten am 20. Juni
            in Washington zu empfangen; er sagte ihm, obwohl Gorbatschow noch die Sowjetunion
            regiere, «ist das kein Grund, dass wir nicht mit Ihnen ins Geschäft kommen können.»[26]
         

         Jelzin erklärte Bush, er habe sich völlig von der Kommunistischen Partei und ihrem
            Denken über staatliche Wirtschaftskontrolle «geschieden» und strebe eine Marktwirtschaft
            an. Während eines Besuchs in Texas im September 1989 war Jelzin über die alltägliche
            Fülle an Waren in einem Lebensmittelladen in Houston schockiert gewesen und wollte
            dasselbe für sein Volk. Bush fragte, ob das bedeute, dass westliche Ölfirmen, die
            Geschäfte machen wollten, nun «mit Russland verhandeln» sollten, statt mit der Sowjetunion.
            Jelzin bejahte das und fügte hinzu: «Wir brauchen keine Dienste vom Zentrum mehr.
            Wir wollen kein Kommandosystem. Wir wollen es zerstören.» Er deutete auch an, er werde
            die Verteidigung übernehmen, und erklärte fälschlich: «Wir haben alle Atomwaffen.»[27] Es war offensichtlich, dass Jelzin sich jetzt als den starken Mann in Moskau sah
            und Gorbatschow auf die eine oder andere Art loswerden wollte.
         

         
            «Wer kontrolliert die Atomwaffen?»
            

         

         Zwei Monate später bekam Jelzin seine Chance, sich des sowjetischen Präsidenten zu
            entledigen. Die Regierung Bush hatte Gorbatschow zurecht gewarnt, ein Putsch der Reaktionäre
            stehe bevor, sich aber im Zeitpunkt geirrt. Er fand nicht im Juni, sondern am 19.–21. August
            1991 statt, während Gorbatschow Urlaub auf der Krim machte. Botschafter Strauss berichtete
            hinterher, der Auslöser für den Putsch sei der Wunsch gewesen, die für den 20. August
            angesetzte Unterzeichnung «eines neuen Unionsvertrags» zu stoppen, der zu «einer stark
            geschwächten Rolle der sowjetischen Zentralregierung und viel mehr Macht für die Republiken»
            geführt hätte.[28] Der von den Putschisten öffentlich verkündete Grund war aber, der sowjetische Präsident
            sei krank. Bush fragte sich laut, ob das ein Euphemismus für Folter sei und «vielleicht
            bedeutet es, dass Gorbatschows Fingernägel nicht herauswollen.»[29]
         

         Es gelang den Putschisten, Gorbatschow in seinem Ferienhaus unter Arrest zu stellen.
            In Moskau gingen Jelzin und seine Begleiter zum Parlament, wo sie als Zeichen des
            Widerstands auf einen Panzer kletterten, der das Parlament bedrohte, und die russische
            Flagge schwenkten. Dieses Fernsehbild war auf der ganzen Welt zu sehen und machte
            großen Eindruck. Jelzins Biograph schrieb, der Anblick habe die Russen «an ein ikonisches
            Bild aus einer anderen Revolution erinnert, das durch die Schulbücher ihrer Kindheit
            in ihren Geist eingegraben war», nämlich wie Lenin «im April 1917 von einem Panzerwagen»
            zu den Proletariern sprach.[30] Bush, der die Ereignisse mit Mulroney besprach, gab zu, er sei verblüfft gewesen,
            Jelzin «auf einem Panzer zu sehen, wie er sagte, der Putsch müsste aufhören.» Er fügte
            hinzu: «Man muss ihm seinen Mut hoch anrechnen.»[31]
         

         Der Präsident, früher einmal CIA-Chef, war verärgert über den Mangel an Informationen über die dramatischen Ereignisse
            im August. Gegenüber Mulroney klagte er: «Unsere Botschaft wusste einen Dreck. Wir
            waren genauso überrascht wie alle anderen.» Kaum drei Wochen zuvor, als man die Putschgefahr
            für überwunden hielt, hatte der Präsident die UdSSR besucht, und der sowjetische Vizepräsident
            Gennadi Janajew «war mein Gastgeber in Moskau.» Nun beanspruchte Janajew als einer
            der Anführer des Putsches den Titel eines amtierenden Präsidenten.[32]
         

         Während des Putschversuchs bekam Bush keine Informationen von Gorbatschow, der isoliert
            wurde. Er konnte aber mehrmals mit Jelzin sprechen, der sagte, er versuche mit Krjutschkow,
            dem Rest des KGB und dem Militär zu verhandeln, um die Gewalt zu beenden. Krjutschkow, den Gates schon
            1990 verdächtigt hatte, sich gegen Gorbatschow zu wenden, schien der Hauptorganisator
            des Putsches zu sein. Nach den Worten des ehemaligen US-Botschafters in Moskau, Jack
            Matlock, «hätte kein glaubhafter Versuch zum Sturz Gorbatschows ohne Unterstützung
            des KGB-Chefs stattfinden können.»[33] Laut Kosyrew stoppte Jelzin Demonstranten, die die KGB-Zentrale stürmen wollten, vielleicht als Teil seiner Verhandlungen mit Krjutschkow.
         

         Die KGB-Spezialkräfte (spetsnaz) hatten angeblich den mündlichen Befehl bekommen, das Parlament anzugreifen, da aber
            laut einem Journalisten niemand bereit war, einen schriftlichen Befehl zu geben, zögerten
            sie und griffen nicht gleich an. Jelzin warnte Bush am Morgen des 21. August, diese
            Spezialkräfte «folgen nicht meinen Befehlen und sind zu einem Angriff fähig», und
            die Lage bleibe instabil. Es hatte Tote in Moskau gegeben, und Jelzin sagte Bush,
            «30 spetsnaz-Flugzeuge werden geschickt, um eine Reihe von Standorten zu besetzen», anscheinend
            im Baltikum.[34] Außerdem waren nicht weniger als drei Flugzeuge unterwegs zu Gorbatschow auf der
            Krim. Jelzin hoffte, das seiner Verbündeten werde zuerst landen.
         

         Einer, der inzwischen geflüchtet war, war der junge russische Außenminister Kosyrew.
            Aus Furcht, dass der Putsch gelingen könne, hatte Jelzin ihn nach Paris geschickt,
            um wenn nötig eine russische Exilregierung auszurufen. Seine französischen Gastgeber
            hießen ihn willkommen und taten ihr Bestes, um ihn von sowjetischen Diplomaten in
            Frankreich abzuschirmen, die zu den Putschisten hielten; sie konnten aber nicht verhindern,
            dass er einen Anruf des KGB in seinem Zimmer im Hôtel de Crillon erhielt, der seine Familie in Moskau bedrohte.
            Und trotz der Bemühungen seiner Gastgeber merkte Kosyrew, dass französische Diplomaten
            «völlig ausweichend» blieben. Er machte sich «keine Illusionen: der Westen mochte
            noch so viel Sympathien für die Demokraten in Russland hegen, er würde aber die Machthaber
            im Kreml nicht verärgern wollen. … Das Schicksal Russlands würde in Moskau entschieden
            werden, nicht in Washington oder Paris.»[35] Dennoch erlaubte er sich ein Gefühl der Hoffnung, denn im Widerstand der Bevölkerung
            gegen den Putsch sah er die Anzeichen für einen potenziellen Triumph des russischen
            Volkes.
         

         Nach und nach gewann Jelzin in Moskau die Oberhand. Er teilte Bush mit, er habe erfolgreich
            einigen Truppen und Panzern den Rückzug «an den Stadtrand von Moskau» befohlen, um
            die Chance ihres Einsatzes zu vermindern. Scowcroft erinnerte sich später, ihm sei
            nach und nach zu seiner Erleichterung klar geworden, dass die Putschisten «unfähig»
            waren, doch «wäre der Putsch sorgfältiger geplant gewesen» oder hätte früher begonnen,
            «dann hätte das Ergebnis ganz anders ausfallen können.» Am Abend des 21. August hatte
            Jelzin weitere gute Nachrichten für Washington: Das Flugzeug mit seinen Verbündeten
            hatte Gorbatschow gerettet und brachte ihn jetzt «unverletzt und bei guter Gesundheit
            nach Moskau zurück.» Besser noch, der Putschversuch brach zusammen; Krjutschkow sowie
            der Verteidigungsminister und andere Putschisten «sind festgenommen worden.»[36] Marschall Achromejew, dessen langer Abstieg seit dem Washingtoner Gipfel 1990 nun
            ans Ende gekommen war, beging wenig später Selbstmord. Er hinterließ eine unadressierte
            Notiz: «‹Ich kann nicht leben, wenn mein Vaterland untergeht und alles vernichtet
            wird, woran ich glaube.›»[37]
         

         Der Putsch endete, und Gorbatschow war bald wieder in Moskau, doch es war keineswegs
            klar, ob er wieder die Macht hatte. Am 23. August ließ Jelzin den sowjetischen Präsidenten
            während einer im Fernsehen übertragenen Sitzung des Obersten Sowjets schwach aussehen.
            Jelzin verbot auch die KPdSU in Russland und nutzte sein frisches charismatisches
            Image als Führer des Widerstands gegen den Putsch. Er führte praktisch einen Gegenputsch
            durch.
         

         Schockwellen von dem gescheiterten Putschversuch verbreiteten sich über die Region.
            Sie zerstörten endgültig Mitterrands Projekt einer paneuropäischen Föderation; Moskau
            schien jetzt weniger ein Wunschpartner als ein instabiler Gefahrenherd zu sein. Der
            Putsch beschleunigte auch Sezessionsbewegungen in der ganzen Sowjetunion. Vor dem
            August 1991 hatten nur Litauen und Georgien ihre Unabhängigkeit erklärt; danach folgten
            neun weitere Republiken, darunter die Ukraine. Kasachstans Regierungschef Nursultan
            Nasarbajew demonstrierte seine nukleare Unabhängigkeit, indem er am 29. August die
            Schließung des Atomtestgeländes Semipalatinsk befahl, 42 Jahre nach dem ersten dortigen
            Atomtest.
         

         Im Gespräch mit Bush über den Putsch war Premierminister Mulroney besorgt, sie könnten
            in die Kritik geraten, weil sie beim G7-Treffen in London so wenig getan hatten, um
            Gorbatschow finanziell zu helfen. Kritiker würden sagen: «Wenn ihr in London großzügiger
            gewesen wärt, wäre das nicht passiert.»[38] Der Russlandexperte und Journalist Strobe Talbott hatte im Time Magazine bereits geschrieben: «‹Aus einem einfachen Grund hat die UdSSR so viel zugestanden
            und die USA so wenig gegeben: die Gorbatschow-Revolution ist der größte Räumungsverkauf der Weltgeschichte.
            Bei solchen Geschäften sind die Preise immer sehr niedrig.›»[39] Dennoch waren Bush und seine Berater weiterhin gegen größere Hilfen für Moskau,
            und diese Position unterschied sich zunehmend von der in Bonn, Paris und London. Als
            der britische Premierminister John Major vorschlug, die G7 solle über ein Hilfspaket
            nachdenken, um Gorbatschow wieder auf die Beine zu bringen, war der NSC immer noch dagegen und sagte: «Wir werden uns nicht zu weitreichenden Entscheidungen
            drängen lassen.»[40]
         

         Stattdessen war Bushs drängendste Frage zum Putsch: «Wer kontrolliert die Atomwaffen?»,
            wie er zu Mulroney sagte.[41] Es war eine Frage von existenziellem Interesse. Die Sowjetunion besaß Ende 1991
            nach Aussage des Harvard-Experten Ashton Carter 27.000 Atomsprengköpfe und dazu die
            Fabriken und das spaltbare Material, um viele weitere zu produzieren.
         

         Bush stand mit seiner Sorge nicht allein. Kohl sagte vor dem CDU-Vorstand, die Zukunft des sowjetischen Atomarsenals, speziell der Abrüstungsverhandlungen,
            sei von «elementare[m] Interesse.» Er war auch über Atomkraftwerke besorgt. Da er
            näher an Moskau lebte als Bush, wollte der Kanzler sicherstellen, dass Europa kein
            «zweites Tschernobyl» erlebte wie im April 1986, als Millionen sowjetischer und europäischer
            Bürger radioaktiven Niederschlägen ausgesetzt waren.[42] Der Westen musste auch auf etwas anderes achten, wenn das Verhalten der sowjetischen
            Truppen in Mittel- und Osteuropa ein zutreffendes Indiz war: Diebstahl und Verkauf
            von Teilen des sowjetischen Atomarsenals auf dem Schwarzmarkt inmitten des Chaos.
            Eine Harvard-Studie von 1991 hielt die besorgniserregende Verbreitung des neuen Slogans
            «‹Alles ist zu verkaufen›» fest.[43] Die New York Times berichtete, sowjetische Mittelsmänner versuchten «waffenfähiges Material an den Höchstbietenden
            zu verkaufen.»[44]
         

         Bush und seine Berater erkannten, wie bedroht nicht nur Gorbatschow, sondern die ganze
            sowjetische Zentralmacht war. Botschaftsmitarbeiter telegrafierten: «Wir brauchen
            dringend Anweisungen von oben», denn ob Putsch oder nicht, blieb die Sowjetunion «das
            einzige Land auf der Welt, das die USA in 30 Minuten zerstören kann.» Es war unverzichtbar, den Status von «Kommando/Kontrolle
            und Sicherheit der Atomwaffen» sicherzustellen. Im September 1991 eilte Außenminister
            Baker nach Moskau. Botschafter Strauss, der nicht nur ein Freund von Bush war, sondern
            auch schon mit Baker Gänse geschossen hatte, begleitete den Minister, während sie
            durch die Stadt fuhren, um herauszubekommen, wer die Macht hatte, nahezu jeden Amerikaner
            zu töten. Einmal sah Baker angeblich aus dem Fenster und bemerkte: «‹Du hast hier
            echt ein Drecksnest, Bob.›» Strauss erwiderte: «‹Fuck you, Jim!›»[45]
         

         Die beiden trafen einen bedrängten Gorbatschow an, und Baker sagte ihm, die «Kontrolle
            über alle Typen von Atomwaffen» müsse aufrechterhalten bleiben. Wenig überzeugend
            versicherte ihm der Präsident: «In dieser Hinsicht wird alles bleiben wie vorher.
            Das Zentrum und der Präsident bleiben Oberster Befehlshaber.»[46] Baker beschloss dennoch an einem Essen mit den Regierungschefs einiger Sowjetrepubliken
            teilzunehmen, weil er vermutete, dass er sie brauchen würde. Der Außenminister hatte
            sich Wörners Einschätzung Gorbatschows als eines Ertrinkenden zu eigen gemacht; später
            nannte er ihn in seinen Memoiren «bemitleidenswert.»[47] Über den Putschversuch und die Atomfrage hinaus wurde auch klar, dass der UdSSR
            im nächsten Winter noch größere Probleme bei der Lebensmittelversorgung drohten als
            früher. Ohne westliche Hilfe würde es echten Mangel geben. Das Nahrungsproblem führte
            zu einer weiteren Frage; die Regierung Bush bestand auf einer Verbindung zwischen
            westlicher Hilfe – sogar Nahrungsmitteln und Medikamenten – und der Pflicht, sowjetische
            Schulden zu bedienen. Moskau musste seine Kreditwürdigkeit aufrechterhalten, Transparenz
            bei seinen Goldreserven zeigen und Verantwortung für die Schulden der Sowjetunion
            übernehmen, wenn es Hilfe wollte.
         

         Bei der Rückkehr nach Washington nahm Baker an einem Frühstück im Weißen Haus mit
            Bush, Cheney und Scowcroft teil, um die Erkenntnisse seiner Reise mitzuteilen. Seine
            unterstrichenen Notizen zeigen, dass er sich zwar mit mehreren Führern der Republiken
            traf, es aber für unklug hielt, sie zu früh zu umwerben. «Wenn wir zu schnell eine
            Kampagne anfangen, bei der wir ein Team in die Republiken schicken, schaden wir wahrscheinlich unserem Ziel, einen gewissen Zusammenhalt … bei den Atomwaffen
               zu bewahren.» Seiner Meinung nach sollte das Endziel eine «zentralisierte Kontrolle der Atombomben» sein. Die USA sollten tun, was sie konnten, um «das Zentrum zu erhalten.»[48]
         

         Es folgten vorsichtige Kontaktaufnahmen mit den Republiken, aber meist unterhalb der
            Ministerebene. Baker beauftragte seinen Staatssekretär Reginald Bartholomew, Treffen
            in den Republiken zu arrangieren, die Teile der strategischen Atomwaffen der UdSSR
            besaßen, nämlich Russland, Ukraine, Belarus und Kasachstan. Bartholomew betonte ihnen
            gegenüber, Washington werde sich gegen Versuche der Republiken wenden, «die atomare
            Macht auf ihrem Territorium auszunutzen oder unter ihre exklusive Kontrolle zu bringen.»[49] Kosyrew erinnerte sich später, es sei klar gewesen, dass Bush und Baker wegen ihrer
            Sorge über das Atomarsenal wenig begeistert von Jelzins Wunsch nach dem Ende der sowjetischen
            Zentralmacht waren.[50]
         

         Bush und Baker standen nicht allein; die Besorgnis über den Putsch und seine Folgen
            für die atomare Sicherheit herrschte in beiden Parteien. Der demokratische Senator
            Sam Nunn aus Georgia besuchte Moskau, um zu fragen, ob Gorbatschow während des Putsches
            die ständige Kontrolle über das sowjetische Atomarsenal gehabt habe. Als der Senator
            keine klare Antwort bekam, wurde er tief besorgt. Gorbatschow wollte nicht zugeben,
            dass er vorübergehend die Kontrolle über seinen atomaren Koffer verloren hatte, einer
            von dreien, die für einen Atomangriff nötig waren. Anscheinend war das Verteidigungsministerium
            zeitweise einziger Herr der sowjetischen Atomwaffen gewesen, weil es schon zwei Koffer
            besaß und angeblich eine Weile den von Gorbatschow übernommen hatte. Wegen dieser
            besorgniserregenden Entwicklung startete Nunn mit Hilfe des demokratischen Abgeordneten
            Les Aspin, der dem Verteidigungsausschuss vorsaß, einen nachhaltigen Versuch, die
            sowjetischen Waffen sicherer zu machen. Am 27. November 1991 verabschiedete der Senat
            vor allem auf Nunns Betreiben den Soviet Nuclear Threat Reduction Act mit 86 zu 8 Stimmen.
         

         Dieser Vorgang verstärkte im September 1991 Bushs Fokus auf den Status der sowjetischen
            Atomwaffen. Eine besondere Sorge waren sowjetische wie amerikanische taktische Atomraketen,
            die bewusst geringe Detonationswerte und kurze Reichweiten hatten. Scowcroft sagte
            später, sie waren «politisch zunehmend beunruhigend und – für mich – militärisch zunehmend
            bedeutungslos.» Außerdem waren sie in den Händen von Terroristen eine schreckliche
            Waffe, darum wollte das Weiße Haus, dass soviele sowjetische Sprengköpfe wie möglich
            erfasst seien. Es gab schätzungsweise 22.000 solcher Waffen in der zerfallenden Sowjetunion,
            manche so klein, dass sie in eine Reisetasche passten. Man fasste die Idee, Gorbatschow
            zur Abschaffung solcher Waffen zu bringen, indem man verkündete, die USA würden es ebenfalls tun. Der Nationale Sicherheitsberater hatte einige Mühe, Cheney
            vom Nutzen der Abschaffung zu überzeugen – seine erste Reaktion war «‹auf keinen Fall›» –,
            aber Scowcroft setzte sich schließlich durch.[51]
         

         Die größeren strategischen Waffensysteme. die über vier Sowjetrepubliken verteilt
            waren, blieben natürlich ebenfalls besorgniserregend, obwohl Scowcroft keine klare
            Meinung hatte, ob hier gehandelt werden müsse. Der Sicherheitsberater meinte, vier
            verkleinerte Arsenale, aufgeteilt zwischen schwachen postsowjetischen Republiken,
            die schlecht vorbereitet waren, um mit ihnen umzugehen, seien vielleicht weniger bedrohlich
            für die USA als die ursprünglichen sowjetischen Waffen unter zentraler Kontrolle. Er gab aber
            zu, «der mögliche Verlust der physischen Kontrolle über die Massenvernichtungsmittel
            des Landes» sei gefährlich. Erneut geriet er in Konflikt mit Cheney, der für einen
            «aggressiveren» Ansatz gegenüber dem Zerfall der Sowjetunion eintrat, etwa der sofortigen
            Eröffnung von US-Konsulaten in allen Republiken. Bush und Scowcroft kritisierten Cheneys
            Empfehlungen später als «kaum verhüllte[n] Versuch …, den Zerfall der UdSSR voranzutreiben.»[52]
         

         Unbeirrt drängte Cheney besonders auf den Ausbau der Beziehungen zur Ukraine. Wenn
            es ihr gelang, sich von der UdSSR zu lösen, hätte sie sofort das drittgrößte Atomwaffenarsenal
            der Welt besessen. Cheney hielt es für wünschenswert, Kiew «auf der Stelle» anzuerkennen.[53] Bush hatte Kiew am 1. August 1991 im Rahmen seiner UdSSR-Reise vor dem Putsch besucht;
            auf dieser Reise unterzeichnete er auch das START-Abkommen. Damals war sein Hauptinteresse, Gorbatschow zu stärken und die Zentralgewalt
            beizubehalten, und er enttäuschte die demokratische Opposition in der Ukraine mit
            lauwarmen öffentlichen Bemerkungen über ihren Traum der nationalen Unabhängigkeit.
         

         Nun, direkt nach dem Putsch, war er bereit, Cheney zuzuhören und auch dem ukrainischen
            Staatschef Leonid Krawtschuk, der Washington am 25. September besuchte. Inzwischen
            hatte das ukrainische Parlament, die Rada, sowohl eine Unabhängigkeitserklärung verabschiedet,
            als auch eine Volksabstimmung darüber angesetzt, die am 1. Dezember zusammen mit der
            Präsidentenwahl stattfinden sollte. Krawtschuk nahm gegenüber Bush kein Blatt vor
            den Mund und äußerte, dass die sowjetische Zentralmacht sich «auflöse» und die UdSSR
            keine Zukunft habe.[54]
         

         Der US-Präsident beschloss, die Zeit für dramatischere Maßnahmen zur Begrenzung von
            Atomwaffen sei gekommen. Er erkannte, dass er soviel Rüstungskontrolle wie möglich
            umsetzen musste, solange es noch eine zentrale sowjetische Autorität gab, mit der
            er verhandeln konnte. Der beste Weg dazu waren unilaterale Kürzungen – nicht nur bei
            taktischen, sondern auch bei anderen Waffen – und die Hoffnung, Moskau werde seine
            Schritte kopieren. Cheney blieb skeptisch, aber Scowcroft setzte sich erneut durch.
            Der Nationale Sicherheitsberater und seine Mitarbeiter hielten diesen dramatischen
            Schachzug für den schnellsten Weg, Gorbatschow zum Mitmachen zu bewegen, solange er
            es noch konnte. Als Generalsekretär Wörner telefonisch darüber informiert wurde, sagte
            er, er werde eine solche Initiative unterstützen, solange klar war, dass es weiterhin
            «luftgestützte atomare Systeme in Europa» geben werde. Scowcroft antwortete: «Auf
            jeden Fall.»[55]
         

         Bush hielt eine Fernsehansprache, in der er den Amerikanern erklärte, er handle einseitig,
            um zu vermeiden, dass man nach Bakers Worten «in noch einer langwierigen Verhandlung
            steckenbleibt», denn dafür entwickelten sich die Ereignisse zu schnell. Baker informierte
            vorher die NATO-Verbündeten und sagte, die USA würden «sämtliche atomaren Artilleriegeschosse und Sprengköpfe für Kurzstreckenraketen
            abziehen und zerstören.» Bush plante auch, «alle Atomwaffen von Schiffen und U-Booten
            zu entfernen und Atomwaffen für landgestützte Marineflugzeuge abzuziehen.» Strategische
            Bomber sollten nicht mehr in Alarmbereitschaft sein, in der sie «mit Bomben beladen
            und binnen Minuten startbereit» waren. Ebenso wurde die Alarmbereitschaft für «alle
            ICBMs [Interkontinentalraketen] aufgehoben», die gemäß dem START-Vertrag abgeschafft werden sollten. Baker versicherte seinen Verbündeten aber: «Wir
            haben nicht vor, Europa atomwaffenfrei zu machen.» Bush und seine Berater sahen «auf
            unbestimmte Zeit eine unverzichtbare Rolle für luftgestützte Atomwaffen und verpflichten
            sich, die atomare Abschreckung der NATO modern zu halten.» Im Gegenzug hoffte Bush «die Sowjets zu vergleichbaren Schritten»
            zu inspirieren.[56]
         

         Am Morgen des 27. September 1991, dem Tag seiner Fernsehansprache, rief der US-Präsident
            Gorbatschow an. Bush betonte, diese Schritte seien zwar einseitig, aber das Weiße
            Haus hoffe, die Sowjetunion werde parallele Schritte unternehmen. Überrascht sagte
            Gorbatschow, er könne nur prinzipiell antworten, aber seine Antwort sei «positiv.»
            Er fragte, ob Bush auch die Atomtests vermindern würde, aber dieser erwiderte: «Wir
            sind zurückhaltend bei den Tests» und noch nicht bereit, darüber zu reden.[57] Trotz dieser Frage nannte Gorbatschow die Initiative Bushs historisch und mit dem
            vergleichbar, was er mit Präsident Reagan in Reykjavik diskutiert habe. Sobald das
            Weiße Haus Jelzin erreicht hatte, stimmte auch der russische Präsident zu und sagte
            zu Bush, seine Initiative sei «ein schönes Konzept.»[58] Der dramatische Schritt funktionierte. Am 5. Oktober erklärte Gorbatschow, er werde
            folgen. Die Sowjetunion werde alle atomaren Artilleriegeschosse und Sprengköpfe für
            taktische Raketen zerstören, alle nichtstrategischen Waffen von Schiffen und U-Booten
            entfernen und zahlreiche andere Waffen abschaffen.
         

         
            Jelzin schafft die Sowjetunion ab
            

         

         Im Herbst 1991 war der NSC zu dem Schluss gekommen, die Chancen einer «langfristigen Rolle für Gorbatschow»
            seien «gleich null».[59] Scowcroft sprach ab Oktober vom «Zusammenbruch der Sowjetunion», als sei er eine
            vollendete Tatsache. Beim Rückblick auf diese Zeit erklärte er im Jahr 2000: «Mir
            wurde klar, dass Jelzin so manövrierte, dass die Ukraine den Anlass für die Auflösung
            der Sowjetunion abgeben würde.» Der wahre Grund war aber die Schlauheit des russischen
            Präsidenten, den ukrainischen Wunsch nach Unabhängigkeit als Entschuldigung für das
            zu gebrauchen, was er ohnehin tun wollte. Anders gesagt, «die Sowjetunion löste sich
            fast völlig auf, weil Jelzin so Gorbatschow loswerden konnte» – indem er ihn zum Staatschef
            «eines politischen Gebildes [machte], das nicht mehr existierte.» Der Sicherheitsberater
            erkannte, dass «die Kräfte der Auflösung stark waren», spekulierte aber, wenn zwischen
            Jelzin und Gorbatschow «keine Feindschaft geherrscht hätte, … könnte es heute noch
            eine Art Sowjetunion geben.»[60]
         

         Diese Feindschaft war aber sehr real, daher begann Scowcroft im Oktober 1991 zu untersuchen,
            was die Auflösung der UdSSR für die Zukunft der NATO bedeutete, nicht zuletzt, weil mittel- und osteuropäische Regierungschefs nun offen
            versuchten, in die Arme der Allianz zu fliehen. Havel erneuerte gegenüber Bush seine
            Bitte um «eine Form der assoziierten Mitgliedschaft» in der NATO.[61] Diese Bitte bekräftigte für Scowcroft, dass «der gescheiterte Putsch die Rolle der
            NATO gegenüber dem Osten ins Zentrum rückte.» Er erinnerte Bush daran, «sowohl innerhalb
            des Bündnisses wie innerhalb Ihrer Regierung haben wir die Vorteile einer NATO-Erweiterung besprochen.» Nun traten die Gründe dafür und dagegen klarer hervor. Dafür
            sprach, dass die NATO wachsen musste oder riskierte, «zunehmend irrelevant für ein sich veränderndes Europa»
            zu werden; dagegen sprach, dass die Ausweitung «eine Verwässerung der NATO-Strukturen und der Zusammenarbeit bei der gemeinsamen Verteidigung» riskierte. Ein
            weiterer Faktor war die Haltung in Paris: «Die Franzosen sind einer Erweiterung der
            EG nach Osten abgeneigt und haben sich auch gegen eine Osterweiterung der NATO gestellt.» Nach sorgfältiger Analyse der Lage hielt Scowcroft die Gründe dagegen
            für gewichtiger. Er riet dazu, Generalsekretär Wörner, der im Oktober Washington besuchte,
            zu informieren, «dass wir die Zeit nicht für reif halten, die Sicherheitsgarantien
            der NATO nach Osten auszuweiten.»[62]
         

         Wörner war dagegen der Ansicht, es bestehe ein Bedürfnis, irgendwie «die Beziehungen
            der NATO zu den Staaten Mittel- und Osteuropas zu intensivieren.»[63] Bakers und Genschers Berater schlugen gemeinsam ein Upgrade unterhalb der Erweiterung
            vor, d.h. eine mit der NATO assoziierte Organisation, der die mittel- und osteuropäischen Staaten beitreten konnten.
            Die Idee dahinter war, diesen Staaten eine neue, der NATO benachbarte Position zu geben, und dabei der heiklen Frage der Mitgliedschaft im
            Bündnis auszuweichen. Mitterrand hatte gehofft, die von ihm vorgeschlagene Föderation
            könne dasselbe für die EG leisten. Der Nationale Sicherheitsrat stimmte dieser Idee
            zu und fügte hinzu, die neue Baker-Genscher-Organisation «sollte die Möglichkeit der
            NATO-Mitgliedschaft offen lassen», um nicht wie ein «dauerhafter Wartesaal Zweiter Klasse»
            zu wirken. Unterdessen würde die US-Politik weitergehende Verbindungen dem Stand der
            «Demokratisierung» in jedem Land anpassen.[64]
         

         Bei der Diskussion des Baker-Genscher-Upgrades mit Wörner am 11. Oktober fragte Bush,
            ob dessen potenzielle Mitglieder auch «die baltischen Staaten einbeziehen» sollten.
            Die USA hatten die sowjetische Annexion Estlands, Lettlands und Litauens nie förmlich anerkannt.
            Alle drei Staaten waren aber de facto unter Moskaus Herrschaft gekommen, darum wäre
            ihre Aufnahme ein dramatischer Schlag ins Gesicht für die noch existierende Sowjetunion
            gewesen. Wörner antwortete: «Ja, wenn die baltischen Staaten den Antrag stellen, sollte
            man sie willkommen heißen.» Tatsächlich stand er schon in Kontakt zu ihnen; der litauische
            Präsident Vytautas Landsbergis «wollte mich bei der NATO besuchen, aber weil ich heute hier bin, trifft sich der Vizepräsident von Litauen»
            stattdessen mit Untergebenen in Brüssel.[65] Es war ein Zeichen dafür, wie dramatisch der Zerfall der UdSSR die Möglichkeiten
            der NATO erweiterte.
         

         Wörner kehrte nach Brüssel zurück, um die Baker-Genscher-Initiative mit Bushs Unterstützung
            zu einer Organisation auszubauen. Der NATO-Gipfel im Juni 1990 hatte rhetorisch den ehemaligen Gegnern eine «Hand der Freundschaft»
            ausgestreckt. Nun sollte ein neuer Nordatlantischer Kooperationsrat (NAKR) diese Rhetorik als ein Forum für Dialog und Zusammenarbeit zur Realität machen.
            Zu diesem Zweck arbeitete der Generalsekretär eng mit der US-Mission in Brüssel zusammen;
            alle stimmten überein, die neue Organisation solle sich auf die früheren Warschauer
            Pakt-Staaten «plus das Baltikum» konzentrieren.
         

         Diese Maßnahme war sinnvoll. Sie begann Mittel- und Osteuropa Türen zu öffnen, ohne
            Moskau zwangsläufig zum Gegner zu machen. Wie genau der Beitritt zum Kooperationsrat
            die Aussicht eines Staats auf den NATO-Beitritt beeinflussen werde, wurde offengelassen, und diese Unklarheit war ein Vorteil.
            Die US-Mission in Brüssel hielt fest, es sei «weder praktikabel noch wünschenswert,
            zu diesem Zeitpunkt eine präzise Arbeitsteilung zwischen NATO, EG und KSZE zu definieren.»[66] Wörner steigerte die Unklarheit, indem er die Zustimmung der Verbündeten zu einem
            sogenannten nichtdifferenzierten Ansatz bei der Bearbeitung von Beitrittsanträgen
            zum NAKR erhielt, d.h. Anträge von früheren Sowjetrepubliken wurden genauso behandelt wie
            die von früheren Warschauer Pakt-Staaten. Obwohl dies offensichtlich keine willkommene
            Nachricht in Mittel- und Osteuropa war, half ein solcher Ansatz dabei, eine neue Trennungslinie
            in Europa zwischen mehr oder weniger aussichtsreichen Regionen zu vermeiden. Schließlich
            plante man, den neuen Rat bei einem NATO-Gipfel im November 1991 zu verkünden und seine erste reguläre Sitzung im Dezember
            anzusetzen.
         

         Es gab aber eine Schwierigkeit. Würde die Ukraine ebenfalls im NAKR willkommen sein? Was, wenn sie um ein NATO-Verbindungsbüro in Kiew bat? Eine Verschiebung der Loyalität der Ukraine von Moskau
            weg zum Westen in einer so unruhigen Zeit wie 1991, selbst auf eine scheinbar so geringfügige
            Art wie das Interesse am NAKR, würde weitreichende Folgen haben.
         

         Mit ihren damals rund 52 Millionen Einwohnern war die Ukraine an Bevölkerungszahl
            sowohl die zweitgrößte Sowjetrepublik als auch ein großer europäischer Staat; England
            und Frankreich hatten 57 bzw. 58 Millionen Einwohner. Die Geschichte der Ukraine als
            ostslawischer und weitgehend orthodoxer Staat war lange eng mit der Russlands verknüpft
            gewesen. Millionen von Menschen russischer Abstammung lebten unter Ukrainern bzw.
            waren mit ihnen verheiratet. Falls die Ukraine bei ihrem Referendum am 1. Dezember
            1991 die vollständige Unabhängigkeit beschloss, würde sie sofort mit einer schmerzhaften
            wirtschaftlichen und politischen Trennung von ihren slawischen Geschwistern beginnen
            und zugleich eine größere Atommacht werden als England oder Frankreich. Die Entscheidungen
            der Ukraine würden offensichtlich weitreichende Auswirkungen haben. Botschafter Strauss
            schrieb aus Moskau nach Washington: «Das revolutionärste Ereignis für Russland im
            Jahr 1991 könnte nicht der Zusammenbruch des Kommunismus werden, sondern der Verlust
            von etwas, das Russen aller politischer Richtungen für einen Teil ihres Staates und
            zwar einen zentralen Teil halten: die Ukraine.»[67]
         

         Kurz gesagt: Die Frage, wie man mit dem potenziellen ukrainischen Interesse an der
            NATO umgehen solle, war sehr gewichtig; in gewisser Weise war es die Frage, wo Europa
            im Osten endete. Es gab auch ein großes praktisches Problem: Gorbatschow versuchte
            mit aller Macht, Bush von direkten Verhandlungen mit Kiew abzuhalten. Als Nachkomme
            von Russen und Ukrainern tat er sein Möglichstes, um eine Trennung der beiden Länder
            zu verhindern. So behauptete er, die Ukraine werde in ihren jetzigen Grenzen ein instabiles
            Gebilde sein, wenn sie unabhängig werde. Er sagte zu Bush, sie existiere nur, weil
            örtliche Bolschewiki es einmal so gedreht hätten, um die eigene Macht zu sichern.
            Sie hätten Charkow (heute Charkiv) und den Donbass angegliedert, und Chruschtschow
            habe später «als Geste der Freundschaft die Krim von Russland an die Ukraine abgegeben.»[68] Jetzt erzeuge ukrainisches Gerede über Unabhängigkeit aber Widerstand in genau den
            stark prorussischen Regionen, die nach Gorbatschows Andeutung gegen jeden Versuch
            der Unabhängigkeit rebellieren würden. Wegen dieser Befürchtungen empfahl ein internes
            Positionspapier der Regierung Bush zur Politik gegenüber dieser Region, «die Möglichkeit
            eines Beitritts der Ukraine zum NATO-Verbindungsprogramm zu einem späteren Zeitpunkt» zu untersuchen.[69]
         

         Doch das Problem wollte nicht weggehen. Als Bush am 19. November Gorbatschows Berater
            Alexander Jakowlew empfing, sorgte die Zukunft der Ukraine für Streit. Der wie immer
            auf die Atomwaffen fokussierte Bush fragte nach den Plänen für die schätzungsweise
            25 Prozent des sowjetischen Kernwaffenarsenals außerhalb Russlands, vor allem die
            Waffen in der Ukraine. Jakowlew antwortete: «Natürlich werden wir unsere Waffen nicht
            aufgeben. Sie werden von der Zentralmacht bewacht.» Als Bush darauf hinwies, dass
            die Wachen vielleicht Moskau gegenüber nicht loyal bleiben würden, denn «einige Truppen
            sind schon zu den Republiken übergegangen», wies Jakowlew diese Sorgen zurück: «Ich
            weiß, manche von den Obersten reden sehr entschlossen, … das bedeutet nicht, dass
            sie auch tun, was sie sagen.» Baker beharrte auf dem Punkt und fragte sich, ob es
            bei der Trennung von Russland und Ukraine einen offenen Konflikt geben werde. Jakowlew
            erwiderte skeptisch, dass 12 Millionen Russen in der Ukraine lebten, «viele in Mischehen»,
            also «was für eine Art von Krieg sollte das sein?» Baker antwortete: «Ein normaler
            Krieg.»[70]
         

         Offensichtlich wurde die Zukunft der Sowjetunion immer unvorhersehbarer. Die Putschisten
            vom August, die gehofft hatten, Moskaus Zentralgewalt wiederherzustellen, hatten stattdessen
            ihren Zerfall beschleunigt. Botschafter Strauss schrieb: «Die Russen haben noch nie
            einen Rückschlag wie diesen erlebt: den kampflosen Verlust von Territorien und Völkern,
            die seit den frühen Jahren der Romanow-Dynastie unter russischer Herrschaft standen.»[71] Wenn die Ukraine unabhängig wurde, war das Überleben der ganzen übrigen Union zweifelhaft.
         

         Jelzin blieb der treibende Faktor. Er baute weiter auf seiner triumphalen Rolle als
            Besieger des August-Putsches auf. Am 26. November ließ er seinen Außenminister Kosyrew
            persönlich einen Brief an Bush übergeben, der die Vision des russischen Präsidenten
            für die Zukunft enthielt. Jelzin erklärte darin: «Russland bricht mit der kommunistischen
            Vergangenheit.» Er plante die «Freigabe der Preise noch vor Ende des Jahres, eine
            disziplinierte monetär-finanzielle und Kredit-Politik, eine Steuerreform und eine
            Stärkung des Rubel.» Er begrüßte die Idee des NAKR und sagte, die Russen «wollen an der Arbeit dieser Organisation mitwirken», dies
            sei Teil seiner «Unterstützung für die Versuche der NATO, ein neues Sicherheitssystem von Vancouver bis Wladiwostok aufzubauen», womit er
            eine schon von Baker und Genscher benutzte Formel aufnahm. Der russische Präsident
            vertraute Bush auch an, er denke über eine umgebildete «politische Union» mit «der
            Ukraine und anderen souveränen Republiken» nach, wobei der verhasste Gorbatschow vermutlich
            gar keine Rolle mehr spielte.[72]
         

         Bush gegenüber stellte Jelzin sein Interesse an irgendeiner Form der Union, ob als
            Fortführung der Sowjetunion oder als ganz neues Gebilde, so dar, dass sie völlig von
            der Bereitschaft der Ukraine zur Mitwirkung abhinge. Bei einem Telefongespräch am
            30. November erklärte er dem US-Präsidenten, wenn die Ukraine nicht teilnehme, «würde
            das die Balance in der Union zwischen slawischen und islamischen Nationen dramatisch
            verändern», was nicht hinnehmbar sei. Er könne aus ethnischen Gründen keine Situation
            akzeptieren, «in der Russland und Belarus als slawische Staaten zwei Stimmen gegen
            fünf der islamischen Nationen» in einer künftigen Union hätten.[73] Jelzin hatte auch erkannt, dass Russland in einer politischen Union mit viel kleineren
            Republiken, aber ohne die Ukraine, vielleicht für deren Schulden aufkommen müsse.
            Da die Russen es sich nicht leisten konnte, die anderen Republiken zu subventionieren,
            beschloss ihr Präsident, er brauche eine Art politische Arche, um sein Volk über Wasser
            zu halten, wenn der Rest der Union im Sturm sank. «Jelzin und seine Berater standen
            vor der Wahl, weiterhin die imperiale Last allein zu tragen, oder das Imperium aufzugeben»,
            wie der Historiker Serhii Plokhy schrieb, und sie neigten zu letzterem: «Die russische
            Arche verließ das sowjetische Dock.»[74] Das nur zwei Tage später, am 1. Dezember, angesetzte ukrainische Unabhängigkeitsreferendum
            erhielt ein neues Gewicht. Jelzin hatte es als den Moment gewählt, um über die Zukunft
            der gesamten Sowjetunion zu entscheiden. Er sagte Bush, wenn mehr als 70 Prozent der
            Ukrainer für die Unabhängigkeit stimmten, würde er die Ukraine sofort als eigenständigen
            Staat anerkennen.
         

         Überrascht fragte Bush, warum Russland den dramatischen Schritt tun würde, die Unabhängigkeit
            der am zweitstärksten bevölkerten Sowjetrepublik so schnell anzuerkennen. Jelzin antwortete,
            er wolle von Anfang an klar machen, wo er stünde, weil er «Anfang Dezember» mit dem
            neuen ukrainischen Präsidenten an dringenden neuen Maßnahmen arbeiten müsse, womit
            er die endgültige Zerstörung von Gorbatschows Autorität meinte. Der russische Präsident
            und seine Berater waren auch besorgt, weil die Truppen vor Ort bereits begonnen hatten,
            sich der neuen Hauptstadt Kiew (inzwischen immer häufiger Kyiv geschrieben) zu unterstellen.
            Wenn Russland also versuche, die Unabhängigkeit zu verhindern, könne es Kämpfe geben.
            Außerdem war er über «die zentrale Kontrolle der strategischen Atomwaffen» auf ukrainischem
            Boden besorgt, denn die Ukraine besaß «sehr moderne Installationen – große Silos.»
            Jelzin wollte «den Abzug der Atomwaffen von ukrainischem Territorium» betreiben, obwohl
            das kostspielig war und «mehrere Jahre» dauern werde. Zum Abschluss beschwor er Bush,
            all dies vertraulich zu behandeln, was der US-Präsident ihm auch versprach.
         

         Bei der Volksabstimmung am 1. Dezember, an der 84 Prozent der Wahlberechtigten teilnahmen,
            stimmten atemberaubende 90 Prozent der Ukrainer für die Unabhängigkeit. Bush gratulierte
            Krawtschuk telefonisch, der am selben Tag die Präsidentenwahl gewann. Der designierte
            Präsident berichtete stolz: «Kein einziger Bezirk in der Ukraine stimmte mit weniger
            als 50 Prozent für die ukrainische Unabhängigkeit» – einschließlich der Regionen,
            für die Gorbatschow fälschlich Widerstand vorhergesagt hatte. Bush fragte, ob Krawtschuk
            Vertreter des US-Außenministeriums empfangen würde, um über Themen wie Abrüstung zu
            sprechen, und Krawtschuk stimmte zu.[75]
         

         Auf diese Nachricht hin beschloss Bush, Jelzins Beispiel zu folgen, und erklärte,
            er werde die Ukraine «zügig» anerkennen, was der Abrüstungsexperte William Potter
            im Wall Street Journal unklug nannte. Potter hielt die «bedingungslose Anerkennung der ukrainischen Unabhängigkeit»
            durch den Präsidenten für «kurzsichtig», weil Bush eine Bedingung stellen solle: ukrainischer
            Beitritt zum Atomwaffensperrvertrag als Preis der Anerkennung.[76] Der Vertrag war 1970 in Kraft getreten und hatte in Zusammenarbeit mit der Internationalen
            Atomenergiebehörde ein komplexes System von Institutionen und Abkommen zur Verhinderung
            von Verstößen und zur Verifizierung entwickelt. Potter riet Bush, «die Bedingungen
            für die diplomatische Anerkennung der Ukraine durch die USA zu verdeutlichen» und das Land zur Einhaltung dieser Regeln zu drängen, bevor man
            ihm das wertvolle Geschenk der vollen Anerkennung durch die USA mache. Am Ende des Monats verwirklichte Bush die volle Anerkennung ohne eine solche
            Vorbedingung, weil er vermutlich hoffte, eine vorher abgegebene ukrainische Verzichtserklärung
            auf Atomwaffen sei tragfähig.
         

         Wenn das schockierende Dezember-Referendum Bush aus dem Tritt gebracht hatte, war
            die Wirkung auf Gorbatschow noch viel stärker. Der sowjetische Präsident hatte versucht,
            die Diskussionen über den neuen «Unionsvertrag» wiederaufzunehmen, die durch den Putsch
            unterbrochen worden waren. Nun war Krawtschuk nicht mehr zur Unterzeichnung bereit,
            und Jelzin hatte kein Interesse, einer Rumpfunion ohne die Ukraine anzugehören. Gorbatschow
            verlor die letzten Reste von Kontrolle, und es war nicht klar, was als Nächstes kommen
            würde. Wenn die Union verschwand, was sollte an ihre Stelle treten?
         

         Um eine Antwort zu finden, beschloss Jelzin, er müsse sich weit von Moskau und Gorbatschow
            entfernen. Er, Krawtschuk und der belarussische Staatschef Stanislau Schuschkewitsch –
            also die drei slawischen Staatschefs mit Atomwaffen auf ihrem Gebiet – benutzten einen
            früher vereinbarten Besuch Jelzins in Belarus, um sich nach Wiskuli zurückzuziehen,
            einer Staatsdatscha in der Belowescher Heide nahe der polnischen Grenze. Jelzin hatte
            sich entschieden, die Zukunft nur mit ihnen zu planen und sowohl die anderen Republiken
            als auch Gorbatschow auszuschließen.
         

         Nach zwei Tagen der Überredungskunst, des Nachdenkens und Trinkens rief Jelzin Bush
            überraschend am 8. Dezember an und erzählte ihm, was sie beschlossen hatten. Die Option,
            das gegenwärtige System beizubehalten «und den Unionsvertrag zu unterschreiben, zu
            dem alle uns drängen wollen, befriedigt uns nicht.» Sie hätten entschieden, es durch
            eine neue Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) zu ersetzen, und einen Vertrag darüber bei einer Zeremonie in einem Prachtsaal in
            Wiskuli zu unterschreiben. Der überraschte US-Präsident konnte wenig mehr sagen als
            «ich verstehe» und «aha».
         

         Jelzin versprach, die GUS-Staaten würden «eine einheitliche militärische Kommandostruktur ausarbeiten und festlegen.»
            Sie würden «eine einheitliche Kontrolle der Atomwaffen bereitstellen.» Der verblüffte
            Bush konnte Jelzin nur für die Nachricht danken und versprechen, ihn nach der Beratung
            mit seinen Mitarbeitern wieder anzurufen. Der russische Präsident schloss mit den
            Worten: «Das ist brandaktuell, die neueste Information. Offen gesagt, nicht mal Gorbatschow
            weiß es schon.»[77] Jelzin erwähnte nicht, dass er es bewusst vermieden hatte, Gorbatschow zu informieren,
            indem er Schuschkewitsch den Anruf nach Moskau machen ließ.
         

         Auf diese Nachricht war Gorbatschow außer sich vor Zorn und forderte anscheinend,
            Krawtschuk solle nach Moskau kommen, aber Krawtschuk lehnte ab. Jelzin musste dagegen
            nach Moskau zurück, traf aber Vorkehrungen. Als er schließlich mit Gorbatschow zusammentraf,
            brachte er bewaffnete Leibwächter mit, weil er wohl fürchtete, verhaftet zu werden.
            Der sowjetische Präsident versuchte das nicht einmal, denn er konnte sich nicht über
            die Folgen in der Öffentlichkeit sicher sein.
         

         Daraufhin handelte Jelzin rasch, um die Belowescher Vereinbarungen umzusetzen, als
            die dort beschlossenen Abmachungen bekannt wurden. Das ukrainische und das belarussische
            Parlament ratifizierten sie am 10. Dezember 1991, das russische folgte am 12. Dezember.
            Jelzin setzte auch seine außergewöhnliche Offenheit gegenüber Bush fort und teilte
            ihm seine Schritte im Voraus mit. Er bat Bush, «sich keine Sorgen über Atomwaffen
            zu machen», weil es «ein einheitliches strategisches Militärkommando» geben würde.
            In der neuen GUS war kein Platz für Gorbatschow, aber der russische Präsident versprach, er werde
            Gorbatschow «mit großem Respekt behandeln. Alles wird schrittweise ohne radikale Maßnahmen
            passieren.» Washington solle sich darauf vorbereiten, dass schon sehr bald, wahrscheinlich
            am Monatsende, «die Strukturen des Zentrums aufhören zu existieren.»[78]
         

         Bakers Einschätzung dieser Entwicklungen war unzweideutig. Am 10. Dezember schrieb
            er dem Präsidenten: «Strategisch gibt es kein anderes ausländisches Problem, dass
            Ihre Aufmerksamkeit oder Zeit mehr verdient» als die Zukunft des sowjetischen Atomarsenals.
            Scowcroft war immer noch anderer Meinung; später sagte er: «Ich war relativ entspannt»
            bei diesem Thema, weil er ein in mehrere Teile zersplittertes Atomwaffenarsenal für
            besser hielt als ein koordiniertes Ganzes, und weil er nicht glaubte, dass die Ukraine
            oder Kasachstan die USA ins Visier nehmen würden. Baker argumentierte dagegen, Washington habe keinen Nutzen
            von atomaren Rivalitäten zwischen ehemaligen Sowjetrepubliken, und es dürfe nur eine
            einzige Atommacht entstehen: Russland.[79]
         

         Der Präsident folgte Bakers Auffassung und unterzeichnete das Gesetz, das Senator
            Nunn angestoßen hatte. Es sollte Transport, Lagerung, Bewachung und Abschaffung der
            sowjetischen Waffen erleichtern. Bei einer Rede in Princeton forderte Baker am 12. Dezember
            auch eine internationale Hilfskonferenz für das «orientierungslose und verwirrte»
            russische Volk.[80] Er verkündete außerdem eine Luftbrücke für Nahrungsmittel nach Moskau, St. Petersburg
            und in andere Städte. Das war nicht bloß Mildtätigkeit. Außen- und Verteidigungsministerium
            arbeiteten mit den Vereinigten Stabschefs zusammen, um die Hilfsflüge mit einem genauen
            Blick auf Gegenden der Sowjetunion zu verbinden, die für amerikanische Strategieplaner
            seit langem interessant waren.
         

         Nach seiner Rede in Princeton flog der Außenminister in die sterbende Sowjetunion,
            um sich vom 12.–15. Dezember mit den Regierungschefs der vier Republiken zu treffen,
            die Teile des Atomwaffenarsenals besaßen. Er hatte beschlossen, die Frage verdiene
            wegen ihrer Konsequenzen seine persönliche Aufmerksamkeit. Nach der Landung waren
            die praktischen Folgen der sowjetischen Auflösung sofort sichtbar. Baker schrieb in
            seinen Memoiren: «Fast alle Aeroflot-Maschinen standen am Boden, und unsere Botschaft
            hatte Probleme, Benzin für ihre Wagen aufzutreiben – und das im Land mit den weltweit
            größten Ölreserven!»[81]
         

         Seine handschriftlichen Notizen von der Reise zeigen, dass er den meisten seiner Gastgeber
            dieselben Fragen zu den Atomwaffen stellte: «Von wem kommen Ihre Anweisungen – Ihre
            politische Führung? Ihre Befehle?» Er betonte auch, die bald unabhängigen Staaten
            müssten «den Prozess des Beitritts zum Atomwaffensperrvertrag beginnen» und ab Januar
            Besuche von ausländischen Experten akzeptieren.[82] Sein Ziel war klar: Die atomar bewaffneten Republiken sollten die unabhängige Befehlsgewalt
            aufgeben und die Waffen entweder zerstören oder zur Zerstörung nach Russland schicken.
            In Moskau betonte er seinen Verhandlungspartnern gegenüber zusätzlich: «Sie haben
            eingewilligt, das biologische Waffenprogramm zu beenden und einem Termin für die Demontage
            dieser Einrichtungen zuzustimmen.»[83]
         

         Am dramatischsten Tag seiner Reise traf Baker am 16. Dezember mit Gorbatschow und
            Jelzin zusammen, aber nicht gemeinsam. Jelzin war inzwischen viel wichtiger. Im Hochgefühl
            seines Sieges über den verhassten politischen Rivalen war er in großzügiger Stimmung
            und bereit, detailliert über Moskaus atomare Abschussverfahren Auskunft zu geben,
            ein Gespräch, das wenige Jahre zuvor undenkbar gewesen wäre.
         

         Jelzin teilte dem Amerikaner mit, er halte jetzt das Schicksal der Sowjetunion in
            seinen Händen. Er habe früher einmal dazu geneigt, die Union zu erhalten, aber «letztlich
            war der entscheidende Faktor das ukrainische Referendum, weil eine Union ohne die
            Ukraine sinnlos war.» In Hinsicht auf Verteidigungsfragen sagte der russische Präsident,
            er wolle, dass die GUS «vereinigte strategische Kräfte habe, einschließlich strategischer Abschreckungswaffen»,
            wies aber die Idee zurück, Gorbatschow könne «Oberkommandierender dieser Truppe werden.»
            Er hoffte vielmehr, «‹unser› Verteidigungsminister Jewgeni Schaposchnikow» – der sich
            dem Putsch im August entgegengestellt hatte, obwohl er sowjetischer Verteidigungsminister
            war – könne diese Rolle übernehmen. Jelzin hoffte auch, «das als Teil der GUS zu schaffende militärische Gebilde» werde «eine enge Verbindung mit der NATO eingehen.» Berichten zufolge schrieb er sogar ans NATO-Hauptquartier in Brüssel, er hoffe, Russland könne der Allianz beitreten.[84]
         

         Baker hatte es früher vermieden, Gorbatschows Vorschläge über einen NATO-Beitritt der Sowjetunion detailliert zu diskutieren, und auch seine Antwort auf Jelzin
            fiel allgemein aus: «Vielleicht gibt es einen Weg, wie die NATO in Beziehung zur GUS treten kann.» Der Außenminister lenkte das Gespräch zu den Punkten, die ihm wichtig
            waren: Kommando und Kontrolle der Atomwaffen. Er drückte seinen starken Wunsch aus,
            die GUS solle alle Atomwaffen unter ein einziges Kommando stellen, und die USA und Russland sollten zusammenarbeiten, die Sicherheit dieser Waffen wie auch die
            Umsetzung des START-Vertrags zu gewährleisten. Jelzin antwortete mit einer Wiederholung seiner früheren
            Aussage. Es werde zwar «ein langfristiger Prozess sein», aber er hoffte ausdrücklich,
            dass «die Verteidigungsunion der GUS sich mit der NATO zusammenschließen könnte.» Das Protokoll vermerkt keine Reaktion Bakers auf Jelzins
            Hoffnung einer weitgehenden Kooperation mit der atlantischen Allianz.
         

         Baker hatte zuvor angedeutet, er müsse ein Thema ansprechen, das so heikel sei, dass
            die meisten Mitarbeiter den Raum verlassen müssten, bevor er sprechen könne, und nun
            sei der Zeitpunkt dafür gekommen. Sobald die meisten Delegationsmitglieder draußen
            waren, bat er Jelzin um eine Erklärung, wie die Sowjetunion im Ernstfall ihre Atomwaffen
            starten würde. Bemerkenswerterweise antwortete Jelzin ihm, und Baker machte sich handschriftliche
            unterstrichene Notizen, während er sprach. Das Kommando beruhte auf drei Aktenkoffern
            und einem «System von Konferenztelefonen.» Das Telefonsystem «ist nur für die Entscheidung», erklärte Jelzin; die Aktenkoffer seien notwendig für den Abschuss. Sie seien im
            Besitz «von 3 Personen – Gorby, Jelzin, Schaposch[nikow].» Alle drei müssten «dem
            Abschuss zustimmen, es sei denn, einer wird vermisst», dann könnten «die anderen 2
            den Abschuss freigeben oder wenn 2 vermisst sind, kann es einer tun.» Der russische
            Präsident sagte Baker, er werde «Gorby den Aktenkoffer vor Ende Dez.» abnehmen, daher
            würden «nur Präs. Russlands und Schaposch», letzterer vermutlich als neuer GUS-Verteidigungsminister, «einen KOFFER HABEN, UM DEN KNOPF ZU DRÜCKEN.» Jelzin fügte hinzu, er wolle ein System aufbauen, in dem Schaposchnikow «nicht
            allein» einen Abschuss freigeben könne.[85]
         

         Schließlich äußerte Jelzin die willkommene Nachricht, dass wegen eines früheren Abkommens
            «die Mehrheit der taktischen Atomwaffen schon aus der Ukraine abtransportiert sind.»
            Das strategische Arsenal war etwas anderes. Während ihre Mitarbeiter noch im Raum
            waren, hatte Jelzin erklärt, es sei «‹kein Geheimnis›, dass einige der mordernsten
            strategischen MIRV-Systeme der Sowjetunion sich in der Ukraine befinden.»[86] Mit diesen Systemen konnte eine Rakete mehrere Ziele mit verschiedenen Sprengköpfen
            treffen, daher waren sie besonders gefährlich. Um Bakers Befürchtungen zu lindern,
            vertraute Jelzin ihm in ihrem Gespräch unter vier Augen an, dass die Ukrainer, ebenso
            wie andere Republiken mit sowjetischen Atomwaffen auf ihrem Gebiet, «nicht wissen,
            wie die Dinge funktionieren. Darum erzähle ich es nur Ihnen.» Er war sicher, sie würden zufrieden sein, wenn sie nur Telefone, keine Abschusskoffer
            hätten, und sobald «die Raketen von ihrem Boden weg sind, werden auch die Telefone
            entfernt.»[87]
         

         Baker war dankbar für diese Information, nahm sich aber trotzdem die Zeit für einen
            Besuch in Kyiv, wo er auch Krawtschuk sagte, es gebe keine wichtigere Frage «für das
            amerikanische Volk als die Vermeidung des Einsatzes» von Atomwaffen.[88] Der Außenminister sprach auch mit den Staatschefs von Belarus und Kasachstan, bevor
            er nach Brüssel flog, um seine NATO-Verbündeten zu informieren. Dort sagte er einem britischen Vertreter, die «sich verschlechternde
            wirtschaftliche Lage könnte zu einer sozialen Explosion führen», daher bestehe die
            Notwendigkeit einer «konzertierten und internationalen Anstrengung, um humanitäre
            Hilfe zu leisten.»[89]
         

         Selbst auf dem Rückflug von Brüssel am 21. Dezember fand Baker keine Ruhe. Mitten
            im Flug rief der kasachische Präsident Nasarbajew ihn mit einer vertraulichen aktuellen
            Nachricht an. Jelzin, der entschlossen war, die Sowjetunion so schnell wie möglich
            abzuwickeln, hatte für diesen Tag ein GUS-Treffen in der kasachischen Hauptstadt Almaty anberaumt. Bei dieser Konferenz traten
            weitere acht Sowjetrepubliken der GUS bei; insgesamt waren es nun elf sogenannte Mitbegründer. Nasarbajew war Gastgeber
            und nun auch Informant.
         

         Inzwischen hatten Baker und Nasarbajew erkannt, sie könnten miteinander ins Geschäft
            kommen, vor allem in Bezug auf die Ölindustrie. Bei einem früheren Besuch in Almaty
            hatte der Außenminister den Präsidenten offenbar damit für sich eingenommen, dass
            er andeutete, der US-Ölriese Chevron sei vielleicht an der Erschließung kasachischer
            Ölfelder interessiert. Dieser Besuch war so gut verlaufen, dass Baker und Strauss
            sogar die Einladung des Präsidenten angenommen hatten, gemeinsam in die Sauna zu gehen,
            einschließlich des traditionellen Schlagens von Eukalyptuszweigen auf den Rücken der
            Gäste. Als Strauss danach aus der Sauna kam, sagte er zu Bakers Leibwächtern: «‹Gebt
            mir sofort den Präsidenten der Vereinigten Staaten an die Strippe. Sein Außenminister
            ist splitterfasernackt und wird gerade vom Präsidenten von Kasachstan geschlagen.›»[90]
         

         Nun trug diese freundliche Beziehung im chaotischen Dezember 1991 Früchte. Nasarbajew
            hatte sich geärgert, dass Jelzin das Schicksal der Sowjetunion mit den übrigen slawischen
            Republiken allein entschieden hatte. Schlimmer noch, Jelzin hatte ihn gleichzeitig
            nach Moskau gerufen, aber erst nach der Landung erfuhr der Kasache, Jelzin sei mit
            seinen slawischen Kollegen noch «‹weit ab in den Wäldern›» von Wiskuli.[91] Offenbar hielt der russische Präsident den Gipfel in der kasachischen Hauptstadt
            ab, um Nasarbajew zu besänftigen, aber das reichte nicht aus. Bei seinem Telefonat
            mit Baker am 21. Dezember klang der kasachische Präsident immer noch verbittert, außerdem
            ließ er durchblicken, dass er mit Baker heimlich zusammengewirkt hatte, um das Ergebnis
            des Gipfels zu beeinflussen.
         

         «Herr Außenminister, ich habe alles in meiner Macht stehende getan, um das auszuführen,
            was Sie und ich besprochen hatten», sagte er zu Baker, es sei jedoch «nicht leicht»
            gewesen. Der Gipfel hatte beschlossen, es werde langfristig nur «eine einzige Leitung
            der strategischen Waffen» geben. Das hörte Baker gern, weniger gern aber, dass es
            kurzfristig vier atomar bewaffnete Republiken geben würde, und sollte jemals «Gott
            bewahre, die Entscheidung fallen, diese Waffen zu benutzen», würde sie «von diesen
            vier Staaten getroffen werden.» Diese Situation war aber nur vorübergehend. «Die Ukraine
            und Belarus werden ihre Atomwaffen bis 1998 an Russland abgeben.» Nasarbajew selbst
            sträubte sich noch, stimmte aber schließlich zu, ebenfalls seine Waffen abzugeben.[92]
         

         Offenbar ohne Wissen von den schon von dem Kasachen weitergegebenen Informationen
            rief auch Jelzin am 23. Dezember Bush an, um den Stand der Dinge zu erklären. Er wiederholte,
            was Nasarbajew zu Baker gesagt hatte, dass nämlich die vier atomar bewaffneten Republiken
            die einzigen sein würden, die bei der Stationierung mitzureden hätten. Jelzin formulierte
            es so: «Der russische Präsident wird den roten Knopf nach Konsultation mit den drei
            anderen kontrollieren» – obwohl er angeblich ein Geheimdekret erlassen hatte, das
            es dem russischen Präsidenten, d.h. ihm selbst, erlaubte, im Notfall Waffen ohne Konsultation
            abzuschießen. In Hinsicht auf die Befehlskette erwartete Jelzin, dass Gorbatschow
            am 25. Dezember, in rund 48 Stunden, seinen Atomkoffer zurückgeben und zurücktreten
            werde, was bedeutete, dass Jelzin und Schaposchnikow die drei Koffer kontrollieren
            würden. Die russische Regierung werde Gorbatschow «Geld, Krankenversicherung und -behandlung,
            ein Landhaus, Leibwächter und Transportmittel» zur Verfügung stellen.[93]
         

         Der sowjetische Präsident war nicht der einzige, der sein Amt verlor. In ganz Moskau
            wechselten die Schlüssel zu großen Büros rasch den Besitzer. Am 24. Dezember begann
            Kosyrew diplomatische Besucher in seinem neuen Büro, der rasch geräumten Suite des
            sowjetischen Außenministers, zu empfangen. Der britische Botschafter Rodric Braithwaite
            machte ihm seine Aufwartung und berichtete nach London, Kosyrew habe «alle alten stellvertretenden
            Minister gefeuert und wirkt sehr gut etabliert.»[94] Auch die sowjetischen Kontrolleure der Medien machten Platz für ihre russischen
            Nachfolger.
         

         Der dramatischste Abschied blieb aber Gorbatschow vorbehalten. Kurz vor seinem Rücktritt
            am 25. Dezember 1991 führte er noch eine Reihe melancholischer Telefongespräche. Die
            Tendenz, seine westlichen Partner als entscheidende Verbündete gegen inländische Reaktionäre
            anzusehen, war inzwischen so stark geworden, dass er in seinen letzten Momenten als
            Präsident Trost bei Ausländern suchte, die er – vielleicht unklugerweise – nicht nur
            als Kollegen, sondern als Freunde betrachtete. Kurz bevor er zum Verlassen seiner
            Suite im Kreml gezwungen wurde, rief er Bush an, um ihm nicht ganz überzeugend zu
            sagen, alles sei «unter strenger Kontrolle.» Er werde an diesem Tag zurücktreten und
            «die Autorität über die Atomwaffen an Jelzin übergeben», darum könne Bush «einen ganz
            ruhigen Weihnachtsabend verbringen.»[95]
         

         Bald darauf sollte er seinen Rücktritt im Fernsehen erklären, rief aber eine halbe
            Stunde vorher noch Genscher an. Der Außenminister war während des ganzen Prozesses
            der deutschen Vereinigung für größere Zugeständnisse an Gorbatschow eingetreten als
            seine westlichen Kollegen und sogar Kohl. Nun wollte Gorbatschow ganz am Schluss seine
            Stimme hören. Ihr Gespräch hatte einen Unterton von verlorener Hoffnung.
         

         In seinen letzten Worten an den sowjetischen Präsidenten erinnerte Genscher an etwas,
            was er 1990 in Archys zu Gorbatschows Frau Raissa gesagt hatte. Wie immer um ihren
            Mann besorgt, hatte sie den Außenminister während der Gespräche beiseite genommen,
            um sicherzugehen, dass die Deutschen mit ihrem Wissen und Wohlstand der Sowjetunion
            beim Übergang in eine erfolgreiche Zukunft halfen. Genscher hatte ihre Hand genommen
            und ihr versprochen: «Wir haben in jeder Hinsicht unsere Lehren aus der Geschichte
            gezogen. Ich weiß sehr genau, was Ihr Mann hier tut. Alles wird gut werden.»[96] Nun erinnerte Genscher beim Abschied Gorbatschows von der Weltbühne an dieses Versprechen.
            Das Offensichtliche blieb ungesagt: Für Gorbatschow und die Sowjetunion war nicht
            alles gut geworden.
         

         Dann hielt Gorbatschow gegen 19 Uhr seine zwölfminütige Fernsehansprache, bei der
            auch westliche Kamerateams anwesend waren. Der sowjetische Präsident merkte zu spät,
            dass er einen neuen Füller brauchte, um seine Rücktrittserklärung zu unterzeichnen,
            weil seiner nicht funktionierte. CNN-Chef Tom Johnson, ein Freund von Botschafter Strauss, der das Kamerateam zu dem historischen
            Termin in den Kreml begleitet hatte, lieh ihm seinen Montblanc. Mit der Unterschrift
            wurde Russland zum Nachfolger der Sowjetunion in der UN und zahlreichen anderen Organisationen.
            Später schickte Botschafter Braithwaite einen politischen Nachruf auf Gorbatschow
            nach London: «Die Verbitterung über sein endloses Reden und mangelndes Handeln zerstörte
            schließlich den letzten Rest an Unterstützung für ihn.»[97]
         

         Jelzin, der Gorbatschows Rede am Bildschirm verfolgte, wurde wütend, weil er meinte,
            sie zeige nicht genug Respekt für ihn. Er zeigte seinen Unwillen, indem er die Sowjetfahne,
            die noch über dem Kreml wehte, so rasch wie möglich einziehen ließ. Nur 38 Minuten
            nach Beginn der Rede ersetzte eine russische Fahne die sowjetische als dramatisches
            Zeichen des Übergangs.
         

         Das war an diesem Tag nicht Jelzins einzige Beleidigung für seinen besiegten Gegner,
            trotz des Versprechens gegenüber Bush, er werde den sowjetischen Ex-Präsidenten respektvoll
            behandeln. Die Gorbatschows hatten geglaubt, sie hätten bis Neujahr Zeit, um ihre
            Residenz zu räumen, aber Jelzin beschloss, sie sofort hinauszusetzen. In Panik musste
            Raissa, die noch an den Folgen eines Schlaganfalls während des Putsches im August
            litt, ihren Mann telefonisch suchen, um ihm zu sagen, dass unangekündigt Männer gekommen
            seien, um sie aus ihrer Wohnung zu werfen.
         

         
            «Der Schmerz ist groß»
            

         

         Auch Bush sollte bald den Schmerz des Abschieds aus dem Amt spüren, obwohl das im
            Dezember 1991 noch nicht klar war. Im Moment war es ein weiterer Augenblick des Triumphs.
            Jahrzehntelang hatten amerikanische Politiker sich kaum vorstellen können, dass der
            Kalte Krieg anders als durch einen Atomkrieg enden könne. Stattdessen war die Sowjetunion
            mit relativ wenig Gewalt plötzlich verschwunden.
         

         Russland fuhr fort, große Teile des früheren sowjetischen Arsenals zu konsolidieren
            und zu zerstören. In der ersten Jahreshälfte 1992 konnte Moskau die meisten taktischen
            Atomwaffen der Sowjetunion sichern und demontieren, manchmal einfach durch den Abtransport
            vom Gebiet der nun unabhängigen Republiken. Jelzin handelte aber bilaterale Verträge
            mit den Staatschefs von Belarus und Kasachstan über die strategischen Waffen in ihren
            Ländern aus. Gemäß den Absprachen zwischen Baker und den Republiken schickte Washington
            Delegationen, um bei den vielen technischen Fragen zu helfen. Der Außenminister setzte
            auch die erhoffte Hilfskonferenz in Washington auf den 23. Januar 1992 an.
         

         In einem Fall verlor Baker aber einen großen internen Kampf in der Regierung. Er glaubte
            nicht, dass die erzwungene Rückzahlung sowjetischer Schulden zu diesem schwierigen
            Zeitpunkt Priorität haben solle. Finanzminister Nicholas Brady war aber anderer Meinung
            und brachte Bush auf seine Seite. Wie Scowcroft später sagte, mochten Baker und Brady
            sich nicht. «Sie arbeiteten nicht sehr gut zusammen, weil natürlich der Außenminister
            vorher Finanzminister gewesen war», wodurch «tieferliegende Spannungen» entstanden,
            außerdem sei «das Finanzministerium eine ganz eigene Kultur innerhalb der Regierung»,
            und sein Minister und Personal «wissen nicht, was Koordinierung und Zusammenarbeit
            sind – außer wenn sie es machen.» In der Frage der sowjetischen Schulden waren es
            Bradys Mitarbeiter, nicht Bakers, die die Kontrolle über die Wirtschaftspolitik gegenüber
            dem neuen Staat Russland übernahmen und darauf beharrten, Moskau sei für die gesamten
            sowjetischen Schulden – 1991 schätzungsweise 65 Milliarden Dollar – verantwortlich,
            was die neue Demokratie zusätzlich belastete. Der Finanzminister und seine Mitarbeiter
            hatten sich erinnert, dass sich das neue Regime nach der Oktoberrevolution geweigert
            hatte, Verantwortung für die Schulden der Zaren zu übernehmen, und sie wollten keine
            Wiederholung.
         

         Diese Haltung erwies sich als umstritten. Selbst prominente Republikaner wie Richard
            Perle waren der Meinung: «Wir sollten einen Weg finden, einen Schlussstrich zu ziehen
            und Jelzin eine Außenseiterchance zu geben. Das mindeste, was wir tun können, ist,
            die Schulden seiner undemokratischen Vorgänger zu tilgen.» Moskau war aber besorgt,
            Washington könne die Getreidelieferungen stoppen, wenn es die sowjetischen Schulden
            nicht bediene, also tat es das – und übernahm sogar die Verantwortung für einige Schulden
            aus der Zarenzeit.[98]
         

         Aus Anlass dieser dramatischen Veränderungen hielt der UN-Sicherheitsrat sein erstes
            Treffen auf Gipfelebene am 31. Januar 1992 ab, d.h. alle Staatsoberhäupter und Regierungschefs
            waren anwesend. Dieses Jahr war ein Höhepunkt der internationalen Zusammenarbeit.
            Der russische Präsident erklärte, er werde die USA nicht länger zum Ziel atomarer Raketen machen (obwohl Experten bemerkten, es sei
            nicht schwer, die Zielwahl wieder zurückzustellen). Jelzin wurde nach Camp David eingeladen,
            wo er und Bush am 1. Februar erklärten, die USA und Russland seien keine Gegner mehr und der Kalte Krieg vorüber. Noch im selben
            Jahr spekulierten Jelzin und Bush sogar darüber, das fünfzigste Jubiläum der Mondlandung
            2019 mit einer gemeinsamen Marsmission zu begehen. Jelzin sagte: «Wir sollten nicht
            konkurrieren, wer zuerst dort ist. Wir sollten zusammenarbeiten.»[99]
         

         Später schrieb der Russlandexperte Anders Åslund: «Anfang 1992 hatten westliche Länder
            eine große Chance, etwas zu bewirken. Der Westen, vor allem die Vereinigten Staaten,
            genossen in Russland enormes Wohlwollen und Einfluss.»[100] Russland erhielt sowohl bilaterale Hilfe von den USA als auch ein Hilfspaket des Internationalen Währungsfonds. Doch die Frage, ob irgendeine
            Form von Schuldenerlass – besonders der 2,8 Milliarden sowjetischen Schulden gegenüber
            den USA – Russland im entscheidenden Jahr 1992 hätte helfen können, blieb offen, weil es
            keinen gab.
         

         Im Jahr 1992 gab es eine weitere wichtige Veränderung in Europa: die Unterzeichnung
            des Maastricht-Vertrags am 7. Februar, der die Europäische Gemeinschaft 1993 zur Europäischen
            Union machte. Doch Kohls Projekt der Vereinigten Staaten von Europa wurde nicht verwirklicht.
            Nach den Worten der US-Botschaft in Paris musste er einen Kompromiss zwischen «zwischenstaatlicher
            Kooperation und totaler politischer Integration» akzeptieren.[101] Dennoch hatte der Kanzler sich mit den Kompromissen abgefunden. Er sagte Bush im
            März, die Mittel- und Osteuropäer müssten warten, denn die Organisation gebe anderen
            Staaten – Schweden, Finnland, Österreich, vielleicht Norwegen – eine höhere Priorität.
            Er deutete auch an, es sei unwahrscheinlich, dass frühere Sowjetrepubliken je beitreten
            würden, und sagte sie sollten eine eigene Wirtschaftszone als «Brücke von Europa nach
            Asien» bilden.[102] Die EG musste sich auch der andauernden Gewalt in Jugoslawien stellen. Im Mai 1992
            starben 16 Menschen, und Dutzende wurden verwundet, als eine Mörsergranate einen Markt
            in Sarajewo traf. In diesem Jahr bildete die UN eine Schutztruppe namens UNPROFOR und versuchte Schutzzonen einzurichten, doch diese blieben gefährlich verwundbar.
         

         Während die EG mit ihrer Transformation und mit Bosnien beschäftigt war, wandten sich
            Mittel- und Osteuropa erneut mit Beitrittswünschen an die NATO, wurden aber wieder enttäuscht. Das Bündnis wollte lieber am Aufbau des Nordatlantischen
            Kooperationsrats arbeiten. Am 10. März nahm diese Organisation alle früheren Sowjetrepubliken
            außer Georgien auf, das einen Monat später beitrat. Damit folgten sie den baltischen,
            mittel- und osteuropäischen Staaten, die schon im Dezember 1991 beigetreten waren.
            Dies war zwar ein Sieg für die Inklusivität – das Hauptmotiv war, die im Vertrag über
            konventionelle Streitkräfte verbundenen Staaten an einem Ort zusammenzubringen –,
            aber dieser umfassende Schritt verwässerte auch die Bedeutung des NAKR in den Augen der Tschechoslowaken, Ungarn und Polen. Ein Mitglied des US-Kongresses
            schrieb später, der NAKR wirke nun «wie ein langsamer Zug zu einem unbekannten Ziel.»[103] Zu einem Zeitpunkt, als die Visegrád-Staaten «und die Ukraine bereits mit ihren
            NATO-‹Partnern› in Kroatien und Bosnien bei realen Aktivitäten zusammenarbeiteten», brachte
            der NAKR einfach nicht die Anerkennung, die sie suchten. Bei ihrem Treffen in Prag am 6. Mai
            1992 erklärten die Regierungschefs der Visegrád-Staaten ihr Ziel einer NATO-Vollmitgliedschaft.
         

         Dieses Missgeschick brachte das US-Außenministerium dazu, das Für und Wider der NATO-Ausweitung nach Mittel- und Osteuropa erneut zu diskutieren. Das größte Problem war
            nach den Worten von Staatssekretär Thomas Niles, dass die «Expansion der NATO eine Entscheidung erzwingen würde, ob man für alle offen ist – einschließlich Russland –
            oder ob man eine neue Linie in Europa zieht, die an die Stelle der Grenze des Kalten
            Kriegs tritt.» Die bittere Wahrheit war, es gab «keine politisch akzeptable Art, eine
            Linie zu ziehen.» Wenn sie Russland ausschloss, würde das «praktisch Russland sagen,
            das Endergebnis der internen Revolution und der Auflösung seines sowjetischen/Warschauer
            Pakt-Imperiums ist die Erweiterung der NATO bis an seine Grenze.» Angesichts der Zerbrechlichkeit von Russlands neuer Demokratie –
            wo die Inflation im Dezember 1992 auf über 2000 Prozent stieg und die Regierung Jelzin
            reif für den Sturz schien – war es nicht der Zeitpunkt, Moskau noch stärker zu belasten.
            Ein weiteres Problem war, dass «wir keine politisch nachhaltige Art sehen, sie [die
            Erweiterung] zu stoppen, wenn wir erst anfangen», es sei denn, indem man eine neue
            Linie durch Europa ziehe. Niles riet dazu, die NATO-Mitgliedschaft vorläufig bei 16 Staaten zu belassen.[104]
         

         Diese Ansichten riefen vehemente Ablehnung im Außenministerium hervor. Stephen Flanagan
            vom Planungsstab hielt solche Vorsicht für völlig falsch: «Jetzt ist der Zeitpunkt»,
            die Allianz zu vergrößern. Er lehnte speziell die Vorstellung ab, jede Diskussion
            der NATO-Erweiterung «werde sofort die Schleusen öffnen.» Flanagan war überzeugt, neue Mitglieder
            könnten «der Reihe nach» beitreten – sowohl neue Mitglieder der gegenwärtig neutralen
            Staaten als auch die neuen Staaten des früheren Ostblocks. Er schlug folgende Reihenfolge
            vor: «Zuerst die interessierten früheren Neutralen, dann die Trokjat [sic, vermutlich Tschechoslowakei, Ungarn und Polen] und die Bulgaren, darauf die Russen,
            Ukrainer, Belorussen, Rumänen und andere frühe postkommunistische Staaten.» Flanagan
            meinte sogar, der «frühe Beitritt» einiger mittel- und osteuropäischer Staaten zum
            Bündnis könne für Kyiv und Moskau als Beispiel dienen, «was möglich ist, sobald man
            das wirtschaftliche und soziale System transformiert.» Eine vergrößerte Allianz könne
            auch helfen, die Konsequenzen der Gewalt in Jugoslawien zu reduzieren. Und da «die
            Deutschen wahrscheinlich nicht sehr viel länger 95 % unserer Truppenpräsenz in Europa
            aufnehmen werden», brauche man «andere Immobilien.» «Alte sowjetische Kasernen in
            Polen wären ein Schnäppchen, und wir wären Helden», wenn man sie kaufen und der Wirtschaft
            in deren Umgebung helfen würde. Kurz gesagt, wenn er wetten solle, «ob eine Brigade
            der US-Army 1995 in Deutschland oder Polen willkommener wäre», würde er «auf letztere
            setzen.» Flanagan kam zu dem Schluss, die Regierung Bush solle «einen Kriterienkatalog
            und einen Fahrplan für neue Mitglieder» entwickeln.[105]
         

         Mit dieser Meinung stand Flanagan nicht allein. Ein an die New York Times durchgesickertes internes Strategiepapier des Pentagon deutete im März 1992 an, auch
            Cheney und seine Berater seien immer noch für einen aggressiveren Ansatz. Mit der
            «bis jetzt klarsten Ablehnung des kollektiven Internationalismus», wie die Zeitung
            es nannte, stellte das Papier fest, die Mission der USA nach dem Kalten Krieg sei nicht, «mit Russland zusammenzuarbeiten, sondern «sicherzustellen,
            dass keine rivalisierende Supermacht entstehen kann.»[106] Und ein ukrainischer Minister behauptete später, 1992 habe ein Staatssekretär des
            Außenministeriums den Botschafter Kyivs in Washington kontaktiert, um die Ukraine
            zu drängen, sich um die NATO-Mitgliedschaft zu bemühen.[107]
         

         Gleichzeitig argumentierte auch eine kleine Gruppe von Analysten der RAND Corporation, eines Think Tanks, für die NATO-Erweiterung. Einer der Analysten, der ehemalige Luftwaffenoffizier Richard Kugler,
            ließ sich vom Gespräch mit polnischen Kollegen anregen. Sie sagten ihm, ohne NATO-Mitgliedschaft würden sie Atomwaffen anstreben und sich damit gegen die Russen verteidigen,
            bis die Deutschen zu Hilfe kämen. Kugler «‹hatte die Vision eines atomar bewaffneten
            Polens, das von deutschen Truppen gegen die Russen unterstützt wurde – ich glaube,
            das wollte niemand!›»[108]
         

         Bush blieb aber auf der Seite jener, die zur Vorsicht mahnten. Er sollte am 5. Juli
            1992 eine große Rede in Warschau halten, wo er Unterstützung für den NATO-Beitritt Polens und anderer Länder hätte andeuten können. Der stellvertretende Außenminister
            Eagleburger hatte schon am 4. Juni bei einem NATO-Ministertreffen auf diese Idee hingewiesen und gesagt, «die ganze Zusammensetzung
            der Allianz müsse sich vielleicht vergrößern.»[109] Frühe Fassungen von Bushs Rede enthielten angeblich Formulierungen über eine NATO-Erweiterung, doch in der Endfassung waren sie nicht mehr da. Dagegen blieben die
            Besorgnis über Russland und seine Fähigkeit zur Kontrolle des sowjetischen Atomarsenals
            im Frühjahr und Sommer 1992 eine Priorität. Baker brachte alle vier atomaren Nachfolgestaaten
            der UdSSR am 23. Mai zu einem Treffen in Lissabon zusammen, bei dem die kleineren
            drei ein Abkommen unterzeichneten, nach dem sie so bald wie möglich ihre Atomwaffen
            abgeben und dem Sperrvertrag beitreten würden.
         

         Die bevorstehenden Präsidentschaftswahlen in den USA zwangen Bush dazu, sich innenpolitischen Themen zuzuwenden, obwohl auch das Verhältnis
            zu Russland eine Rolle im Wahlkampf spielte. Wie erwartet, kritisierte Bushs Gegner
            von den Demokraten, Gouverneur Bill Clinton aus Arkansas, ihn für seine übergroße
            Zurückhaltung bei der Hilfe für die Ex-UdSSR. 20 Minuten bevor Clinton eine große
            Rede darüber halten wollte, erklärte Bush, die G7 würden Moskau Kredite von 24 Milliarden
            Dollar geben.
         

         Wichtiger als die Außenpolitik war für die Wahlen aber die Mischung aus einer schwächelnden
            Wirtschaft und dem Auftreten des texanischen Geschäftsmanns Ross Perot, der bei seiner
            Kandidatur vom Zorn der Wähler über Bushs Steuererhöhungen profitierte. Er hatte zwar
            keine ernsthaften Aussichten, Präsident zu werden, verringerte aber Bushs Chancen
            auf einen Sieg über Clinton. In dieser Lage wandte Bush sich wieder an seinen alten
            Freund Baker und bat ihn, statt für die Nichtverbreitung der Atomwaffen für seine
            Wiederwahl zu arbeiten. Im Juli 1992 erklärte der Außenminister einem britischen Diplomaten,
            er sei nicht begeistert davon, «kein Außenminister mehr zu sein.» Doch der Präsident
            «blieb bei einer täglichen Routine, die wenig darauf achtete, dass er in den Umfragen
            so weit zurücklag.» Bush sollte nach Bakers Meinung vielmehr «die großen Fragen und
            langfristigen Themen» ansprechen, denn «Clinton war verwundbar als ein schlechter
            Gouverneur von Arkanas.» Und dann war da das Problem, dass Vizepräsident Quayle sie
            «‹vier Prozent kostete›.»[110] Man hatte sogar spekuliert, Bush könne Quayle ablösen, was Baker unterstützte, und
            durch Cheney, Powell oder Baker selbst ersetzen. Stattdessen unterstützte der Außenminister
            aber nur den Wahlkampf.
         

         Das reichte nicht aus. Die Kombination aus den Sorgen der amerikanischen Wähler über
            die wirtschaftliche Zukunft, der Herausforderung durch Ross Perot und Clintons geschicktem
            Wahlkampf machten den Gouverneur am 3. November zum Sieger. Im Telefongespräch mit
            dem britischen Premierminister John Major beklagte Bush sich drei Tage später, dass
            Perot, «dieser schreckliche, durchgedrehte kleine Mann» ihm in «mehreren Staaten»
            geschadet habe, indem er «rund 80 Millionen Dollar von seinem eigenen Geld ausgab.»
            Nun stand Bush davor, «den Gang zu wechseln und nachzudenken, was er mit dem Rest
            seines Lebens anfangen wolle.»[111] Die letzte außenpolitische Leistung seiner Regierung fand im Januar 1993 statt,
            als der noch amtierende Präsident in Moskau den START II-Vertrag abschloss und auch einen Vertrag über chemische Waffen unterzeichnete.
         

         Major sprach auch Scowcroft sein Mitgefühl über den bevorstehenden Amtsverlust aus.
            Der normalerweise stoische Nationale Sicherheitsberater antwortete mit einer ungewohnten
            Gefühlsäußerung: «Zu wissen, was wir zusammen hätten erreichen können, erzeugt ein
            Gefühl von großem Verlust … der Schmerz ist groß.»[112]
         

         So wurde es Aufgabe der Clinton-Regierung, sich mit dem Erbe des sowjetischen Zusammenbruchs
            zu beschäftigen. Botschafter Strauss hielt es für eine ebenso große Herausforderung
            wie die nach 1945. Als Kind jüdischer Eltern, die vor den Nazis aus Deutschland nach
            Texas geflüchtet waren, war er mit einem großen Interesse für den Zweiten Weltkrieg
            aufgewachsen. Er hatte immer die Art geschätzt, wie die USA bei Kriegsende «beschlossen, frühere Gegner zu Verbündeten, Freunden und friedlichen
            Konkurrenten zu machen.» Nun hoffte er, «dass wir dies nach dem Kalten Krieg wieder
            tun können.»[113]
         

         Wege zur Erreichung dieses Ziels zu finden, würde aber enorm schwierig sein, und das
            Risiko des Scheiterns war hoch. George Kennan, ein Vorgänger von Strauss als Botschafter
            in Moskau, hatte seine eigene Sicht auf die Herausforderung, die ein großer Triumph
            mit sich brachte. Von allen Fehlern, die ein siegreiches Land machen könne, «wertet
            die Geschichte als größten» die Torheit, besiegte Feinde auszunutzen.[114]
         

         Westliche Regierungschefs hatten in den stürmischen Jahren zwischen 1989 und 1992
            große Triumphe gefeiert. Sie hatten die Chance ergriffen, welche die friedliche Revolution
            in Mittel- und Osteuropa und Gorbatschow ihnen bot, und die Ernte eingefahren, bevor
            der von Kohl vorhergesagte Sturm mit unerwarteter Wut hereinbrach. Deutschland war
            vereinigt, und Europa war auf dem Weg zu einer gemeinsamen Währung. Der US-Präsident
            und der Bundeskanzler hatten gemeinsam den Prozess angetrieben, indem sie die Schauplätze
            kontrollierten, wo er stattfand, und indem sie das Schicksal Deutschlands und der
            NATO verbunden hatten – obwohl Bush auf dem Weg einige strategische Alternativen Deutschlands
            verworfen hatte. Um diese bedeutsamen Ziele zu erreichen, hatten der Präsident und
            der Kanzler mit harten Bandagen gekämpft. Sie bestachen die Sowjets mit einer Mischung
            aus finanziellen Anreizen und NATO-Reformen, machten aber einen Rückzieher und versuchten Moskau verspätet zu stützen,
            als sie erkannten, dass sie nicht nur Gorbatschow verloren, sondern auch die zentralisierte
            Kontrolle über das sowjetische Atomwaffenarsenal.
         

         Keines von beidem war zu retten. Der idealistische Visionär Gorbatschow scheiterte
            am überwältigenden Versagen des Sowjetsystems und seinem Unvermögen als Staatsführer
            und Unterhändler. Er überstand den politischen Sturm von 1991 nicht. Dennoch hatte
            der Westen Glück; der Sturm in Moskau, den Kohl vorhergesehen hatte, war zwar stärker
            als erwartet, brachte aber nicht die Reaktionäre an die Macht zurück. Jelzin schaffte
            die sowjetische Zentralgewalt ab und signalisierte zugleich, er wolle Russland demokratisieren
            und seine Wirtschaft den Weltmärkten öffnen. Die Herausforderung, mit den Folgen fertigzuwerden,
            fiel nun Clinton zu. Konnte der junge amerikanische Präsident die Erwartungen Mittel-
            und Osteuropas nach einem NATO-Beitritt erfüllen, ohne neue Demokratien in postsowjetischen Staaten zu verärgern
            oder aufzugeben, von denen manche über Atomwaffen verfügten? Es war eine große Aufgabe.
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            5. Die Quadratur des Dreiecks
            

         

         Die Amtseinführung eines Präsidenten der Vereinigten Staaten bedeutet eine atemberaubende
            Gegenüberstellung. Die Risiken und Chancen für die Nation sind dieselben wie wenige
            Minuten zuvor, doch mit dem Austausch weniger Worte vor dem Kapitol verändert sich
            schlagartig das Personal, das darauf reagiert. Während die Last der Welt vor den Augen
            des Publikums auf andere, ungeprüfte Schultern übergeht, wird der neue Amtsinhaber
            plötzlich dafür verantwortlich, die strategischen Fragen zu beantworten, vor denen
            all seine Vorgänger standen. Was sind unsere Interessen, und was bedroht sie? Wie
            reagieren wir am besten auf Bedrohungen, und wie rechtfertigen wir diese Reaktion
            am besten?
         

         Es war jetzt Bill Clintons Aufgabe, strategische Antworten zu finden, die den Umständen
            seiner Amtszeit angemessen waren. Bei diesen Umständen gab es starke Elemente der
            Kontinuität, obwohl der Hauptgegner seines Landes zusammengebrochen war. Die Sowjetunion
            existierte nicht mehr, aber eine gewaltige Zahl ihrer Atomraketen war immer noch auf
            Amerika gerichtet. Die neue Kooperation mit Russland zu schützen, indem man die Raketen
            zerstörte, erschien als offensichtlicher strategischer Imperativ. Da aber die ehemaligen
            Warschauer Pakt-Staaten, die nun als Visegrád-Gruppe bekannt waren (Polen, Ungarn
            und die inzwischen getrennten Länder Tschechien und Slowakei), nach der NATO-Mitgliedschaft riefen und die Gewalt in Ex-Jugoslawien eine Reaktion forderte, erschien
            auch die Erweiterung des Bündnisses und seiner Mission als Imperativ, selbst wenn
            es Russland entfremdete. Weitere Herausforderungen existierten durch die neuen postsowjetischen
            Demokratien, vor allem die Ukraine, die mindestens 1200 atomare Langstreckenraketen
            besaß, von denen viele noch auf Städte in den USA gerichtet waren.
         

         Clinton musste eine Politik entwickeln, die die Quadratur dieses Kreises konkurrierender
            strategischer Imperative liefern konnte, genauer gesagt, die Quadratur des Dreiecks,
            dessen Ecken Russland, Visegrád und die Ukraine darstellten. Es war eine große Herausforderung,
            weil all diese konkurrierenden Ansprüche in unterschiedlichem Maße Beachtung verlangten,
            doch es gab Grund zur Hoffnung: Anders als beim Kreis gibt es eine Quadratur des Dreiecks.
            Diese Lösung lag in einer Erweiterung der Allianz über Ostdeutschland hinaus, wie
            Visegrád es wollte, aber auf eine wohlüberlegte Art, die keine neue Grenzlinie durch
            Europa zog, keine künftigen Optionen für die Ukraine und andere postsowjetische Staaten
            ausschloss und Russland in einer Zeit weitreichender Zusammenarbeit bei der atomaren
            Abrüstung nicht entfremdete. Solange wie möglich eine freie Hand zu behalten und eine
            übereilte Wahl zwischen den drei Ecken des Dreiecks zu vermeiden, waren die Schlüssel
            zum Erfolg. Ende 1993 sollten Clinton und seine Berater – die in den ersten Monaten
            ihrer Amtszeit als Amateure und Provinzler verspottet worden waren, die von einer
            Panne zur nächsten stolperten – dieser Lösung verlockend nahe kommen und das Momentum
            der Kooperation nach dem Kalten Krieg aufrecht erhalten.
         

         
            Beratung für den Provinzler
            

         

         Als Clinton am 20. Januar 1993 die Zügel übernahm, war dies nicht nur ein Partei-,
            sondern ein Generationswechsel im Weißen Haus. Mit 45 Jahren war der Demokrat so alt
            wie George W. Bush, der älteste Sohn seines Vorgängers. Außerdem entstammten der alte
            und der neue Präsident sehr unterschiedlichen Milieus. Präsident George H. W. Bush
            entstammte einer reichen Familie aus Neuengland mit ausgedehnten politischen Verbindungen.
            Clinton war der Sohn einer wenig begüterten Frau aus Arkansas, deren Ehemann während
            der Schwangerschaft bei einem Autounfall gestorben war. Bushs und Clintons politische
            Wege hatten sich gekreuzt, als letzterer in einen Präsidentschaftswahlkampf einstieg,
            der wegen der enormen Popularität des Amtsinhabers während des Golfkriegs von 1991
            nicht zu gewinnen schien. Diese Popularität hatte prominentere Demokraten abgeschreckt
            und dem jungen Gouverneur von Arkansas die Bahn freigemacht. Da er noch so jung war,
            dass eine Niederlage eher entschuldbar und mutig als karrierebeendend und tollkühn
            wirkte, beschloss er das Risiko einzugehen. Sein Wahlkampfteam entwickelte rasch einen
            Slogan – «Es geht um die Wirtschaft, Dummkopf!» –, der erfolgreich die Sorge der Wähler
            über Rezession und hohe Arbeitslosigkeit ansprach. Dass der unabhängige Kandidat Ross
            Perot Stimmen von Bush abzog, half Clinton und seinem Team zusätzlich. Nun fragte
            sich die Welt, was sie von den Neuen in Washington zu erwarten habe.
         

         In einem populären Fernsehsketch stellte der Komiker Jim Carrey sie als ungehobelte
            «Capitol Hillbillies» dar, die das Land übernahmen. Viele hielten das für grob, aber
            zutreffend. Kritiker fragten sich laut, ob die Provinzler den Herausforderungen gewachsen
            seien. Wie würden sie sich in den gefährlichen Untiefen der Hauptstadt behaupten?
            Und wie verhielten sie sich zum Rest der Welt? Auf der anderen Seite des Globus hatte
            der russische Außenminister Kosyrew das Gefühl, die Wahl Clintons erzeuge eine «schreckerregende
            Lage». Clinton und seine unerfahrenen Berater «verstanden nichts von den Reformanstrengungen
            in Russland.» Kosyrews schwindende Hoffnung auf Washington spiegelte einen allgemeinen
            Rückgang der russischen Bewunderung für die USA wider.
         

         Wie so vieles andere zerbrach diese Bewunderung unter den Hammerschlägen der wirtschaftlichen
            Korruption und des Chaos in Russland. Laut dem US-Finanzministerium lag die dortige
            Inflation Anfang 1993 bei «40 % im Monat.»[1] Nachdem Moskau auf den Rat amerikanischer Experten radikale Reformen angestoßen
            hatte, bedauerte es das nun zutiefst. Nach den Worten von Bundeskanzler Kohl war der
            russische Glaube, «daß das intellektuelle Heil nur aus den USA käme, abgeflacht.» Politiker, die gemeint hatten, sie bekämen allen erforderlichen
            Rat «von Harvard und anderswoher … sehen sich jetzt getäuscht.» Da Russland drei große
            Übergänge gleichzeitig versuchte – einen politischen vom autoritären System zur Demokratie,
            einen wirtschaftlichen von der Plan- zur Marktwirtschaft und einen imperialen von
            einem multiethnischen Imperium zu etwas viel kleinerem –, sah der Kanzler diese Täuschung
            als Tragödie. Er glaubte, die neue US-Regierung und der ganze Westen «sollten jetzt
            das Menschenmögliche tun, um [Russland] zu helfen, weil es um ein Stück Europa geht.»[2]
         

         Einen sehr ähnlichen Rat erhielt das Clinton-Team vom britischen Botschafter in Moskau,
            Sir Rodric Braithwaite. Seiner Ansicht nach war das große Ziel der Ära nach dem Kalten
            Krieg die Schaffung eines stabilen, demokratischen Russlands, das seine verkürzte
            imperiale Grenze akzeptierte und in Frieden mit seinen Nachbarn lebte. Die Frage,
            die er am allerwichtigsten fand, war: Was können wir tun, um sicherzustellen, dass
            Russland sich vollständig demokratisiert? Braithwaites Chef, der britische Premier
            John Major, besprach mit Clinton, sie müssten «dem russischen Präsidenten Boris Jelzin,
            dem einzigen gewählten Staatschef in 1000 Jahren russischer Geschichte, maximale Unterstützung
            geben.»[3]
         

         Clintons außenpolitische Erfahrung war vielleicht begrenzt, aber er erfasste den entscheidenden
            Punkt intuitiv. Jelzin war «‹von Krokodilen umgeben›» und brauchte «‹Freunde im Ausland,
            weil er zuhause so viele Feinde hat.›» Das politische Rezept war, «‹zu versuchen,
            Jelzin im Rennen zu halten.›»[4] Es drohte aber ein Hindernis: das Blutvergießen in Ex-Jugoslawien. Bis zum Januar
            1993 hatten die Kämpfe in Bosnien das gezeigt, was Kohl einen «Rückfall in die Barbarei,
            die die wenigsten von uns so für möglich gehalten hätten», nannte.[5] Dies erzeugte auch eine Reihe von Dilemmata für Clinton, denn ein kraftvolles Eingreifen
            der NATO, um die Gewalt zu beenden, riskierte Widerstand aus Russland.
         

         Es gab auch eine emotionale Komplikation. Viele der Entscheidungsträger der neuen
            Regierung trugen aus jungen Jahren die Narben des Einsatzes in Vietnam als Diplomaten,
            Journalisten oder Soldaten. Clintons Umgehung des Wehrdienstes hatte andere Narben
            erzeugt, als Gegner ihn im Wahlkampf dafür verspotteten. Ein NSC-Mitglied erinnerte sich später, dass dieser Spott ihn dazu antrieb, seine militärischen
            Fähigkeiten als Präsident zu beweisen und aktive neue Rollen für die NATO in Mittel- und Osteuropa und auf dem Balkan zu unterstützen. Von der Vergangenheit
            heimgesucht, wollten er und seine Berater ein Scheitern in der Gegenwart verhindern,
            besonders in Bosnien. Obwohl Vietnam fast nichts mit der Auflösung Jugoslawiens zu
            tun hatte, färbte das anhaltende Trauma den Rat, den Clinton erhielt, wobei manche
            Berater jedes Eingreifen vermeiden wollten und andere hofften, es zu benutzen, um
            zu zeigen, dass sie einen Krieg richtig führen konnten. Nach einer besonders «explosiven
            Sitzung im Weißen Haus» fragte James Steinberg, der Direktor des Planungsstabs im
            Außenministerium, angeblich: «‹Was zum Teufel ist mit diesen Typen in Vietnam passiert?›»[6]
         

         Einer «dieser Typen» war der 58 Jahre alte William Anthony Lake, genannt Tony, der
            als junger Diplomat in Vietnam gewesen war. Der Harvard-Absolvent entstammte einer
            politisch gut vernetzten Familie; sein Großvater war Berater Präsident Herbert Hoovers
            gewesen und seine Mutter für kurze Zeit die Verlobte George Kennans. Nun beklagte
            er sich als Clintons Sicherheitsberater bei seinen britischen Kollegen darüber, dass
            Sorgen über Bosnien «die ganze Aufmerksamkeit der Presse und die meiste Arbeitszeit
            der amerikanischen Außenpolitik fordern.» Lake meinte nicht, dies solle oberste Priorität
            für den neuen Präsidenten haben. Er «wollte, dass die Regierung Zeit hätte, sich auf
            andere, manchmal sehr viel wichtigere Themen zu konzentrieren.»[7]
         

         Lake konnte die Prioritäten aber nicht allein bestimmen. Er musste die Politik mit
            Clintons Außenminister koordinieren, dem schon in der Carter-Ära außenpolitisch aktiven
            Warren Christopher und dem Verteidigungsminister Les Aspin, zuvor Kongressabgeordneter
            für Wisconsin. Der britische Außenminister Hurd berichtete Major über das neue Team:
            «Die Persönlichkeiten etablieren sich. Christopher ist die Schildkröte, und Aspin
            ist der Hase, und bei einem Rennen könnte das Ergebnis so sein, wie in der Fabel.»
            Hurds Vorhersage war richtig. Der intelligente, aber überforderte Aspin warf sich
            mit solchem Elan auf seine Aufgabe, dass er nach wenigen Wochen ins Krankenhaus kam.
            Auf Genesungswünsche von Major antwortete er: «Ihr Brief hat mich sehr aufgemuntert.
            Ich fühle mich schon viel besser und habe den Ärzten versprochen, keine Republikaner
            mehr anzuschreien.»[8]
         

         Trotz dieses Versprechens ging das Schreien weiter. Konflikte zwischen Aspin und seiner
            Armeeführung, dazu eine Tragödie in Somalia, brachten den Hasen Ende 1993 zu Fall,
            und sein Nachfolger wurde der 66-jährige Ingenieur, Rüstungsunternehmer und Stanford-Professor
            Bill Perry. Hurd sagte auch richtig voraus, dass Vizepräsident Al Gore ebenfalls ein
            Akteur sein würde, weil er eine echte «Leidenschaft» für «die Entwicklung politischer
            Strategie» besaß. Man müsse Lake aber im Auge behalten, meinte Hurd, weil er «keine
            Publicity sucht» und «schlau ist.»[9] Obwohl sogar seine Unterstützer zugaben, er sei unbeständig – Clinton nannte ihn
            angeblich «‹gemein und fies›» –, zeigte Lake, wie effektiv er sein konnte, als er
            eine wichtige frühe bürokratische Schlacht gewann und sicherstellte, dass der NSC bei allen Sitzungen der «Principals» den Vorsitz führen würde, dem Washingtoner Ausdruck
            für eine Sitzung mit allen relevanten hohen Beratern zu einem bestimmten Thema.[10]
         

         Ein großes Thema entzog sich jedoch Lakes Zugriff. Als wichtigsten Berater für alles,
            was mit Russland zu tun hatte, wählte Clinton seinen alten Freund Strobe Talbott.
            Talbott hatte die russische Sprache und Literatur zuerst als Student in Yale kennengelernt.
            1968 ging er mit einem Rhodes-Stipendium nach Oxford und freundete sich rasch mit
            einem anderen Stipendiaten an: Clinton. Nach dem Abschluss ging Clinton an die Yale
            Law School, und Talbott wurde Auslandskorrespondent, doch sie blieben in Verbindung.
            Talbotts Interesse an Russland wuchs in den Jahren, die er dort verbrachte, weiter
            an, er schloss lebenslange Freundschaften und übersetzte sogar Chruschtschows Memoiren.
            Wegen dieses Hintergrunds ernannte der Präsident Talbott zum «Botschafter bei den
            nun unabhängigen Staaten der ehemaligen Sowjetunion.» Botschafter war keine der höchsten
            Positionen, doch Clinton erklärte Jelzin, er wolle Talbott von anderen Pflichten frei
            halten, damit er sich auf die Politik gegenüber dieser Region konzentrieren könne.
            Er versprach Jelzin, dieses Arrangement sei «gut für mich und für Sie», und fügte
            hinzu, er strebe auch «einen hohen Grad an persönlicher Beteiligung» bei den Beziehungen
            zwischen USA und Russland an.[11]
         

         Clintons UN-Botschafterin Madeleine Albright erinnerte sich später, dass rasch klar
            wurde, Talbott habe das Ohr des Präsidenten bei allen Russland betreffenden Fragen.
            Dieses zentrale Thema der Außenpolitik jemand anderem zu geben als dem Außenminister,
            hätte zu Problemen führen können, aber Christopher akzeptierte es. Der Präsident wollte
            es so; der Umgang mit Russland würde Zeit kosten und von anderen Fragen ablenken,
            und die Konkurrenz untergeordneter Mitarbeiter interessierte den 68-jährigen wenig,
            der wusste, dass es der letzte Posten seiner langen Karriere sein würde. Seine entspannte
            Haltung war ein Segen, denn bald zeigte sich – nach den Worten seines Stabschefs Thomas
            Donilon –, dass «es in diesem Gebäude nur eine Person gibt, die der Präsident am Sonntagabend
            anruft, um zu hören, wie es ihm geht, und das ist nicht Warren Christopher.»[12]
         

         Während die neue Mannschaft erbetene und ungebetene Ratschläge aus allen Richtungen
            erhielt, war der Input bei mindestens einem Punkt nicht optimal: dem aktuellen Stand
            der NATO-Erweiterung. Generalsekretär Manfred Wörner beklagte sich im März 1993 beim Clinton-Team,
            Fragen der Allianz hätten zulange auf Eis gelegen; «die letzten sechs Monate auf die
            ‹Führung der USA› zu warten», sei «nicht sehr angenehm» gewesen. Und während die Beamten der unteren
            Ebenen und ihre Aktenschränke während des Übergangs von der alten zur neuen Regierung
            dablieben, war der «sehr kleine Kreis» derer, die wirklich Bescheid wussten, was vorging,
            schon weg, um neue Jobs zu suchen. Auch der Wechsel von der einen Partei zur anderen
            war nicht hilfreich. Sicherheitsberater Brent Scowcroft erzählte später, als er versucht
            habe, seinen Nachfolgern Informationen zu geben, «zeigte man mir die kalte Schulter.»[13] So waren Clintons politische Entscheidungsträger gezwungen, die Lücken schnell auszufüllen,
            häufig auf der Grundlage unzureichenden Wissens. Das Ausmaß dieses Problems wurde
            rasch deutlich, als Jelzin zu behaupten begann, der Zwei-plus-Vier-Vertrag verbiete
            eine NATO-Erweiterung, was die neue Regierung zwang, eilig herauszubekommen, ob das der Realität
            entspräche.
         

         
            Die russischen und ukrainischen Ecken
            

         

         Jelzins Absichten blieben aus vielen Gründen eine strategische Priorität, nicht zuletzt,
            weil das postsowjetische Russland laut US-Schätzungen 1993 immer noch zwischen 25.000
            und 35.000 Atomsprengköpfe und eine Armee von 2,8 Millionen Mann besaß. Perry, damals
            noch stellvertretender Verteidigungsminister, fasste das für ihn wichtigste Ziel der
            Regierung knapp zusammen: Moskau zu helfen, seinen nuklearen Kater zu überwinden.
            Zu diesem Zweck sagte Clinton zu Jelzin bei einem ihrer ersten Treffen, er wolle zwei
            noch nicht verwirklichte Atomwaffenabkommen umsetzen, START I und START II. Obwohl Bush beide unterzeichnet hatte, waren sie noch nicht vom russischen Parlament
            ratifiziert worden. Es war eine Priorität für Clinton, beide voranzubringen, vor allem
            START II, das zwei Drittel des amerikanischen und russischen Atomarsenals beseitigen würde.
         

         Unterdessen brachte Perry regelmäßige Kontakte zwischen dem Pentagon und Beamten des
            russischen Verteidigungsministeriums in Gang. Er arbeitete auch hart daran, ein persönliches
            Verhältnis zu dem Mann aufzubauen, der nun Minister in Moskau war, der etwa 20 Jahre
            jüngere Afghanistan-Veteran Pawel Gratschow. Um ihm eine Freude zu machen, organisierte
            das US-Ministerium sogar eine Begegnung mit seinem Filmidol Arnold Schwarzenegger.
            Den Verteidigungsminister mit dem Star in einen Raum zu bekommen, bot diplomatische
            Vorteile, die es lohnend erscheinen ließen, mit Schwarzeneggers Bevollmächtigten und
            Vermittlern zu verhandeln. Ihre Zahl beeindruckte sogar die Leitung des Pentagon.
         

         Eine größere Herausforderung war es, den neuen US-Präsidenten mit seinem russischen
            Kollegen zusammenzubringen. Das erste von insgesamt 18 Treffen der beiden Staatschefs
            fand am 3.–4. April 1993 in Vancouver statt. Kurz vorher erhielt Clinton Ratschläge
            von Kohl, der ihn dazu drängte, Moskau zu unterstützen. Der Kanzler schlug vor, Russland
            so zu betrachten, wie Präsident Truman nach dem Zweiten Weltkrieg Deutschland betrachtet
            hatte: als besiegten Gegner, der lebensnotwendige Hilfe brauchte. Um den Erfolg dieser
            Politik zu illustrieren, erzählte der 1930 geborene Kohl die Geschichte, wie er seine
            Frau kennengelernt hatte. Als sie sich Ende der 1940er Jahre in der Tanzschule kennenlernten,
            trug er «einen von der amerikanischen Quäker-Hilfe gespendeten Anzug und seine spätere
            Frau ein Kleid, das von einer anderen amerikanischen Organisation gespendet war.»
            Die Kohls «hatten das nie vergessen» und das galt «für eine ganze Generation von Deutschen.»
            Solche Großzügigkeit gegenüber einem besiegten Feind hatte nach Kohls Meinung eine
            langfristige Dividende in den deutsch-amerikanischen Beziehungen erzeugt. Der Kanzler
            erklärte auch, er habe bei der ersten Begegnung mit Präsident Reagan ein kleines Spiel
            vorgeschlagen. Beide sollten auf einen Zettel schreiben, wen sie für den größten US-Präsidenten
            des 20. Jahrhunderts hielten, und ihn dann austauschen. Beide hatten «Harry Truman»
            geschrieben. Für Kohl war der Grund der Marshall-Plan.
         

         Kohl riet Clinton, er solle den Vancouver-Gipfel dazu nutzen, ebenfalls die Hand der
            Freundschaft gegenüber einem notleidenden Russland auszustrecken, gab aber zu, es
            gebe gewaltige Unterschiede zwischen Deutschland nach 1945 und Russland nach 1991.
            Am wichtigsten waren ohne Frage «die Verbrechen der Nazis» und ihr Erbe für Deutschland.
            Ein weiterer Unterschied war, dass Deutschland vor 1933 eine Demokratie gewesen war.
            Nachdem seine Heimatstadt «von den Amerikanern erobert wurde», hätten die US-Besatzungstruppen
            eine Liste aller Personen aufgestellt, die bei den letzten freien Wahlen gewonnen
            hätten, und «eine Woche später setzten sie die Überlebenden wieder in ihre Ämter ein.»
            In Russland «können wir das nicht tun.» Die beiden Regierungschefs mussten aber etwas
            tun, denn «wenn wir Jelzin nicht beistehen, hat er keine Chance.» Um ein solches Scheitern
            zu verhindern, schlug Kohl vor, bei großen Hilfsprogrammen zusammenzuarbeiten, weil
            «Deutschland das Maximum dessen, was es tun kann, erreicht hat.» Bis dahin seien «53 %
            der Hilfe für Russland aus Deutschland gekommen», vor allem «um ehemalige Sowjettruppen
            aus Ostdeutschland herauszubringen.» Das konnte nicht so weitergehen. Ein anderes
            von Moskau angesprochenes Thema war der leichtere Zugang für russische Waren auf die
            EG-Märkte; bessere Handelsbedingungen konnten Russland helfen, auf die Beine zu kommen.
            In all diesen Fragen stimmte Clinton zu, es sei «viel besser, es zu versuchen und
            zu scheitern», als zu wenig zu tun.[14]
         

         Ihre Vorbereitungsgespräch für Vancouver am 26. März endete mit der wachsenden Erkenntnis,
            dies sei der Beginn einer wunderbaren Freundschaft. Kohl erzählte danach, er habe
            Clintons Offenheit über seine arme Kindheit als entwaffnend empfunden, und er respektierte
            die Fähigkeit des Präsidenten umfangreiche Informationen zusammenzufassen. Clinton
            schrieb in seinen Memoiren einfach: «Ich mochte Helmut Kohl wirklich sehr.»[15]
         

         Bald darauf reiste der Präsident nach Vancouver. Zu Beginn des Gipfels zeigten sich
            rasch Merkmale, die die vielen späteren Treffen charakterisieren würden. Das erste
            war ein begründetes Gefühl der Befriedigung, dass die beiden ehemals verfeindeten
            Supermächte nach Jahrzehnten des Kalten Kriegs auf freundschaftlichem Fuß zusammentreffen
            konnten. Nach den Worten des Außenministeriums «herrschte das Gefühl, dass die beiden
            Länder nach Jahrzehnten der Konfrontation und mehreren Jahren der Unsicherheit und
            des Sondierens nun eine Schwelle überschritten hatten.» Das Gefühl des Aufklarens
            nach Jahren der Feindseligkeit und darauffolgenden Unsicherheit war mit Händen zu
            greifen. Der Kalte Krieg war vorbei, und in Moskau und Washington saßen Präsidenten,
            die noch genug Amtszeit vor sich hatten.[16]
         

         Dazu gab es eine persönliche Verbindung. Jelzin schrieb in seinen Erinnerungen: «Dieser
            junge, ewig lächelnde, kraftvolle, energiegeladene, gutaussehende Mann beeindruckte
            mich.»[17] Die beiden Präsidenten nannten sich rasch Bill und Boris, und ihr Verhältnis erzeugte
            ein weiteres Merkmal der Gipfeltreffen: Darbietungen ausgelassener Bonhomie. Auch
            wegen solcher Showeinlagen hielt Talbott Jelzin zugleich für einen sehr großen Mann
            und für einen ungezogenen Jungen. Da diese Beschreibung auch auf Clinton passte, überrascht
            es nicht, dass sie gut miteinander auskamen.
         

         Der neue US-Präsident zeigte auch eine überraschende Toleranz für Jelzins Trunkenheit,
            die ebenfalls zum festen Merkmal ihrer Treffen wurden. Eine Tradition, die in Vancouver
            begann, waren die Listen, die Clintons Mitarbeiter über Jelzins Alkoholkonsum führten.
            Sein Rekord auf diesem Gipfeltreffen war eine Schiffstour um Vancouver Island mit
            einer Bar an Bord. Noch vor dem Ablegen konsumierte Jelzin drei Whiskys, später trank
            er viel Wein und aß kaum etwas.
         

         Clinton war unbeeindruckt. Er war mit einem Stiefvater aufgewachsen, der Alkoholiker
            war, und hatte schon Schlimmeres gesehen, wie er hinterher zu Talbott sagte. Als Junge
            wurde Clinton Zeuge, wie sein Stiefvater auf seine Mutter schoss. Als er es mit 14 Jahren
            nicht mehr ertrug, wie dieser seine Mutter schlug, bedrohte er ihn mit einem Golfschläger.
            Talbott erinnerte sich, dass der Präsident den Rausch des russischen Präsidenten mit
            den Worten abtat: «‹Wenigstens ist Jelzin kein fieser Trinker.›»[18]
         

         Clinton entschuldigte Jelzins Trinken auch gegenüber anderen Regierungschefs. Um John
            Major zu überzeugen, dass sie Toleranz zeigen sollten, erzählte er eine Geschichte
            aus dem amerikanischen Bürgerkrieg: «Als General Grant anfing, Schlachten zu gewinnen,
            sagten Präsident Lincolns Berater, Grant sei ein schwerer Trinker. Lincoln antwortete:
            ‹Findet raus, was er trinkt, und gebt es den anderen.›»[19]
         

         Der Hauptpunkt war, dass Clinton Jelzin schätzte, weil er bei zwei wichtigen Themen
            auf der richtigen Seite stand: Demokratie statt Diktatur in Russland und Kooperation
            statt Konkurrenz mit dem Westen. Clinton spürte, dass ein betrunkener Jelzin besser
            für die USA war als die meisten anderen russischen Politiker nüchtern. Er sagte zu Major: «Vielleicht
            bin ich parteiisch, weil ich ihn mag. Aber man kann sich schwer einen besseren [russischen
            Präsidenten] vorstellen.»[20]
         

         Jelzin erfüllte Clintons Einschätzung, als er in Vancouver eine gegenseitige «Ziellöschung»
            der Atomraketen vorschlug, die jetzt auf die Zerstörung wichtiger Ziele in ihren beiden
            Ländern programmiert waren. Clinton begrüßte diese und ähnliche Initiativen. Einmal
            war Talbott besorgt, Jelzin könne den Gipfel durch solche Vorschläge dominieren und
            schickte eine Notiz dieses Inhalts an seinen Chef, aber Clinton beruhigte ihn: «Er
            braucht uns.»[21] Der Präsident kam vielleicht aus Arkansas, verstand aber, was in den Beziehungen
            zu Russland vor sich ging. Im Austausch gegen die Ziellöschung und andere Angebote
            verkündete Clinton «ein bilaterales Hilfspaket von rund 1,6 Milliarden Dollar», wie
            er Kohl anschließend am Telefon mitteilte.[22] Er drängte auch IWF und Weltbank, ihm zu folgen. Kohl half Clinton später, beim G7-Gipfel in Tokyo für
            einen «Privatisierungsfonds» einzutreten, für den die Gruppe 3 Milliarden Dollar bereitstellte.
         

         Somit entfaltete der Gipfel von Vancouver die grundlegenden Elemente des künftigen
            amerikanisch-russischen Verhältnisses: äußere Zusammenarbeit gepaart mit dunkleren
            Untertönen nationaler und persönlicher Schwäche und Notlage. Diese Themen waren während
            Clintons Umgangs mit Russland wie auch mit der Ukraine stets gegenwärtig. Schon früh
            in seiner ersten Amtszeit machte er klar, dass die Beseitigung der sowjetischen Atomwaffen
            von ukrainischem Boden ebenfalls Priorität genoss, ebenso das Verhindern eines atomaren
            Schwarzhandels.
         

         Als Ausdruck dieser Priorität hatte der neue US-Präsident sich in seiner ersten Woche
            im Amt Zeit genommen, um den ukrainischen Präsidenten Krawtschuk anzurufen und ihm
            die Notwendigkeit einer raschen atomaren Entwaffnung nahezubringen. Im Gegenzug seien
            die Vereinigten Staaten gemäß dem von Senator Nunn eingebrachten Gesetz bereit, «mindestens
            175 Millionen Dollar bereitzustellen» und außerdem Sicherheitsgarantien zu geben.[23] Diese Anreize waren nötig, weil die Ukraine von ihrer früheren Bereitschaft abrückte,
            die Waffen auf ihrem Gebiet an Russland abzugeben, trotz weitverbreitetem ukrainischem
            Widerwillen gegen alles Atomare seit dem Unglück von Tschernobyl im April 1986. Radioaktiver
            Staub von diesem Unfall hatte etwa 23 Prozent des belorussischen und 5 Prozent des
            ukrainischen Territoriums kontaminiert. Die Kühe in den betroffenen Gebieten gaben
            noch jahrelang kontaminierte Milch. Die sowjetischen Behörden, die nicht das ganze
            Ausmaß der Katastrophe offenlegen wollten, hatten die Lage noch verschlimmert, indem
            sie darauf beharrten, dass Sowjetbürger an den Paraden zum 1. Mai teilnehmen sollten,
            obwohl sie durch radioaktiven Staub marschierten. Solche Handlungen schürten den Hass
            auf die Zentralmacht in Moskau, der sich verstärkte, als die Krebsfälle unter ukrainischen
            Kindern in den fünf Jahren nach dem Unfall um über 90 Prozent anstiegen.
         

         Angesichts dieser Geschichte und des andauernden Verfalls der ukrainischen Wirtschaft –
            von 1991–1996 schrumpfte sie jährlich um 9,7–22,7 Prozent – erschien ein Bomben-für-Butter-Deal
            sinnvoll. Zum Zeitpunkt von Clintons Amtseinführung hatten Abgeordnete des ukrainischen
            Parlaments, der Rada, «die Klugheit der früheren ukrainischen Verpflichtung zur atomaren
            Abrüstung» in Frage gestellt. Krawtschuk sagte dem spanischen Ministerpräsidenten,
            er «werde die Atomwaffenverträge nicht erfüllen», solange er auf einen «atomaren Schutzschirm
            der USA» warte.[24]
         

         Als Teil dieses ukrainischen Meinungswandels erstellte das Außenministerium in Kyiv
            am 2. Februar 1993 eine interne Studie, die das Für und Wider von drei Optionen analysierte:
            völlige atomare Abrüstung, Beibehalten der Atomwaffen oder Teilabrüstung. Im letzten
            Fall würde das Land «einen Teil der Interkontinentalraketen» als minimale Abschreckungswaffe
            behalten. Das Außenministerium gab zu, dass einerseits Unterhalt, Wartung und Entwicklung
            eines atomaren Arsenals teuer und schwierig sein würde. Kommando und Kontrolle waren
            für Moskau bestimmt gewesen, nicht für Kyiv, obwohl die Waffen sich auf ukrainischem
            Boden befanden. Einer der Minister in Kyiv, die für die Waffen verantwortlich waren,
            gab später zu: «Die Ukraine kannte nicht die spezifischen Besonderheiten des Atomarsenals
            (des drittgrößten der Welt), das sie geerbt hatte.» Außerdem war die neue Ausrichtung
            von Raketen, die für den interkontinentalen Krieg bestimmt gewesen waren, auf Moskau
            und St. Petersburg – denn Russland war das Land, das die Ukraine abschrecken wollte –
            eine «technisch anspruchsvolle Aufgabe», wie ein anderer Experte sagte.[25] Und nicht zuletzt würde der Erhalt des Arsenals unvermeidlich eine «starke Verschlechterung
            der Beziehungen zum Westen» auslösen und eine «scharfe Eskalation» der Spannungen
            mit Russland.
         

         Andererseits würden solche Waffen der Ukraine den Status einer «Großmacht in der internationalen
            Gemeinschaft» geben und «eine ‹starke› Position bei Verhandlungen mit westlichen Ländern»
            wie auch mit der 1991 gegründeten Gemeinschaft Unabhängiger Staaten.[26] Die Verschlechterung der Beziehungen zwischen Mitgliedern dieser Gemeinschaft war
            ein weitere Grund für die Ukrainer, die atomare Abrüstung zu überdenken. Das Zerbrechen
            aller Vorspiegelungen einer gemeinsamen Verteidigung der GUS – der Oberkommandierende der GUS, Jewgenji Schaposchnikow, war kaum mehr als eine Repräsentationsfigur und gab diesen
            Posten im Juni 1993 auf, um Jelzins oberster Sicherheitsberater zu werden – regte
            die Suche nach Alternativen an. Die Ukrainer sagten Talbott bei seinem Besuch im Frühjahr
            1993, sie wollten eine «mittel- und osteuropäische Sicherheitszone», und baten um
            die Unterstützung der USA für dieses Ziel. Im Juli entwickelten sich die Dinge weiter zum Schlechteren, als
            Jelzin Clinton erklärte, «unser oberster Sowjet» habe beschlossen, die Stadt Sewastopol
            auf der Krim – immer noch Heimathafen großer Teile der russischen Flotte, obwohl sie
            jetzt in der unabhängigen Ukraine lag – sei «eine russische Stadt.» Jelzin versuchte
            diese Entwicklung mit den Worten «Gottseidank nimmt niemand den Obersten Sowjet ernst!»
            herunterzuspielen, aber es war schwer, Talbotts Einschätzung dieser Vorgänge zu widerlegen:
            Die Ukrainer waren «Paranoiker mit echten Feinden.»[27]
         

         Aspin und seine Berater drängten ihre ukrainischen Kollegen, die Zieleingabe der Raketen,
            die auf die USA gerichtet waren, zu löschen, während sie die Dinge regelten. Langfristig war die
            US-Strategie aber klar. Lakes Mitarbeiter rieten: «Unter keinen Umständen sollte die
            Ukraine zu dem Gedanken ermutigt werden», die Clinton-Regierung werde «eine atomare
            Ukraine akzeptieren», denn «das Resultat würde der Stabilität in der Region und dem
            gesamten Abrüstungsprozess, der in den letzten 25 Jahren ausgehandelt wurde, einen
            potenziell katastrophalen Schlag versetzen.» Die US-Waffenkontroll- und Abrüstungsbehörde
            nannte es «ein vitales amerikanisches Interesse, dass die Ukraine keine Kontrolle
            über die Atomwaffen auf ihrem Territorium gewinnt.» Clinton informierte Krawtschuk
            in einem Brief «direkt und persönlich von mir, dass ich dieser Angelegenheit die höchste
            politische Bedeutung beimesse.»[28]
         

         Zuckerbrot und Peitsche waren klar. Wenn die Ukraine ihr Versprechen erfüllte, die
            Atomwaffen abzuschaffen, würde Washington im Gegenzug Hilfe leisten und das Land in
            zahlreiche nützliche bilaterale und multilaterale Beziehungen integrieren. Wenn nicht,
            würde das Behalten der Waffen die Ukraine zum Feind Russlands wie der USA machen, eine schwere Last für ein junges Land, und es würde bei jeder künftigen Atomkatastrophe
            allein dastehen. Das Verhältnis zwischen diesen beiden slawischen Staaten zu regeln,
            würde offensichtlich zu den größten Herausforderungen der neuen Regierung gehören.
            Lake, ein starker Unterstützer der NATO-Erweiterung, schlug seinen britischen Kollegen im Mai 1993 eine atemberaubend radikale
            Lösung vor: «Wenn wir die Ukraine in die NATO aufnehmen, würde sich die Atomfrage natürlich von allein regeln.» Seine Gesprächspartner
            fragten sich hinterher, ob es «ein ernstgemeinter Vorschlag» war, denn die Erweiterung
            der Allianz durch die Aufnahme der Ukraine würde die röteste aller roten Linien Russlands
            überschreiten. Doch Lake meinte es vermutlich ernst. Der Nationale Sicherheitsberater
            profilierte sich rasch als einer der stärksten Verfechter der NATO-Erweiterung überall auf der Welt, und er hatte das Ohr des Präsidenten.[29]
         

         
            Die Visegrád-Ecke
            

         

         Die dritte Ecke des Dreiecks, Mittel- und Osteuropa, sah im NATO-Beitritt ebenfalls die Antwort. Wegen des Muts, den die Regierungschefs der Region
            dabei gezeigt hatten, die sowjetische Kontrolle abzuwerfen, erwarteten sie mit Recht,
            europäische und transatlantische Organisationen sollten sie aufnehmen. Mit dem festen
            Willen, nicht unter Washingtons Fixierung auf das postsowjetische Atomarsenal zu leiden,
            setzten sie die seit der Visegrád-Konferenz 1991 koordinierten Anstrengungen fort,
            die Tore westlicher Institutionen aufzudrücken, die sich wenig gastfreundlich zeigten.
         

         Bis dahin hatten diese Versuche nur zur Mitgliedschaft im NAKR geführt, was ihnen zu wenig war – und Talbott war ihrer Meinung. Obwohl der Botschafter
            den NAKR für «inspirierend» hielt, weil er «38 Länder, die einander auf beiden Seiten des
            Eisernen Vorhangs gegenüberstanden», verband, hielt er ihn in der Praxis für nutzlos.
            Er sah die NAKR-Gipfeltreffen als «zwei Tage Langeweile» an, die ihm die Regierung Bush vererbt hatte,
            nicht als nützliche Foren der Entscheidungsfindung, und begann über Alternativen nachzudenken.
            Die Visegrád-Länder verspürten dieselbe Frustration, verstärkt durch das Gefühl, dass
            auch die EG-Erweiterung schleppend vor sich ging. Immer stärker empfand man die Notwendigkeit,
            über den NAKR hinauszugehen. Ein ungarischer Diplomat sprach 1993 für seine Visegrád-Kollegen,
            als er sagte, sie bräuchten «‹Gaspedale›».[30]
         

         Die Eröffnung des United States Holocaust Memorial Museum am 9. April 1993 in Washington
            bot den Staatsschefs der drei Länder eine Gelegenheit, ihre Forderung zu vertreten.
            Václav Havel, nun tschechischer Präsident nach der Trennung von der Slowakei am 1. Januar,
            konnte am 20. April ein längeres Gespräch mit Clinton im Rahmen seines USA-Besuchs führen. Er stützte sich auf seine moralische Statur und drückte sein Bedauern
            aus, dass «wir in einem Vakuum leben»; genau deshalb «wollen wir in die NATO.» Der tschechische Präsident ging über das hinaus, was er früher von Bush gefordert
            hatte – eine Art assoziierte Mitgliedschaft –, und betonte, wie sehr sein Land nun
            die «Assoziation, gefolgt von der Vollmitgliedschaft» verdiene. Darüber hinaus glaubte
            er auch, die mittel- und osteuropäischen Länder sollten zusammen einen «nichtständigen
            Sitz im [UN-] Sicherheitsrat» haben, und schlug vor, er könne mit Albright zusammenarbeiten,
            um einen solchen Sitz zu etablieren.[31]
         

         Lech Wałęsa, der polnische Ex-Dissident und nun Präsident, wiederholte Havels Botschaft
            bei seinem eigenen Treffen mit dem US-Präsidenten zum selben Anlass. Wałęsa warnte:
            «Wir haben alle Angst vor Russland», und wenn «Russland wieder eine aggressive Außenpolitik
            führt, wird sich diese Aggression gegen die Ukraine und Polen richten.» Er hatte das
            starke Gefühl, Polen dürfe «nicht schutzlos bleiben, wir brauchen den Schutz der amerikanischen
            Macht.» Unglücklicherweise «hat Westeuropa uns noch nicht akzeptiert» und verzichte
            unerklärlicherweise darauf, aus «dem größten Sieg in der Weltgeschichte» nämlich dem
            Untergang des Kommunismus, «Nutzen zu ziehen.» Der estnische Präsident Lennart Meri
            hieb bei einem späteren Gespräch mit Talbott in dieselbe Kerbe. Er beklagte sich,
            es gebe «ein Sicherheitsvakuum in diesem Teil der Welt», und hoffte, «Talbott sei
            in die Stadt gekommen, um Estlands NATO-Beitritt zu unterzeichnen.»[32]
         

         Clinton bemerkte später, dass ihn solche Bitten stark bewegten. Sie nährten seinen
            Glauben, «die NATO bleibe der Schlüssel» für die Stabilität in Europa.[33] Seine Berater waren aber zurückhaltend, solchem Druck von den neuen Demokratien
            zu schnell nachzugeben. Sie hatten das Gefühl, zwei große Themen hätten Priorität:
            ein innenpolitischer Skandal und Bosnien.
         

         Der innenpolitische Skandal hatte seine Wurzeln in Clintons unruhigen ersten hundert
            Tagen im Amt. Das britische Außenministerium bemerkte in seiner Analyse jener Zeit,
            dass Clinton «bis zur Erschöpfung arbeitete», um die Tatsache zu kompensieren, dass
            seine Mitarbeiter «jung, unerfahren» und überfordert waren. Der Präsident hatte große
            frühe Erfolge errungen, etwa ein Gesetz zur Elternzeit und eines, das es ermöglichte,
            sich als Wähler einzutragen, während man einen Führerschein beantragte. Er gab später
            aber selbst zu, er hätte mehr Zeit und Sorgfalt dafür aufwenden sollen, sein Team
            auszuwählen. Die praktischen Arrangements für die Eröffnung des Holocaust Museums
            waren ein Fiasko gewesen; «Szenen von unbeschreiblichem Chaos» hatten nach Meinung
            der Briten das Ereignis und das Ansehen der neuen Regierung bei ausländischen Besuchern
            beschädigt.[34] Auch in der Reiseabteilung des Weißen Hauses gab es einen Skandal. Der Anlass war
            unbedeutend, gewann aber an Bedeutung, als Vince Foster, ein lebenslanger Freund des
            Präsidenten, der mit ihm aus Little Rock ins Weiße Haus gekommen war, sich wegen der
            heftigen Kritik an seinem Umgang mit dem Skandal erschoss.
         

         Fosters gewaltsamer, unerwarteter Tod wurde mit einer Untersuchung des präsidentialen
            Finanzgebarens mit anderen Bekannten aus Little Rock vermischt, darunter der gemeinsamen
            Entwicklung einer Immobilie namens Whitewater. Obwohl der Skandal in der Reiseabteilung
            nichts mit Whitewater zu tun hatte, erlaubte der schockierende Selbstmord es den Gegnern
            der Clintons, die beiden Themen zu verschmelzen und zu skandalisieren. Die zunehmenden
            Attacken auf den Präsidenten und seine Frau bewogen ihn schließlich, der Einsetzung
            eines Sonderermittlers zuzustimmen, um zu zeigen, dass er nichts zu verbergen hatte.
         

         Die Zeitungen des Clinton-Feindes Richard Mellon Scaife blieben dennoch in der Offensive.
            Unter anderem brachten sie Artikel von Christopher Ruddy, dem späteren Besitzer des
            rechten Nachrichtenkanals Newsmax, in denen Fosters Tod als Mord bezeichnet wurde. Eine von Ruddys größten Bewunderinnen
            war Linda Tripp, die ihren Posten im Weißen Haus aus der Bush-Ära behalten hatte und
            Fosters Assistentin geworden war. Sie war eine der letzten, die Foster am 20. Juli
            1993, dem Tag seines Selbstmords, lebendig sah, und kam zu der Überzeugung, es werde
            etwas Schlimmes vertuscht, obwohl sie keine unabhängigen Beweise hatte. Sie entwickelte
            daher einen bleibenden Hass auf den neuen Präsidenten.
         

         Zu diesen Sorgen im Inland kam die sich verschärfende Gewalt in Bosnien. 1992 hatte
            Clinton die seiner Meinung nach zu große Passivität Bushs angesichts des dortigen
            Blutvergießens kritisiert, doch in seiner Amtszeit wurde die Lage noch schlimmer.
            Die Kämpfe schienen nicht nur Clintons Glaubwürdigkeit in Frage zu stellen, sondern
            auch die der NATO. Wie konnte sie die Führung in der europäischen Sicherheit im Großen übernehmen,
            wenn sie den Konflikt in Ex-Jugoslawien nicht unter Kontrolle bekam? Um das Blutvergießen
            zu beenden, startete die NATO im April 1993 die Operation «Deny Flight» zur Durchsetzung der UN-Flugverbotszone
            über Bosnien-Herzegowina. Die Operation war ein Wendepunkt für die NATO, die hier zum ersten Mal «out of area» eingriff, d.h. außerhalb ihrer geographischen
            Zuständigkeit. Viele Amerikaner fragten sich aber, ob Clinton vergessen habe, sich
            auf die Wirtschaft im Inland zu fokussieren und ob er das Chaos im Weißen Haus in
            den Griff kriegen würde. Steinberg, später der stellvertretende Nationale Sicherheitsberater,
            erinnerte sich: «Dieses sehr holprige erste Jahr hatte Nachwirkungen», die bis in
            die zweite Amtszeit reichten.[35]
         

         Wegen dieser in- und ausländischen Sorgen waren hohe Berater Clintons der Meinung,
            es gebe Wichtigeres als die Ausweitung der NATO auf die Visegrád-Länder. Der Vorsitzende des Vereinigten Generalstabs, General Colin
            Powell, äußerte, «er zögere, die Brücke einer NATO-Mitgliedschaft der Osteuropäer zu überqueren», denn «er sei nicht sicher, was die
            NATO unter solchen Umständen bedeuten würde.» Powell machte sich auch «Sorgen über die
            Ukraine», denn er befürchtete, wenn sie sich übergangen fühlten, «würden die Ukrainer
            die Atomfrage benutzen, um größtmögliche Zugeständnisse des Westens herauszuschlagen.»
            General John Shalikashvili, der Alliierte Oberbefehlshaber in Europa und dann Powells
            Nachfolger, hegte die Befürchtung, Russland sei «nicht reif genug, um eine Ausweitung
            der Mitglieder zu verstehen.» Warren Christopher äußerte bei einem Treffen der NATO-Außenminister ähnliche Bedenken und sagte: «Zum geeigneten Zeitpunkt können wir uns
            dafür entscheiden, die Zahl der Mitglieder zu vergrößern. Aber das steht jetzt nicht
            auf der Tagesordnung.» Er sah auch die Ukraine als das Problem an. Wenn sich die NATO erweitere, sei «schwer vorstellbar, wie die Ukraine es akzeptieren kann, der Puffer
            zwischen NATO, Europa und Russland zu sein. Das wird unseren Anstrengungen entgegenwirken, die
            Atomwaffen der Ukraine zu beseitigen.»[36]
         

         So lag die Frage der NATO-Mitgliedschaft trotz der gemeinsamen Anstrengungen der Visegrád-Länder im Sommer
            1993 auf Eis. Als Clinton Jelzin beim G7-Gipfel in Tokio traf, stellten sie stattdessen
            die Ukraine in den Mittelpunkt. Der russische Präsident betonte, es sei «immer schwierig,
            mit der Ukraine zu verhandeln», denn «heute stimmen sie zu, morgen machen sie einen
            Rückzieher.» Clinton antwortete: «Das ist bei uns auch so.» Die Frage war, wie die
            Ukraine zu überzeugen sei, ihre Atomwaffen aufzugeben, und eine spätere NATO-Erweiterung schien eine Antwort zu sein. Ein Memo des Außenministeriums schlug vor,
            die Erweiterung als «größten ‹Köder› bei unseren Versuchen [zu benutzen], Demokratie
            und Reformen im Osten zu fördern», speziell die «ukrainische Entnuklearisierung.»[37]
         

         Robert Hunter, der US-Botschafter bei der NATO, meinte nicht, dass es irgendwann später einmal eine Erweiterung geben solle, der
            Zeitpunkt zum Handeln sei jetzt. Am 3. August 1993 riet er Washington: «Wir kommen
            schnell an den Punkt, wo wir im Osten den Fisch hereinziehen oder die Schnur durchschneiden
            müssen.» Lynn Davis vom Außenministerium war derselben Meinung. Sie hielt es nicht
            für möglich, «eine Debatte über die Erweiterung» noch sehr viel länger aufzuschieben,
            «und das wäre auch nicht in unserem Interesse.»[38]
         

         Wałęsa gefiel es noch weniger, wenn die NATO-Frage auf Eis gelegt wurde. Da er müde war, darauf zu warten, dass die «Gaspedale»
            seiner Kollegen funktionierten, beschloss er schlau, die Sache zu erzwingen. Mit dem
            politischen Instinkt, der ihn berühmt gemacht hatte, ging er ein dramatisches Wagnis
            ein, das kurzfristig scheiterte, aber letztlich die Erweiterung für sein Land und
            dessen Nachbarn beschleunigte. Die US-Botschaft in Warschau berichtete: «Bei Essen
            und Drinks überzeugte Wałęsa Jelzin am 24. August relativ leicht, eine Erklärung zu
            akzeptieren, dass Russland nichts gegen einen NATO-Beitritt Polens einzuwenden habe.» Jelzin stimmte einer bemerkenswerten Erklärung
            zu, nach der eine polnische NATO-Mitgliedschaft «‹sich nicht gegen die Interessen irgendeines Landes richtet, auch
            nicht die Russlands.›»[39]
         

         Am nächsten Morgen bereute Jelzin seine Worte und versuchte sie auf Druck seiner Berater
            zurückzuziehen. Der polnische Präsident hatte eine Eingebung: Er fragte, ob Jelzin
            glaube, «Polen sei ein souveränes Land.» Der russische Präsident bejahte. Dann erklärte
            Wałęsa, als souveränes Land werde Polen in die NATO eintreten. Jelzins öffentliche Erklärung einer «Übereinstimmung jetzt» werde Konflikte
            in der Zukunft vermeiden. Jelzin gestand den Punkt zu und bekräftigte widerwillig
            seine Worte vom Vortag – aber nicht ohne Berichten zufolge etwas zu bekommen, das
            er haben wollte. Die US-Botschaft erfuhr, dass Wałęsa und Jelzin anscheinend einen
            Zusatzhandel geschlossen hatten: «eine implizite Übereinkunft, dass Polen in keinem
            Streit in der Ukraine intervenieren werde, an dem Russland beteiligt sei, außer im
            Fall eines militärischen Angriffs.» Dieses «Quid pro quo in Bezug auf die Ukraine
            wird weithin besprochen und ist plausibel, aber nicht bestätigt.»[40]
         

         Hinweise auf dieses Denken waren schon dem NSC in Washington aufgefallen, der wusste, dass «viele osteuropäische Staaten Vorbehalte
            ausgedrückt [haben], zu eng mit der Ukraine verbunden zu werden, bevor ernsthafte
            Versuche zur wirtschaftlichen und politischen Reform deutlich werden.» Die Mittel-
            und Osteuropäer hatten das Gefühl, «die Ukraine in ihrem gegenwärtigen Zustand würde
            ihre eigene Entwicklung bremsen, weil das Land «nicht denselben qualitativen Bruch
            mit der sowjetischen Vergangenheit vollzogen hat wie sie.» Clinton, der über diese
            Haltung informiert wurde, war der Ansicht, sie habe weiterreichende Implikationen.
            Wenn Polen nach Westen blicke, werde die Ukraine sich zunehmend isoliert und verzweifelt
            fühlen.[41]
         

         Egal wie weit die Absprache zwischen Wałęsa und Jelzin wirklich ging, sie brachte
            Jelzin in die Stimmung, den polnischen Wünschen noch eine Weile nachzukommen. Kurz
            nach seinem Besuch in Warschau bestätigte er, die ehemals sowjetischen Truppen würden
            Polen endlich verlassen. Das war eine willkommene Ankündigung. Obwohl der Abzug seit
            langem versprochen war, hatten die Einheimischen sich gefragt, ob er je zum Ende kommen
            würde. Deutsche hegten ähnliche Zweifel. Lake erinnerte Clinton daran, dass die Motivation
            hinter Deutschlands reichlicher Hilfe für Russland – nach Schätzung des Außenministeriums
            «etwa zwei Drittel der von den G7 seit 1990 insgesamt versprochenen 75 Milliarden
            Dollar» – vor allem darin bestand, sicherzustellen, dass «der geplante Abzug der russischen
            Truppen aus Ostdeutschland bis zum 31. August [1994]» wie geplant stattfand.[42]
         

         Inmitten dieser Entwicklungen rief ein Artikel von drei Analysten der RAND-Stiftung in der Zeitschrift Foreign Affairs im September 1993 viel Aufmerksamkeit hervor. Ronald Asmus, Richard Kugler und Stephen
            Larrabee argumentierten eindringlich für eine Erweiterung «der kollektiven Verteidigungs-
            und Sicherheitsarrangements der NATO» im Süden und Osten. Im selben Monat hielt Lake eine vielbeachtete Rede über die
            transatlantischen Beziehungen, in der er seine starke Überzeugung äußerte, «auf eine
            Doktrin der Eindämmung muss eine Strategie der Vergrößerung folgen.»[43]
         

         Zusammen führten diese Faktoren zu einem entscheidenden Wendepunkt in der Geschichte
            der NATO-Erweiterung, wie Kosyrew sich später erinnerte. Visegrád übernahm die Initiative,
            und Moskau «verlor die Fähigkeit, die Angelegenheit ruhig zu behandeln.» Die Folge
            der Ereignisse goss Öl ins Feuer der «mit der NATO-Furcht hausierenden Hardliner in Russland», die neue innenpolitische Spannungen für
            Jelzin erzeugten. Kosyrew hatte versucht, den Slogan «‹Übereilte Erweiterung nein –
            Partnerschaft ja›» zu propagieren. Wałęsas riskanter Schritt schockierte jedoch die
            Moskauer Hardliner und untergrub die Fähigkeit des Außenministers, sie zu überzeugen,
            die NATO-Vergrößerung werde ein langsamer, einvernehmlicher Prozess sein. Im Herbst 1993 konnte
            Kosyrews Hauptrivale Jewgeni Primakow, der Chef des Auslandsgeheimdienstes, überzeugend
            argumentieren, Kosyrew täusche sowohl sich selbst als auch sein Land über die Wahrheit
            der Erweiterung.[44]
         

         Auch Generalsekretär Wörner war der Meinung, Wałęsa habe erfolgreich «die Landschaft
            in Hinsicht auf die NATO-Erweiterung verändert», was er als positive Entwicklung ansah. Dank des cleveren
            Schritts des polnischen Präsidenten «gibt es gegenwärtig einen historischen Moment
            der Chance für das Engagement der NATO im Osten», und «wenn der Moment ungenutzt verstreicht, wer weiß, wann er wiederkommt?»
            Wörner argumentierte, die Allianz müsse «den Moment ergreifen» und sofort beginnen,
            «alle früheren Mitglieder des Warschauer Pakts in Mittel- und Osteuropa von Nord bis
            Süd» nach und nach aufnehmen.» Außerdem «kann die Allianz nicht die postsowjetischen
            Staaten ignorieren», auch wenn «die Russen diese Staaten anders sehen.» Da sie eine
            Chance witterten, begannen auch die Ungarn Washington zu einer «vorwärts gerichteten»
            Botschaft über die NATO-Erweiterung zu drängen, einschließlich der ausdrücklichen Erklärung, die Visegrád-Staaten
            seien als erste an der Reihe.[45]
         

         Ein Pentagon-Beamter, der eine Reisedelegation leitete, versuchte die Visegrád-Staaten
            auf Distanz zu halten, indem er sagte, die «Schlüsselentscheidungen müssten noch getroffen
            werden», sowohl in der Clinton-Regierung wie im Bündnis, und die NATO dürfe nicht als Wohltätigkeitsorganisation angesehen werden, denn «sie sei kein ‹reicher
            Onkel aus Amerika›, der Geschenke an das örtliche Militär austeilen werde.» Wie immer
            blieb die Ukraine eine Quelle der Sorge. Da sich nach Talbotts Worten «das Tempo der
            Beratungen über die NATO-Erweiterung stark beschleunigt hat», müsse Washington «sehr vorsichtig sein, die
            Sache nicht so zu regeln, dass die Ukraine das Gefühl habe, draußen in der Kälte mit
            ihrem pelzigen Nachbarn aus dem Norden zu bleiben.» Wenn das passiere, «könnten wir
            ungewollt – und fatalerweise – Hardlinern in Kiew neue Argumente für ihre Position
            liefern, die Ukraine brauche eine atomare Abschreckung.» Talbott hatte erfahren, dass
            der ukrainische Vizeaußenminister Borys Tarasjuk erklärte, es sei «unannehmbar, wenn
            die NATO sich ohne die Vollmitgliedschaft der Ukraine erweitere.» Diese Worte machten das
            Dilemma zwischen zwei strategischen Imperativen, das Clinton von Bush geerbt hatte,
            noch deutlicher: die NATO um Mittel- und Osteuropa im weiten Sinne vergrößern – d.h. einschließlich der Ukraine –
            und dabei das ukrainische Atomproblem lösen, aber Moskau entfremden; oder die Erweiterung
            westlich der Ukraine stoppen, aber dadurch einen bevölkerungsreichen Staat mit Atomwaffen
            im Niemandsland lassen. Die Spannung zwischen Mittel- und Osteuropa, Russland und
            der Ukraine spitzte sich zu.[46]
         

         
            Blutvergießen in Moskau
            

         

         Im Herbst 1993 gab die sich verhärtende Position Russlands zusammen mit Blutvergießen
            auf den Straßen von Moskau den Ausschlag, um die Erweiterung voranzutreiben. Der US-Botschafter
            in Moskau, Thomas Pickering, hatte Washington vor einer solchen Verhärtung gewarnt;
            er war überzeugt, die Reaktionäre in Moskau würden Jelzin höchstwahrscheinlich zur
            Rücknahme seiner Erklärung vom August zwingen, in der er den polnischen NATO-Beitritt gebilligt hatte. Tatsächlich war er überrascht, dass Jelzin seine Äußerungen
            nicht sofort zurückgezogen hatte, denn «die eine Konstante, die wir von allen russischen
            Gesprächspartnern gehört haben, war eine extreme Empfindlichkeit bei der Rolle der
            NATO» gegenüber ihren früheren Verbündeten. Als der Botschafter Kosyrew nach seinen Gedanken
            über den Warschau-Besuch fragte, fuhr der russische Außenminister ihn an: «Wenn die
            NATO sich erweitert, sollte Russland an erster Stelle stehen.»[47]
         

         Pickering hatte Recht mit der Rücknahme, aber sie kam später als erwartet. Am 7. September
            kamen zunächst weitere ermutigende Nachrichten aus Moskau. Jelzin teilte Clinton mit,
            die schlimme wirtschaftliche Lage der Ukraine zwinge sie zu Zugeständnissen. Krawtschuk
            habe zumindest auf dem Papier dem «völligen Abtransport der atomaren Sprengköpfe nach
            Russland zu ihrer Demontage binnen 24 Monaten» zugestimmt. Im Austausch «werden wir
            der Ukraine niedrig angereichertes Uran für ihre Atomkraftwerke liefern», bestätigte
            Jelzin. Besser noch, «wir haben auch endlich die Frage der Schwarzmeerflotte gelöst.»
            Weil die Ukraine nach Meinung Jelzins «Russland 2,5 Milliarden Dollar schuldet, bekommen
            wir ihren Teil der Flotte als Zahlung», mit dem Ergebnis, dass «die Flotte Russland
            gehört, und wir den Stützpunkt in Sewastopol behalten.» Clinton war erfreut, das zu
            hören, und hoffte, die Umsetzung werde wie vereinbart stattfinden, angesichts der
            ukrainischen Vorgeschichte von Rückziehern. Der Präsident gratulierte Jelzin auch
            zum Abzug der ehemals sowjetischen Truppen aus Litauen, wollte aber wissen, wann dasselbe
            in Estland und Lettland geschehen werde. Jelzin, der Clinton daran erinnerte, dass
            «wir nächste Woche auch alle Truppen aus Polen abziehen», fügte hinzu: «In Lettland
            und Estland ist es schwieriger, weil sie nicht die Menschenrechte der Leute mit russischer
            Abstammung achten, die dort leben.» Sie ließen den Punkt ungeklärt, und Clinton fügte
            hinzu, er arbeite hart daran, «das 2,5 Milliarden Dollar Hilfspaket für Russland durch
            [den Kongress] zu bringen.»[48]
         

         Trotz dieser positiven Zeichen trat am 15. September 1993 der von Pickering erwartete
            Rückzieher ein; die Anerkennung einer polnischen NATO-Mitgliedschaft ging zu weit. Ein Brief an Clinton mit Jelzins Unterschrift sagte,
            Moskau könne zwar «die keinesfalls nostalgischen Gefühle der Osteuropäer für die ehemalige
            ‹Kooperation› im Rahmen des Warschauer Pakts» verstehen, doch die richtige Antwort
            sei nicht eine NATO-Erweiterung, sondern «ein wirklich paneuropäisches Sicherheitssystem.»
         

         Außerdem beklagte Jelzins Brief, die Aufnahme Polens sei nicht hinnehmbar, weil sie
            «den Geist» des Zwei-plus-Vier-Vertrags vom 12. September 1990 verletze. Da dieser
            Vertrag «die Stationierung fremder Truppen im östlichen Teil der Bundesrepublik Deutschland
            verbietet», schließe der Vertrag implizit auch «die Option einer NATO-Erweiterung nach Osten» aus. Damit startete Jelzin eine Angriffsstrategie, die sich
            jahrelang fortsetzte. Er insistierte, die Diskussionen und der Vertrag von 1990 seien
            relevant für Mittel- und Osteuropa, womit er den Kampf um die Überschreitung der Grenzlinie
            des Kalten Kriegs wiederaufleben ließ.[49]
         

         Das alarmierte Außenministerium versuchte diese Behauptung rasch zu überprüfen. Christopher
            und Wörner arrangierten einen Lunch mit dem deutschen Außenminister Klaus Kinkel –
            der als Protegé Genschers immer noch in regelmäßigem Kontakt mit seinem Vorgänger
            stand – und Kinkels Chefberater Dieter Kastrup, um herauszufinden, ob die Beschwerde
            begründet sei. Kastrup informierte sie am 5. Oktober, «der Verweis von Jelzins Brief
            auf den ‹Zwei-plus-Vier›-Vertrag sei ‹formal› falsch», weil «Deutschland in diesem
            Vertrag nur sich selbst binden konnte.» Dennoch habe die russische Behauptung einen
            «politischen und psychologischen Inhalt, den wir ernst nehmen müssen.» Kastrup nahm
            die Ansicht wieder auf, die Genscher erfolglos zu verwirklichen gesucht hatte, es
            sei ‹die grundlegende Philosophie› des Vertrags gewesen, die NATO werde sich nicht nach Osten ausdehnen.» Kastrup konnte verstehen, warum «Jelzin dachte,
            der Westen habe sich verpflichtet, die NATO nicht über ihre Grenzen von 1990 hinaus zu erweitern.»
         

         Wörner war völlig anderer Meinung und sagte, alle Verbündeten sollten «die Idee entschieden
            ablehnen, der Zwei-plus-Vier-Vertrag habe irgendetwas mit der NATO-Erweiterung zu tun.» Es sei zwar richtig, dass der Vertrag vor dem geplanten Abzug
            der sowjetischen Truppen in der zweiten Jahreshälfte 1994 nur die Stationierung der
            nicht mit der NATO verbundenen Sicherheitskräfte des vereinigten Deutschlands in den neuen Bundesländern
            zuließ. Danach aber könnten auch andere deutsche Truppen verlegt werden, weil sie
            nur solange von Ostdeutschland ausgeschlossen waren, «wie dort russische Truppen standen.»
            Auch in der Vereinbarten Protokollnotiz hieß es, ausländische Soldaten sollten nach
            Abschluss des sowjetischen Abzugs in Ostdeutschland weder stationiert noch verlegt
            werden, dennoch könnten sie sich mit Erlaubnis der deutschen Regierung in der Region
            aufhalten. Insgesamt hatte Moskau nicht einmal, sondern zweimal einen rechtlich bindenden
            Vertrag unterzeichnet – denn die Protokollnotiz trug ebenfalls Unterschriften, um
            keinen Zweifel an ihrer Gültigkeit zu lassen –, der es NATO-Truppen erlaubte, die alte Grenzlinie des Kalten Kriegs zu überschreiten, solange
            die deutsche Regierung es erlaubte.[50]
         

         Damit nicht genug, Wörner fügte hinzu, es gebe durch Wałęsa «eine seltene historische
            Gelegenheit, ‹einige dieser Nationen ein für allemal im Westen zu verankern.›» Kinkel
            fragte Christopher, ob die Clinton-Regierung sich bezüglich der Erweiterung entschieden
            habe. Der Außenminister antwortete: «Die USA müssen noch eine Entscheidung zur NATO-Erweiterung treffen.» Die Regierung «betrachte die Möglichkeit der Erweiterung positiv,
            werde aber keine übereilten Handlungen» fördern. Seiner Meinung nach war es «sehr
            wichtig, dass Russland und die Ukraine an dem Prozess beteiligt sind. Die Kriterien
            sollten ihnen eine Aussicht auf eine zukünftige NATO-Mitgliedschaft geben, wenn auch nicht jetzt oder in den nächsten fünf Jahren.» Er
            fügte hinzu, «die Haltung der NATO zur Erweiterung sollte die baltischen Staaten nicht ausschließen, man brauche aber
            etwas kleineres als die Sicherheitsgarantien von Artikel 5», und schlug stattdessen
            die «Verpflichtung zur Konsultierung nach Artikel 4» vor, da «die Balten eine Versicherung
            brauchten, nicht überrannt zu werden, ohne dass die NATO irgendwie eingriff.»[51]
         

         Dass Washington bei der Erweiterung immer noch unentschlossen war, erwies sich aber
            als schwierig, nicht zuletzt wegen des für Januar 1994 angesetzten NATO-Gipfels. Clinton wollte persönlich teilnehmen, aber jedes Erscheinen erforderte die
            Verkündung irgendeiner Position zur Erweiterung. Er konnte kaum hinfahren, ohne etwas
            darüber zu sagen. Eric Edelman, ein höherer Beamter im Außenministerium, der einen
            Posten an der Botschaft in Prag antreten sollte, schlug Talbott vor, wie diese Fragen
            zu lösen seien: Die USA sollten mit der NATO-Erweiterung beginnen, aber über ein Jahrzehnt hin und in vier Phasen.
         

         In Phase eins würde man von potenziellen Mitgliedsländern erwarten, dass sie im NAKR mitarbeiteten, wenn sie es nicht schon taten, und dort alle Erwartungen an eine akzeptable
            Leistung erfüllten. Dieser Schritt «würde Usbekistan, Kasachstan usw. aussieben.»
            In Phase zwei würde es individuelle Abkommen mit Beitrittskandidaten geben, deren
            Aushandeln auch mehrere Jahre dauern würde. Aussichtsreiche Staaten könnten in Phase
            drei einen assoziierten Status erreichen, der weitere drei bis fünf Jahre dauern würde.
            Schließlich würde in rund sieben bis zehn Jahren die letzte Phase die Vollmitgliedschaft
            mit Garantien nach Artikel 5 sein, aber nur als Belohnung für Staaten, die gute Ergebnisse
            vorweisen konnten, nicht automatisch. Edelman fügte hinzu: «Es könnte nützlich sein,
            einige Gruppen» oder Kohorten für bevorzugte Beförderung in diesen Phasen zu schaffen.
            «Gruppe A könnten die Visegrád-Länder sein. Gruppe B würde Russland/Belarus/Ukraine
            umfassen. Gruppe C wären der Balkan/das Baltikum.» Er schlug als Nebenarrangement
            auch «eine eigene NATO-Russland-Charta» vor, die es «Jelzin und Co. erleichtern würde, Kritiker im Inland
            zu entwaffnen.»[52]
         

         Edelmans Ideen wurden von Lynn Davis aus dem Außenministerium unterstützt, die ebenfalls
            dafür war, die Erweiterung mit den Garantien von Artikel 5 erst in der letzten Phase
            zu verwirklichen. Sie erwähnte, ihre Position sei von den Ansichten des deutschen
            Verteidigungsministers Volker Rühe beeinflusst. Er hatte sich als starker Befürworter
            der Erweiterung etabliert und unterstützte sogar die Forschungsgruppe der RAND-Stiftung finanziell, die im August 1993 den einflussreichen Artikel zugunsten der
            Erweiterung geschrieben hatte; es war das erste Mal, dass RAND einen ausländischen Auftrag angenommen hatte. Wie Rühe zeigte sich Davis besorgt,
            dass «Deutschland an der Frontlinie der mitteleuropäischen Instabilität steht und
            weder die Mittel noch die politische Neigung hat, diese Probleme unilateral zu bewältigen.»[53]
         

         Deutschlands Ostflanke war auch deshalb verletzlich, weil Kohl in Archys einem permanenten
            Verbot von Atomwaffen auf ostdeutschem Gebiet zugestimmt hatte – und wie Margaret
            Thatcher vorhergesagt hatte, hatten die Deutschen entschieden, ihren Regierungssitz
            in eine Stadt zurückzuverlegen, die im Zentrum dieser verletzlichen Zone lag: Berlin.
            Das schuf eine deutsche Schwäche, ein Grund mehr, auf die Wünsche Moskaus nach der
            Vereinigung zu achten. Wenn Polen die Außenflanke der NATO bildete, würde sich die Sicherheit Deutschlands stark verbessern. Einer von Rühes
            obersten Beratern, Vizeadmiral Ulrich Weisser sagte, es sei besser, «‹Deutschland
            in Polen zu verteidigen als in Deutschland.›»[54]
         

         Auch Kohl war sich dieses Gedankens bewusst und erwähnte ihn sogar gegenüber Clinton.
            Der Kanzler wollte sein Land nicht gern als Ostflanke der NATO sehen, während es noch mit den vielen Problemen der Vereinigung beschäftigt war.
            Seine Regierung empfand aber auch das starke Bedürfnis, neue Mitglieder auf eine Art
            aufzunehmen, die (wie es das US-Außenministerium zusammenfasste) «keine ‹neuen Grenzlinien›
            in Europa zu ziehen scheint.»[55] Kohl war besonders empfindlich für alles, was Jelzin das Leben noch schwerer machen
            könne, weil die Auseinandersetzungen in Moskau weitergingen und bald blutig wurden.
         

         Angesichts explodierender Inflation und Arbeitslosigkeit gaben sich Jelzin und russische
            Parlamentarier gegenseitig die Schuld. Am 21. September 1993 erklärte der russische
            Präsident das Parlament für aufgelöst – obwohl er nicht die verfassungsmäßige Macht
            dazu hatte. Im Gegenzug erklärten die Parlamentarier den Vizepräsidenten Alexander
            Ruzkoi zum amtierenden Präsidenten des Landes. Jelzin beklagte sich bei Clinton, das
            Parlament sei «völlig außer Kontrolle geraten», unterstütze nicht länger «den Reformprozess»
            und sei wieder «kommunistisch geworden.» Er habe keine Wahl, als Wahlen für Dezember
            anzusetzen und bis dahin «durch Präsidialdekrete» zu regieren.[56]
         

         Kohl und Clinton versuchten diese alarmierenden Entwicklungen zu verstehen, und der
            Amerikaner äußerte hoffnungsvoll, Jelzin habe versprochen «friedlich vorzugehen.»
            Der Bundeskanzler war skeptisch und sagte: «Niemand auf unserer Seite weiß wirklich,
            was vorgeht», aber «von allen Menschen, die dort eine Rolle spielen, traue ich ihm
            [Jelzin] am meisten.» Trotz Jelzins Schwächen werde es «viel schlimmer werden, wenn
            er abgesetzt wird.»[57]
         

         Anfang Oktober wurde Clintons Aufmerksamkeit von einer unerwarteten Tragödie in Somalia
            in Anspruch genommen, die ernste politische Folgen für seine Regierung hatte. Der
            somalische General Mohamed Farrah Aidid und seine Anhänger töteten UN-Friedenstruppen.
            Am 3.–4. Oktober wurden US-Truppen nach Mogadischu geschickt, um Aidids Kämpfer unschädlich
            zu machen. Stattdessen wurden sie selber zu Opfern, als Aufständische zwei Black Hawk-Hubschrauber
            abschossen. Das Bild von 18 Amerikanern, die in einem neuen weit entfernten und selbstgewählten
            Krieg starben, war sehr unangenehm für eine Generation, für die Vietnam eine schmerzhafte
            persönliche Erinnerung war. Die Öffentlichkeit wollte wissen, wer die Schuld an dem
            Fiasko trug, das «Black Hawk Down» genannt wurde. Diplomat Richard Holbrooke hielt
            in seinem Audiotagebuch fest, die «ständigen Verluste von Selbstkontrolle, die Wutausbrüche
            und das kindische Benehmen» von Verteidigungsminister Aspin «machten den Entschluss
            für Tony Lake und Warren Christopher leicht, ihn als Opferlamm über Bord zu werfen,
            um sich zu retten.» Ende des Jahres konnten sie Clinton überzeugen, Aspin zu feuern,
            der angeblich weinte, den Präsidenten ohne Erfolg bat, ihn nicht zu entlassen, und
            bald darauf an einem Schlaganfall starb.[58]
         

         Während die amerikanische Aufmerksamkeit auf diese Tragödie gerichtet war, zog Jelzin
            sein Versprechen zurück, friedlich vorzugehen. Am 4. Oktober ließ er Verteidigungsminister
            Gratschow nach vier Tagen der Spannungen und sporadischen Gewalt zwischen den gegnerischen
            Lagern Panzer auffahren. Gratschow befahl, das als Weißes Haus bekannte Parlament
            zu beschießen, wobei es schätzungsweise 145 Tote und 800 Verwundete gab. Ruzkoi wurde
            festgenommen. Einige Militärführer nahmen es Gratschow übel, dass er auf diese Weise
            Blut vergoss, aber Perry notierte, er hatte «offensichtlich Jelzins Ohr und Unterstützung»
            und befolgte Befehle von ganz oben.[59] Jelzin begann per Dekret zu regieren, setzte Parlamentswahlen für den 12. Dezember
            an und suchte Unterstützung für eine neue Verfassung, die ihm weit größere Macht gab
            als seinen französischen und amerikanischen Kollegen.
         

         Obwohl die Gewaltanwendung im Inland kurzfristig Erfolg brachte, war sie im Ausland
            ein Pyrrhussieg. Sie erzeugte Schauder in ganz Europa, besonders in Deutschland. Kohl
            erklärte vor seinen Parteifreunden: «Wir haben immer noch bis zum Sommer nächsten
            Jahres russische Soldaten, frühere Sowjetsoldaten, auf dem Territorium der Bundesrepublik
            Deutschland.» Diese Truppen waren nach den Worten eines New York Times-Reporters «zerstückelt und demoralisiert» und «das unhandlichste und beschwerlichste
            Erbe des Sowjetimperiums» geworden. Das organisierte Verbrechen hatte sich in ihnen
            eingenistet. 1994 starb ein Journalist, der ihre Schwarzmarktaktivitäten untersuchte,
            als eine Bombe in seinem Aktenkoffer explodierte.[60]
         

         Da ein CIA-Bericht aus der Zeit der deutschen Vereinigung 1990 behauptet hatte, Moskau wolle
            Atomwaffen in Deutschland behalten, bis der Truppenabzug 1994 abgeschlossen sei, war
            Kohl zurecht besorgt über die Folgen der Instabilität in Moskau für sein Land. Die
            andauernde Präsenz dieser Truppen und ihrer Waffen hätte auch im besten Fall ein Risiko
            dargestellt. Bewaffnete russische Soldaten in Deutschland waren aber noch beunruhigender,
            weil Jelzin eine unerwartete Bereitschaft zeigte, politische Ziele mit Gewalt durchzusetzen,
            und extreme Nationalisten im Wahlkampf Rückenwind hatten. Es überraschte kaum, dass
            Kohl nicht nur großzügig Hilfsgelder gab, sondern auch dazu überging, Jelzin alle
            zwei Wochen anzurufen. Und bis zum Abzug der Russen konnte Deutschland die NATO-Erweiterung nicht allzu aggressiv unterstützen. Während der Oktoberkrise sagte der
            Kanzler dem CDU-Vorstand: «Wir sollten auch nicht vergessen, daß wir immer noch involviert sind.»[61]
         

         Jelzins Gewaltanwendung und die Popularität der Extremisten sorgten auch in Budapest
            für Alpträume. Der ungarische Ministerpräsident József Antall schrieb unverblümt an
            Clinton, «in den Stunden der Moskauer Zusammenstöße» sei den Ungarn klar, dass die
            russische Instabilität «unsere Region während der Übergangsperiode ernsthaft bedroht.»
            Der Ministerpräsident war überzeugt, die NATO könne «der Untersuchung der Mittel zur Verbesserung der Sicherheit unserer Region
            nicht ausweichen», und das beste Mittel zur Erreichung dieses Ziels sei es, «die Allianz
            um die demokratisch reifsten Staaten der Region zu erweitern.» Vor der Gewalt vom
            Oktober konnte man Befürchtungen wie die Antalls vielleicht als schwarzseherisch abtun,
            aber nun erschienen sie angemessen. Im Westen begann man zunehmend anzuzweifeln, ob
            Russland sich friedlich (oder überhaupt) reformieren könne, und zu denken, es könne
            etwas an den mittel- und osteuropäischen Bitten nach Schutz vor Moskau dran sein.
            Diese Zweifel wuchsen weiter, als bei der Wahl vom 12. Dezember nach den Worten des
            Historikers Sergei Radschenko die «Liberaldemokratische Partei Russlands [triumphierte],
            die schändlicherweise weder liberal noch demokratisch, sondern allem Anschein nach
            faschistisch war.» Ihr Vorsitzender Wladimir Schirinowski hatte kurz zuvor ein Manifest
            veröffentlicht, einen «Mischmasch aus faschistischen, rassistischen, nationalistischen
            und imperialistischen Schnipseln», der das Gefühl der Unruhe unter Russlands Nachbarn
            noch weiter verstärkte.[62]
         

         Weil die EU inzwischen klar gemacht hatte, dass der Beitritt für Mittel- und Osteuropäer
            ein langer Prozess sein werde – ein Gipfel in Kopenhagen hatte stattdessen dem Beitritt
            Österreichs, Finnlands, Schwedens und vielleicht auch Norwegens Priorität gegeben –,
            wurde die NATO-Mitgliedschaft für die Visegrád-Länder noch wichtiger. Sie sahen immer deutlicher,
            dass die EU-Vergrößerung der 1990er Jahre sie nicht einschließen würde, nicht zuletzt
            wegen der Haltung von Staaten, die vor ihnen beizutreten hofften. Anfang 1994 wiederholte
            der österreichische Kanzler Franz Vranitzky gegenüber Clinton die Sorge, die Österreich
            zuvor gegenüber der Bush-Regierung geäußert hatte: «Wir hegen nicht ausdrücklich den
            Wunsch, in derselben Schachtel zu sein wie die früheren Mitglieder des Warschauer
            Pakts.»[63]
         

         
            Partnerschaft für den Frieden
            

         

         Als die Frage der NATO-Erweiterung eine neue Intensität annahm, brachte eine Sitzung der «Principals» am
            18. Oktober 1993 einen Durchbruch. Er kam als Reaktion auf die Hauptfrage der Debatte,
            die nach den Worten des Außenministeriums darin bestand, «ob die NATO sich beim Gipfel im Januar für die Erweiterung ausspricht oder nur die vage Möglichkeit
            offenlässt.» Obwohl Lakes Einfluss zunahm und Aspin sich gerade noch im Amt hielt,
            setzten die Ideen des Pentagon sich durch.[64]
         

         Aspin und General Shalikashvili hatten schon am 13. September dem Außenministerium
            durch Mitarbeiter ihre Besorgnis über die Art mitgeteilt, wie die NATO-Erweiterungs-Debatte «sich auf die Interessen der Mittel- und Osteuropäer konzentrierte,
            statt auf die der US-Regierung.» Das war nach ihrer Ansicht ein strategischer Fehler.
            Das Büro des Verteidigungsministers sah «keinen Bedarf oder Vorteil darin, die Mitgliedschaft
            jetzt anzubieten.»[65] Das Pentagon war auch gegen die Aufnahme neuer Mitglieder, bis sie zur Sicherheit
            des Bündnisses beitragen konnten, statt nur davon zu profitieren. Vielmehr bot es
            eine geniale Alternative an, die auf der Idee der schrittweisen Erweiterung aufbaute:
            eine neue Partnerschaft für den Frieden (PfP).
         

         Aspins Stellvertreter Perry, der ihn bald ablöste, beschrieb diesen Vorschlag später
            als «einfache, brillante und maßvolle Idee.»[66] Sie stammte weitgehend von Generalstabschef Shalikashvili, der sie zusammen mit
            zivilen Pentagon-Strategen wie Joseph Kruzel, dem stellvertretenden Staatssekretär
            für Europa, sowie NSC-Mitarbeitern und Diplomaten der US-Vertretung bei der NATO entwickelte. Shalikashvili baute bei der Entwicklung dieser Idee weitgehend auf dem
            Denken des Außenministeriums unter Präsident Bush auf. Er kannte dieses Denken genau,
            denn er hatte 1991–92 mit James Baker weite Reisen unternommen, als dieser versuchte,
            den Zerfall der zentralen Kontrolle über das sowjetische Atomwaffenarsenal aufzuhalten.
         

         Das Ziel von Shalikashvili und gleichgesinnten Entscheidungsträgern war die Schaffung
            einer friedenserhaltenden Organisation, die zugleich eine schrittweise Annäherung
            an die NATO bot. Der General war ein starker Verfechter der intermilitärischen Zusammenarbeit
            als praktischer Weg, Brücken zwischen einstigen Feinden zu bauen. Für ihn ermöglichte
            die PfP gerade solche Kontakte, indem sie früheren Warschauer Pakt-Staaten die Möglichkeit
            gab, die NATO kennenzulernen, bevor sie die entscheidende Sicherheitsgarantie der Allianz nach
            Artikel 5 erhielten. Das Pentagon hob hervor, die PfP «brauche keinerlei» garantierte
            Verbindung zur NATO-Mitgliedschaft zu enthalten, vielmehr könne sie eine nützliche Mehrdeutigkeit bieten,
            indem sie «eine solche Verbindung allgemein» herstelle. Das würde für sehr engagierte
            Teilnehmer der Partnerschaft die Option eröffnen, sich später die volle Sicherheitsgarantie
            zu verdienen. Wichtig war aber, nichts zu überstürzen. Nach den Worten der US-Vertretung
            bei der NATO war es «entscheidend, dass der Zeitplan der Identifizierung potenzieller NATO-Mitglieder nicht die Schaffung einer grundlegenden geostrategischen Struktur überholt,
            die wirksam Russland und die Ukraine einbezieht.»[67]
         

         Dieser Vorschlag löste fünf große Probleme. Erstens nahm er Beschwerden von Zivilisten
            und Militärs im Verteidigungsministerium auf, die Diskussion behandle die NATO zu sehr als Club, dem jeder beitreten könne. Sie sei aber ein Militärbündnis, dessen
            Mitglieder ihre Ausrüstung standardisieren, Truppen ausbilden und zur Sicherheit der
            anderen beitragen mussten. Unvorbereiteten Neumitgliedern zu rasch die volle Sicherheitsgarantie
            zu geben, würde die transatlantische Allianz schwächen. Das wollte das Pentagon verständlicherweise
            vermeiden. Die Partnerschaft für den Frieden würde Zeit und Flexibilität dafür bieten,
            praktische Probleme zu lösen, denn jeder Partner konnte Tempo und Intensität seiner
            Annäherung an die NATO selbst bestimmen.
         

         Zweitens konnte die PfP als Reaktion auf den anhaltenden tragischen Zerfall Jugoslawiens
            dienen. Es passte wie angegossen: Die Balkan-Krise verlangte nach einer Lösung, und
            eine mit der NATO verbundene friedenserhaltende Partnerschaft war eine Lösung, die ein Problem suchte.
            Die PfP konnte so auf die Gewalt in Bosnien reagieren, indem sie die Allianz geografisch
            (um die früheren Warschauer Pakt-Staaten und die Sowjetrepubliken) und funktional
            (um die Friedenserhaltung) erweiterte. Im besten Fall konnte sie die militärische
            Struktur der NATO flexibler machen, indem sie ein Mittel lieferte, mit Fällen umzugehen, die nicht
            Artikel 5 erforderten, was vielleicht neue Möglichkeiten für Europäer schuf, bei solchen
            Ereignissen führende Rollen zu spielen.
         

         Drittens vertiefte die PfP das Verhältnis zu Mittel- und Osteuropa, ohne eine neue
            Grenzlinie zu ziehen. Stattdessen würde sie «offen für die neutralen und blockfreien
            Staaten wie auch für die Nationen Mittel- und Osteuropas sein, einschließlich Russlands
            und der Ukraine.» Die Partner würden gemäß ihres Wunsches und ihrer Fähigkeiten beitreten,
            nicht ihres Standorts. Europa sollte «nicht durch geografische Grenzen definiert werden»,
            sondern durch gemeinsame Prinzipien und «aktive Teilnahme an NATOs Partnerschaft für den Frieden.» Mit anderen Worten, die PfP würde auf dem besten
            Aspekt des NAKR aufbauen, seiner Inklusivität, aber die Zusammenarbeit zwischen den Ländern auf eine
            neue Ebene heben, die «‹echte militärische Kontakte›» erlaubte – im Gegensatz zu NAKR-Veranstaltungen, die Shalikashvili (und Talbott) nur noch als «‹bloßes Gerede›» ansahen.
            Obwohl sie nicht dasselbe war wie die paneuropäische Sicherheitsorganisation, die
            Mitterrand früher propagiert hatte – dafür war sie zu USA-zentrisch –, besaß die PfP dennoch das Potenzial, Aspekte einer so weitreichenden,
            inklusiven Organisation zu entwickeln.[68]
         

         Viertens definierte die Partnerschaft einen Platz für die Ukraine in einem europäischen
            Sicherheitssystem auf eine Art, die Russland nicht entfremdete. Die Ukraine konnte
            wie jedes andere Land an der Partnerschaft teilnehmen, wohingegen ihre Aussichten
            auf einen NATO-Beitritt viel geringer waren. Und zu guter Letzt vermied die PfP die schlimmsten
            russischen Reaktionen, da sie vorläufig keine neuen Vollmitglieder in die Allianz
            brachte. Dieses letzte Merkmal war besonders erwünscht, denn wie die US-Botschaft
            in Moskau schrieb: «Jetzt ist nicht der Zeitpunkt, bei Fragen der erweiterten Bündnismitgliedschaft
            für alle früheren Warschauer Pakt-Staaten (einschließlich Russlands) voranzugehen»,
            denn die russische Demokratie «bleibt zerbrechlich; wir und unsere NATO-Verbündeten sollten nichts tun, was sie gefährdet.»[69]
         

         Als zusätzlicher Bonus ermöglichte die PfP es Washington, eine potenzielle NATO-Mitgliedschaft ans Ende statt an den Anfang eines langen Prozesses zu stellen. Eine
            Vergrößerung der Allianz schuf viele komplexe Fragen, und die Partnerschaft bot ein
            Forum, wo bei Bedarf unerwartete Probleme behandelt und der Beitritt zur Allianz abgestuft
            werden konnten. Albright hatte Clinton, Gore, Christopher und Lake am 26. Januar 1994
            gefragt: «Haben wir die realistische Möglichkeit bedacht, dass Moskau sich vor den
            anderen [für den NATO-Beitritt] qualifiziert?» Implizit konnte die PfP helfen, auch diesen Fall zu bewältigen,
            indem sie Russland für längere Zeit einen Ankerplatz gab.[70]
         

         Natürlich hatte die Partnerschaft auch Nachteile. Einer der größten war, dass die
            NATO populär geworden war; jeder wollte hinein. Im Gegensatz zur Vollmitgliedschaft wirkte
            die PfP wie die geopolitische Form eines schäbigen Wartesaals. Ex-Außenminister Henry
            Kissinger kritisierte auch einen Aspekt, den ihre Befürworter als ihren größten Vorteil
            ansahen, dass sie nämlich allen postsowjetischen Staaten einen Ankerplatz gab. Er
            war der Ansicht, dies zwinge «Opfer des sowjetischen und russischen Imperialismus»
            dazu, mit den «Tätern» in Moskau zu koexistieren. Wegen dieser Einwände wurde das
            Propagieren der PfP schwer, und es war nicht klar, ob alle zentralen Mitwirkenden
            die notwendigen Anstrengungen dafür unternehmen würden.[71]
         

         Trotz aller Nachteile und des Mangels an Glanz erreichte die PfP das nahezu Unmögliche:
            Sie versöhnte konkurrierende politische Imperative und bot eine Strategie für die
            Vereinigten Staaten, mit den Problemen und Möglichkeiten der Visegrád-Staaten, Russlands
            und der Ukraine umzugehen. Aus diesem Grund lobte Madeleine Albright sie Anfang 1994
            ausgiebig (und nannte sie noch Jahre später eine geniale Idee). Die in Prag geborene
            Diplomatin war auf Wunsch des Präsidenten nach Albanien, Bulgarien, Rumänien, Slowenien
            und in die Visegrád-Staaten gereist, um die Reaktionen auf die Partnerschaft auszuloten.
            Sie berichtete: «PfP stellte sich als deutlich wirksamer heraus, als viele Kritiker
            vorhersagten.» Ein Grund, warum dieser Schritt auf ihrer Reise Unterstützung fand,
            obwohl er keine Vollmitgliedschaft in der NATO bedeutete, war, dass «alle besorgt waren, wie die Ukraine ins Bild passt, und die
            Gefahr verstanden, sie draußen zu lassen.» Obwohl die PfP als Wartesaal abgewertet
            wurde, «sagten sie letztlich, sie verständen die Notwendigkeit, kurzfristig ‹neue
            künstliche Trennungslinien in Europa› zu vermeiden.» In ihren Augen gelang es der
            Partnerschaft, «drei scheinbar konkurrierende Ziele» zu erfüllen: «die Wiederbelebung
            der NATO, das Vermeiden einer Gegnerschaft Russlands, indem man dort keine nationalistischen
            Tendenzen nährte, und die Beruhigung wachsender Ängste in Mittel- und Osteuropa.»[72]
         

         Die Partnerschaft überzeugte auch Talbott. Er war der Meinung, das Außenministerium
            solle die PfP «zum Kernstück unserer NATO-Position machen, nicht die NATO-Erweiterung (die zumindest implizit exklusiv ist).» Er riet besonders ab von «Andeutungen»
            über die NATO-Mitgliedschaft in privaten Gesprächen gegenüber mittel- und osteuropäischen Staaten,
            denn solche Hinweise könnten «unsere Unterstützung für die Reformen weiter östlich –
            vor allem in Russland – [untergraben], die der Präsident zur obersten Priorität erklärt
            hat.» Außerdem «sind die nächsten sechs bis neun Monate ebenso entscheidend für unser
            Verhältnis zur Ukraine, insbesondere unseren Versuch, sie zum Aufgeben ihrer Atomwaffen
            zu bringen, das wichtigste und gefährlichste Problem der Nichtverbreitung, vor dem
            wir stehen.» Talbott war verärgert gewesen, dass «Krawtschuks Minister versucht haben,
            die Atomwaffen gegen die NATO-Mitgliedschaft einzutauschen»; nun würde die PfP Washington einen Ausweg bieten.[73]
         

         Mit Unterstützung des Außenministeriums setzte sich die Position des Pentagons bei
            der Sitzung der Principals am 18. Oktober durch. Clinton genehmigte den Plan rasch,
            so dass Außen- und Verteidigungsminister begannen konnten, für ihn zu werben. Man
            wollte die Verbündeten davon überzeugen, beim NATO-Gipfel 1994 eine «Erklärung [abzugeben], dass die NATO-Mitgliedschaft wachsen und die neuen Demokratien in Osteuropa einbeziehen werde»,
            ohne aber «Kriterien oder einen Zeitplan» festzusetzen. Das würde zwar die Visegrád-Länder
            enttäuschen, aber die Unbestimmtheit war strategisch notwendig, denn «alles, was man
            in dieser Phase tut, um anzudeuten, dass die NATO-Grenze näher an Russland und die Ukraine heranrückt, ohne gleichzeitig diese beiden
            Staaten einzubeziehen, würde in beiden starke negative Folgen haben» und «die Mitteleuropäer
            unsicherer machen.»[74] Daraus erwuchs die Empfehlung, beim kommenden NATO-Gipfel die Partnerschaft für den Frieden anzuschieben, aber bei ihrer Verbindung
            mit und dem Zeitplan für eine künftige Erweiterung vage zu bleiben.
         

         Unterdessen war Lake angeblich wütend, dass seine Position in der Debatte den Kürzeren
            zog – was sich noch steigerte, als Zbigniew Brzezinski, ehemals Präsident Carters
            Sicherheitsberater, sich im selben Jahr beklagte, Bush habe ganz Deutschland in die
            NATO gebracht, also müsse Clinton dasselbe mit Polen tun. Bald darauf schrieb Brzezinski
            einen Artikel in Foreign Affairs, der die PfP als «gefährlich in ihren wahrscheinlichen geopolitischen Konsequenzen»
            ablehnte. Seiner Meinung nach «braucht man eine Rückversicherung für die Möglichkeit –
            man könnte sogar sagen, die Wahrscheinlichkeit –, dass das Gewicht der Geschichte
            es Russland nicht so bald erlauben wird, sich zu demokratisieren.»[75] Nur die NATO-Erweiterung könne diese Rückversicherung bieten.
         

         Unbeirrt stellte Christopher die PfP-Idee Jelzin und Kosyrew bei seinem Besuch am
            22. Oktober 1993 vor. In der Präsidentendatscha in Sawidowo, früher ein Jagdhaus Breschnews,
            erklärte der Außenminister die Partnerschaft in einem überheizten Wintergarten voll
            ausgestopfter Tiere. Skeptisch fragte Kosyrew, ob die NATO jetzt «zwei oder drei neue Mitglieder» aufnehmen würde? Christopher verneinte; die
            USA «betonten eine Partnerschaft für den Frieden», um «eine Gewohnheit der Interfunktionsfähigkeit
            und Zusammenarbeit zu entwickeln», bevor neue Mitglieder aufgenommen würden. Jelzin
            bat um eine Erläuterung, ob «alle Länder in Mittel- und Osteuropa und die NIS [Nachfolgestaaten der Sowjetunion] dann gleichberechtigt seien.» Christopher erklärte:
            «‹Ja, das ist der Fall, es würde nicht mal einen assoziierten Status geben.›»[76]
         

         Darauf erklärte der russische Präsident: «‹Das ist eine brillante Idee, ein Geniestreich.›»
            Er fügte hinzu, dies diene dazu, «alle Spannungen aufzulösen, die wir jetzt in Russland
            hinsichtlich der osteuropäischen Staaten und ihrer NATO-Ambitionen haben.» Um keine Unklarheit zu lassen, wiederholte er: «‹Es ist wirklich
            eine großartige Idee, wirklich großartig.›» Er freute sich auch zu hören, dass Clinton
            die Einladung annahm, Moskau gleich nach dem NATO-Gipfel zu besuchen. Da der Kampf mit dem Parlament hinter ihm lag, die schnelle NATO-Erweiterung vom Tisch war und sich ein gutes Verhältnis zu Clinton entwickelte, sinnierte
            Jelzin: «‹Das einzige, was ich noch begraben muss, ist Lenin.›» Er wiederholte, der
            Außenminister solle «‹Bill sagen, dass ich von dieser brillanten Idee begeistert bin.›»[77]
         

         Gegen Ende des Gesprächs bemerkte Christopher kurz: «Wir werden, wenn die Zeit gekommen
            ist, die Frage der Mitgliedschaft als spätere Möglichkeit betrachten», doch diese
            Einschränkung schien Jelzin nicht aufzufallen. Kosyrew schrieb aber später, ihm sei
            sie nicht entgangen und er sei sehr besorgt über ihre Bedeutung gewesen. Der Außenminister
            meinte rückblickend, der Auftritt des Amerikaners vor Jelzin sei «kaum mehr als eine
            Nebelwand» und bewusst «täuschend» gewesen, obwohl der Bericht Christophers die damalige
            US-Politik korrekt darstellte.[78]
         

         Die Episode erzeugte eine Verhärtung in Kosyrews Position gegenüber Washington, die
            nicht unbemerkt blieb. Talbott sagte danach zu Clinton, der russische Außenminister
            sei «eher ein Teil des Problems als ein Teil der Lösung geworden. Kosyrew scheint
            zu dem Schluss gekommen zu sein, dass seine Interessen und die Russlands einen härteren,
            nationalistischeren Ton brauchen.» Da Kosyrew zuvor für die amerikanisch-russische
            Zusammenarbeit eingetreten war, hatte diese «rätselhafte, verstörende Entwicklung»
            für Talbott «etwas von einer Tragödie an sich.»[79]
         

         Jelzin dagegen war mit dem Gespräch zufrieden. Er sprach danach sogar mit Wörner über
            die Aussichten für eine NATO-Mitgliedschaft Moskaus und schlug vor, sie sollten «zusammenkommen, um die russische
            Mitgliedschaft im Bündnis vorzubereiten und zu besprechen.» Die Hauptsorge war nach
            Kosyrews Worten, dass es «für Russland als großes Land schwierig sein wird, sich im
            Warteraum mit allen anderen Bittstellern zu sehen, die um die Mitgliedschaft konkurrieren.»[80] Doch Jelzin blieb optimistisch, dass diese Fragen zu lösen seien. Seine «Hauptsorge
            bei diesem Thema ist der chinesische Aspekt», weil Russlands Mitgliedschaft eine Grenze
            Chinas mit einer großen paneuropäischen Sicherheitsorganisation bedeuten würde – die
            längste der Welt. Trotzdem war Jelzin «bereit, sich zu beteiligen.»[81]
         

         Mit der PfP hatten Clinton und seine Berater eine handhabbare Lösung für die strategischen
            Probleme gefunden, die sie am Tag der Amtseinführung geerbt hatten. Die größte Herausforderung
            war seitdem klar gewesen. Wie waren die außenpolitischen Interessen der USA, vor allem bei der Eliminierung des früher sowjetischen Atomarsenals, voranzutreiben,
            indem man Forderungen aus Russland mit denen wichtiger Staaten und Regionen ins Gleichgewicht
            brachte, die früher von ihm beherrscht wurden. Clintons Team war bei verschiedenen
            innen- und außenpolitischen Fragen ins Stolpern gekommen, manchmal mit tragischem
            Resultat, aber es hatte schließlich den klugen Schritt gefunden. Statt die Frage entscheiden
            zu müssen, ob Russland, die Ukraine oder die Visegrád-Länder am wichtigsten seien,
            würden die Vereinigten Staaten die Erweiterung der Allianz mit einem schrittweisen
            Prozess anführen, der ihre Optionen offenhielt.
         

         Dieser Prozess war sehr viel weniger dramatisch als die Ausweitung von Artikel 5,
            aber in der Praxis funktionierte die PfP überraschend gut. Wie sich Christopher erinnerte,
            «übertraf die Partnerschaft anfangs unsere kühnsten Hoffnungen.» Sie schuf «Verbindungen
            zwischen NATO- und Nicht-NATO-Staaten» und gab den Teilnehmern «einen Anreiz, ihre Armeen zu modernisieren und
            demokratische Reformen durchzuführen.»[82] Die Partnerschaft zog sogar neutrale west- und nordeuropäische Länder an, die bis
            dahin nicht in die NATO wollten, wie Finnland, Schweden, Österreich und die Schweiz. Das Konzept erwies sich
            auch als annehmbar – manchmal nur in gerade ausreichendem Maß – für Mittel- und Osteuropa,
            die Ukraine und Russland. Am unglücklichsten waren die Visegrád-Länder, aber sie waren
            bereit, die PfP zähneknirschend zu akzeptieren, solange sie schließlich zur NATO-Mitgliedschaft führte.
         

         Gegner der PfP in den USA waren aber nicht bereit, mit dem Kompromiss zu leben. Einige Entscheidungsträger
            der Clinton-Regierung, die die Sicherheitsgarantien von Artikel 5 den Visegrád-Ländern
            geben wollten und damit festlegten, welche Region am wichtigsten sei, stellten die
            entstehende Partnerschaft sofort in Frage. Außerdem erkannte die Republikanische Partei
            einen nützlichen Weg, Amerikaner mit polnischen und anderen osteuropäischen Wurzeln
            in wichtigen Staaten des Mittelwestens bei den Zwischenwahlen 1994 zu mobilisieren.
            Und Jelzin half ungewollt den Feinden der PfP durch eine Serie großer und blutiger
            Fehler. Die Kombination aus diesen Ereignissen ließ die Partnerschaft ebenso schnell
            fallen, wie sie aufgestiegen war.
         

      

   
      
            6. Aufstieg und Fall
            

         

         Obwohl die Strategie einer losen Mitgliedschaft für viele Länder den Segen des Präsidenten
            bekommen hatte, versuchten amerikanische und ausländische Verfechter der Vollmitgliedschaft
            für wenige, sie zu kippen. Sie waren der Ansicht, das Leiden der Mittel- und Osteuropäer
            in den Kriegen des 20. Jahrhunderts und den Jahrzehnten hinter dem Eisernen Vorhang
            gebe ihnen ein historisches und moralisches Recht auf die baldige Sicherheitsgarantie
            von Artikel 5. Fragen wie der russische Widerstand und die militärische Bereitschaft
            der neuen Mitglieder konnten später geklärt werden; jetzt kam es darauf an, die Vergangenheit
            wiedergutzumachen. Befürworter einer solchen Erweiterung handelten meist entweder
            aus einem optimistischen oder pessimistischen Grund, manchmal aus beidem. Optimisten
            glaubten, die Erweiterung werde soviel Zusammenarbeit erzeugen, dass Grenzen nicht
            mehr wichtig seien, darum brauche man sich keine Sorgen zu machen, es könne eine neue
            Grenzlinie in Europa entstehen; die Allianz und der Kontinent würden die frühere Politik
            der Trennung und Eindämmung einfach hinter sich lassen. Pessimisten sahen in einer
            neuen Grenzlinie durch Europa eher einen Segen als einen Fluch, denn sie betrachteten
            Russland immer noch als Bedrohung; sie wollten eine schnelle Erweiterung gerade deshalb,
            weil sie eine Eindämmung jenseits des Kalten Kriegs bot. In beiden Fällen war die
            Strategie dieselbe: die Partnerschaft für den Frieden im Keim zu ersticken und stattdessen
            ausgewählten Staaten Artikel 5 zu geben.
         

         Diese Strategie hatte Erfolg. Im Jahr 1994 erlebte die PfP einen raschen Aufstieg
            und Fall. Nach ihrem Start durch Präsident Clinton im Januar starteten gewiefte bürokratische
            Machtkämpfer wie der Nationale Sicherheitsberater Tony Lake und Außenstaatssekretär
            Richard Holbrooke sofort einen Angriff auf ganzer Linie. Mit Unterstützung ausländischer
            Politiker wie des deutschen Verteidigungsministers Volker Rühe und des polnischen
            Präsidenten Lech Wałęsa nutzten sie Differenzen zwischen Moskau und Washington, um
            die Partnerschaft zu untergraben. Die dramatischen Verluste der Demokraten bei den
            Zwischenwahlen zum Kongress im November 1994 gegenüber den erweiterungsfreundlichen
            Republikanern trieben den schwankenden Clinton auf die Seite Lakes und seiner Kollegen.
            Kurz nach der Wahl wurde klar, dass das Gewicht der Ereignisse dieses Jahres – zuletzt
            Boris Jelzins tragischer Entschluss zur Invasion der abtrünnigen Region Tschetschenien
            und der gescheiterte Versuch von Verteidigungsminister Perry zur Rettung der PfP in
            letzter Minute – Clinton zur Aufgabe der Partnerschaft bewogen hatten. Später nannte
            der Präsident das Jahr 1994, in dem auch seine geliebte Mutter starb, «eines der schwersten
            meines Lebens.»[1]
         

         
            Die Wichtigkeit, keine Linie zu ziehen
            

         

         All diese Entwicklungen lagen noch in der Zukunft, als der Präsident seine Europareise
            für den Januar 1994 plante. Die Partnerschaft war Regierungspolitik, und vor der förmlichen
            Verkündung beim Gipfel im Januar sollte der Boden dafür bereitet werden. Als Teil
            dieses Prozesses besuchte Außenminister Christopher am 25. Oktober 1993 den ukrainischen
            Präsidenten Krawtschuk. Es lohnte sich, diesem zu vermitteln, die PfP sei vor allem
            wegen der Ukraine an die Stelle der Erweiterung mit voller Sicherheitsgarantie getreten,
            und die Ukraine solle mit der Abschaffung der Atomwaffen reagieren.
         

         Es stärkte Christophers Position, dass Kyiv kaum eine Wahl hatte, als die Wünsche
            der USA zu erfüllen. Die Ukraine besaß noch Atomwaffen, aber die Notwendigkeit, sie gegen
            Hilfen für die zerfallende Wirtschaft einzutauschen, wuchs ständig. Amerikanische
            Diplomaten berichteten von herzzerreißenden Szenen der Verzweiflung und des Hungers
            im ganzen Land, darunter «Alten, die entlang der Straße ihren Haushalt verkaufen»
            und «verlassenen Kindern unter den Sitzen» im Kyiver Hauptbahnhof. Ein Botschaftsmitarbeiter
            beobachtete, dass sich in der Mensa der Staatsuniversität in Kyiv Rentner «um Mülleimer
            [drängten] und um Reste prügelten, die die Studenten wegwarfen.» Ein anderer Diplomat
            wurde in einem Geschäft von einer schluchzenden Frau um Hilfe gebeten, als sie merkte,
            sie könne sich nicht mal mehr eine Packung saure Sahne leisten. Die Botschaftsmitarbeiter
            hatten Schwierigkeiten, zur Arbeit zu kommen, weil Busse und Straßenbahnen kaum noch
            fuhren. Auch die Verschmutzung durch überalterte Fabriken verpestete Luft und Boden.
            Für die meisten Ukrainer hatte das Leben «jede Annehmlichkeit verloren.»[2]
         

         Während Kyiv immer mehr glaubte, keine anderen Optionen zu haben, glaubten die Visegrád-Staaten
            das Gegenteil: Sie könnten und sollten besser abschneiden. Die US-Botschaft in Budapest
            berichtete am 29. Oktober nach Washington, die Ungarn empfänden «große Enttäuschung»,
            weil die Partnerschaft nicht zwischen «der Visegrád-Gruppe und den in ihren Augen
            weniger fortgeschrittenen Staaten des Ostens», also der Ukraine und den anderen sowjetischen
            Nachfolgerepubliken, differenzierte. Wałęsa sagte Journalisten, er betrachte die PfP
            als «Erpressung», und polnische Diplomaten verstärkten diese Botschaft.[3]
         

         Intern hielt das Außenministerium seine Enttäuschung über solche Rückschritte fest
            und sagte, ihre «Heftigkeit» bringe Mittel- und Osteuropäern wenig Gutes. Christopher
            reagierte am 14. Dezember auf die polnischen Klagen mit dem Hinweis: «Den Sicherheitsumkreis
            der Allianz zu erweitern, ist eine der wichtigsten Entscheidungen, die die USA fällen können.» Um den Schlag abzumildern, ließ er aber alle Visegrád-Staaten wissen,
            dass die PfP zwar «keine Aufnahme in die NATO garantiert», aber die Allianz dennoch «als Teil eines Evolutionsprozesses künftig
            neue Mitglieder erwartet und willkommen heißt.»[4]
         

         Die Regierung Clinton spürte diesen Druck nicht nur von den Visegrád-Ländern selbst,
            sondern auch von Kongress-Mitgliedern, deren Wähler Wurzeln in der Region hatten.
            Warum sollten die Länder der Vorfahren ihrer Wähler nicht ihr eigenes Militärbündnis
            wählen dürfen und Hilfe von den Vereinigten Staaten bekommen? Die Stärke Amerikas
            sollte für die Polen und andere da sein, wenn sie es wollten, glaubten Kongress-Mitglieder,
            weil die USA den Kalten Krieg gewonnen hatten und stark genug waren. 1994 waren noch rund 325.000 US-Soldaten
            in Übersee stationiert und weitere 60.000 vorübergehend unterwegs oder im Ausland.
         

         Im Abgeordnetenhaus brachte der Republikaner Benjamin Gilman aus New York eine Resolution
            für die Erweiterung mit Unterstützung von Zbigniew Brzezinski ein; sein republikanischer
            Kollege Henry Hyde aus Illinois tat etwas Ähnliches. Im Sommer 1994 begannen ihre
            Teams einige Formulierungen aus dem «Vertrag mit Amerika» der Republikaner zu kombinieren,
            einer Sammlung von Initiativen, die als Teil des Wahlkampfes der Partei für die Zwischenwahlen
            im November zirkulierten. Auch Senator Richard Lugar, ein entschiedener Gegner der
            Partnerschaft sagte, PfP bedeute «‹Politik für Prokrastination.›»[5]
         

         Da er erkannte, dass die Werbung für die PfP weder im Inland noch im Ausland leicht
            war, schickte Clinton Generalstabschef John Shalikashvili, um mittel- und osteuropäische
            Länder zu überzeugen, eine Unterstützung der Partnerschaft sei in ihrem Interesse.
            Madeleine Albright, die in Prag geborene US-Botschafterin bei der UN, und Charles
            Gati, ein in Ungarn geborener US-Diplomat, machten ebenfalls Reisen, manchmal mit
            Shalikashvili. Einzeln oder zusammen sprachen sie mit allen Regierungschefs der Visegrád-Länder
            sowie mit denen Bulgariens, Rumäniens, Albaniens und Sloweniens.
         

         Besonders die Polen versuchten Shalikashvilis Besuche klug zu ihrem Vorteil zu nutzen.
            Sein Vater Dmitri Shalikashvili war aus der Sowjetrepublik Georgien nach Polen emigriert
            und hatte zum Zeitpunkt von Johns Geburt in der polnischen Armee gedient. Später ging
            die Familie in die USA. Als Vorbereitung auf einen der Besuche des Generalstabschefs durchsuchten seine
            polnischen Gastgeber die Militärarchive und entdeckten Dokumente, die sein Vater bei
            der Geburt des Sohnes 1936 bei seinen Vorgesetzten eingereicht hatte. Sie übergaben
            ihm Kopien davon, was Shalikashvili sehr bewegte.
         

         Dennoch versuchte er Wałęsa bei einem Besuch am 7. Januar zur Annahme der PfP zu bewegen,
            indem er den Präsidenten bat, «den politischen Mut und die Klugheit zu zeigen, die
            ihn berühmt gemacht haben.» Wałęsa antwortete: «Der Westen verliert eine wichtige
            historische Gelegenheit, ‹den Bären einzusperren.›» Für ihn hatte «die Nato schon
            zwei leichte Chancen verpasst, die NATO nach Osten zu erweitern» – eine gleich nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion, die
            andere «in der halben Stunde nachdem Jelzin unterschrieb», nämlich seine betrunkene
            Erklärung vom August 1993. Obwohl es «schon zu spät [sei], Russlands volle Kontrolle
            über die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten zu stoppen», war vielleicht noch Zeit für
            die Rettung von Staaten, die jenseits «der alten Sowjetgrenze» lagen.[6]
         

         Als die Amerikaner ihr Handeln damit verteidigten, die Erweiterung werde Moskau verärgern,
            knurrte Wałęsa: «Sollen die russischen Generäle sich doch ärgern … sie werden keinen
            Atomkrieg anfangen.» Polen war enttäuscht, dass nach allem, was Solidarność getan
            hatte, um die sowjetische Kontrolle abzuschütteln, nur Ostdeutschland eine Eintrittskarte
            für den Westen bekommen hatte. Shalikashvili versuchte ihn zu besänftigen und wies
            darauf hin, «die PfP werde beispiellose Muster und Grade der militärischen Kooperation
            etablieren, die ein verstärktes Zusammenwirken mit NATO-Truppen fördern würden.» Er fügte hinzu, die Debatte in der NATO gehe «in letzter Zeit weniger darum, ob sie sich nach Osten erweitern soll, sondern
            wann und wie.»
         

         Dieses Zugeständnis ließ Wałęsa nochmals überlegen und den US-Botschafter wetten,
            er werde schließlich nachgeben. Er hatte recht. Widerwillig stimmten die Polen zu.
            Nach einer außergewöhnlichen Kabinettsitzung, in der die PfP als «eine unzureichende
            Maßnahme» kritisiert wurde, sagte die polnische Regierung dennoch zu, sie zu unterstützen.[7]
         

         Diese Anstrengungen bereiteten Clintons Reise zum NATO-Gipfel in Belgien vor. Nach der Ankunft am 9. Januar 1994 sagte er dem belgischen
            Ministerpräsidenten Jean-Luc Dehaene, die Angriffe auf die Partnerschaft seien unangebracht.
            Der Präsident fragte: «Warum sollen wir die Linie in Europa bloß ein bisschen weiter
            östlich ziehen als vorher? Warum sollen wir die Ukraine entfremden?» Die PfP war vorzuziehen,
            weil sie beide Probleme vermied. Dann schlug er vor, die USA sollten weiterhin «gegenüber Russland die Führung übernehmen», während «Europa die
            Hauptinitiative gegenüber Osteuropa übernehmen sollte.»
         

         Dehaene hielt dagegen und sagte: «[Diese Länder] jetzt rasch aufzunehmen, würde die
            EU schwächen.» Der EU-Beitritt sei ein anstrengender, anspruchsvoller Prozess, den
            man nicht übereilen solle. Damit stand er nicht allein. Bundeskanzler Kohl beklagte
            sich in Washington, «daß ein beachtlicher Teil der Mitglieder der Europäischen Union
            die Erweiterung in Wahrheit nicht wollte». Er wusste, dass sein Eintreten für einen
            schnellen Beitritt Mittel- und Osteuropas unter den anderen Regierungschefs unpopulär
            war. Die Gründe waren vielfältig. Die Abneigung kam teilweise von der Entscheidung,
            sich zuerst auf den Beitritt westlicher und skandinavischer Länder zu konzentrieren.
            Südliche Mitgliedsländer befürchteten auch, bei zu vielen Neuaufnahmen Vorteile zu
            verlieren. Und die Europäer fühlten sich von der Bosnien-Krise überfordert. Die USA und die NATO würden den Ländern im Osten die Tür öffnen müssen, weil die EU es nicht so bald tun
            würde.[8]
         

         In seiner Ansprache vor den NATO-Regierungschefs am 10. Januar 1994 betonte Clinton erneut die Bedeutung, nicht «etwas
            weiter östlich eine neue Linie durch Europa zu ziehen», die eine «demokratische Ukraine»
            auf der falschen Seite fixieren würde. Er erläuterte, die Partnerschaft sei die beste
            Antwort, weil sie eine Tür öffne, aber «uns auch Zeit gibt, die Hand gegenüber Russland
            und den anderen Nationen der ehemaligen Sowjetunion auszustrecken, die fast in der
            gesamten Debatte ignoriert worden sind.»[9] Er überzeugte seine Verbündeten, die PfP formell anzunehmen und mit der Umsetzung
            ihrer praktischen Aspekte zu beginnen. Die Allianz eröffnete eine «Partnerschafts-Koordinationsstelle»,
            um Übungen und Ausbildung zu planen. Kurz darauf meldeten mehrere Staaten ihr Interesse
            an einer Teilnahme an; binnen weniger Wochen reiste der litauische Präsident nach
            Brüssel und unterzeichnete für sein Land.
         

         Als er gleich nach dem Gipfel mit Wałęsa und Havel in Prag zusammentraf, benutzte
            Clinton dieselben Argumente wie gegenüber seinen Verbündeten. Wie er am 11. Januar
            sagte, lasse die PfP «uns sofort mit gemeinsamer Ausbildung und Übungen und der Einführung
            von NATO-Truppen» in Mittel- und Osteuropa beginnen, aber sie «zieht keine neue Linie ein
            paar hundert Meilen weiter östlich durch Europa.» Er wiederholte auch: «Besonders
            die Ukraine will nicht in den Machtbereich Moskaus zurückgestoßen werden» oder sich
            auf der falschen Seite der Linie wiederfinden. Gerade die Visegrád-Staaten sollten
            «von allen Ländern auf der Welt … den Schaden von Grenzlinien verstehen und davon,
            frühere Sowjetrepubliken in den Machtbereich Russlands zu stoßen.»[10]
         

         Christopher und Botschafter Strobe Talbott, die den Präsidenten mit Albright begleiteten,
            redeten noch unverblümter. Vor allem Talbott argumentierte, «eine der besten Seiten»
            der PfP sei, «dass sie in beide Richtungen gehen könne: Sie könne Russland akzeptieren,
            wenn sich der ‹gute Bär› zeigt, aber auch zu einer Variante der Eindämmung nach dem
            Kalten Krieg führen», wenn es nötig sei. Havel und seine Kollegen sträubten sich dennoch.
            Wałęsa sagte zu Clinton, immer wenn Russen einen Vertrag unterzeichneten, «halte eine
            Hand den Federhalter, die andere eine Granate.» Die Visegrád-Länder «hielten ihr Wort»,
            weil sie «eine westliche Kultur besaßen. Russland besaß keine.» Havel betonte, Clinton
            müsse klar machen, dass «die PfP ein erster Schritt zur Vollmitgliedschaft in der
            NATO ist», bevor sie ihr zustimmen würden.[11]
         

         Clinton hatte sich bis jetzt ans Drehbuch gehalten, aber der Widerstand war stark.
            Staatschefs von der moralischen Statur Wałęsas und Havels zu widersprechen, war nicht
            einfach. Letzterer hatte besonders enge persönliche Beziehungen zum amerikanischen
            Präsidenten entwickelt, Clinton als Gastgeber großzügig empfangen und nicht nur ihm,
            sondern auch Albright ganz klar gemacht, wie sehr die Tschechen zum Westen gehören
            wollten. Es war schwer, den beiden Präsidenten zu widerstehen, und ihre Bedenken regten
            Clinton offenbar zu dem Versuch an, die größtmögliche Übereinstimmung zu finden. Als
            Optimist sah er außenpolitische Herausforderungen nicht als Nullsummenspiel, sondern
            versuchte in jeder Situation, wo es ums Überzeugen ging, alle Beteiligten zu einer
            einvernehmlichen Lösung zu bringen. Er war auch nach seiner passionierten Lektüre
            von Biografien der demokratischen Präsidenten Franklin Roosevelt und Harry Truman
            der Meinung, dass «keiner eine große Strategie für die führende Rolle Amerikas besaß.»
            Stattdessen besaßen seine Vorgänger einen «‹starken Instinkt, was zu tun sei›», und
            folgten ihm, wobei sie pragmatisch reagierten, wenn es die Lage erforderte. Dies schien
            eine solche Situation zu sein. Da er Verständnis für die Argumente auf beiden Seiten
            hatte, führte ihn der Instinkt, die größtmögliche Kooperation herzustellen, dazu,
            den Start der PfP zu verkomplizieren.[12]
         

         Angesichts der dramatischen Bühne in Prag musste jeder öffentliche Kommentar großes
            Aufsehen erregen. Clinton hatte sogar den Hollywood-Produzenten Mort Engelberg engagiert,
            um einen bildgewaltigen Spaziergang vor dem Hintergrund der atemberaubenden Architektur
            Prags zu inszenieren. Fotografen knipsten Albright, Clinton und Havel, als sie die
            Statuen und die Aussicht auf der Karlsbrücke bewunderten und erzeugte ein starkes
            visuelles Symbol der amerikanischen Unterstützung für die Tschechen und ihre Nachbarn.
            Albright erinnerte sich später, dass Clinton von diesem bemerkenswerten Prag-Besuch
            sehr bewegt war, auch deshalb, weil er ihn vom wenige Tage zurückliegenden Tod seiner
            Mutter ablenkte.
         

         Bei der Pressekonferenz des Gipfeltreffens am 12. Januar beschloss Clinton öffentlich
            zu wiederholen, was Shalikashvili fünf Tage zuvor zu Wałęsa gesagt hatte: «Die Partnerschaft
            ist zwar keine NATO-Mitgliedschaft, aber auch kein permanenter Wartesaal. Sie verändert den gesamten
            NATO-Dialog, deshalb lautet die Frage nicht länger, ob die NATO neue Mitglieder aufnimmt, sondern wann und wie». Diese Worte – «nicht länger ob,
            sondern wann und wie» – schuf auf einen Schlag neue Probleme, da die Zuhörer unterschiedliche
            Schlüsse daraus zogen.[13]
         

         Unterstützer der PfP verstanden sie als Bekräftigung dessen, was schon beschlossen
            war: Die Partnerschaft sorgte für das «wie». Europäische Verbündete, wie Jennone Walker
            vom NSC sich später erinnerte, waren der Meinung, die Ergebnisse des NATO-Gipfels hätten klar einen Weg zur langsamen Erweiterung im kommenden Jahrzehnt durch
            die PfP aufgezeigt. Dagegen erkannten Gegner der PfP, wenn sie die Worte «und wie»
            wegließen, dann war «nicht ob, sondern wann» ein sehr erfolgreicher Slogan, um ihre
            Anhänger zu sammeln. Lake bemerkte nach der Pressekonferenz in Prag: «Endlich … haben
            wir ein Merkzeichen des Präsidenten.» Auch der deutsche Verteidigungsminister Rühe,
            ein starker Unterstützer der raschen Erweiterung, begann den Slogan bei jeder Gelegenheit
            zu benutzen, aber ohne das «wie», das Clinton stets hinzufügte.[14]
         

         Diese Worte machten auch Clintons nächsten Aufenthalt in Moskau schwieriger. Der russische
            Außenminister Kosyrew glaubte seine schlimmsten Befürchtungen bestätigt. Er sah Clinton
            «in Bezug auf die NATO-Erweiterung von Position zu Position schliddern» und war sich immer sicherer, die
            PfP sei ein Schwindel, der nur dazu diene, die schnelle Erweiterung vor Moskau zu
            verbergen. Da sie seinen Widerstand ahnten, bereiteten Clintons Mitarbeiter eine dicke
            Sammlung von Argumenten vor, warum die PfP die richtige Maßnahme und von Vorteil für
            Russland sei. Demnach lag der Hauptnutzen der Partnerschaft darin, «Russlands Integration
            in die neue europäische Sicherheitsarchitektur voranzutreiben.» Sie sei «eine Tür
            zur Zukunft, nicht nur für Russland», und biete «ein Sicherheitsfundament für Länder –
            Ukraine, Kasachstan – die sonst nicht bereit wären, Atomwaffen abzugeben.» Beim nächsten
            Treffen mit Jelzin erklärte Clinton: «Viele Leute in den USA und ein paar in Europa … meinten, ich hätte den Visegrád-Ländern eine schnelle Mitgliedschaft
            geben sollen.» Er wollte aber nicht etwas aufgeben, «das seit dem Aufstieg des Nationalstaats
            noch nie erreicht worden ist, nämlich ein Europa, das wahrhaft integriert und nicht
            geteilt ist.»[15]
         

         Jelzin war offener als Kosyrew. Er verstand, wie wichtig es war, bei einem schrittweisen
            Ansatz zu bleiben, betonte aber: «Russland muss das erste Land sein, das der NATO beitritt, dann können die anderen aus Mittel- und Osteuropa kommen.» Er bemerkte
            aber: «Russland ist noch nicht bereit, der NATO beizutreten», zum Teil deshalb, weil er sich noch Sorgen über «die potenzielle chinesische
            Reaktion» machte. Clinton lenkte die Kritik ab, indem er auf einen gemeinsamen Erfolg
            verwies: die Entnuklearisierung der Ukraine.[16]
         

         Krawtschuks verzweifelte wirtschaftliche Lage hatte ihn zur Zustimmung zu einem dreiseitigen
            Abkommen bewogen. Im Austausch für die Abgabe der Waffen an Russland bis Mitte 1996
            und den Beitritt zum Atomwaffensperrvertrag als Nichtkernwaffenstaat würde die Ukraine
            finanzielle und andere amerikanische «Hilfe bei der Demontage von ICBMs, ICBM-Silos, Bomber und anderer Infrastruktur auf ukrainischem Territorium» erhalten. Die
            USA, Russland und Großbritannien in ihrer Rolle als Unterzeichner des Abkommens versprachen
            auch, die territoriale Integrität der Ukraine zu sichern – nicht zu garantieren. Der
            Unterschied zwischen sichern und garantieren mag gering erscheinen, aber in Sicherheitsangelegenheiten war er wichtig. Eine Garantie bedeutete, dass die Wahrscheinlichkeit groß war, die 82. US-Luftlandedivision werde
            bei einer Krise eingreifen, eine Sicherung bedeutete, sie war gering. Dennoch hatte Krawtschuk schließlich zugestimmt, weil
            er keine andere Wahl hatte. Er sagte dem US-Botschafter in Kyiv, er sei bereit, den
            ukrainischen Abgeordneten «gegenüberzutreten» und sie zu überzeugen, seinen Deal trotz
            der Nachteile zu unterstützen. Die drei Mächte unterzeichneten das Abkommen am 14. Januar
            1994, während des Clinton-Besuchs in Moskau.[17]
         

         Nach der Rückkehr besprach der Präsident seine Europareise mit Kanzler Kohl in Washington
            bei einem Lunch im Ristorante Filomena. Er fragte seinen Besucher, was er von den
            Entwicklungen in der Ukraine halte. Kohl antwortete: «‹Ich habe Jelzin gesagt, dass
            jeder Verdacht, Russland wolle die Ukraine annektieren, eine Katastrophe wäre.›» Clinton
            stimmte zu und sagte: «‹Wenn die Ukraine zusammenbricht, wegen des russischen Einflusses
            oder wegen militanter Nationalisten in der Ukraine oder aus einem anderen Grund, würde
            es die ganze Theorie der NATO-Partnerschaft für den Frieden untergraben. Die Ukraine ist das Herzstück der ganzen
            Idee.›» Tatsächlich war «ein Grund, warum alle früheren Warschauer Pakt-Staaten zur
            Unterstützung [der PfP] bereit waren, dass sie verstanden, was wir über die Ukraine
            sagten›», und über die Wichtigkeit, keine neuen Trennlinien durch Europa zu ziehen.
         

         Auch Kohl hielt es für wichtig, neue Fronten in Europa zu vermeiden, und fügte hinzu,
            er sei weiterhin frustriert, weil er die EU nicht zur schnelleren Erweiterung bringen
            könne. Er war von seinen Kollegen in der EU enttäuscht, wusste aber, dass er das Thema
            nicht zu weit vorantreiben durfte. Deutschland war finanziell angespannt; inzwischen
            hatte es sich verpflichtet, Russland, den anderen Nachfolgestaaten der UdSSR und Mittel-
            und Osteuropa rund 75 Milliarden Dollar zu geben, und Kohl würde es schwer haben,
            den kostspieligen Beitritt von hilfsbedürftigen EU-Mitgliedern zu finanzieren. Sein
            Land konnte sich die zusätzlichen Agrarsubventionen, Strukturanpassungszahlungen oder
            Kohäsionsfonds einfach nicht leisten, auf die potenzielle Neumitglieder ein Anrecht
            hatten. Kohl war daher umso froher, dass Clinton stattdessen eine tragfähige Strategie
            für den langsamen Beginn der Erweiterung der atlantischen Allianz gefunden hatte.
            Clintons erste Europareise als Präsident sei «ein großer Erfolg» gewesen.[18]
         

         
            Die Partnerschaft wird im Keim erstickt
            

         

         Nach diesem Erfolg reiste Perry im März 1994 in die Ukraine, wo er gehärtete Atomabschussvorrichtungen
            inspizierte. Die erste, die 700 Atomsprengköpfe kontrollierte, hatte eine Wand mit
            Landkarten, auf denen die Ziele markiert waren. Er sah, wie die Offiziere einen Abschuss
            simulierten und war «überwältigt von der Absurdität der Situation», als er die Auslöschung
            von Chicago, Los Angeles, New York, San Francisco und Washington beobachtete. «Niemals
            ist der surreale Schrecken des Kalten Kriegs lebendiger für mich gewesen als in diesem
            Augenblick», schrieb er später. Er war froh, dass die ehemaligen Sowjetrepubliken
            solche Waffen demontierten und an der PfP mitwirkten.[19]
         

         Der Erfolg des Jahresbeginns 1994 war aber nicht von Dauer. Die Partnerschaft war
            todgeweiht wegen einer Kombination aus Fehlern Jelzins und aggressiver Manöver der
            PfP-Gegner während ihrer Umsetzung. Zu Washingtons großem Ärger begann Moskau aggressiv
            auf einem Sonderstatus Russlands in der PfP zu insistieren. Jelzin und seine Berater
            hatten das – nicht unverständliche – Gefühl, Russland verdiene als Atommacht und Mitglied
            des UN-Sicherheitsrats eine Art hervorgehobene Partnerschaft. Es ärgerte sie, dass
            Estland unter den ersten Ländern war, die beitraten, während Moskau noch weit hinten
            in der Schlange wartete, nicht zuletzt, weil Estland und Russland noch über den Abzug
            der früheren Sowjettruppen verhandelten. Jelzin vertraute Kohl an, er brauche «eine
            Erklärung oder ein ‹Protokoll›, das klar macht, dass Russland sich von allen anderen
            Ländern unterscheidet, die der PfP beitreten», denn es sei «ein großes Land mit einer
            großen Armee und Atomwaffen.›» Bis Juni hatte die Partnerschaft 19 Mitglieder, aber
            Russland hatte kein Angebot einer besonderen Mitgliedschaft erhalten.[20]
         

         Infolgedessen suchten Jelzins Berater die PfP zu verwässern und zu schwächen; eine
            Art, dies zu tun, war die Aufwertung der KSZE. Kosyrew glaubte, Russland brauche mehr Klarheit über die «Rollen von NATO und KSZE» im Verhältnis zueinander, um das Gefühl zu vermeiden, die Allianz unternehme «einen
            ‹siegreichen Marsch nach Osten.›» Die Enttäuschung über die Amerikaner war noch größer
            geworden; mindestens einem Kollegen gegenüber beschrieb er sie als «westliche Rowdys».[21]
         

         Auch die wachsende Rolle der NATO in Bosnien wurde paradoxerweise ein Faktor bei der Marginalisierung der PfP. Obwohl
            die Rechtfertigung der Partnerschaft teilweise darin bestand, ein mit der NATO verbundenes Gebilde zu haben, das sich mit Bosnien beschäftigen konnte, übernahm
            die Allianz diese Rolle selbst. Am 28. Februar 1994 schossen amerikanische F-16 Kampfflugzeuge
            vier serbische Maschinen ab, die einen Bombenangriff in der UN-Flugverbotszone ausführten –
            der erste Kampfeinsatz der NATO seit ihrer Gründung 1949. In einer kontroversen Sitzung nach der anderen überzeugte
            Generalsekretär Wörner – der an Krebs in fortgeschrittenem Stadium litt und während
            der Sitzungen einen Arzt in seiner Nähe brauchte – die Verbündeten davon, der weiteren
            Ausweitung der Rolle der Allianz in Bosnien zuzustimmen. (Wörner starb im August,
            sein Nachfolger wurde der belgische Außenminister Willy Claes, der seinen Kurs fortsetzte.)
            Und obwohl es nicht damit in Beziehung stand, verstärkte das Massaker in Ruanda 1994
            das Gefühl, es sei rechtzeitiges Eingreifen nötig, um solche Tragödien anderswo zu
            verhindern.
         

         Am 10. April rief Clinton Jelzin wegen Bosnien an, da der Russe über das nach seiner
            Meinung zu aggressive Handeln der NATO verärgert war. Er stellte klar, er habe «kein Interesse daran, dass die NATO-Luftmacht den Kriegsverlauf am Boden oder das Kräfteverhältnis des Krieges verändert.»
            Gemeinsam mit Jelzin wollte er alle Parteien «zu Verhandlungen über ein Ende der Kampfhandlungen»
            bringen.[22] Doch Jelzin ließ sich nicht überzeugen.
         

         Mit Blick auf die sich verhärtende Haltung Moskaus war Christopher einer Meinung mit
            seinem britischen Kollegen Douglas Hurd und Hurds politischer Direktorin Pauline Neville-Jones,
            dass sie nichts Gutes verhieß. Neville-Jones hielt missbilligend fest, Moskau «scheine
            die KSZE als einen übergeordneten Rahmen anzusehen, der sowohl die NATO» als auch die frühere sowjetische Sphäre umfasse. Zum Teil weil die Russen «wegen
            der NATO-Entscheidungen über Bosnien wütend sind», wollten sie «einen Zugriff auf unsere Institutionen
            und gleichen Status für ihre.»[23] Diese russischen Forderungen waren besonders unwillkommen in Washington, wo der
            Wahlkampf Fahrt aufnahm. Republikaner machten klar, sie würden auf eine schnellere
            NATO-Erweiterung drängen. Moskaus Aktionen kamen so zu einem unangenehmen Zeitpunkt, da
            es auch Spannungen wegen der Festnahme von Aldrich Ames gab, einem CIA-Beamten, der ein russischer Maulwurf geworden war.
         

         Die Regierungschefs der Visegrád-Länder nutzten Moskaus Fehler, um die Vollmitgliedschaft
            zu fordern; eine nicht damit verbundene Atomkrise mit Nordkorea im Frühjahr half ihnen
            ebenfalls indirekt, indem sie das allgemeine Bedrohungsgefühl steigerte. Der neue
            polnische Botschafter in den USA, Jerzy Koźmiński, traf sich am 10. Juni 1994 mit Talbott, der nun stellvertretender
            Außenminister war, und beklagte sich, die Polen würden nur in die NATO kommen, «wenn es mit Russland schiefläuft.» Talbott widersprach ihm und verriet dabei
            seine persönliche Meinung über die PfP. Im Gegensatz zum Pentagon sah er sie genau
            wie Kosyrew als Platzhalter. Er erklärte, die Partnerschaft sei nur Teil eines größeren
            Plans, der auf dem Umgang mit Ostdeutschland 1990 beruhte. «Die Sowjets wollten zuerst
            nicht akzeptieren, dass die Ex-DDR Teil der Allianz würde», sagte er zu Koźmiński, «aber mit der Zeit und mit wirksamen
            Absicherungen rangen sie sich zur Zustimmung durch.» Nun benutzte er dieselbe Strategie
            für den Rest des früheren Warschauer Pakts.[24]
         

         Auch andere in der Regierung sahen die PfP als Platzhalter, aber als einen unnötigen.
            Alexander Vershbow, leitender Direktor für Europa des NSC und ein starker Verfechter der Erweiterung von Artikel 5, nutzte die russischen Fehler
            und eine Rede, die der Präsident vor kurzem in Polen gehalten hatte. Bei einem Besuch
            am 7. Juli hatte Clinton wiederholt, «neue Mitglieder in die NATO [zu bringen], ist wie ich oft gesagt habe, nicht mehr eine Frage des ob, sondern
            eine des wann und des wie.» Nach dieser Rede entwarf Vershbow mit Unterstützung seiner
            NSC-Kollegen Nicholas Burns und Daniel Fried – zusammen als Pro-Erweiterungs-Troika bekannt –
            ein zwingendes Plädoyer dafür, die PfP über Bord zu werfen. Am 15. Juli riet er seinem
            Chef, Washington solle die Partnerschaft «in den Augen» der europäischen und postsowjetischen
            Länder nicht offen entwerten, aber bestimmte Staaten inoffiziell informieren, sie
            hätten eine Zukunft im Bündnis und Moskau nicht. Da «Russland sich letztlich nicht
            für die NATO-Mitgliedschaft qualifizieren wird», sollte das Ziel eine getrennte «‹Allianz mit
            der Allianz› für Moskau sein.» Dies war eine der ersten internen schriftlichen Äußerungen,
            dass Russland nie der NATO beitreten würde, und beantwortete die Frage Albrights vom Januar, ob alle die Frage
            einer potenziellen Mitgliedschaft Moskaus wirklich durchdacht hätten.[25]
         

         Eine Folge einer speziellen Allianz-mit-der-Allianz würde die Marginalisierung der
            neuen PfP und die Verschärfung der ewigen Frage sein, was mit der Ukraine geschehen
            solle, die erneut Sorgen erzeugte. Im Sommer 1994 verlor Krawtschuk die Präsidentschaftswahlen
            an Leonid Kutschma, einen Raketeningenieur und Manager einer Raketenfabrik, der neue
            Bereitschaft zeigte, Washington herauszufordern. Bald nach der Amtsübernahme fragte
            er Clinton unverblümt, warum «kein praktischer Schritt» unternommen worden sei, um
            die Hilfszusage über 350 Millionen Dollar vom Anfang des Jahres zu erfüllen. (Clinton
            versprach, es zu untersuchen, und informierte Kutschma am 13. Oktober, bis Ende des
            Jahres würden 130 Millionen zur Verfügung stehen.) Der neue ukrainische Präsident
            machte auch klar, dass die Entnuklearisierung und der Beitritt zum Atomwaffensperrvertrag
            trotz der Zusagen seines Vorgängers «keinen Vorrang für ihn hätten.» Damit stieg die
            Ukraine auf Clintons Liste der Prioritäten wieder nach oben, und der Präsident versuchte,
            mit Kutschma «Freundschaft zu schließen.»[26]
         

         Die Chance, dass Vershbows Ansatz für die Erweiterung – ohne einen Platz für die Ukraine –
            trotz Kutschmas Druck Erfolg haben würde, wuchs, als die früheren sowjetischen Truppen
            endlich Deutschland verließen. In Berlin wurde der Abschluss des Abzugs am 31. August
            mit einer Zeremonie begangen. Ursprünglich war er für Dezember angesetzt, aber Kohl
            hatte weitere 550 Millionen Dollar angeboten, wenn die Truppen mehrere Monate früher
            abzogen, und Jelzin hatte zugegriffen. Die Zahlen waren gewaltig. Seit der deutschen
            Vereinigung am 3. Oktober 1990 hatten 338.800 Rotarmisten, 163.700 Angehörige und
            44.700 Zivilangestellte Deutschland verlassen.
         

         Die Abschiedszeremonie war ein demütigender Tiefpunkt der russischen Außenpolitik.
            Der Sieg über die Nazis war jahrzehntelang ein zentraler Teil der sowjetischen und
            russischen Identität, Politik und des Lebens gewesen. Nun musste Moskau einen Rückzug
            antreten, der den Russen unwürdig vorkam. Die Russlandexpertin Angela Stent schrieb
            dazu: «Die wohnungs- und arbeitslosen Offiziere symbolisierten die dramatische Erniedrigung
            der einstmals hoch angesehenen sowjetischen Streitkräfte und stellten ein Wählerpotential
            für rechtsgerichtete Gruppierungen dar.» Kanzler Kohl sprach davon, dass der Abzug
            zehn oder sogar sechs Jahre zuvor undenkbar gewesen wäre. Er sprach bewegend über
            die Tragödie des Zweiten Weltkriegs: «Von Deutschen und in deutschem Namen ist dem
            russischen Volk Schreckliches angetan worden. Wir verneigen uns vor den vielen Millionen
            Toten, die der entsetzliche Krieg Ihr Land kostete.» Leider hatte Jelzin am Abend
            zuvor viel getrunken und das am Morgen fortgesetzt. Als eine Polizeikapelle vor dem
            Berliner Rathaus spielte, ergriff er den Taktstock und begann zu dirigieren, dann
            forderte er das Publikum auf, mit ihm das Volkslied «Kalinka Malinka» zu singen. Einige
            seiner Begleiter waren so schockiert, dass sie später gemeinsam an Jelzin schrieben,
            er möge seine Abhängigkeit von «‹dem bekannten russischen Laster›» angehen.[27]
         

         Vielleicht hatte Jelzin das Bedürfnis gehabt, mehr als üblich zu trinken, weil er
            verstand, dass der Abzug mehr als symbolische Bedeutung hatte. Er beendete das vorübergehende
            Verbot für NATO-Truppen, ostdeutschen Boden zu betreten, aus dem Zwei-plus-Vier-Vertrag. Deutsche
            NATO-Soldaten hatten jetzt vollen Zugang zu dem Gebiet, und mit Erlaubnis der deutschen
            Regierung konnten auch ausländische NATO-Truppen sich dort aufhalten. Sie durften keine Atomwaffen oder Transportsysteme dafür
            besitzen, aber die NATO konnte nun östlich der Grenzlinie des Kalten Kriegs aktiv werden. Als cleverer Politiker
            erkannte Jelzin darin intuitiv einen wichtigen Präzedenzfall.
         

         Auch die Amerikaner zogen in diesem Sommer aus Berlin ab, allerdings blieb im Gegensatz
            zu den Russen ein Teil ihrer Truppen in Deutschland. Diese hielten eine jahrzehntelange
            Beziehung zwischen US-Soldaten und deutschen Städten aufrecht. Von 1949 bis 1990 hatten
            erstaunliche 15 Millionen US-Soldaten und ihre Familien in Deutschland gelebt und
            das Land nicht nur militärisch, sondern auch kulturell und politisch mitgeprägt. Noch
            1990 lebten 227.586 Soldaten, 254.710 Angehörige und 32.203 Zivilangestellte in Westdeutschland
            und West-Berlin. Manche US-Stützpunkte waren seit langem eigenständige Städte mit
            amerikanischen Postämtern, Polizei, Schulen und dem Dollar als legaler Währung geworden,
            auch wenn sie auf deutschem Boden lagen. Ende 1995 reduzierte Washington diese Zahl
            auf 83.000 Soldaten und Personal im vereinigten Deutschland als Teil der 109.000 Soldaten
            in ganz Europa.
         

         Im Rahmen einer Serie von Veranstaltungen zum Abzug der Westalliierten aus Berlin
            wurden bei einer Zeremonie am 9. September 1994 «New Traditions» in Deutschlands Verhältnis
            zu den USA gefeiert. Die treibende Kraft dahinter war der scheidende US-Botschafter Holbrooke.
            Er war einer der entschiedensten Gegner der PfP und sollte Staatssekretär für Europa
            und Eurasien werden. Talbott, der inzwischen Vizeaußenminister war, hatte ihn dafür
            ausgewählt, weil Holbrooke unter Außenpolitikern der Demokraten als politischer Bulldozer
            bekannt war, und genau das suchte er. Angeblich sagte er: «‹Wir erwarten, daß Sie
            angreifen›», als er Holbrooke den Posten anbot. Holbrooke kannte auch Lake aus ihrer
            Zeit als junge Beamte im Auslandsdienst in Vietnam. Obwohl ihre Freundschaft in die
            Brüche gegangen war – es hieß, Holbrooke habe eine Affäre mit Lakes Frau gehabt –,
            teilten sie das politische Ziel, die NATO-Erweiterung entschieden voranzutreiben. Holbrookes Hauptfokus in seiner neuen Position
            war das frühere Jugoslawien (er schrieb in seinen Memoiren, dass «kaum ein Tag [verging],
            an dem die Bosnienkrise nicht alle anderen Themen ins Abseits drängte»), dennoch fand
            er Zeit, gegen die PfP zu arbeiten. Die «New Traditions»-Zeremonie markierte den Beginn
            seiner anhaltenden Attacke.[28]
         

         Dabei wirkte er mit Rühe zusammen. Beide waren überzeugt, Polen müsse so rasch wie
            möglich der NATO beitreten. Sie beschlossen die Reden bei der Zeremonie zu nutzen, um einen Vorteil
            gegenüber den Mitgliedern ihrer Regierungen zu erlangen, die gegen die Erweiterung
            waren. Vizepräsident Al Gore hatte zugestimmt, die Hauptrede zu halten, musste aber
            wegen einer Beinverletzung zugeschaltet werden. Holbrooke gewann einen internen Ringkampf
            und durfte den größten Teil von Gores Rede schreiben. Er ließ ihn betonen, «der Zusammenbruch
            der Sowjetunion hat an und für sich noch keine leicht zu gewinnende positive neue
            Weltordnung geschaffen.» Vielmehr «erzeugte er eine Periode tiefgreifenden Wandels,
            aus der entweder die Welt hervorgehen könnte, für deren Sicherung wir so hart gekämpft
            haben, oder eine Welt, die in neuen Alpträumen versinkt.» Das beste Mittel, solche
            Alpträume zu verhindern, sei die Zusammenarbeit mit «den Staaten Mittel- und Osteuropas»,
            die «in der NATO die größte Hoffnung für militärische Stabilität und Sicherheit sehen.»[29]
         

         Rühe sprach als nächster und bekräftigte Gores Worte. «Nicht alle Länder in Mittel-
            und Osteuropa sind Beitrittskandidaten», sagte er. Ungarn, Polen und die Tschechische
            und Slowakische Republik hätten gute Chancen, aber Russland «kann nicht integriert
            werden, weder in die Europäische Union, noch in die NATO.» Als nächstes griff der Verteidigungsminister die vage Beziehung zwischen PfP und
            künftiger Mitgliedschaft an; es sei «falsch, eine Politik zu betreiben, die vom höchstmöglichen
            Grad an Mehrdeutigkeit bestimmt wird.»[30] Kurz gesagt, noch während die Partnerschaft im Anfangsstadium war – die ersten multilateralen
            Übungen waren für denselben Monat in Polen geplant –, arbeiteten Holbrooke und Rühe
            schon dagegen.
         

         Für Perry, der mit auf der Bühne saß, kamen diese Angriffe überraschend. Während des
            Freigabeprozesses der Rede hatte das Pentagon wie es hieß Holbrookes provokative Sätze
            gestrichen, aber dieser überrumpelte den Minister, indem er sie wieder einsetzte.
            Perry versuchte in seinen darauffolgenden Bemerkungen das gerade gesagte zurückzunehmen.
            Er und seine Mitarbeiter glaubten immer noch stark an die PfP; sie galt ihnen weder
            als Platzhalter noch als Täuschung, sondern als Weg, Russland zu integrieren. Natürlich
            hatte sie Kinderkrankheiten. Bei einem der ersten Besuche, als ein albanisches Kontingent
            nach Louisiana kam, waren die Besucher angeblich in den nahen Wäldern verschwunden,
            um wohl nicht nach Hause zurückkehren zu müssen. Dennoch sahen Perry und US-Militärführer
            solche Vorfälle als unbedeutend gegenüber den Vorteilen der PfP an.
         

         Holbrookes Trick beunruhigte Perry und seine Kollegen im Verteidigungsministerium,
            und damit standen sie nicht allein. Nachdem sie gesehen hatten, wie Perry an die Wand
            gespielt wurde, betonten die Briten gegenüber Washington, sie würden «aus Rücksicht
            auf russische Empfindlichkeiten … den leisen Ansatz der schrittweisen Absorbierung
            Visegráds in die NATO durch die PfP» vorziehen.[31] Perry konnte sich aber nicht darauf konzentrieren, Holbrooke zurückzudrängen, weil
            das Pentagon mit Operation «Uphold Democracy» beschäftigt war, einer von den UN genehmigten
            und von den USA geführten Aktion, um einen Putsch gegen den demokratisch gewählten Präsidenten Haitis
            rückgängig zu machen. Dadurch verpasste Perry sogar die allererste gemeinsame Übung
            amerikanischer und russischer Soldaten zur Friedenserhaltung, was beim russischen
            Verteidigungsminister Pavel Gratschow langandauernde Verbitterung erzeugte. Er hatte
            sich engagiert, um die Übung anzuschieben, und fühlte sich von seinem abwesenden Amtskollegen
            düpiert.
         

         Holbrookes Kampagne für eine rasche NATO-Erweiterung ging ungebremst weiter. Er sicherte sich den Vorsitz eines entscheidenden
            interministeriellen Prozesses zur Erweiterung, was angeblich ebenfalls auf Talbott
            zurückging. Eingeweihten wurde klar, dass der Vizeaußenminister nicht gegen die NATO-Erweiterung war, wie es zunächst schien. Vielmehr hatte Talbott beschlossen, Moskau
            schrittweise an die Idee einer Expansion mit vollen Sicherheitsgarantien zu gewöhnen.
            NAKR und PfP waren nützliche Vorläufer gewesen, die visuelle Symbolik als «wahrhaft inklusive
            Sicherheitsarrangements nach dem Kalten Krieg» lieferten. Nun hielt er die Zeit für
            gekommen, die Erweiterung voranzutreiben, wollte das aber nicht zu publik machen.
            Es wäre sonst etwas zu offensichtlich gewesen, «dass die NATO-Erweiterung, wenn sie kommt, per definitionem eine Bestrafung oder ‹Neo-Eindämmung›
            des bösen Bären sein wird», wie er am 12. September an Außenminister Christopher schrieb.[32]
         

         Im Interesse dieser Ziele ließ Holbrooke den interministeriellen Prozess aggressiv
            starten. Die Vorbereitungspapiere für die erste Sitzung am 22. September zeigten eine
            neue Deutlichkeit. Diskussionen über allmähliche, teilweise Assoziationen verschwanden.
            Unverblümt hieß es: «Das Ziel ist das Erreichen der NATO-Erweiterung.» Ebenso wie George H.W. Bush bei der deutschen Vereinigung sollten die
            USA «ein Gefühl der Unvermeidlichkeit» dieses Kurses entwickeln. Der Trick lag darin,
            Gegner glauben zu lassen, dass «die Kosten der Behinderung des Unvermeidlichen zu
            hoch sein werden», und sich darauf zu konzentrieren, «das Unangenehme annehmbar zu
            machen.» Alles Reden über «Kompensation» sei zu vermeiden; vielmehr sollten die Vereinigten
            Staaten anderen vermitteln, die Erweiterung sei «in ihrem Interesse.»
         

         Wie immer blieb die Ukraine ein Hauptproblem. «Die Erweiterung wird sie zwischen einer
            Allianz, der sie wahrscheinlich nie beitreten kann, und Russland einklemmen», gab
            Holbrookes Konzept zu. Sobald die ukrainische Entnuklearisierung befriedigend abgeschlossen
            sei, wäre die unangenehme Lage Kiyvs aber weniger wichtig. Sogar russische Einwände
            waren von untergeordneter Bedeutung: «Wir sollten uns nicht davon abschrecken lassen,
            ob den Russen oder anderen eine Begründung für die Erweiterung verkauft werden kann.
            Sie werden sie jetzt auf keinen Fall akzeptieren und versuchen, sie zu blockieren
            oder zu verzögern.» Darum sei das Ziel, «ihnen etwas zu geben, das wir benutzen können,
            und womit sie arbeiten können, wenn die Zeit kommt.»[33]
         

         Diese unverblümte Sprache sorgte sofort für Konflikte. Laut Berichten der rund 30 Teilnehmer –
            von denen manche gleich danach Informationen an die Washington Post weitergaben – behauptete Holbrooke, er habe ein Mandat des Präsidenten, die NATO zu erweitern. Als Pentagon-Mitarbeiter fragten, warum der Präsident niemand anderen
            darüber informiert habe, zitierte Holbrooke als Beweis den «nicht ob, sondern wann»-Slogan,
            dazu Äußerungen Clintons in Europa im Juli und Gores Rede bei den «New Traditions»
            (die Holbrooke weitgehend selbst geschrieben hatte). General Wesley Clark von den
            Vereinigten Generalstabschefs widersprach immer noch, und Holbrooke sagte, diese Haltung
            klinge für ihn «wie Befehlsverweigerung. Wir müssen das sofort klären. Entweder unterstützen
            Sie die Politik des Präsidenten oder nicht.» Clark erwiderte, noch niemand habe ihm
            Befehlsverweigerung vorgeworfen. Die Teilnehmer befürchteten (oder hofften), die beiden
            würden handgreiflich werden, doch das blieb aus. Stattdessen schlug das Verteidigungsministerium
            später auf andere Art zurück, indem es zeigte, welche enormen Kosten und Anstrengungen
            zur Integration früherer Warschauer Pakt-Staaten in die Allianz nötig waren. Einmal
            luden Pentagon-Vertreter einen über einen Meter hohen Papierstapel vor Holbrooke und
            seinen Kollegen auf dem Tisch ab. Der Stapel enthielt die NATO-Standards, die potenzielle Mitglieder erfüllen mussten, von «Hubschrauberplattformen
            bis zum Umfang von Benzinstutzen.»[34]
         

         
            Neo-Eindämmung
            

         

         In derselben Woche, als Holbrooke mit Wegen zum Ausmanövrieren Russlands Dampf machte,
            machten Clinton und Jelzin Fortschritte bei der Reduzierung strategischer Waffen.
            Beim Treffen in Washington am 27. September 1994 hörten sie zu, wie Perry einen Überblick
            über seine Pläne gab. «Zunächst werden wir START I und II ratifizieren und in Kraft setzen», begann Perry. Danach «werden wir das Tempo der
            Reduzierung beschleunigen und durch informelle Absprachen noch schneller werden, wobei
            wir Mittel aus dem Nunn-Lugar Fonds benutzen.» Drittens «werden wir mit Diskussionen
            beginnen, welche Reduzierungen möglich werden» unter einem neuen Abkommen, START III.[35]
         

         Clinton fragte Jelzin auch hartnäckig nach der Entwicklung biologischer Waffen in
            Russland, die der frühere Präsident Gorbatschow angeblich gestoppt hatte. Jelzin gab
            später zu, dass «Gorbatschow log – oder seine Militärs belogen ihn. Die Sachen wurden
            1988 nicht gestoppt.» Nach seinem Amtsantritt habe Jelzin «befohlen, all diese Aktivitäten
            zu stoppen … [und] alle Türen … zu verschließen und zu versiegeln.» Aber «wir hatten
            Schwierigkeiten, Jobs für Leute in dem Programm zu finden. … Das waren Leute, die
            darin aufgehen, Menschen mit Bakterien zu töten. Mit solchen Leuten umzugehen, ist
            nicht leicht.» Obwohl aber die Vergrößerung der Allianz Jelzins Bereitschaft zu weiterer
            Rüstungskontrolle senken würde, sagte Clinton ihm beim Gipfel im September, es werde
            «eine NATO-Erweiterung geben … wir machen damit weiter.» Um aber wie immer alle ins Boot zu
            holen, dämpfte er den Schlag, indem er Jelzin versicherte, es werde keine Überraschungen,
            keine Eile und keinen prinzipiellen Ausschluss eines Staates aus der erweiterten Allianz
            geben.[36]
         

         Jelzin erlitt keinen Wutanfall, vielleicht weil er innenpolitisch in einer stärkeren
            Position war als bei früheren Treffen mit Clinton. Die Inflation in Russland war gesunken,
            und er hatte mehrere Herausforderungen seiner Autorität überstanden. Er hatte sogar
            einige Wochen zuvor alle ehemals sowjetischen Truppen aus dem Baltikum abgezogen,
            obwohl das nach seinen Worten die Preisgabe von «‹mehreren zehn Millionen Russen›»
            bedeutete, die «‹durch den sowjetischen Zerfall festsaßen.›» Jelzin wies darauf hin,
            diese Menschen hätten geglaubt, dass sie im Baltikum «‹zuhause seien›», aber plötzlich
            gemerkt, «‹sie sind Gäste und nicht immer willkommen.›» Spannungen zwischen Moskau
            und den baltischen Staaten blieben auch nach dem Abzug der Truppen stark. General
            Clark erinnerte sich später, eine der ersten Fragen, die man ihm bei einem Russlandbesuch
            1994 gestellt habe, sei ungefähr gewesen, wie lange es dauern werde, bis NATO-Schiffe in «unserem Hafen Riga» auftauchten? Clark antwortete, es sei Lettlands Hafen,
            nicht Russlands, und Fragen wie diese würden die Ankunft der Schiffe nur beschleunigen.[37]
         

         Beim Abschluss blieb Jelzin optimistisch, dass alle Probleme sich lösen ließen, und
            rief, dies sei «‹der beste Besuch, den er je gehabt habe.›»[38] Seine Gastgeber konnten das Gefühl nicht teilen, denn sein sprunghaftes Verhalten
            unter Alkohol, das man in Berlin gesehen hatte, war noch schlimmer geworden. In der
            ersten Nacht löste er einen Großalarm aus, als Leibwächter vom Secret Service ihn
            betrunken in Unterwäsche auf der Pennsylvania Avenue fanden, wo er ein Taxi anhalten
            wollte. Als sie ihn zurück ins Gästehaus Blair House eskortieren wollten, verkündete
            er laut, er brauche eine Pizza. Unwillig ging er zurück in sein Schlafzimmer und schlich
            sich in der nächsten Nacht wieder hinaus. Diesmal war er noch auf den Korridoren von
            Blair House unterwegs, als ein Wachtposten ihn sah und zunächst für einen Eindringling
            hielt. Erneut kamen Agenten, um seine Identität zu bestätigen, bevor es zu einer Festnahme
            oder Schlimmerem kam. Das Personal des Weißen Hauses war verständlicherweise erleichtert,
            als er das Land ohne weitere Zwischenfälle verließ.
         

         Trotz seiner öffentlich geäußerten Zufriedenheit hatte Jelzin deutlich mit der Realität
            des endgültigen Abzugs aus Europa und seinen persönlichen Dämonen zu kämpfen. Die
            Franzosen versuchten deshalb zu vermitteln, dass es Zeit sei, ihn mit mehr Nachsicht
            zu behandeln. Vor allem Jacques Chirac, der Bürgermeister von Paris und ab 1995 französischer
            Präsident, hatte ein starkes Interesse an Russland entwickelt, da er als junger Mann
            Russisch gelernt und inzwischen ein enges Verhältnis zu Jelzin entwickelt hatte. Als
            er am 24. September 1994 kurz vor Jelzin das Weiße Haus besuchte, versuchte er für
            mehr Verständnis zu werben. Chirac wies darauf hin, Jelzin habe «seine Truppen aus
            den baltischen Ländern abgezogen», er «kooperiere mit [den USA] bei der Entnuklearisierung der anderen Republiken» und arbeite auch «ziemlich gut
            mit uns in Bosnien zusammen.» Es war alles, was man vernünftigerweise erwarten konnte,
            und es sei kaum überraschend, wenn «er nicht will, dass wir die NATO erweitern.»[39]
         

         Die Reaktion im Nationalen Sicherheitsrat war das Gegenteil von der Chiracs. Jelzins
            milde Antwort auf Clintons Äußerungen im September 1994 lieferte denen mehr Nahrung,
            die es für risikolos hielten, die PfP beiseite zu schieben. Burns und Fried gaben
            ihrem Chef Lake einen Plan mit dem Titel «Auf dem Weg zur NATO-Erweiterung» für die nächsten Schritte. Sogar Holbrooke handelte ihrer Meinung nach
            nicht schnell genug; sein «viel beredetes» Engagement in der Sache sei «langsam und
            erbittert gestartet.» Die Allianz solle sich einfach ausdehnen, und Neumitglieder
            sollten «alle Rechte und Pflichten der gegenwärtigen Mitglieder erwerben (volle Garantie
            nach Artikel 5).» Bestenfalls könne es «Flexibilität bei operativen Fragen wie der
            Stationierung ausländischer Truppen» geben. Obwohl die NATO sich mit der EU abstimmen solle, könne sie nicht auf deren Erweiterung warten. Diese
            «‹Versicherungspolice›/‹strategische Absicherung›-Begründung (d.h. Neo-Eindämmung
            Russlands) soll im Hintergrund gehalten und nur selten artikuliert werden.» Im Grunde
            plädierte die Troika inoffiziell dafür, dass eine neue Artikel 5-Frontlinie in Europa
            ein Segen, kein Fluch sei. Die «Möglichkeit der Mitgliedschaft» für «ein demokratisches
            Russland sollte nicht explizit ausgeschlossen werden», aber sie könne nur «langfristig»
            stattfinden.[40]
         

         Damit stieß die Troika im NSC auf den heftigen Widerstand ihres Kollegen Richard Schifter. Der erfolgreiche Anwalt
            und Sohn österreichisch-polnischer Eltern, die im Holocaust gestorben waren, nachdem
            sie ihren 15-jährigen Sohn noch in die USA schicken konnten, war eine starke moralische Stimme im NSC. Er schickte Lake einen Widerspruch, der diesen Vorstoß zur schnellen Erweiterung
            unter voller Sicherheitsgarantie ablehnte, und bedauerte, dass der Rat der Troika
            eher von «politischen als militärischen Faktoren» bestimmt sei. Die Expansionspolitik
            würde vor allem von «innenpolitischem Druck» angetrieben, besonders «vom Polish American
            Congress, von Henry Kissinger, von anderen Kritikern, die argumentierten, es entstehe
            etwas, was sie ‹ein zweites Jalta› nannten.»[41] Schifters Widerstand gegen die rasche NATO-Erweiterung ließ sich angesichts seiner Familiengeschichte ebensowenig als antipolnisch
            abtun wie der Shalikashvilis. Beide hatten selbst Umwälzungen und Emigration wegen
            der Konflikte des 20. Jahrhunderts erlebt und versuchten offensichtlich alles zu tun,
            was sie konnten, um Konflikte im 21. zu verhindern. In ihren Augen bedeutete das,
            eine Übereilung zu vermeiden, die eine neue Front in Europa schaffen würde. Die Regierung
            sollte beim schrittweisen Ansatz der PfP bleiben, auch wenn es nicht das war, was
            die Heimatländer ihrer Vorfahren wollten. «Unbedrängt von einem Datum 1997 oder 1998»
            könnten Partnerschaft und NATO nach Schifters Worten «ein umfassendes Programm zur Integration der gesamten mittel-
            und osteuropäischen Region in eine europäische Friedenszone» betreiben. Er war überzeugt,
            eine aggressive Ausweitung werde «mehr Schaden als Nutzen in der russischen Innenpolitik
            bringen.» Schlimmer noch, Washington brauche diesen Schaden gar nicht anzurichten,
            denn was Mittel- und Osteuropäer noch dringender wollten, sei «die Mitgliedschaft
            in der EU.» Die USA sollten sich nicht solche Kosten aufladen, nur um sie als institutionellen Trostpreis
            anzubieten. Obwohl seine Gegner die PfP als «kaum mehr als eine Farce» abgelehnt hatten,
            war sie für Schifter nicht nur eine «Realität», sondern auch ein kostengünstiger Weg,
            neuen Demokratien dabei zu helfen, die «Fähigkeit zur Zusammenarbeit auszubilden.»
            Die korrekte Schlussfolgerung war unzweifelhaft: «Wir sollten unseren Kritikern im
            Inland mit fundierten politischen Argumenten antworten, die eine Verschiebung der
            Entscheidung über die NATO-Mitgliedschaft erfordern.»[42]
         

         Lake war nicht überzeugt. Für den Sicherheitsberater hatten die mittel- und osteuropäischen
            Länder einen überzeugenden Anspruch auf die NATO-Mitgliedschaft, und der beste Zeitpunkt, sie ihnen zu geben, war genau dann, wenn
            die Beziehungen zu Russland gut waren. Wenn Moskau wieder Angriffslust entwickelte,
            würden die Verbündeten vor der unangenehmen Alternative stehen, die von ihr bedrohten
            Staaten entweder im Stich zu lassen oder die Feindseligkeit zu verstärken, indem sie
            sie ins Bündnis aufnahmen.
         

         Am 13. Oktober 1994 schickte Lake nicht nur den Vorschlag der Troika zur Neo-Eindämmung
            an den Präsidenten, ohne Schifters Einwände auch nur zu erwähnen, er setzte noch einen
            drauf. Der Nationale Sicherheitsberater legte Clinton seine eigene zugespitztere Version
            des Papiers vor, das an mehreren Stellen zusätzlich die «Möglichkeit der NATO-Mitgliedschaft für die Ukraine und die baltischen Staaten» erwähnte. Letztere hatten
            schon im September ein «Baltisches Bataillon» (BALTBAT) mit Hilfe ihrer skandinavischen Nachbarn aufgebaut. Sein explizites Ziel war es,
            die Eignung für die NATO-Mitgliedschaft zu steigern, und die Kühnheit der Initiative beeindruckte im Westen
            und machte ihren Beitritt plausibler. Clinton versah den Vorschlag selbst mit Anmerkungen
            und zog zwei dicke Linien neben Lakes neu hinzugefügte Empfehlung, «die Tür der Mitgliedschaft
            für die Ukraine, die baltischen Staaten, Rumänien und Bulgarien offenzuhalten (im
            Gegensatz zur Neigung der Allianz, die Visegrád-Staaten vorzuziehen).» Nach den Worten
            des Sicherheitsberater sollte Washington sie nicht «in eine Grauzone oder in die russische
            Einflusssphäre verbannen.»[43]
         

         Lake fügte auch hinzu: «Die Standardisierung mit den NATO-Streitkräften sollte ein langfristiges Ziel sein, muss aber nicht zum Zeitpunkt des
            Beitritts erreicht sein.» Da die potenziellen Neumitglieder alle noch die alte Warschauer
            Pakt-Ausrüstung besaßen, die nicht zu NATO-Gerät passte, würde eine Standardisierung gemäß der Bündnisregeln die Erweiterung
            dramatisch verlangsamen; also spielte der Sicherheitsberater ihre Notwendigkeit herunter.
            Stattdessen riet er dem Präsidenten, das kommende NATO-Ministertreffen im Dezember dafür zu nutzen, «einen förmlichen Prozess in der Allianz
            anzustoßen.» Das Ziel war, vom Ministertreffen eine «Erklärung zur NATO-Erweiterung» zu bekommen. Clinton setzte sein Zeichen auf die erste Seite der Empfehlungen
            und schrieb: «Sieht gut aus.»[44]
         

         Das war das grüne Licht, das Lake brauchte, und es war vermutlich nicht ohne Bezug
            zu den letzten Wochen des US-Wahlkampfs 1994. Es konnte kaum anders sein, denn der
            Präsident wollte 1996 wiedergewählt werden und musste deshalb beachten, welche Wünsche
            die Wähler 1994 äußerten. Clinton hatte sich auch entschlossen, Wahlrisiken in Bereichen
            wie der Waffenkontrolle einzugehen. Trotz heftigen Widerstands der National Rifle
            Association hatte er im August mit gemäßigten Republikanern ein Zehn-Jahres-Verbot
            für halbautomatische Waffen erarbeitet. Der republikanische Abgeordnete Fred Upton
            aus Michigan, der daran beteiligt war, brauchte sechs Monate lang Polizeischutz, weil
            er Drohungen erhielt. Die NRA kämpfte im November 1994 erbittert darum, Demokraten abwählen zu lassen, die für
            das Verbot gestimmt hatten. Obwohl es keinen direkten Bezug zur NATO-Erweiterung hatte, schränkte solcher Widerstand den Präsidenten ein, weil er seine
            Machtbasis im Kongress zu verkleinern drohte. Er schwächte auch seine Fähigkeit, auf
            anderen Gebieten Risiken einzugehen, die Wähler gegen ihn aufbringen konnten. Da Meinungsumfragen
            zeigten, dass eine Mehrheit der Amerikaner die Außenpolitik der Regierung ablehnte,
            musste Clinton die Folgen seines Handelns für die Wahlen abschätzen.
         

         Unterdessen vollendeten Mitarbeiter der Abgeordneten Gilman und Hyde den Prozess der
            Übernahme von Formulierungen aus ihrer Gesetzesvorlage zur NATO-Erweiterung in den Vertrag mit Amerika, der einen schnellen Beitritt der Visegrád-Länder
            forderte. Dieser Vertrag trug wie beabsichtigt zum Erfolg bei den Wahlen im Herbst
            bei. Zum ersten Mal seit der Eisenhower-Ära gewannen die Republikaner am 8. November
            die Mehrheit in beiden Häusern des Kongresses. Clinton und seine Berater waren am
            Boden zerstört. Christopher dachte an Rücktritt. Später enthüllte Clinton, bei der
            Nachricht vom Wahlergebnis «‹hatte ich das Gefühl, ich wäre gestorben.›»[45]
         

         
            Wutausbrüche in Brüssel und Budapest
            

         

         Lake fühlte sich dagegen gerechtfertigt und setzte eine Serie von Ereignissen in Gang,
            die dramatische Folgen haben sollten. Wie geplant, machte er die Sitzung des Nordatlantikrats
            zur Bühne für ein Hochstufen der Erweiterung mit vollen Sicherheitsgarantien. Solche
            Sitzungen waren meist «Routine», wie Perry sagte, bei denen alles Umstrittene im Voraus
            von Washington und Schlüsselmitgliedern geklärt wurde. Das Treffen sollte nur noch
            «mit fiktiver Spontaneität» ein fertiges, von den USA abgesegnetes Kommuniqué präsentieren. Doch dieses Treffen war keine Routine, da die
            heftigen Vordebatten sich in Brüssel fortsetzten. Schließlich stimmten die Minister
            den Vorschlägen Lakes zu und veröffentlichten am 1. Dezember 1994 ein Kommuniqué,
            das offiziell die Tür zur Erweiterung öffnete: «Wir erwarten und begrüßen eine NATO-Vergrößerung, die die demokratischen Staaten östlich von uns umfasst.»[46]
         

         Dieser Erfolg machte das Ministertreffen zu einem «wichtigen Wendepunkt in unserer
            Anstrengung, die Allianz auszuweiten», wie Christopher sich später erinnerte, und
            es blieb nicht unbemerkt. Die baltischen Staaten und die Ukraine waren sehr alarmiert.
            Während die PfP ihnen allen offengestanden hatte, war die NATO-Vollmitgliedschaft weniger wahrscheinlich, denn es würde problematisch sein, die
            vollen Verpflichtungen nach Artikel 5 in Gebieten an Russlands Grenzen zu erfüllen.
            Die Balten wandten sich rasch an das US-Außenministerium, um ihre Besorgnis über den
            «Ausschluss von der schnellen, selektiven NATO-Erweiterung» zu äußern. Sie «widersprachen den Andeutungen einiger europäischer Staaten,
            die baltischen Staaten seien nicht zu verteidigen» und wiesen darauf hin, dass der
            Westen sich auch verpflichtet hatte, West-Berlin zu verteidigen, obwohl es tief in
            Ostdeutschland lag.[47]
         

         Und wenn diese Länder alarmiert waren, war Russland außer sich vor Zorn. Während die
            Minister über das umstrittene Kommuniqué diskutierten, wartete Kosyrew in der russischen
            Botschaft in Brüssel. Er war gekommen, um mit der NATO-Führung weitere Dokumente zu unterzeichnen, die Russland vollständig in die PfP bringen
            sollten. Sein Land hatte bereits am 22. Juni ein Rahmendokument zur Partnerschaft
            unterzeichnet, aber es waren noch Details festzulegen, Während die Debatte im Gange
            war, wurde Kosyrew im Dunkeln gehalten. Vom Warten gelangweilt, spielte er mit dem
            Botschafter Tennis auf dem Botschaftsgelände, um die Zeit zu vertreiben. Statt von
            einem führenden NATO-Vertreter wurde das Spiel aber von Jelzin unterbrochen. Er hatte aus Berichten der
            internationalen Nachrichtensender erfahren, dass die Allianz eine Erweiterung verkündete,
            und wollte wissen, was vorging. Kosyrew und der Botschafter wurden auf dem falschen
            Fuß erwischt.
         

         In Moskau witterten die Feinde Kosyrews Blut. Der Außenminister kämpfte um Einfluss
            mit Jewgeni Primakow, dem Chef des Auslandsgeheimdienstes SWR, der anscheinend erkannte, dass er das Fiasko zur Schwächung Kosyrews benutzen konnte.
            Primakow hatte am 25. November 1993 ungewöhnlicherweise einen SWR-Bericht veröffentlichen lassen, nach dem die NATO trotz amerikanischer Behauptungen immer noch ebenso «eine Gefahr für Russland … wie
            früher für die Sowjetunion» darstelle.[48] Der bei einer Pressekonferenz vorgestellte Bericht war ein Angriff auf Kosyrews
            kooperative Haltung gegenüber den USA. Nun schienen die Ereignisse von Brüssel ein Jahr später zu zeigen, dass Primakow
            zurecht misstrauisch gewesen war und Kosyrew sich geirrt hatte.
         

         Primakow wusste, dass Jelzin 1996 auf die Wiederwahl hoffte und nicht wollte, dass
            die NATO-Erweiterung vorher in irgendeiner bedeutsamen Form erwähnt werde. Obwohl der Präsident
            eine neue Verfassung durchgebracht hatte, hatte sie wenig Einfluss auf die sinkende
            Lebenserwartung, die steigende Verbrechensrate und den Zusammenbruch des Gesundheitssystems.
            Nun war Jelzin verärgert und fühlte sich an der Nase herumgeführt. Trotz Clintons
            Versprechen, es werde keine Überraschungen, keine Eile und keinen prinzipiellen Ausschluss
            geben, sah er nun das Gegenteil. Er beschloss, Russland werde die detaillierten PfP-Verträge
            doch nicht unterzeichnen.
         

         Dass dies mehr war als ein kleinerer diplomatischer Tumult zeigte sich beim Budapester
            Gipfel am 5. Dezember 1994. Hier sollte die KSZE in OSZE umbenannt werden, um anzuzeigen, dass sie künftig als Organisation wichtiger sei
            denn als Konferenz. Es war eine andere Art, Russland zu besänftigen, da Moskau die
            Organisation seit langem gefördert hatte; die OSZE war eines der Foren, wo Russland auf gleicher Augenhöhe mit den USA auftrat.
         

         Um der Umbenennung mehr Gewicht zu verleihen hatte Christopher im Oktober dafür plädiert,
            Clinton solle persönlich teilnehmen, weil über 50 Staats- und Regierungschefs anwesend
            sein würden. Es gab die Chance, dass der ebenfalls anwesende Kutschma einer abschließenden
            Resolution über die Entnuklearisierung zustimmen könne, wenn er die lange versprochenen
            Sicherheitszusagen in schriftlicher Form bekäme. Christopher glaubte, schon eine solche
            Übereinkunft, «wenn sie denn stattfinden würde, würde die Reise lohnen.» Das ukrainische
            Atomwaffenarsenal blieb in vielerlei Hinsicht gefährlich. Die US-Botschaft in Moskau
            hatte am 16. November 1994 «Beschlagnahmen von nuklearem Material in Russland, Deutschland
            und anderswo» gemeldet, das höchstwahrscheinlich aus früheren sowjetischen Beständen
            stammte. Solche Beschlagnahmen waren eine abschreckende Erinnerung an die Notwendigkeit,
            atomare Arsenale vor «Diebstahl oder Abzweigen» zu sichern, auch in der Ukraine. Es
            gab sogar Gerüchte über eine ukrainische Beteiligung am Waffenhandel mit Nordkorea
            und dem Iran.[49]
         

         Clinton zögerte zunächst, so bald nach den katastrophalen Zwischenwahlen vom November
            eine Auslandsreise zu planen. Um ihn davon zu überzeugen, zog der Außenminister auch
            Talbott hinzu, der «unverblümt aber passend über unsere Innenpolitik [sagte]: Wenn
            wir das hinkriegen und zum richtigen Zeitpunkt, d.h. sehr bald, können wir dieses
            Thema auf eine Art kontrollieren, die es den Republikanern 1996 wegnimmt.» Von diesem
            Argument überzeugt, gab Clinton nach. Niemand auf amerikanischer Seite scheint erkannt
            zu haben, dass sie ihn in eine Konfrontation laufen ließen.[50]
         

         Nachdem Clinton der Reise zugestimmt hatte, entstand der Plan, mehrere Abkommen am
            Rand des OSZE-Gipfels abzuschließen: das sogenannte Budapester Memorandum, in dem die USA, Großbritannien und Russland der Ukraine endlich die lange versprochenen Sicherheitszusagen
            für ihre territoriale Integrität gaben; die Dokumente für den Beitritt der Ukraine
            zum Atomwaffensperrvertrag als nichtnuklearer Staat und der Austausch der Ratifizierungsurkunden
            für den START I-Vertrag mit allen nuklearen Nachfolgerepubliken der Sowjetunion, damit er endlich
            in Kraft treten konnte. Doch alle diese Verträge auf die Beine zu stellen, war eine
            Herausforderung.
         

         Die Ukrainer waren noch immer beunruhigt, dass das Memorandum schwache Zusagen, aber
            keine Garantien enthielt. Ein Mitglied der US-Delegation in Budapest ging angeblich
            sogar soweit, «die Zusagen ein wertloses Stück Papier» zu nennen, und der ukrainische
            Vizeaußenminister Borys Tarasjuk teilte der US-Botschaft in Kyiv seine Besorgnis über
            diese Äußerung mit. Davon unbewegt kamen die Unterzeichnerstaaten nur überein, «sich
            im Fall einer Situation, die eine Frage über diese Verpflichtungen aufwirft, zu besprechen.»
            Selbst diese schwache Aussage war zweifelhaft. Ukrainische Diplomaten sagten US-Vertretern,
            sie machten sich «keine Illusionen, dass die Russen die von ihnen unterzeichnete Übereinkunft
            einhalten würden.» Die Regierung der Ukraine hoffe bloß auf eine Grundlage, auf der
            sie «in internationalen Foren um Hilfe bitten könne, wenn die Russen das Abkommen
            brechen.» Die Russen wiederum, die noch immer erschüttert von ihrer Demütigung in
            Brüssel waren, machten sich Sorgen, Clinton werde die Veranstaltung zu der Klarstellung
            nutzen, dass die NATO, nicht die OSZE (nach Kosyrews Worten) «das Kernstück des europäischen Sicherheitssystems» sein werde.[51]
         

         All diese Befürchtungen stießen zusammen und erzeugten eine Streitsucht, wie man sie
            seit dem Ende des Kalten Kriegs nicht gesehen hatte. In seiner Ansprache betonte Clinton
            zu Kosyrews Schrecken: «Die NATO bleibt das Fundament der Sicherheit in Europa», womit er die OSZE beiseiteschob. Der Präsident unterstrich auch, man werde keinem Land außerhalb der
            Allianz erlauben, «gegen die Erweiterung Einspruch zu erheben.» Die russische Delegation
            hatte das Gefühl, mit diesen Worten habe Clinton die Beleidigung von Brüssel noch
            schlimmer gemacht. Jelzin machte seiner Frustration öffentlich Luft. Der russische
            Präsident warf Clinton bissig vor, im Interesse der NATO-Erweiterung einen «‹kalten Frieden›» zu riskieren.[52]
         

         Der Plan zur Unterzeichnung des Budapester Memorandums fiel fast durch. Talbott enthüllte
            später: «Es brauchte den vollen persönlichen Einsatz unseres Präsidenten gegenüber
            Jelzin, um den trilateralen Ukraine-Deal in letzter Minute zu retten.»[53] Clintons Rettungsversuche brachten Memorandum und Ratifizierungsprozess gerade über
            die Ziellinie, wodurch der START I-Vertrag, der strategische Bomber und Abschussvorrichtungen für über 9000 Atomsprengköpfe
            eliminierte, endlich in Kraft trat. Alle Seiten deuteten das Interesse an, auch bei
            der Ratifizierung von START II Fortschritte zu machen, was weitere 5000 Sprengköpfe abschaffen würde. Falls beide
            Verträge in Kraft traten, würden sie das Arsenal der USA und der früheren UdSSR um über 60 Prozent gegenüber seinem Maximum im Kalten Krieg
            verkleinern.
         

         Doch die Kooperation zwischen den USA und Russland war zusammengebrochen. Beim Prozess des russischen Beitritts zur Partnerschaft
            für den Frieden gab es keinen Fortschritt. Während des Gipfels vertraute Kohl Clinton
            an, dies sei «eine sehr deprimierende Veranstaltung», nicht zuletzt, weil «wir nichts
            wegen Bosnien tun.» Ein verzweifelter Appell des bosnischen Präsidenten Alija Izetbegović
            stieß auf taube Ohren. Die russischen Delegierten weigerten sich, eine Erklärung zu
            Bosnien mitzutragen, weil sie fanden, sie stelle die Serben einseitig als Aggressoren
            hin. Gratschow sagte, die Serben hielten «muslimische Extremisten und Terroristen»
            auf, eine Bedrohung, die er von seinem Afghanistaneinsatz in den 1980er Jahren kannte.
            Kohl drängte Clinton, «die NATO-Frage» zurückzuziehen, auch deshalb, weil «wir es uns nicht leisten können, Jelzin
            zu stürzen. Dabei ist nichts zu gewinnen.» Er befürchtete: «Am Ende werden wir nur …
            Trümmer bekommen.»[54]
         

         Die Erbitterung dauerte nach dem Treffen an. Auf dem Rückflug von Budapest nach Washington
            war der Präsident nach Talbotts Worten «wütend, dass sein außenpolitisches Team ihn
            über den Atlantik gezerrt hatte, um als Punching Ball für Jelzin zu dienen.» Später
            vertraute er Kohl an, Jelzin habe ihn mit dem, was er in Budapest sagte, «wirklich
            verletzt.» Die US-Botschaft in Moskau beschrieb Jelzins Ärger nach Budapest als den
            «eines Geschäftsmanns, der gerade erfahren hat, dass sein Partner eine neue Versicherung
            für den Fall abgeschlossen hat, dass ihr Unternehmen scheitert.»[55]
         

         Für Kosyrew machte der Budapester Gipfel es praktisch unmöglich, irgendwie für die
            NATO-Erweiterung einzutreten. Vorher hatte er versucht, Jelzin nahezulegen, Russland könne
            mit einer schrittweisen Erweiterung leben. Nach Budapest sah er sich aber als «die
            einzige Stimme in Moskau, die gegen eine übereilte Expansion der NATO war», weil «alle anderen, auch der Präsident, das Wort ‹übereilt› fallengelassen
            hatten» und gegen die Erweiterung als solche waren.[56]
         

         Beim Versuch zu klären, was so schiefgelaufen war, gab Talbott Kosyrew die Schuld.
            Der russische Außenminister hatte seiner Meinung nach Jelzin zu einem Ausbruch getrieben,
            um sich für seine Demütigung in Brüssel zu rächen. Talbott argwöhnte auch, Kosyrew
            sei von Westeuropäern ermutigt worden, die «unsere Position schlechtmachten und den
            Russen sagten: ‹Ihr habt kein Problem mit uns – nur mit den Amerikanern; die treiben
            die Erweiterung voran.›» Talbott vermutete, Jelzins zornige «Kalter Frieden»-Rede
            sei bewusst von Kosyrew provoziert worden.[57]
         

         Jelzin war noch nicht fertig. Kurz nach Budapest traf er eine Reihe tragischer Maßnahmen,
            die neben anderen Schäden zu selbstzugefügten Wunden führten. Schon am 30. November
            1994 hatte der Präsident ein Dekret zur Bekämpfung der abtrünnigen Rebellen in der
            russischen Region Tschetschenien erlassen. Mit Kosyrews Unterstützung startete Jelzin
            nun das, was er für eine «hochpräzise Polizeiaktion» gegen diese Separatisten hielt.
            Stattdessen begann mit dem Einrücken von Truppen in Tschetschenien am 11. Dezember
            ein langer und blutiger Konflikt, der die Politiker in nicht weit entfernten Ländern
            abstieß. Volker Rühe war besonders angewidert, als er erfuhr, die russische Armee
            habe frisch eingezogene, schlecht ausgebildete «halb betrunkene Soldaten nach Grosny»
            geschickt, die entsetzliche Gräueltaten verübten. Der furchtbare Beginn des Ersten
            Tschetschenienkriegs zeigte in den Worten der US-Botschaft in Moskau «die Schwäche
            des russischen Staats und die tragischen Schwächen ihres ersten demokratisch gewählten
            Präsidenten.»[58]
         

         Das Blutvergießen hatte weitreichende Konsequenzen. Trotz der Fehler der Armee in
            Tschetschenien stützte Jelzin sich zunehmend auf die «Machtministerien», nämlich das
            Militär und die Erben des KGB, die alle gegen eine Zusammenarbeit mit dem Westen waren. Freunde der russischen
            Reformer im Ausland wie Charles Gati, der in Ungarn geborene US-Diplomat, der Kosyrew
            aus New York kannte, verzweifelten am Ersten Tschetschenienkrieg. Gati erinnerte sich
            später an diesen Krieg als Wendepunkt, durch den er und andere im Westen, die Russlands
            Zukunft optimistisch gesehen hatten, stattdessen zu der Überzeugung kamen, das Land
            könne sich nie so entwickeln, wie Kosyrew erhofft hatte. Ein Journalist der New York Times nannte die Invasion Tschetscheniens «das Ende des liberalen Traums in Russland».[59]
         

         Der Konflikt senkte auch Russlands Fähigkeit, der NATO-Erweiterung entgegenzuwirken, denn er schien zu beweisen, dass die Staaten recht
            hatten, die darauf beharrten, Russland bleibe eine militärische Bedrohung. Verbündete
            zu suchen, um sich gegen diese Bedrohung zu wappnen, erschien plötzlich vernünftig
            statt paranoid. In seinen Memoiren kam Kosyrew bedauernd zu dem Schluss, der Tschetschenienkrieg
            habe «die Beziehungen zu unseren westlichen Partnern auf Jahre hinaus» belastet.[60]
         

         Das Gefühl, dass sich die Dinge nach Budapest und der Invasion Tschetscheniens negativ
            entwickelt hätten, trieb Vizepräsident Gore zu dem Versuch, den Schaden zu reparieren.
            Bei einem Moskaubesuch versuchte er dem gesundheitlich angeschlagenen Jelzin am Krankenbett
            zu versichern, es werde 1995 keine Erweiterung geben, d.h. während Jelzins Wahlkampf
            für die Wiederwahl 1996. Gore schlug vor, «sich die Hände zu schütteln, um zu besiegeln,
            dass die NATO sich 1995 nicht erweitern wird», und das taten sie. Auch Clinton schrieb an Jelzin,
            um Gores Worte zu bekräftigen: «Die NATO wird sich 1995 nicht erweitern.» Es werde nur interne Studien geben, die «parallel»
            zur Entwicklung der Beziehungen zu Russland ablaufen würden.[61]
         

         Gore hatte sich mit einer Metapher versehen, von der er hoffte, sie werde den Stolz
            seiner Gastgeber ansprechen: die Idee, dass die gleichzeitige Bewegung des amerikanisch-russischen
            Verhältnisses und der NATO-Erweiterungsprozess dem Andockmanöver eines Raumschiffes an einer Raumstation ähnelte.
            Diese Metapher und Clintons Anstrengungen schafften es, die Beziehungen etwas zu reparieren.
            Sie konnten Jelzin überzeugen, er habe «das NAC-Kommuniqué irrtümlich so interpretiert, als wolle die NATO 1995 über den Zeitplan der Erweiterung entscheiden.» Etwas besänftigt nahm Jelzin
            den Beitrittsprozess zur Partnerschaft für den Frieden wieder auf, aber es war klar,
            dass die Beziehungen zwischen den USA und Russland durch das Kommuniqué und das Debakel von Budapest weit zurückgeworfen
            waren.[62]
         

         In Washington konnte Perry nicht verstehen, warum das Weiße Haus eine Konfrontation
            in Brüssel und Budapest provoziert hatte, obwohl der Präsident, soweit er wusste,
            «noch keine endgültige Entscheidung über die NATO-Erweiterung getroffen hatte.» Was war der Nutzen von soviel Schaden? Der Verteidigungsminister
            beschwerte sich auch bei Talbott: «Buchstäblich niemand im Pentagon wusste» vor der
            Veröffentlichung etwas über die Schlüsselpassage «im NAC-Kommuniqué» vom 1. Dezember 1994. Er war überzeugt, es sei noch nicht an der Zeit,
            das von Artikel 5 abgedeckte Gebiet zu vergrößern. Besonders wenn er soviel Fortschritte
            bei der Kontrolle der Atomwaffen machte, was nach der kürzlichen Atomkrise mit Nordkorea
            noch wichtiger war. Clinton hätte fast die militärische Zerstörung zentraler Teile
            des Reaktors Nyongbyon autorisiert.
         

         Obwohl der Vizeaußenminister Perrys Position für «intellektuell vertretbar» hielt,
            argumentierte er, es sei zu spät für einen Rückzieher, da dies seiner Meinung nach
            «nicht die Politik unserer Regierung ist und das seit über einem Jahr.»[63] Talbott glaubte, die Visegrád-Länder hätten nach all ihren Leiden im 20. Jahrhundert
            ein zu starkes moralisches Anrecht auf die NATO-Mitgliedschaft, um enttäuscht zu werden. Er meinte auch, Perry sei mutwillig blind
            für die Realität nach den Zwischenwahlen. Auf Druck der siegreichen Republikaner,
            die im Kongress ihre Exemplare des Vertrags mit Amerika schwenkten, müsse der Erweiterungsprozess
            aggressiver werden.
         

         Perry suchte eine Möglichkeit, die Haltung der USA direkt vom Präsidenten zu erfahren, und Clinton bot ihm eine. Am 21. Dezember kam
            der Minister mit Gore, Christopher, Talbott, Lake und Lakes Stellvertreter Samuel
            «Sandy» Berger ins Arbeitszimmer des Präsidenten im Weißen Haus, wobei Burns Notizen
            machte, um Gores Bericht über seine Moskaureise zu hören. Laut den Notizen sagte der
            Vizepräsident, Ursache des Budapest-Debakels seien «die Informationen der Euros an
            die Russen» über die Schritte der USA, was Jelzins Sorge steigerte.
         

         Dann beschrieb Gore, was er als Kern des Problems ansah. Nur für die Zuhörer bestimmt,
            sagte er: «Die Wahrheit ist: wir haben widerstreitende Impulse» in Bezug auf die mittel-
            und osteuropäischen Staaten und die Russen. Washington müsse zwischen den beiden wählen.
            Nach weiterer Debatte waren Clinton und Gore nach Perrys Worten «der Ansicht, das
            Recht liege auf der Seite der osteuropäischen Länder, die bald in die NATO wollten; ein Aufschub der Erweiterung aufs Ende des Jahrzehnts sei nicht realisierbar,
            und die Russen könnten überzeugt werden, die Erweiterung richte sich nicht gegen sie.»[64]
         

         Dann diskutierte die Gruppe einen Zeitplan für das weitere Vorgehen. Clinton und seine
            Berater entschieden sich für einen Rahmen von vier bis fünf Jahren, obwohl Christopher
            bemerkte: «Das sollte keiner von uns öffentlich sagen.» Im Kern bestand die Entscheidung
            darin, die Priorität von Russland und der Ukraine zu Mittel- und Osteuropa zu verschieben,
            vor allem weil die Ukraine nun wirklich ihre Atomwaffen aufgab.[65]
         

         Nach der Sitzung dachte Perry an Rücktritt. Was «‹im Vordergrund›» bleiben solle,
            waren für ihn die Verhandlungen mit Russland zur Verminderung seines immer noch gewaltigen
            Atomarsenals.[66] Die Fortschritte bei der Rüstungskontrolle Anfang der 1990er Jahre waren verblüffend
            gewesen. Eine atomare Supermacht war zerfallen, aber nur ein atomarer Staat war daraus
            hervorgegangen. Alle anderen Nachfolgestaaten traten dem Sperrvertrag bei. Es hatte
            nur minimale Verluste von nuklearem Material aus kontrollierten Standorten gegeben.
            Keine Waffen waren aus irgendeinem Grund detoniert. Es gab sogar neue Übereinkommen
            zu Sicherheitsmaßnahmen, über Transparenz hinsichtlich Menge und Standort von Sprengköpfen
            und spaltbarem Material sowie Testverbote. Dies waren Angelegenheiten von existenzieller
            Bedeutung, bei denen die USA historische Fortschritte erzielt hatten, und nun streuten Perrys Gegner in der Clinton-Regierung
            Sand ins Getriebe, indem sie eine Politik verfolgten, die Russland viel bedrohlicher
            finden würde als die Partnerschaft für den Frieden.
         

         Zuerst schwankte er, dann entschied Perry sich, im Amt zu bleiben. Wenn die NATO-Erweiterung stattfinden musste, würde er zumindest sein Bestes tun, um realistische
            Bedingungen bei diesem Prozess durchzusetzen – die Perry-Prinzipien –, etwa die Notwendigkeit,
            dass über das Geschehen Konsens innerhalb der Allianz herrschte. In seinen Memoiren
            beklagte Perry aber, damals nicht dramatischer gehandelt zu haben: «Wenn ich auf diesen
            entscheidenden Beschluss zurückblicke, bedauere ich, nicht wirksamer für einen Aufschub
            der NATO-Entscheidung gekämpft zu haben.» Wäre er zurückgetreten, «dann wäre der Bruch in
            den Beziehungen zu Russland vielleicht trotzdem gekommen. Ich bin aber nicht bereit,
            das als sicher anzunehmen.»[67]
         

         Stattdessen verließ er das Arbeitszimmer des Präsidenten und kehrte in sein Büro zurück,
            wo er sein Team informierte, die NATO-Erweiterung werde «mit strammem Tempo vorangehen» und es werde ein «harter Kampf»
            sein, die Zusammenarbeit von USA und Russland auf Kurs zu halten. Er hielt diese Abfolge der Ereignisse für «tragisch»,
            vor allem für jemanden wie ihn, der aufrichtig glaubte, «dass wir in den 1990er Jahren
            die Chance hatten, eine langfristige kooperative Beziehung zu Russland aufzubauen.»[68]
         

         Es dauerte nicht lange, bis die Beschlüsse bekannt wurden. Am Weihnachtstag 1994 erfuhr
            die Welt aus einem durchgesickerten Telegramm des deutschen Botschafters bei der NATO, dass die USA ihre Russland-zuerst-Strategie aufgaben. Am 13. Januar 1995 hielt Clinton in Cleveland
            bei einer Konferenz über Handel und Investitionen in Mittel- und Osteuropa eine Rede,
            in der er die NATO-Erweiterung «unvermeidlich» nannte. Das war eine deutliche Veränderung seines öffentlichen
            Tons. Im selben Monat schickte das Außenministerium an die US-Vertretung bei der NATO einen Text, «der nach Ansicht der USA aus den internen Beratungen der Allianz über die Erweiterung hervorgehen sollte»
            und nach dem es «keine Sicherheitsgarantien zweiten Rangs geben wird.» Damit war der
            Niedergang der PfP vollendet.[69]
         

         Am Ende des Jahres 1994 hatte die Partnerschaft für die vielen gegenüber der Mitgliedschaft
            für die wenigen verloren. Etwa ein Jahr zuvor hatte Clinton beschlossen, der beste
            Weg zur Wahrung amerikanischer Interessen sei es, eine breit angelegte Zusammenarbeit
            mit den postsowjetischen Staaten zu fördern, nicht zuletzt, um die von ihnen ausgehende
            atomare Bedrohung zu vermindern. Dieses Denken, zusammen mit der Notwendigkeit der
            Friedenssicherung auf dem Balkan, hatte zur Schaffung der PfP geführt, die zugleich
            der Beginn der NATO-Erweiterung in Mittel- und Osteuropa war, was Moskau mit aller Kraft zu verhindern
            gesucht hatte. Wenn dieser Prozess auch zunächst langsamer ablief, als von den Visegrád-Staaten
            erhofft, machte die Entscheidung für die PfP dennoch klar, dass die Allianz sich unwiderruflich
            über Deutschland hinaus ausbreitete.
         

         Die Schaffung der Partnerschaft als Instrument der langsamen Erweiterung half zunächst,
            die Kosten der Erweiterung in Bezug auf Russland zu mildern. Die PfP wurde aber durch
            die Anstrengungen der Erweiterungsaktivisten und Moskaus eigene Fehler und Aggression,
            besonders in Tschetschenien, untergraben. Diese Fehler kamen zu einer Zeit, als der
            späte Abzug der ehemals sowjetischen Truppen aus Deutschland neue Chancen für die
            eröffnete, die einen härteren Kurs anstrebten. Auch die Ukraine besaß wegen ihrer
            Entnuklearisierung nicht mehr so große strategische Bedeutung für Washington; dies
            und der Beginn der Atomwaffenreduzierung unter dem START I-Vertrag schuf noch permissivere Bedingungen. Und schließlich hatte man weithin angenommen,
            der Friede werde nach dem Kalten Krieg der natürliche Zustand in Europa sein, doch
            die Gewalt in Bosnien ließ das naiv erscheinen; sich gegen künftige Gewalt abzusichern,
            schien nun weniger paranoid als schlau. Somit wurden russische und ukrainische Bedenken
            für die Amerikaner weniger wichtig. Mittel- und Osteuropäer machten sich diese Veränderung
            klug zunutze. Der überwältigende Sieg der Republikaner bei den Zwischenwahlen gab
            den Gegnern der PfP den zusätzlichen Schub, den sie brauchten, um den Präsidenten
            auf ihre Seite zu bringen.
         

         Dieses Resultat schmerzte nicht nur Perry, sondern auch seinen Staatssekretär Ashton
            Carter, der unter Obama selbst Minister werden sollte. Carter erinnerte sich später,
            dass es ihm bei keiner der vielen Meinungsverschiedenheiten in seiner Karriere so
            schwerfiel, die gegnerische Position zu verstehen. Dennoch hatten diese Gegner Ende
            1994 gewonnen und die PfP vom Zentrum der Bühne in die Kulissen gedrängt. Die Argumente
            für die Partnerschaft von vielen Politikern – Albright, Les Aspin, Christopher, Perry,
            Schifter, Shalikashvili und sogar Clinton selbst – blieben alle auf der Strecke. Nun
            lag es bei den Unterstützern einer Erweiterung mit voller Sicherheitsgarantie, ihre
            Politik umzusetzen, ohne die amerikanisch-russischen Beziehungen zu beschädigen. Albright
            sagte dazu: «Das Schlüsselproblem war, den Übergang Russlands von einer imperialen
            zu einer normalen Nation zu lenken.»[70] Die Clinton-Regierung würde nun mit Russen zu tun haben, die immer mehr dazu neigten,
            sich so einer Lenkung aus Washington zu widersetzen.
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            7. Eine schreckliche Verantwortung
            

         

         Anfang 1995 hatte die Erweiterung mit vollen Sicherheitsgarantien die Partnerschaft
            für den Frieden als Antwort der Clinton-Regierung auf die Frage abgelöst, wie die
            NATO weiter nach Osten zu verschieben sei. Die PfP existierte weiter, aber als Nebenaspekt
            der Haupthandlung: der Ausweitung des Gebiets, das von Artikel 5 abgedeckt wurde.
            Dieser Strategiewandel schuf ein unmittelbares Zeitproblem. Die russische Präsidentschaftswahl
            war für den Sommer 1996 angesetzt. Als Teil des Versuchs, den Schaden von Budapest
            zu reparieren, hatte Clinton Jelzin versichert, es werde vor diesem Datum keine Erweiterung
            von Artikel 5 geben. Dies schränkte die Aktivitäten der PfP nicht besonders ein, denn
            dort ging es nicht um Sicherheitsgarantien für neue Mitglieder. Allerdings schuf diese
            Zusicherung ein Problem für die volle Erweiterung.
         

         Unterstützer der Vollmitgliedschaft fanden sich darum in einer paradoxen Fessel. Sie
            hatten den internen bürokratischen Konflikt in Washington gewonnen, konnten aber wegen
            der Risiken für Jelzins Wiederwahl nicht mit der Umsetzung ihrer Strategie in Europa
            beginnen. Einer der vielen Vorteile der PfP war die Art gewesen, wie sie Washington
            erlaubte, diesem Hindernis auszuweichen. Statt aber zur PfP als Hauptinstrument der
            Erweiterung zurückzukehren, verfolgte der Nationale Sicherheitsrat in den Jahren 1995
            und 1996 eine ungelenke Strategie des «langsamen und leisen Vorgehens» und verschob
            bewusst alle «wichtigen Schritte auf die Zeit nach den russischen Wahlen.» Clinton
            sagte dem britischen Premier John Major, die echte Strategie sei es, «Entscheidungen
            bis nach den russischen Wahlen» aufzuschieben, aber «es ist unerlässlich, dass nichts
            durchsickert», sonst würde es so aussehen, als hätten die Russen ein Veto.[1] Mit anderen Worten, wegen der Probleme der Erweiterungsstrategie bei voller Sicherheitsgarantie
            verbrachte die Regierung Clinton anderthalb Jahre damit, auf die Bremse zu tippen.
            Dieser Ansatz war wesentlich eine taktische Zwischenlösung, die das strategische Problem
            im Kern der Erweiterung durch Vollmitgliedschaft nicht ansprach. Stattdessen schuf
            er eine längere Verzögerung, die Raum für Zwietracht erzeugte – zwischen den USA und Russland und zwischen den NATO-Verbündeten.
         

         Dieser Ansatz schuf außerdem einen seltsamen Widerspruch. Einerseits gab es die Verzögerungen,
            die durch das wiederholte Bremsen entstanden. Andererseits wuchs der Eifer im Glauben
            an die Richtigkeit einer möglichst schnellen Ausweitung der Sicherheitsgarantien.
            Dieser Glaube war Teil der wachsenden Überzeugung der Clinton-Regierung, sie könne
            die Zukunft Europas völlig neu gestalten. Polens Präsident Wałęsa kam 1995 zur selben
            Überzeugung. Er nannte diese Chance eine «‹schreckliche Verantwortung›», weil sie
            so weitreichend war. Clinton formulierte die Herausforderung aber positiver: «Wir
            haben hier die erste Chance seit dem Aufstieg des Nationalstaats, dass der ganze europäische
            Kontinent in Frieden lebt.»[2]
         

         
            «Ich glaube, Russland kann gekauft werden»
            

         

         Im Lauf des Jahres 1995 glaubten Clinton und seine Berater immer mehr, eine Erweiterung
            mit vollen Sicherheitsgarantien sei der richtige Weg zu diesem Ziel. Dagegen beklagte
            sich Kosyrew, 1995 habe das Ende der «amerikanisch-russischen ‹Flitterwochen›» markiert.
            Die Verärgerung über diese Entwicklung kam von ganz oben in Moskau, denn wie Talbott
            Clinton im Frühjahr 1995 mitteilte: «Jelzin hat dieses Thema [die NATO-Erweiterung] persönlich übernommen.» Die Aufmerksamkeit des russischen Präsidenten
            für das Thema stand in scharfem Kontrast zu seiner Politik, die meisten außenpolitischen
            Fragen Untergebenen wie Kosyrew zu überlassen. Es zeigte, wie wichtig die NATO für ihn war.[3]
         

         Kosyrew war schlau genug, zu erkennen, dass die Flitterwochen nicht nur wegen Washington
            vorüber waren. Jelzins Entscheidung, in Tschetschenien einzumarschieren, hatte ebenfalls
            Narben hinterlassen. Obwohl die Clinton-Regierung öffentlich sagte, Tschetschenien
            sei ein Teil Russlands – und Jelzins Kampf gegen die Abtrünnigen einmal sogar unklugerweise
            mit dem Abraham Lincolns verglich –, klangen inoffizielle Äußerungen zwischen Washington
            und seinen Verbündeten ganz anders. Außenminister Christopher hatte das Gefühl, die
            Tschetschenien-Invasion werfe «einen dunklen Schatten über unser Verhältnis zu Russland»
            und widerspreche «dem Anspruch, eine Demokratie zu sein.» Er erfuhr bald, dass der
            französische Premier Juppé genauso dachte. Dieser hielt die Invasion für «‹eine gescheiterte
            Amateuraktion, die mit großer Brutalität durchgeführt wird›»; sie habe sinnloserweise
            20.000 Menschen getötet und 400.000 vertrieben. Christopher antwortete, «Tschetschenien
            habe seine Überzeugung gestärkt, dass der aktuelle Kurs zur NATO-Erweiterung der richtige sei.» Damit wurde die Invasion zu einer selbstzugefügten
            Wunde der Russen, weil sie unter anderem die schnellere Erweiterung bei vollen Sicherheitsgarantien
            wahrscheinlicher machte. Laut Christopher war Tschetschenien eine «Alarmglocke für
            alle [Regierungschefs] Mitteleuropas», die sich jetzt vorstellen konnten, «wie Panzer
            in ihre Hauptstädte rollen» und daher besser für die Mitgliedschaft in der Allianz
            plädieren konnten. John Major sah von seinem Blickpunkt dieselbe Dynamik: Tschetschenien
            nährte «die Ängste der Länder, die NATO-Mitglieder werden wollen.»[4]
         

         Sogar Kosyrew gab Douglas Hurd gegenüber im Februar 1995 zu, die Tschetschenien-Entscheidung
            sei «‹ein schwerer Fehler›» gewesen. Jelzin habe ursprünglich «geglaubt, er könne
            eine chirurgische Operation durchführen», aber zu spät bemerkt, dass die Armeeführer
            dazu nicht fähig waren; nun gab er ihnen die Schuld für Schlampigkeit und hohe Opferzahlen.
            Kosyrew versicherte Hurd, es sei «völlig ausgeschlossen», dass «etwas Ähnliches außerhalb
            Russlands passiert, zum Beispiel im Baltikum.» Hurd wollte das aber nicht akzeptieren
            und zur Tagesordnung übergehen, sondern wies darauf hin, es hätte den Westen nicht
            überrascht, «wenn das ‹alte Russland› in Tschetschenien einmarschiert wäre. Wir hatten
            das aber nicht vom ‹neuen Russland› erwartet.»[5]
         

         Auch die Wirtschaftsreformen in Russland standen vor dem Scheitern, was die Sorgen
            weiter verschärfte. Eine kleine Oligarchenkaste hatte sich atemberaubend bereichert,
            während einfache Russen mit Arbeitslosigkeit, Armut und Renten mit schwindender Kaufkraft
            zu kämpfen hatten. Im Lauf des Jahres 1995 wurde Talbott klar, dass Jelzin eine Reihe
            von Teufelspakten mit diesen Oligarchen geschlossen hatte. Im Austausch dafür, dass
            sie die «Wahlkampfkasse» des russischen Präsidenten finanzierten, erhielten «die Oligarchen
            gewaltige Gelegenheiten für Insidergeschäfte» vom Kreml, darunter den berüchtigten
            Kredite-gegen-Aktien-Handel, der im Grunde eine korrupte Versteigerung staatlicher
            Werte war. Außerdem wurde das organisierte Verbrechen «die explosivste Kraft, die
            aus dem Zusammenbruch des Sowjetkommunismus entstand», wie ein Journalist schrieb.
            Es war noch bedrohlicher wegen seiner «Verbindung zu Schlüsselbereichen des Regierungsapparats»,
            denn «kein kriminelles Vorhaben dieser Komplexität hätte ohne Unterstützung und Ermutigung
            durch Beamte auf allen Ebenen gelingen können.»[6]
         

         Der amerikanische Diplomat Bill Burns schrieb in seinen Memoiren, diese Verbindung
            habe Moskau «Mitte der 1990er Jahre seinen einzigartigen Reiz verliehen», um dort
            Geschäfte zu machen. Er erinnerte sich, dass er einmal einen Termin im Büro des Bürgermeisters
            hatte und vor dem Gebäude «Russen in Anzügen im Schnee liegen sah, während Männer
            mit schwarzen Skimasken» sie mit Pistolen bedrohten. Später erfuhr er, dass die Maskierten
            «zu Jelzins Präsidentengarde gehörten», angeführt vom Sicherheitschef Alexander Korschakow.
            Sie «besuchten die Angestellten der Most-Gruppe, die Wladimir Gusinsky, einem der
            reichsten Oligarchen Russlands, gehörte. Ihre Büros lagen ein paar Stockwerke unter
            dem des Bürgermeisters.» Gusinsky war mit Korschakow in Konflikt geraten, und so wurde
            damals in Russland «eine sanfte Erinnerung» gegeben, es sich nicht mit den Mächtigen
            zu verscherzen.[7]
         

         Unterdessen war ein greller Kontrast entstanden. Während Russland in einer neuen Zeit
            der Wirren versank – eine verbreitete Anspielung auf die Periode der Umwälzungen Anfang
            des 17. Jahrhunderts –, begann für die USA das längste Wirtschaftswachstum ihrer Geschichte. Der Unterschied im Erleben der
            1990er Jahre hätte nicht größer sein können. Amerikaner genossen Wohlstand im Inland
            und den Luxus, ihre Engagements im Ausland auswählen zu können. Clintons Berater James
            Steinberg sagte später über die NATO-Erweiterung: «Es gab nichts, was ein Handeln erzwang», außer «dem Gefühl, dass es
            Länder gab, die jetzt rein wollten, aber man musste es nicht tun.» Er erinnerte sich
            dass es ein berauschendes Gefühl war, nicht nur darüber nachdenken zu können, wie,
            sondern ob man die Welt gestalten solle: Etwas zu tun, weil man es wollte, nicht weil
            man musste. Aus genau diesem Grund hielt er die Erweiterung für verlockend: «Man wird
            besonders von Sachen angezogen, die man nicht tun muss, aber die man tun will, weil
            man es für Gestaltung hält.» Die Entscheidung, die amerikanischen Muskeln freiwillig
            statt unter Druck anzuspannen, fühlte sich an wie ein Luxus.[8]
         

         Ein praktischer Ausdruck dieser Weltsicht war die sinkende Bereitschaft der USA, Moskau gesichtswahrende Optionen zu geben, während die NATO die Erweiterung von Artikel 5 nach Osten plante. Laut Steinberg machte Christopher
            anfangs den Fehler, eine «respektvolle und beflissene» Haltung gegenüber den Russen
            zu zeigen; dadurch wurden sie «noch anspruchsvoller», und der Außenminister wurde
            skeptisch. Spätestens 1995 hatte Christophers Position sich gewandelt. Washington
            müsse «sehr vorsichtig sein, nicht so gesehen zu werden, als laufe es den Russen nach
            und biete ihnen Zugeständnisse an», denn «langfristig können wir dieses Verhältnis
            ohne Zugeständnisse hinkriegen.»[9] Stattdessen würden die USA ihre wirtschaftliche Macht in den bilateralen Beziehungen zu Russland nutzen, um
            strategische poltische Ziele zu erreichen.
         

         Nach Steinbergs Worten wurde etwas erreicht, «das seit den frühen Siebzigern versucht
            worden war, nämlich die Wirtschaft ins Zentrum der Entscheidungen über nationale Sicherheit
            zu versetzen.»[10] Von 1993 bis 1996 genehmigte Clinton 4,5 Milliarden Dollar direkte Hilfe an Russland
            für Wirtschaftsreformen, Inflationsbekämpfung und Währungsstabilisierung. In seiner
            Amtszeit wurden die USA zum größten ausländischen Investor in Russland, und er regte zahlreiche Organisationen
            wie die Export-Import-Bank, die Overseas Private Investment Corporation und die US-Agentur
            für Handel und Entwicklung an, Geschäfte mit Moskau im Wert von über 4 Milliarden
            Dollar zu unterstützen.
         

         Kurz gesagt, Moskaus ökonomische Schwäche gab dem US-Präsident den Einfluss, den er
            brauchte. Im März 1995 sagte Clinton in Washington zum niederländischen Ministerpräsidenten
            Wim Kok: «Während wir die NATO erweitern», müsse seine Regierung einen Weg finden, um «eine parallele Förderung
            der Beziehungen zwischen der NATO und Russland» zu erreichen, damit die Beziehungen zwischen den USA und Russland störungsfrei blieben. Er kam zu dem Schluss: «Es wird schwierig werden,
            aber zumindest prinzipiell glaube ich, Russland kann gekauft werden.»[11]
         

         
            Kosten pro Quadratmeter
            

         

         Die 1996 und Anfang 1997 beherrschende Frage war, wie viel es kosten würde, Russland
            zu kaufen – oder anders gesagt, was Jelzin in irgendeiner Form von Austausch für seine
            Zustimmung wollte. Um einzuschätzen, ob sie seine Einwilligung für einen annehmbaren
            Preis bekommen könnten, mussten Clintons Berater entscheiden, wie viele Länder sie
            in die NATO aufnehmen wollten, denn je mehr Länder, desto höhere Kosten. Diese täuschend einfache
            Rechnung verbarg aber eine tieferliegende Komplikation. Angesichts russischer Empfindlichkeiten
            würde der Beitritt bestimmter Länder (wie der baltischen Staaten und der Ukraine)
            oder eine Erweiterung mit bestimmten Merkmalen (wie der Fähigkeit, größere ausländische
            Truppen und Atomwaffen auf dem Gebiet der neuen Verbündeten zu stationieren) sehr
            viel höhere Kosten nach sich ziehen.
         

         Clintons Berater, unter denen Talbott bei diesem Thema immer noch das Sagen hatte,
            kamen zu dem Schluss, sie könnten sowohl den Gesamtpreis als auch die Kosten pro Quadratmeter
            senken, wenn sie die Zahl der Neumitglieder niedrig hielten und parallel dazu die
            NATO als Ganzes eine besondere Charta mit Russland aushandeln ließen. Sie riefen aber
            lautstarke Kritik von allen Seiten hervor. Mittel- und osteuropäische Regierungschefs
            wie auch Republikaner im Kongress kritisierten Clinton wegen weiterer Verzögerungen.
            Moskau dagegen hatte das Gefühl, Clinton gehe mit halsbrecherischer Geschwindigkeit
            voran, wie der neue Außenminister Jewgeni Primakow klarmachte. Primakow, der erfolgreich
            einen Großteil des KGB in die neue Ära hinübergerettet hatte, wurde am 9. Januar 1996 Nachfolger von Andrei
            Kosyrew und baute sofort neue Barrieren gegen die Erweiterung auf.
         

         Es folgte ein anderthalbjähriger Kampf, um den Preis der Erweiterung festzulegen.
            Er schloss die russischen und amerikanischen Präsidentschaftswahlen von Sommer und
            Herbst 1996 ein und belebte erneut die «Keinen Schritt weiter nach Osten»-Kontroverse
            aus dem deutschen Einigungsprozess, bevor im Mai 1997 ein Handel in Paris geschlossen
            wurde. Während dieses Kampfes versuchte Moskau wiederholt, den Zwei-plus-Vier-Vertrag
            als Waffe einzusetzen. Russische Diplomaten behaupteten, der «Geist» des Vertrags
            und damalige «Zusatzversicherungen verbieten es Staaten östlich von Deutschland, dem
            Bündnis beizutreten.»[12]
         

         Die Anregung zu diesem Angriff kam ironischerweise von Jelzins Nemesis Michail Gorbatschow.
            Der letzte sowjetische Staatschef hatte im September 1995 den Moscow News ein einflussreiches Interview unter dem Titel «Russland wird nicht die zweite Geige
            spielen» gegeben, in dem er beklagte, der Westen habe Russland übervorteilt. Er war
            auch dabei, seine Memoiren zu schreiben und zu veröffentlichen, in denen er diesen
            Vorwurf in vielen Sprachen und gegenüber vielen ausländischen Verlegern wiederholte.
            Gorbatschows Äußerungen lenkten neue Aufmerksamkeit auf den spekulativen Kommentar
            des damaligen Außenministers Baker, die NATO würde nach der deutschen Vereinigung vielleicht keinen Schritt weiter nach Osten
            vorrücken. Die durch Gorbatschows Buch erzeugte Aufmerksamkeit war für Jelzin und
            Primakow ein ungeplantes, aber zur rechten Zeit kommendes Geschenk.
         

         Kein russisches Argument brachte westliche Politiker mehr in Rage als dieses. Ehemalige
            und aktuelle Entscheidungsträger wetteiferten darin, es zurückzuweisen. Die US-Botschaft
            in Bonn verbreitete Äußerungen von Baker, der inzwischen wieder als Anwalt arbeitete,
            in denen er die Behauptung zurückwies: «‹Dieser Vertrag bezieht sich natürlich nur
            auf Deutschland und gibt nicht vor, sich auf etwas anderes zu beziehen.›» Der deutsche
            Verteidigungsminister Rühe nannte die Vorstellung «‹absurd›», ein Vertrag über die
            politische Einheit Deutschlands könne das Recht der unabhängigen Staaten Mittel- und
            Osteuropas beeinflussen, Bündnisse ihrer Wahl zu bilden.[13]
         

         Alle Beteiligten stimmten also überein, dass der Zwei-plus-Vier-Vertrag, offiziell
            der Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland, sich ausschließlich
            auf Deutschland bezog. Das Problem war, dass sie nicht einer Meinung waren, was dies
            für die Zukunft bedeutete. Die Mitgliedsstaaten der NATO verstanden den Regelungsvertrag so, dass er die Erweiterung um Länder östlich von
            Deutschland erlaubte, weil er drei Dinge erreicht hatte. Er hatte den Präzedenzfall geschaffen, Artikel 5
            über die Frontlinie des Kalten Kriegs zu tragen, er schloss eine weitere Ausweitung
            nicht aus, und er war von Moskau unterzeichnet und ratifiziert worden.
         

         Russland dagegen verstand den Vertrag so, dass er eine NATO-Erweiterung östlich von Deutschland verbot, vor allem wegen zwei Faktoren. Der erste waren die spekulativen Äußerungen über
            ein solches Verbot während der Verhandlungen 1990 – häufig von Außenminister Genscher
            und seinen Mitarbeitern, gelegentlich von Baker und anderen. Der zweite waren Sätze
            im Vertrag, die explizit eine begrenzte Aktivität der Allianz auf ostdeutschem Gebiet
            erlaubten, woraus Russland schloss, da solche Sätze ja für andere Länder fehlten,
            seien solche Aktivitäten nicht erlaubt.
         

         Um diesen Konflikt besser zu verstehen, ließ Bakers Amtsnachfolger Christopher eine
            detaillierte interne Analyse der russischen Behauptung erstellen. Er wählte John Herbst,
            seinen Koordinator für die sowjetischen Nachfolgestaaten, und Holbrookes Nachfolger
            John Kornblum aus. Das Außenministerium verbreitete die Schlussfassung des Herbst-Kornblum-Berichts
            allgemein, um US-Diplomaten und Pressesprechern Munition gegen Primakow und sein Team
            zu liefern. Wegen der offiziellen Druckgenehmigung und der breiten Verteilung wurde
            der Bericht als kanonisch angesehen. Jahrelang prägte er die amerikanische Haltung
            in der Frage, was 1990 genau gesagt worden sei.
         

         In ihrer Untersuchung konzentrierten sich die beiden Amerikaner auf die Differenz
            zwischen den mündlichen Verhandlungen 1990 und den begrenzteren schriftlichen Ergebnissen.
            Erstens gaben sie zu, dass Genscher eine «unilaterale Aussage» gemacht habe, die NATO-«Offensivkräfte würden nicht nach Osten verschoben.» Das hatte er natürlich in verschiedener
            Form mehr als einmal gesagt, und andere hatten es wiederholt, aber der allgemeine
            Punkt war richtig. Genschers Aussage hatte keine rechtlich bindende Kraft, denn «der
            Vertrag erwähnt keine NATO-Stationierungen jenseits der deutschen Grenzen», und nur auf den geschriebenen Vertrag
            kam es wirklich an. Amerikanische Diplomaten sollten «die Russen deutlich an diese
            grundlegende Tatsache erinnern.»[14]
         

         Zweitens sollten amerikanische Vertreter die Russen auch daran erinnern, dass die
            Schlussakte von Helsinki 1975 und die Charta von Paris 1990 – beide von Moskau unterzeichnet –
            bekräftigten, dass jeder souveräne Unterzeichnerstaat sein Militärbündnis frei wählen
            könne. Der einzige Grund, warum dieses Recht im Zwei-plus-Vier-Vertrag gesondert für
            Deutschland formuliert worden war, lag im «einzigartigen Charakter der Nachkriegsbestimmungen»
            über das geteilte Land. Wegen Deutschlands bedingungsloser Kapitulation gegenüber
            den vier Alliierten 1945 «besaß Moskau eine rechtliche Rolle in der deutschen Vereinigung»,
            darum «hatte Deutschland einen zwingenden Grund, zu einer Übereinkunft mit den Russen
            zu kommen.» Doch «die Lage in Bezug auf die Mittel- und Osteuropäer ist völlig anders.»
            Jede Andeutung, die USA «seien bereit, Abkommen ‹über sie, aber ohne sie› zu akzeptieren» – ein verbreiteter
            polnischer Ausdruck für andere Länder, die über ihren Kopf hinweg entscheiden wollten –,
            «wäre katastrophal für unsere dortige politische Position und Glaubwürdigkeit.»[15]
         

         Als letztes und wichtigstes hatte die Kombination aus dem Zwei-plus-Vier-Vertrag und
            der Vereinbarten Protokollnotiz, die im September 1990 kurz vor der Unterzeichnung
            hinzugefügt worden war, ausdrücklich erlaubt, dass Artikel 5 – ebenso wie NATO-Truppen nach dem Abzug der Sowjets – die alte Grenzlinie des Kalten Kriegs überschreiten
            dürfe. Diese Entwicklung bedeutete, dass Moskau einen Vertrag unterzeichnet hatte,
            der das Gegenteil von dem erlaubte, was es nun behauptete, und dass es dies getan
            hatte, ohne ein Verbot für eine zukünftige Bewegung dieser Art nach Osten sicherzustellen.
            Primakow gestand diesen Punkt später in seinen Memoiren zu. Er bedauerte, dass Gorbatschow
            es versäumt habe, eine Nichterweiterung in irgendeiner Weise festzuschreiben. Durch
            dieses Versäumnis des Präsidenten, ein Verbot «in eine rechtliche Vertragsform» zu
            fassen, erbte Primakow ein ernsthaftes Problem. Herbsts und Kornblums Aussagen von
            1996 waren in Bezug auf die schriftlichen Dokumente korrekt.[16]
         

         Die beiden hatten aber auch ein Problem, das sie damals nicht zugaben. Im Eifer, für
            ihr Team einzutreten, spielten sie die Bedeutung der Tatsache herunter, dass die NATO-Erweiterung 1990 Einschränkungen gehabt hatte. Die Anerkennung des Präzedenzfalls
            der selbstauferlegten Beschränkungen, denen Präsident George H.W. Bush zustimmte –
            sie folgten implizit einem Modell, das skandinavische und nordische Länder in der
            Gründungsphase der NATO gewählt hatten –, hätte vielleicht geholfen, den Niedergang des amerikanisch-russischen
            Dialogs aufzuhalten. Stattdessen machten Herbst und Kornblum den Anspruch Moskaus
            als «fadenscheiniges Argument, das wir entschieden zurückweisen sollten», lächerlich.
            Schlimmer noch, obwohl der Zwei-plus-Vier-Vertrag ein formaler und ratifizierter Vertrag
            war, argumentierten sie wenig überzeugend, er schaffe «weder einen rechtlichen noch
            einen politischen Präzedenzfall.»
         

         Vielmehr hielten sie Moskaus Ideen für rechtlich so lachhaft, dass sie vermuteten,
            etwas anderes gehe vor: «Vielleicht tasten die Russen nach einem etwas subtileren
            Ergebnis.» Mit anderen Worten, Primakow bereite den Boden für einen Kompromiss. Da
            die NATO rechtlich bindende Verbote über «die Stationierung oder Verlegung ausländischer Truppen
            oder Atomwaffen» auf das «souveräne Gebiet eines Verbündeten», nämlich Deutschlands,
            akzeptiert habe, «könnte Russland hoffen, schlussendlich eine ähnliche Begrenzung
            von der NATO hinsichtlich einer erweiterten Allianz zu bekommen.» Primakow bringe Russland höchstwahrscheinlich
            in Stellung, «ein Abkommen anzustreben, durch das neue Verbündete Begrenzungen ihrer
            Mitgliedschaft akzeptieren müssten, die denen der Zwei-plus-Vier-Beschränkungen für
            Deutschland entsprechen.»[17]
         

         Talbott und Christopher waren so alarmiert von dieser Aussicht, dass sie Clinton sagten,
            sie stelle «eine extrem gefährliche Giftpille» dar. Ihrer Meinung nach bedrohte die
            Aussicht auf eine Übertragung der Zwei-plus-Vier-Verbote der Erweiterung von Atomwaffen
            auf Mittel- und Osteuropa nicht nur den Kern der NATO-Abschreckung, sondern die NATO selbst, die letztlich auf der Stationierung amerikanischer Atomwaffen in Europa beruhte.
            Das Fazit des Außenministeriums war klar: «Wir sollten Moskau deutlich daran erinnern,
            dass wir nicht bereit sind, irgendwelche Absprachen über die Köpfe der Mittel- und
            Osteuropäer hinweg zu treffen.»[18]
         

         Regierungschefs aus diesen Ländern bestätigten Herbsts und Kornblums Verdacht am 13. März
            1996, als sie berichteten, Russland deute tatsächlich Zwei-plus-Vier-artige Beschränkungen
            für sie an, d.h. «keine Atomwaffen/Truppenstationierungen». Primakow war anscheinend
            besorgt, ohne solche Begrenzungen werde die «‹grenzenlose› Ausweitung der NATO an Russlands Grenzen» zur «Mitgliedschaft der baltischen Staaten oder der Ukraine»
            führen. Herbst kam zu dem Schluss, Primakow «fische einfach nach der verbindlichen
            Zusage eines mitteleuropäischen Lands oder eines Verbündeten, dass sie mit weniger
            als der kompletten Erweiterung zufrieden wären.» Christopher riet den prospektiven
            Neumitgliedern angesichts von «Primakows Raffinesse im Vergleich zu Kosyrew beim Versuch,
            die NATO-Erweiterung zu stören», sie sollten «Primakows Versuche, Keile zwischen potenzielle
            Mitglieder der Allianz zu treiben, zurückweisen.» Der Nationale Sicherheitsrat lehnte
            auch «einen ‹Norwegen›-Status für neue NATO-Mitglieder» ab, ein Hinweis auf Norwegens Beharren, nur im Kriegsfall Truppen auf
            seinem Gebiet stationieren zu lassen, keine Atomwaffen zu erlauben und alle Manöver
            in gewisser Entfernung von der sowjetischen (und später russischen) Grenze stattfinden
            zu lassen.[19]
         

         Da sie den Sieg vor sich sahen, ignorierten die Tschechische Republik, Ungarn und
            Polen die Giftpille, wie von Washington verlangt. Nur die Slowakei war teilweise eine
            Ausnahme, denn dort stellten die Führer eines wichtigen Arbeiterverbands, Ján Slota
            und Ján L’upták, öffentlich in Frage, ob es nötig sei, NATO-Atomwaffen auf slowakischem Boden zu stationieren, da es sehr wenig Einfluss auf
            das strategische Gleichgewicht hätte und die Beziehungen zu Russland stark verschlechtern
            würde. Dies war Teil der längeren Geschichte europäischer Zweifel an der Notwendigkeit
            von atomaren Kurzstreckenwaffen, und die Reaktion zeigte, dass das Thema auch nach
            dem Ende des Kalten Kriegs noch heikel war. Die Andeutung, dass die Slowaken die Giftpille
            nehmen könnten, senkte zusammen mit Zweifeln über den holprigen Fortschritt des Landes
            bei der Demokratisierung die Chancen auf eine frühe Mitgliedschaft. Amerikanische
            Diplomaten informierten Bratislava im Sommer, es sei «für die US-Regierung nicht klar,
            ob die Slowakei unsere Werte teilt.»[20]
         

         Als Reaktion auf diese Entwicklungen schlug der NSC ein schlaues Manöver vor: Man solle Primakows Versuche, neuen NATO-Mitgliedern so viele Einschränkungen aus dem Zwei-plus-Vier-Vertrag wie möglich aufzuzwingen,
            unterstützen, aber nur rhetorisch. Die Allianz könne sagen: «Unter den gegenwärtigen
            Sicherheitsbedingungen hat die NATO nicht die Absicht, Atomwaffen oder größere vorwärts gerichtete multinationale konventionelle
            Truppen auf dem Gebiet der neuen Mitglieder zu stationieren.» Das wäre weniger konfrontativ
            als die radikale Herbst-Kornblum-Methode, die russischen Ansprüche als haltlos zu
            verspotten – es würde Washington aber nicht binden. Die NATO könne, wie schon vorher überlegt, eine neue Charta oder ein «Rahmendokument» zwischen
            den USA und Russland anbieten.[21]
         

         Ziel all dieser Argumente war es, Russland dazu zu bringen, seinen Preis für das Akzeptieren
            der Erweiterung mit voller Sicherheitsgarantie zu nennen, und voranzukommen. Talbott
            schrieb an Christopher: «Ich brauche kaum zu betonen, wie schwierig das ist – diplomatisch,
            strategisch, politisch und bürokratisch.» In diesem entscheidenden Moment war es unerlässlich,
            den Kreis der Eingeweihten klein zu halten. Talbott sah Steinberg als «Co-Kapitän
            (mit Kornblum) unseres Euro-Sicherheits-/NATO-Erweiterungs-Teams», dazu noch ein paar andere. Auf keinen Fall wollte er «den Kreis
            vergrößern.» Wäre das der Fall, «dann kriegen wir Lecks, Intrigen und Gott weiß was
            noch.» Wenn der Vizeaußenminister sein Team aber klein hielt, war ein Hauptproblem,
            kein neues Jalta-artiges Abkommen über die Zukunft Europas zu schaffen, an dem die
            mittel- und osteuropäischen Vertreter keinen Anteil hatten. Christopher formulierte
            es so: Man müsse eine amerikanisch-russische «Gemeinherrschaft» über ihre Köpfe hinweg
            vermeiden.[22]
         

         Eine weitere schwierige Entscheidung war, was man über die russische Eignung für die
            NATO sagen solle. Laut Talbott hätten «mehrere hohe Briten und der deutsche Verteidigungsminister»
            Rühe ihm gesagt: «Wir sollten aufhören, uns was vorzumachen, und einfach ganz offen
            sagen, dass Russland nie in die NATO kommen wird.» Talbott war anderer Ansicht und wollte die Frage lieber offenhalten.
            Er riet Christopher in Fettdruck, man solle «zu niemandem nie sagen. Kein PfP-Staat, einschließlich Russland, ist davon ausgeschlossen, eines Tages der
            NATO beizutreten.» Mit anderen Worten: «Wenn Russland an die Tür klopft, sollten wir keinen
            Riegel vorlegen und durchs Guckloch rufen: ‹Geht weg! Ihr kommt hier nie rein!›» Kursiv
            fügte er aber hinzu: «Abgesehen davon müsste Russland verstehen, dass es, wenn es klopft, nicht so bald
                  reinkäme – und andere es auf der Schwelle überholen würden.» Zu den potenziellen «anderen» gehörten auch postsowjetische Republiken. Talbott berichtete,
            Mitarbeiter des Außenministeriums hätten bereits «hervorragende Arbeit» über die Möglichkeit
            geleistet, dass «die Balten schließlich reinkommen», und es werde an «einem ähnlichen
            Papier über die Ukraine, das in einem früheren Stadium der Entwicklung ist», gearbeitet.
            Ab Oktober 1996 begann der NSC auch mit der Untersuchung, «wie man NATO-Verbindungen zur entstehenden Gruppe Ukraine-Georgien-Aserbaidschan-Usbekistan aufbaut,
            um die Bewegungsfreiheit gegenüber der GUS zu vergrößern», der auch Russland angehörte. Talbott musste auf Primakows Beschwerden
            über die NATO-Interessen in all diesen Regionen vorbereitet sein. Der beste Gegenangriff bestand
            darin, zu sagen, alle Länder, einschließlich Russlands, hätten gleiche Chancen, der
            NATO beizutreten, darum wollte Talbott diese Option nach außen offenhalten. Primakow könne
            sie zwingen, die Karten auf den Tisch zu legen, indem er sage, Russland wolle sofort
            beitreten, aber dann könne man antworten: «Zieh eine Nummer und setz dich in den Garten.»[23]
         

         1996 und Anfang 1997 entstand eine Gesamtstrategie für das Verhältnis zu Russland:
            Man solle rhetorische, aber keine substanziellen Kompromisse machen und zwar in Form
            einer Art bilateraler Charta. Talbott erklärte Madeleine Albright am 14. März, er
            werde sicherstellen, dass ein solches Abkommen «uns zu sehr wenig verpflichtet.» Tatsächlich
            habe «einer der Anwälte, die den Entwurf begutachten, bemerkt: ‹in Wirklichkeit versprechen
            wir ihnen bloß monatliche Treffen.›» Als Teil dieses Plans schlug der NSC auch vor, einen sogenannten NATO-Russland-Rat «als grundlegenden Mechanismus für Konsultationen und Entscheidungsfindung»
            zu schaffen – doch entsprechend des Vorbehalts des neuen Verteidigungsministers Bill
            Cohen sollte als Vorsitzender der NATO-Generalsekretär fungieren, «ohne russischen Co-Vorsitzenden.»[24]
         

         Als man ihn über diese Entwicklungen informierte, soll Clinton gesagt haben: «‹Also,
            damit ich das richtig verstehe›», was die Russen «‹von diesem tollen Deal, den wir
            ihnen anbieten›» hätten, sei eine Versicherung, «‹dass wir unser Militärzeug nicht
            ihren früheren Verbündeten geben, die jetzt unsere Verbündeten werden, außer wenn
            wir eines Morgens aufwachen und unsere Meinung ändern.›» Russen würden «die Chance
            haben, im selben Raum mit der NATO zu sitzen», aber «‹nicht fähig sein, uns von irgendwas abzuhalten, was sie nicht
            mögen›» und könnten bloß «‹ihr Missfallen ausdrücken, indem sie rausgehen.›»[25]
         

         Das war eine korrekte Zusammenfassung. Während der deutschen Wiedervereinigung hatten
            westliche Regierungschefs Russland gebraucht, damit es seine Besatzungsrechte aufgebe
            und seine Truppen abziehe, bevor die NATO auf ostdeutsches Gebiet vorrücken konnte. Nun brauchten sie viel weniger von Moskau,
            um die NATO auf mittel- und osteuropäisches Territorium zu bringen. Bei einer Pressekonferenz
            des Weißen Hauses machten Albright und Sicherheitsberater Berger klar, die Ausweitung
            von Artikel 5 werde stattfinden, ob Russland das nun gefalle oder nicht. Unter vier
            Augen sprach Albright ebenso unverblümt mit Primakow. Als er sagte, wenn die USA Russland nicht auf halbem Wege entgegenkämen, sei kein Deal oder keine Charta möglich,
            erwiderte sie laut ihren Memoiren: «Wir brauchen es auch nicht unbedingt.»[26]
         

         Jelzin stimmte zu, sich mit Clinton am 20.–21. März 1997 in Helsinki zu treffen, um
            den Entwurf der amerikanisch-russischen Charta und damit den de facto-Preis für Russlands
            Zustimmung zur NATO-Erweiterung endgültig festzulegen. In ihrem Beitrag zur Vorbereitung des Präsidenten
            auf das Treffen sagte Außenministerin Albright voraus, bei der Begegnung «werden Sie
            einem politisch und körperlich neugeborenen Mann begegnen, der darum kämpft, sich
            seine Präsidentschaft zurückzuholen.» Clinton hoffte, diesen Geist sowie seine eigene
            Überzeugungskunst und finanzielle Anreize benutzen zu können, um den Handel abzuschließen –
            aber diskret, denn Primakow hatte schon zu Talbott gesagt: «Die Leute sollen nicht
            sagen können, dass die USA mit ihrem Geld Russland bestochen haben, die NATO-Erweiterung zu akzeptieren.»[27]
         

         Während Clinton mit Jelzin im Wohnzimmer der Präsidentenresidenz in Helsinki saß,
            die einen spektakulären Blick auf die Ostsee bot, begann er an der Wiedergeburt des
            russischen Präsidenten zu zweifeln. Als er später seinem Freund Taylor Branch, der
            die Bemerkungen als Audiotagebuch mitschnitt, vom Gipfeltreffen erzählte, beschrieb
            er sich und Jelzin als armselige Figuren. Der Russe war noch von einer kurz zurückliegenden
            Operation geschwächt. Er sollte sich nie völlig erholen. Frühling und Sommer 1997
            waren der Höhepunkt von Jelzins Gesundheit in der zweiten Amtszeit, und als es zum
            Jahresende mit ihr bergab ging, wurde sie nicht mehr besser. Selbst wenn es ihm gut
            ging, muteten Jelzins Mitarbeiter ihm nur einen begrenzten Terminplan zu, wobei ein
            Ärzteteam in der Nähe war, und ließen ihn nie vor den Kameras eine Treppe hinaufsteigen.
         

         Weil Jelzin vielleicht wegen seines körperlichen Zustands reizbar war, erzählte Clinton,
            sie hätten einander mehr als einmal «angeschnauzt» und wiederholt gesagt: «‹Das ist
            Bullshit, und das weißt du.›»[28] Der russische Präsident versuchte den Beitritt der baltischen Staaten zu blockieren
            und erklärte ganz offen, «die Erweiterung sollte keine früheren Sowjetrepubliken umfassen.»
            Clinton ließ das nicht gelten und wies darauf hin, selbst wenn er dem zustimme, würde
            der Kongress es für ungültig erklären. Jelzin beschwerte sich auch: «Ihr macht Marinemanöver
            in der Nähe der Krim», die er für unnötig und provokativ hielt. Aufgebracht sagte
            er: «Wir sind nicht auf dem Marsch, um Sewastopol zu erobern.»[29]
         

         Beim Arbeitsessen kamen beide Seiten zur Sache, und Clinton ließ den Vizefinanzminister
            Lawrence Summers erklären, was im Angebot sei. Clinton hatte Summers und Finanzminister
            Robert Rubin im Voraus signalisiert, trotz ihrer Zweifel sei es notwendig, Russland
            die G7-Mitgliedschaft im Austausch gegen die NATO-Erweiterung anzubieten. Dem Protokoll zufolge sagte Clinton: «‹Während wir den alten
            Boris drängen, bei der NATO die richtige, aber schwere Entscheidung zu treffen, will ich, dass er den warmen,
            freundlichen Schein von Türen spürt, die sich zu anderen Institutionen öffnen, wo
            er willkommen ist. Kapiert?›»
         

         Nun versuchte er in Helsinki, Summers den Handel besiegeln zu lassen. Aufs Stichwort
            des Präsidenten erklärte Summers, wenn Jelzin einer NATO-Russland-Charta zustimme, werde Washington Moskau dabei helfen, «Kapital von ausländischen
            Investoren und von Russen anzuziehen, die ihr Geld im Ausland geparkt haben.» Clinton
            fügte hinzu, er sei «bereit, [seine] Regierung anzuweisen, für 1997 Mittel bereitzustellen,
            um Investitionen von 4 Milliarden Dollar zu unterstützen, die gleiche Summe wie die
            Gesamtsumme von 1992–1996.» In ihrer gemeinsamen Erklärung werde er «diese Zahl nicht
            benutzen», aber «Investoren sollten sie kennen.» Diese Mittel würden in Form eines
            neuen Hilfspakets für frühere Sowjetrepubliken wie auch für stärkere Zusammenarbeit
            bei der Justiz- und Steuerreform und bilaterale Austauschprogramme kommen. Clinton
            versprach auch, «Russlands Aufnahme in die Welthandelsorganisation, den Pariser Club
            und die OECD zu beschleunigen», ebenso wie in die G7 (und 1997–98 trat Russland tatsächlich dem
            Pariser Club und der G7 bei).[30]
         

         Nachdem er über diese Worte nachgedacht hatte, äußerte Jelzin am Nachmittag die Sorge,
            «dieses ganze Wirtschaftspaket, dass Sie vorgeschlagen haben», könne als «eine Art
            Bestechungsgeld für Russlands Zustimmung zur NATO-Erweiterung» dargestellt werden. Clinton antwortete: «Nichts daran ist irgendwie
            ein Bestechungsgeld.» Die Antwort war nicht ganz korrekt, aber sie funktionierte.
            Jelzin stimmte sowohl dem Finanzpaket, als auch dem von Washington gewünschten Inhalt
            des NATO-Russland-Abkommens zu. Er ließ die Forderung nach einem Ausschluss der Mitgliedschaft
            der baltischen Länder fallen. Clinton sagte zu Branch, er habe sich gewundert, «dass
            Jelzin all das trotz des heftigen Widerstands russischer Reaktionäre zuhause tat.»
            Obwohl «der alte Boris vielleicht stirbt», war klar, dass «sein Gehirn noch Sauerstoff
            bekam.»[31]
         

         Bei der Pressekonferenz machten die beiden Staatschefs klar, dass sie einen erfolgreichen
            Abschluss der Verhandlungen zwischen der Allianz und Moskau über das erwarteten, was
            nun NATO-Russland-Grundakte hieß. Jelzin behauptete, das Dokument werde «bindend für alle
            sein», was der Tatsache auswich, dass es nicht rechtlich, sondern nur politisch bindend
            war, wie der NSC es wollte. Er sagte auch fälschlich und zur Überraschung der amerikanischen Delegation,
            er und Clinton hätten «über die Nichtbenutzung der militärischen Infrastruktur, die
            nach dem Warschauer Pakt in diesen Ländern Mittel- und Osteuropas verblieb, übereingestimmt.»
            Talbott wies ein Mitglied der russischen Delegation darauf hin, und dieser gab einfach
            zu «es habe keine solche Übereinkunft gegeben.» Um die Grundakte besser aussehen zu
            lassen, nahm Jelzin sich Freiheiten in der öffentlichen Präsentation heraus – und
            um jeden Verdacht zu widerlegen, er habe sich kaufen lassen, würde er das wohl weiterhin
            tun.[32]
         

         Der Rest waren Details, die zwar umstritten, aber letztlich lösbar waren. Talbott
            und seine Mitarbeiter konnten die Grundakte rechtzeitig für den NATO-Gipfel am 8.–9. Juli 1997 in Madrid fertigstellen. Um Jelzin das öffentliche Image
            eines Russland gewidmeten wichtigen Ereignisses zu erlauben, kam man überein, vor
            dem Gipfel eine förmliche Unterzeichnungszeremonie am 27. Mai in Paris abzuhalten.
         

         Da die Zeremonie und der folgende NATO-Gipfel nun auf dem richtigen Weg waren, stellte sich die Frage nach einer Strategie
            für Zweitplatzierte, d.h. die nicht in der ersten Runde zum Beitritt aufgeforderten
            Länder. Wie stets war die Ukraine in dieser Hinsicht problematisch. Kutschma war nach
            Clintons Worten «besessen davon, ein eigenes Abkommen mit der NATO zu bekommen» – «nicht ohne Grund», wie der Präsident hinzusetzte –, damit er eine
            NATO-Ukraine-Charta als Trost dafür bekam, dass es nicht mehr war.[33] Der alte NAKR der Bush-Ära, der die Idee einer Organisation angestoßen hatte, die allen Staaten
            von Vancouver bis Wladiwostok offen stand, aber nach dem Beginn der NATO-Erweiterung dem Untergang geweiht war, wurde zu einem neuen Euro-Atlantischen Partnerschaftsrat
            (EAPR) aufgewertet, der mit der Partnerschaft für den Frieden arbeiten konnte, um Aktivitäten
            für Zweitplatzierte zu bieten.
         

         Clinton plante an der Unterzeichnung in Paris selbst teilzunehmen, um seinen Respekt
            für Jelzin zu zeigen. Kurz vor dem Abflug erhielt er einen Überblick über die wichtigsten
            Klauseln der Grundakte über gegenseitige Beziehungen, Zusammenarbeit und Sicherheit
            zwischen der NATO und der Russischen Föderation, wie sie ausführlich hieß. Intern lobte der NSC die Grundakte, weil sie «ein permanentes NATO-Russland-Forum» schuf und zugleich «die Fähigkeit der NATO zu unabhängigen Beschlüssen und Handlungen» bewahrte. In der Grundakte erklärte die
            NATO, in «der gegenwärtigen und künftigen Sicherheitslage … nicht die Absicht, keine Pläne
            und auch keinen Anlass [zu] haben, nukleare Waffen im Hoheitsgebiet neuer Mitglieder
            zu stationieren» und auch keine substanziellen Kampftruppen. Der NSC versicherte Clinton, durch diese Worte hätten die USA es vermieden, «eine absolute Verpflichtung einzugehen, falls sich die Umstände künftig
            verändern.» Begriffe wie «substanziell» wurden bewusst unpräzise gelassen, und westliche
            Unterhändler wehrten sich erfolgreich gegen alle Versuche, sie genau zu definieren.[34]
         

         Unterdessen traf Jelzin seine eigenen Vorbereitungen. Die US-Botschaft berichtete,
            er betreibe eine umfassende «Anstrengung, die NATO-Russland-Grundakte anzupreisen und seinen Kritikern im Inland entgegenzutreten.»
            Im Rahmen dieser Anstrengung erwartete der NSC, Jelzin werde seine Habenseite übertreiben und alle «Vorbehalte» fallenlassen, um
            sein Verhandlungsergebnis bestmöglich aussehen zu lassen. Um ihn nicht zu schwächen,
            sollten US-Diplomaten nur dann öffentlich eingreifen, wenn «schwere» Fehler zu korrigieren
            seien. Sie sollten darauf achten, «Jelzins politische Aufgabe zuhause nicht schwieriger
            zu machen», wenn dieser Prozess in der Endphase sei, indem sie ihn mit öffentlichen
            Faktenchecks blamierten.[35]
         

         Bei der Unterzeichnungszeremonie am 27. Mai benahm Jelzin sich unvorhersehbar. Einmal
            strahlte er in seiner Rolle als Star bei einer großen öffentlichen Veranstaltung,
            die er sich gewünscht hatte; ein andermal runzelte er die Stirn in gespielter Konzentration,
            als trage er die Last der Welt auf seinen Schultern. Und seine übertriebenen Äußerungen
            übertrafen sogar die Erwartungen des NSC. In seiner Rede erklärte er plötzlich: «‹Bei allem, was auf hier anwesende Länder
            gerichtet ist – bei all diesen Waffen –, werden die Sprengköpfe entfernt.›»[36] Damit fiel die Bürde des Faktenchecks seinen Beratern zu, statt den US-Diplomaten.
            Aus ihren Bemerkungen nach der Rede war offensichtlich, dass Jelzins Aussage ungeplant
            und ohne Konsequenzen war.
         

         Abends dankte Clinton Jelzin für das, was er vorsichtig als Bemerkungen «über die
            Ziellöschung der Waffen, die auf Europa gerichtet sind», bezeichnete. Er fügte hinzu:
            Es war ein guter Tag.» Jelzin antwortete: «Ja, ich kann sagen, meine Seele ist ruhig.»
            Kosyrew, der die Angelegenheit jetzt als Privatmann aus der Ferne betrachtete, sah
            es anders; die Grundakte würde bald «auf den Haufen von Erklärungen des Wohlwollens
            kommen, die ebenso halbherzig umgesetzt wie unterzeichnet wurden.»[37]
         

         Jelzins Handeln in den Wochen nach Paris legte aber nahe, dass er einen ernsthaften
            Versuch machte, den Mai 1997 zum Wendepunkt in Russlands Außenbeziehungen zu machen.
            Er erreichte ein wichtiges Abkommen mit der Ukraine, das es Russland erlaubte, seinen
            Teil der Schwarzmeerflotte 20 Jahre lang im Hafen von Sewastopol ankern zu lassen.
            Dank dieses Durchbruchs machte Jelzin seinen ersten Besuch als Präsident in der Ukraine,
            eine höchst symbolische Tat, denn die beiden Länder hatten ihn wegen verschiedener
            Spannungen bisher sechsmal verschoben. Am 31. Mai unterzeichnete der Präsident in
            Kyiv einen Freundschaftsvertrag mit seinem ukrainischen Amtskollegen, in dem «gegenseitiger
            Respekt» für die «territoriale Integrität» und die «Unverletzlichkeit der Grenzen»
            versprochen wurde.[38]
         

         Talbott bewertete die Ereignisse des Monats in seinen Memoiren anders. Die Unterzeichnung
            von Paris hatte «eine Atmosphäre von künstlichem Triumphalismus und sogar Enttäuschung
            an sich, denn sie war wie so oft von Peinlichkeit beim Auftritt des Stars gefärbt»,
            womit er den Auftritt des russischen Präsidenten meinte, denn er wusste noch nichts
            von Clintons gleichzeitiger Affäre mit einer jungen Praktikantin im Weißen Haus namens
            Monica Lewinsky. Der Vizeaußenminister war der amerikanische Entscheidungsträger,
            der am meisten Verantwortung dafür trug, das Gewicht der Grundakte zu reduzieren,
            darum war er mitverantwortlich für die Enttäuschung. Er fand es bemerkenswert, dass
            ein selbstvergessener Jelzin «von dem Tag schwätzte, als sei er die Erfüllung all
            seiner Träume für Russlands Position am Haupttisch der neuen transatlantischen Ordnung.»[39]
         

         Am 28. Mai, dem Tag nach dem Pariser Gipfel, bemerkte Clinton gegenüber europäischen
            Regierungschefs spontan: «Jelzin ist ein großer Politiker.» Er sah beim russischen
            Präsidenten aber auch eine große Schwäche: «Das Problem mit Jelzin ist, dass alle
            Zwischenschritte verloren gehen.» In seiner Hast, wieder als federführend zu erscheinen
            und Reformen zuhause und Zusammenarbeit im Ausland voranzubringen, hatte Jelzin sehr
            viele Zwischenschritte übersehen.[40]
         

         Anders Washington. Clinton und sein Team hatten sich Jelzins Wunsch nach einem Erfolg
            zunutze gemacht, ausdauernd verhandelt und dann einen Handel über den Beitritt einer
            kleinen Gruppe neuer Mitglieder für einen auf den ersten Blick sehr niedrigen Preis
            pro Quadratmeter geschlossen. Das erreichten sie durch zwei Schlüsselschritte. Statt
            die baltischen Länder oder andere umstrittene Kandidaten gleich aufzunehmen, setzte
            Washington einen schrittweisen, kontinuierlichen Erweiterungsprozess in Gang, der
            solchen Staaten den späteren Beitritt erlaubte, weniger dramatisch und zu geringeren
            politischen Kosten. Und statt auf ausländische Truppen, Atomwaffen oder beides auf
            neuem Territorium zu verzichten, gelang es Washington, Moskau stattdessen von monatlichen
            Treffen zu überzeugen. Dadurch war der Allianz kein Quadratmeter Territorium versperrt,
            und nirgends gab es Beschränkungen für Truppen oder Waffen. Mittel- und osteuropäische
            Staaten konnten endlich ihr souveränes Recht ausüben, NATO-Verbündete zu werden. Es war ein großer Erfolg. Doch die verborgenen Kosten dieses
            Erfolgs wurden zur selben Zeit sichtbar wie Clintons Affäre mit Monica Lewinsky öffentlich
            wurde.
         

         
            Der Gipfel von Madrid 1997 und der Schritt nach Osten
            

         

         Als die Grundakte unterzeichnet war und der Madrider NATO-Gipfel im Juli näherrückte, versuchten mehrere EU-Regierungschefs einzuschätzen,
            wie man am besten manövrieren solle. Bundeskanzler Kohl hoffte, die Grundakte werde
            ihm dabei helfen, seine Lebensaufgabe zu vollenden: Europa zu vereinigen, wie er Deutschland
            vereinigt hatte. Nicht zuletzt dank seiner Anstrengungen war der 1. Januar 1999 zum
            Einführungsdatum für eine gemeinsame europäische Währung bestimmt worden. Der neue
            «Euro» entstand nicht zuletzt, wie der italienische Ministerpräsident Prodi Clinton
            erklärte, weil der Kanzler die Vision und die Fähigkeit hatte, «die Tendenz der Deutschen,
            allein stehen zu wollen», zu überwinden.[41]
         

         Nun hoffte Kohl, die Grundakte werde «psychologische Barrieren» zwischen Russland
            und seinen Nachbarn weiter einreißen. Im Idealfall würde die Akte auch «das Gefühl
            beseitigen, die Europäer hätten die Mittelost- und Südosteuropäer abgeschrieben» –
            ein Gefühl, das unter anderem zu neuen Forderungen nach Weltkriegsreparationen an
            Deutschland geführt hatte. Der Kanzler fand diese Forderungen überaus frustrierend,
            einerseits weil er nicht bezahlen wollte, andererseits weil sie zeigten, dass die
            Anspruchsteller auch ein halbes Jahrhundert nach dem Krieg nicht versöhnt waren.[42] Statt alte Kämpfe zu erneuern, wollte er die NATO-Erweiterung, damit Mittel- und Osteuropäer sahen, dass der Westen ihnen eine Tür
            geöffnet hatte. Der längerfristige Plan sah vor, dass NATO- und EU-Erweiterung einander ergänzen sollten, und Kohl sagte voraus, Deutschland
            werde der größte Nutznießer davon sein. Wenn der Plan scheitere und die deutsche Grenze
            zu Polen die «Trennlinie zwischen Ost und West» bleibe, würde sein Land für immer
            «verletzlich gegenüber der Krankheit des Rassismus und der Versuchung des Militarismus
            sein, die das Leben an einer bedrohten Grenze mit sich bringen kann.» Um seine Anstrengungen
            bei all diesen Themen fortzuführen, verkündete Kohl im Mai 1997, er werde bei den
            Wahlen noch einmal antreten, obwohl er schon seit 1982 regierte und es große Proteste
            gegen Haushaltskürzungen gab, mit denen er die Kriterien für die neue Währungsunion
            erfüllen wollte.[43]
         

         Ein weiteres Zeichen für künftige Schwierigkeiten war, dass Jelzin und Primakow die
            Bitte Washingtons ablehnten, die NATO-Erweiterung abzusegnen, indem sie am Madrider Gipfel teilnahmen. Davon enttäuscht,
            ermutigte Clinton die Russen, wenigstens «jemanden zu schicken, der eine so hohe Position
            hatte, dass man nicht den Schluss ziehen würde, Jelzin habe nicht ernst gemeint, was
            wir in Paris erreicht hatten.»[44] Das geschah nicht.
         

         Die Russen waren nicht die einzigen mit Bedenken über den Madrider Gipfel. Ein Kampf
            braute sich darüber zusammen, wen die USA für die kleinstmögliche erste Beitrittsrunde bevorzugten. Albright und Berger waren
            der Meinung, der beste Weg, die US-Ziele in Madrid durchzusetzen, liege darin, nur
            ihre drei Favoriten Tschechien, Ungarn und Polen aufzunehmen und zugleich ein «starkes
            offene-Tür-Paket» vorzustellen. Damit wollten sie, «klarmachen, dass die ersten Neumitglieder
            nicht die letzten sein werden und es auf jeden Fall eine zweite Erweiterungsentscheidung
            geben wird.» Dieses Ziel zu erreichen, würde aber erfordern, skeptische NATO-Verbündete zu überzeugen. Manche blieben jeder Erweiterung abgeneigt; andere waren
            gegen mehr als eine Runde; manche wollten eine große Lösung und mindestens auch Rumänien
            und Slowenien gleich aufnehmen. Albright riet dem Präsidenten, sie müssten «Selbstdarstellung
            und Murren widerstehen und darauf beharren, dass umfassende Perspektiven wichtiger
            sind als verengte Blickfelder.»[45]
         

         Neben diesem Druck aus dem Ausland gab es auch internen Druck in den USA. Ein wachsender Chor von Stimmen, vor allem die des früheren Diplomaten George Kennan,
            lehnte die NATO-Erweiterung ab. Das Ergebnis war eine seltsame Dichotomie. Innerhalb der Clinton-Regierung
            gab es ein starkes Gefühl, die Entscheidungen seien getroffen, und es sei Zeit für
            die Umsetzung; unter Experten gab es ein starkes Gefühl, die Entscheidungsfindung
            sei fehlerhaft, und es sei Zeit für eine Neubewertung. Eine inoffizielle Umfrage unter
            Mitgliedern des Council on Foreign Relations zeigte, dass doppelt soviele Experten
            gegen die Erweiterung waren wie dafür.
         

         Einer der Gegner war Ronald Steel, der mehr Diskussionen über die schicksalhafte Frage
            «erweitern oder nicht erweitern» forderte. Er bemerkte, dass die «große NATO-Debatte» keinen klaren Parteigrenzen folgte, sondern «über beide Ränder und durch
            die Mitte verlief und einen postideologischen Flickenteppich darstellte.» In einer
            Ecke machte Henry Kissinger gemeinsame Sache mit «Wilson-Liberalen wie Anthony Lake»
            und den sogenannten Freiheits-Demokraten; in einer anderen murmelten ebenso seltsame
            Bettgenossen über die Wirkung auf Russland. Steel vermutete, die NATO vergrößere sich aus einem Gefühl der Selbsterhaltung, und hielt es für eine bessere
            Idee, wenn die USA nicht als «Aufseher» Europas nach dem Kalten Krieg, sondern als «globale Ausgleichskraft»
            auftreten würden. Er schlug einige Veränderungen im Erweiterungsprozess vor, etwa
            den Wegfall von Artikel 5 und mehr militärische Verantwortung für die Europäer.[46]
         

         Ein anderes, besonders heikles Problem war London. Die Briten waren sehr gegen jede
            Erweiterung nach der ersten Runde. Sie glaubten, die Sicherheitsgarantie von Artikel 5
            sei so stark, dass es riskant sei, sie zu vielen anzubieten. Der britische Außenminister
            Malcolm Rifkind schrieb später dazu: «Man sollte nicht gewichtige Vertragspflichten
            eingehen, die eine potenzielle Kriegserklärung umfassen, auf die bloße Annahme hin,
            man werde nie in die Lage kommen, solche Pflichten erfüllen zu müssen.»[47]
         

         Der Präsident setzte sich am 7. Juli in Madrid mit Albright, Berger, Solana und Talbott
            zusammen, um am Abend vor dem Gipfel die Strategie endgültig festzulegen. Das größte
            Problem war, dass die Briten sich immer noch nicht bewegten. Berger schlug vor, London
            könne vielleicht eine allgemeine Politik der Offenheit für die künftige Erweiterung
            unterstützen, aber «ohne Namen oder Daten». Mit anderen Worten, Washington konnte
            den Kampf mit den Briten über eine zweite Erweiterungsrunde irgendwann später führen,
            oder vielleicht würde die Erweiterung soviel Schwung entwickeln, dass es nicht nötig
            sein werde. Zum Zeitplan betonte Solana, um die Allianz auf Kurs zu halten, sei es
            wünschenswert, die erste Gruppe von Ländern rechtzeitig zum 50. Jahrestag der NATO-Gründung 1999 aufzunehmen, eine zu gute Gelegenheit, um sie verstreichen zu lassen.
            Dieses Ereignis war selbst zu einer motivierenden Kraft geworden.[48]
         

         Beim Gipfel selbst blieb das erwartete Scharmützel über die Zahl der Beitrittsstaaten
            überraschend kurz. Der entscheidende Moment kam, als Kohl öffentlich äußerte, was
            er Clinton schon privat gesagt hatte: Er unterstütze Washingtons Präferenz für nur
            drei neue Verbündete in der ersten Runde. Nach Albrights Worten sollte die Charta
            «Moskau eine Stimme, jedoch kein Vetorecht bei Diskussionen zur europäischen Sicherheitspolitik
            verleihen.»[49] Obwohl noch nächtliche Verhandlungen, besonders zwischen Berger und seinen französischen
            und deutschen Kollegen, nötig waren, um diesen Sieg in die Abschlusserklärung des
            Gipfels zu gießen, hatten die Vereinigten Staaten bekommen, was sie wollten.
         

         Diese Erklärung sagte ausdrücklich, das Bündnis werde «weiterhin neue Mitglieder willkommen
            heißen», und kein demokratisches Land in Europa werde ausgeschlossen. Sie kündigte
            an, die ersten neuen Verbündeten würden rechtzeitig zum Gipfel am 50. Jahrestag beitreten,
            und der gesamte Erweiterungsprozess werde dort ebenfalls wieder aufgegriffen, ein
            Hinweis, dass weitere Einladungen folgen würden. Künftigen Kandidaten wurde unterdessen
            die «aktive Teilnahme» am EAPR, dem Nachfolger des NAKR, empfohlen. Die Erklärung formulierte die genaue Identität künftiger Mitglieder aber
            sehr vorsichtig; sie enthielt nichts spezifischeres als einen vagen Hinweis, es gebe
            «nach Mitgliedschaft strebende» Länder im «Ostseeraum». Die Idee, von nach Mitgliedschaft
            strebenden Ländern in der Region ohne Nennung einzelner Staaten zu sprechen, stammte
            aus Deutschland und schien eine annehmbare Geste gegenüber russischen Befürchtungen
            zu sein. Clinton sagte zu Steinberg, er solle diese Idee in der Presseabschlusserklärung
            verwenden, was er auch tat.[50]
         

         Eine weitere Geste gegenüber Moskauer Befürchtungen war das Lob der Presseerklärung
            für die Grundakte im ersten Absatz und für Russlands Kooperation bei der Friedenssicherung
            in Bosnien. Noch im selben Jahr verkündete Clinton auch seine Entscheidung, US-Truppen
            für diese gemeinsame Friedensmission bereitzustellen. Albright war von Anfang an skeptisch
            gewesen, als IFOR auf ein Jahr begrenzt wurde, und dann «gab die Regierung eine der vorschnell gesetzten
            Fristen auf und legte unmittelbar darauf eine neue» für SFOR fest.[51] Nun wurde klargestellt, dass SFOR über den ursprünglichen Termin im Juni 1998 hinaus auf unbestimmte Zeit verlängert
            würde.
         

         Resultat des Gipfels waren die Einladungen an Tschechen, Ungarn und Polen, der NATO beizutreten, und eine offene Tür für die baltischen Staaten und andere Länder, ohne
            dies aber zu offen zu sagen. Die Ukraine dagegen schien noch zu weit von der Mitgliedschaft
            entfernt, und man hielt es für das Beste, sie vorläufig in einer eigenen Kategorie
            zu belassen. Solana schickte also förmliche Einladungsbriefe nach Budapest, Prag und
            Warschau. Er forderte die drei auf, im Herbst an individuellen Beitrittsdetails zu
            arbeiten, im Dezember 1997 sogenannte Beitrittsprotokolle zu unterzeichnen und den
            16 Verbündeten zu helfen, diese Protokolle 1998 zu ratifizieren, damit der Prozess
            vor April 1999 abgeschlossen sei. Die Osterweiterung hatte begonnen.
         

         Vor der Rückkehr nach Washington machten die US-Politiker noch kurze Besuche bei den
            künftigen Neumitgliedern. Verteidigungsminister Cohen flog nach Ungarn und Außenministerin
            Albright in ihre Heimatstadt Prag, wo sie «spazieren [ging], gerührt winkte ich kleinen
            alten Tschechinnen zu, die ebenfalls Tränen in den Augen hatten; in jeder sah ich
            das Abbild meiner Mutter.» Unterdessen reiste Clinton nach Warschau. Das Weiße Haus
            organisierte gemeinsam mit der polnischen Regierung am 10. Juli 1997 eine Art Wahlkampfveranstaltung
            nach amerikanischem Muster für ihn. Rund 30.000 Menschen standen jubelnd und Fähnchen
            schwenkend auf dem Schlossplatz und hörten Clinton verkünden: «Polen kehrt heim.»
            Er traf auch mit Ex-Präsident Wałęsa zusammen, der seinen tiefen Dank für die «große
            Tat in Madrid» äußerte und dann hinzufügte: «Das Leben mag kein Vakuum, und Russland
            mag es noch weniger.»[52]
         

         Anfang 1998 wurde Clintons Affäre mit Lewinsky öffentlich bekannt. Trotz dieser schädlichen
            Enthüllung gelang es der Regierung, alle notwendigen innenpolitischen Voraussetzungen
            zu schaffen, um die Ratifizierung der Erweiterung sicherzustellen. Dieses Resultat
            war für George Kennan eine Enttäuschung. Seit dem Zusammenbruch der UdSSR hatte er
            sich gegen jeden Schritt gewandt, der «‹Lösungsmöglichkeiten›», ausschloss, die keinen
            Konflikt mit Moskau bedeuteten, und die Erweiterung sah er als den schlimmsten solcher
            Schritte.[53]
         

         Dagegen waren die zum NATO-Beitritt eingeladenen Länder begeistert von ihrem Erfolg und den neuen Horizonten.
            Sie fühlten sich immer zuversichtlicher, an etwas teilzunehmen, was nur der Beginn
            mehrerer Erweiterungsrunden sein sollte. Ihre Vertreter starteten die Zusammenarbeit
            mit der Clinton-Regierung und dem Bündnis, um alle praktischen und rechtlichen Hürden
            für die Vollmitgliedschaft zum 50. Jahrestag im April 1999 zu beseitigen.
         

         1998 waren sie aber wegen des Skandals um Clintons Affäre noch nicht am sicheren Ufer.
            Ende Juli erhielt Lewinsky nach Monaten juristischen Tauziehens Immunität im Austausch
            dafür, dass sie am 29. Juli ein Schlüsselbeweisstück herausgab: ein blaues Kleid mit
            einem Fleck. Zwei Tage später bestätigte ein Labor, es handele sich bei dem Fleck
            um menschlichen Samen. Das Labor forderte eine Blutprobe, um einen DNA-Abgleich mit «‹jeder bekannten Person›» in der Untersuchung vorzunehmen.[54]
         

         Clinton musste bald gegen ein Amtsenthebungsverfahren kämpfen und war plötzlich unsicher,
            ob er an der Macht bleiben könne. Die schreckliche Verantwortung, die Zukunft der
            transatlantischen Welt zu gestalten, wurde ebenfalls eine schwerere Bürde. Der wirtschaftliche
            Zusammenbruch in Russland und der Krieg im Kosovo schufen noch mehr Verwerfungen.
            Diese grundverschiedenen Ereignisse liefen langsam, aber massiv auf eine Kollision
            1999 zu, die die politische Landschaft des 21. Jahrhunderts prägen sollte. In Russland
            fiel Jelzin der Kollision zum Opfer, und sie brachte zugleich einen früheren KGB-Offizier an die Macht, für den sie nur der Anfang war.
         

      

   
      
            8. Die Umrisse der Zukunft
            

         

         Bis zum Sommer 1998 war es Clintons Regierung gelungen, sowohl ihre NATO-Verbündeten als auch den US-Senat von einer möglichst flexiblen Erweiterungsstrategie
            zu überzeugen. Schwerer waren dagegen die politischen Folgen zu handhaben. Wie ein
            Gletscher langsam über eine Landschaft gleitet, aber große Gebiete stark verändert,
            so brachte auch die NATO-Osterweiterung Elemente der politischen Landschaft nach dem Kalten Krieg dazu, sich
            zu verschieben und neu abzusetzen. Das hinterließ Landmarken für das 21. Jahrhundert.
            Zwischen Sommer 1998 und Dezember 1999 schuf die Erweiterung zusammen mit fünf anderen
            wichtigen Entwicklungen die Umrisse der Zukunft. Diese Ereignisse waren der finanzielle
            Zusammenbruch Russlands und der darauffolgende Machtkampf, dann das Amtsenthebungsverfahren
            gegen Präsident Bill Clinton, das Blutvergießen im Kosovo, während die Allianz gerade
            neue Mitglieder aufnahm, der Aufstieg Wladimir Putins im Kreml und schließlich die
            Entscheidung Boris Jelzins, plötzlich zurückzutreten und Putin zu seinem Nachfolger
            zu machen. Dieser Prozess definierte nicht alle Aspekte der westlichen Beziehungen
            zu Russland im 21. Jahrhundert, aber er grenzte die Parameter der möglichen Ordnung
            nach dem Kalten Krieg ein und schuf für die Zukunft ein Patt.
         

         
            «Wer wird unser Partner in Russland sein?»
            

         

         Während seiner Amtszeit sagte Clinton vorausschauend: «Wenn Russland nicht stabil
            ist, ist das ein Unglück für den Rest der Welt.»[1] 1998 gab es in Russland nur wenig Stabilität und reichlich Unglück. In diesem Jahr
            sank das russische Bruttoinlandsprodukt um 4,6 Prozent, nicht zuletzt wegen einer
            großen Finanzkrise, die am 17. August begann. Die Umwälzung schuf in Russland noch
            mehr Unsicherheit und Volatilität, setzte den Kampf um Jelzins Nachfolge erneut in
            Gang und senkte die Fähigkeit und Bereitschaft russischer Eliten, andere Herausforderungen
            zu tolerieren.
         

         Zu den Faktoren, die den Crash verursachten, zählte ein Haushaltsdefizit von 8–9 Prozent
            des BIP zwischen 1993 und 1998. Weitere Komplikationen entstanden aus dem Hilfspaket des
            IWF von 1996, das Jelzin einen Kredit von 10 Milliarden Dollar über drei Jahre gegeben
            und zu seiner Wiederwahl beigetragen hatte, obwohl er sich zu keiner durchgreifenden
            Reform verpflichtete. Ausländische Investoren sahen diesen Kredit als Signal, dass
            der IWF Russland aus der Klemme helfen würde, egal was es tat. Für die Märkte war nach den
            Worten eines Analysten die Botschaft klar: «Russland war zu groß und zu nuklear, um
            zu scheitern.»[2] Private Investoren hielten die russische Regierung eine Weile über Wasser, während
            große internationale Portfolios Geld ins Land pumpten. 1997 waren es 46 Milliarden
            Dollar oder 10 Prozent des BIP. Der Realzins für russische Schatzanweisungen erreichte 100 Prozent, was das russische
            Finanzministerium gewaltige Summen kostete. Die Situation war unhaltbar, erlaubte
            es aber Käufern von inländischen russischen Schatzanweisungen, reich zu werden, solange
            sie vor einem Crash ausstiegen. Darüberhinaus hatte eine asiatische Finanzkrise von
            1997 Nebenwirkungen, die die Lage verschlimmerten. Marc Grossman vom US-Außenministerium bemerkte, dass die vom Zusammenwirken all dieser Übel erzeugte Verzweiflung
            die Bereitschaft der Russen senkte, irgendetwas zu tolerieren, das als weitere Bedrohung
            angesehen wurde – etwa die NATO-Erweiterung.
         

         Auch innenpolitische Entscheidungen hatten 1997–98 zum Crash beigetragen. Jelzin hatte
            sich wegen der wahrscheinlichen politischen Folgen als unfähig oder unwillig erwiesen,
            das Haushaltsdefizit zu senken. Ministerpräsident Viktor Tschernomyrdin hatte es sogar
            erhöht. Am 28. Oktober 1997 fiel der russische Aktienindex um 19 Prozent an einem
            Tag; ein weiteres Anzeichen für Kommendes, aber es folgten nur wenige Kursänderungen.
            Im März 1998 beschloss Jelzin zumindest seine Regierung umzubilden und ersetzte Tschernomyrdin
            durch den 35 Jahre alten Reformer Sergei Kirijenko, aber das brachte nur wenig Wandel.
         

         Während sich die ökonomische Katastrophe anbahnte, nahm Russland am 15. Mai 1998 am
            Wirtschaftsgipfel in Birmingham teil und machte die G7 damit zur G8. Clinton begrüßte
            Jelzin herzlich, war aber zunehmend besorgt über dessen Machtposition. Er vertraute
            Bundeskanzler Kohl an: «Es gibt in Russland viel Groll gegen Jelzin», und «wir können
            nicht allzuviel tun», um ihm zu helfen. Clinton hatte Recht mit seiner Sorge. Am Freitag,
            dem 10. Juli, rief Jelzin das Weiße Haus sehr aufgeregt an. Der IWF habe ihm gesagt, er denke über weitere Auszahlungen nach und werde ihm die Entscheidung
            in drei Wochen mitteilen, aber «drei Wochen sind zu lang für uns.» Er sagte Clinton,
            «wenn wir nicht bald eine Entscheidung bekommen», d.h. in der kommenden Woche, «wäre
            es das Ende der Reform und im Grunde das Ende Russlands.» Da die «Folgen katastrophal
            und drastisch» wären, nicht nur für sein Land, sondern «auch für das globale Finanzsystem»,
            sei es im amerikanischen Interesse, schnell zu handeln. Clinton versprach, am Wochenende
            Kontakt zum IWF aufzunehmen. Er erwähnte, er habe gerade sein Veto gegen einen Gesetzentwurf eingelegt,
            der wegen Moskaus Verbindungen zum iranischen Atomprogramm Sanktionen gegen Russland
            verhängte. Clinton deutete an, ein Umdenken bei den russischen Beziehungen zum Iran
            werde es den USA leichter machen, in Zukunft mehr für Moskau zu tun. Jelzin schwor, er werde «jeden
            einzelnen Punkt ansehen, wo wir Regelbefolgung durchsetzen oder die Zusammenarbeit
            zwischen russischen und iranischen Firmen einschränken können.»[3]
         

         Clinton hielt sein Versprechen. Am Montag, dem 13. Juli, verkündete der IWF, er werde handeln, und eine Woche später bekräftigte er die finanzielle Unterstützung
            von 11,2 Milliarden Dollar; die New York Times nannte ein Gesamtvolumen von 17,1 Milliarden, und zusätzliche Hilfen der Weltbank
            und Japans brachten die Summe Berichten zufolge auf 22,6 Milliarden. Egal, wie hoch
            die Summe genau war, sie konnte wenig ausrichten. Da die IWF-Mittel nicht von glaubwürdigen fiskalischen Maßnahmen begleitet waren, floss das
            Geld schnell wieder aus Russland hinaus. Es bewahrheitete sich der Grundsatz: Wenn
            man Geld in ein Land in der Krise pumpt, aber dies nicht von einer glaubwürdigen Politik
            begleitet wird, und es legal ist, Geld ins Ausland zu bringen – wie es in Russland
            der Fall war –, wird das Geld aus dem Land verschwinden, und so geschah es auch. Als
            das rebellische russische Parlament Jelzins Versuche blockierte, Gesetzesreformen
            durchzuführen, die der IWF als Teil seiner Finanzierung wollte, schreckte das den IWF ab. Nach einer Auszahlung von 4,8 Milliarden Dollar ließ er mit den Worten eines
            Experten «Russland wie eine heiße Kartoffel fallen.» Clintons Berater kamen zu dem
            Schluss, «trotz des bahnbrechenden Abkommens mit dem IWF und einem ehrgeizigen Programm der Wirtschaftsreformen» müsse Jelzins Regierung «täglich
            ums Überleben kämpfen.»[4]
         

         Um in einer verzweifelten Lage an nationale Gefühle zu appellieren, sprach Jelzin
            bei der Wiederbestattung von Zar Nikolaus II., der Zarin Alexandra und ihrer Kinder in St. Petersburg am 17. Juli 1998, die er
            einen «Akt menschlicher Gerechtigkeit» nannte. Auf Märkte und Investoren machte das
            wenig Eindruck, und Arbeiter in ganz Russland blieben unbezahlt und wütend. Der NSC bemerkte: «Die berüchtigten Oligarchen stellen ihr persönliches Interesse weiterhin
            über das Gemeinwohl.» Von zahlreichen Krisen überfordert, beschloss Jelzin sein Beraterteam
            erneut umzubilden. Neben anderen Neubesetzungen überging er auch viele hohe Geheimdienstoffiziere
            und beförderte einen relativ Unbekannten zum Leiter des Inlandsgeheimdienstes FSB: den 45-jährigen Putin.[5]
         

         Nach der Rückkehr von seinem KGB-Außenposten in der zusammenbrechenden DDR in seine Heimatstadt in der zusammenbrechenden Sowjetunion war Putin von Anatoli
            Sobtschak angestellt worden, einem seiner früheren Juraprofessoren an der Leningrader
            Staatsuniversität. Sobtschak war in der Kommunalpolitik aktiv und stand davor, Bürgermeister
            der wieder St. Petersburg genannten Stadt zu werden. Putin wurde sein unentbehrlicher
            Helfer, unter anderem als Übersetzer bei Sobtschaks Gesprächen mit Kohl. Dass der
            Deutsche «die Geschichte unseres Landes … sehr gut» kannte, beeindruckte Putin, und
            ihm war es auch «besonders angenehm», als Kohl sagte, «er [könne] sich ein Europa
            ohne Russland nicht vorstellen.» Putin entdeckte auch nach den Worten des Historikers
            Stephen Kotkin, «dass Leningrads selbsternannte Demokraten fast nichts zuwege brachten
            und er Geld beiseiteschaffen konnte, um sowohl die Probleme der Stadt anzugehen als
            auch sich und seine Freunde zu bereichern.» Laut einer Recherche der Financial Times entwickelte er auch das Talent, die Beziehungen zwischen den gewählten Amtsträgern,
            den Resten des KGB und den örtlichen Gangsterbossen zu regeln, was später zum Modell für die russische
            Regierungspraxis wurde.[6]
         

         Vor allem tat Putin sich in seiner Loyalität zum Bürgermeister hervor. Auch nachdem
            Sobtschak 1996 abgewählt wurde und wegen Korruptionsvorwürfen in Bedrängnis kam, schützte
            ihn sein früherer Untergebener und organisierte angeblich im November 1997 für den
            Ex-Bürgermeister einen schnellen Abgang nach Frankreich in einem Privatflugzeug ohne
            Pass- und Zollkontrolle. Solche Gefolgschaft beeindruckte Jelzins Vizestabschef Alexei
            Kudrin, der ebenfalls für den Bürgermeister gearbeitet hatte und Putin kannte. Durch
            Kudrin und andere Kontakte konnte Putin in der Jelzin-Regierung Fuß fassen und zog
            nach Moskau.
         

         Jetzt, im Sommer 1998, schufen die Turbulenzen in Moskau eine Chance für Putin, aber
            ein Problem für Clinton. Der Präsident hatte zugesagt, am 1. September nach Moskau
            zu kommen, fragte sich aber, ob dieser schwierige Zeitpunkt der richtige sei. Die
            Bankenkrise bedeutete auch, dass die praktische Umsetzung der NATO-Erweiterung in einem besonders schlechten Moment für Moskau kam. Trotz der existenziellen
            Bedrohungen für Jelzin fanden Clintons Berater aber, er solle hinfahren und eine harte
            Linie vertreten, damit sichergestellt war, dass die Erweiterung unabgeschlossen blieb.
            Dass die erste Gruppe der Neumitglieder klein sei, dürfe bei Russland nicht den Glauben
            erwecken, die USA hätten de facto eine neue Linie an der Grenze zwischen Polen und der Region Kaliningrad
            (aus der Putins Frau stammte) gezogen und alles östlich davon der Einflusssphäre Moskaus
            überlassen. Die Allianz hatte klargestellt, dass die Tür der NATO offenbleiben würde, und Clinton sollte nicht nachgeben. Ein Nachgeben würde Kämpfe
            zwischen Beitrittskandidaten auslösen, die um eine plötzlich begrenzte Zahl von Plätzen
            im Bündnis konkurrierten. Unter keinen Umständen dürfe Clinton sagen, dass «die Mitgliedschaft
            der Balten vom Tisch ist» oder der Vertrag über konventionelle Truppen «Beschränkungen»
            für die Menge der NATO-Ausrüstung in ihren neuen Mitgliedsländern bedeuten könne, wie Sicherheitsberater
            Sandy Berger ihn am 22. Juli warnte. Dass die russische Wirtschaft am Boden liege,
            sei kein Grund, diese Positionen aufzugeben. Kurz, die Erweiterung des Bündnisses
            schränkte ein, was die USA für Jelzin politisch zu tun bereit waren, selbst in den verzweifelten Stunden der
            Finanzkrise 1998.[7]
         

         Ein weiteres Problem überschnitt sich sowohl mit der Zukunft Jelzins wie der der NATO: die aggressiven Schritte des serbischen Präsidenten Slobodan Milošević. Kämpfe zwischen
            serbisch kontrollierten Kämpfern und Kosovo-Albanern hatten nach Schätzungen der NATO 1500 Menschenleben gefordert und die Flucht Hunderttausender ausgelöst. Clinton widmete
            einen überraschend großen Teil seiner persönlichen Zeit 1998 und 1999 der Suche nach
            Wegen, die serbischen Sicherheitskräfte zu stoppen, und ließ sich von vielen Personen
            beraten. Der rumänische Präsident Emil Constantinescu schlug eine Lösung vor, die
            seiner Meinung nach schon lange auf dem Balkan hätte umgesetzt werden sollen: «Wir
            hätten allen 14-jährigen einen Computer geben sollen, der sie mit der Welt verbindet,
            dann hätten sie kein Gewehr in die Hand nehmen wollen, das sie von der Welt trennt.»
            Da es im Kosovo dafür zu spät war, schienen drastischere Maßnahmen erforderlich. Clinton
            verabscheute es, dass Milošević «eine systematische Kampagne der Gewalt und Repression
            betrieb», wie er Kohl am 7. August 1998 sagte. Der Serbe glaubte anscheinend, «die
            NATO werde nur mit einem Beschluss des Sicherheitsrats handeln», und da «Russland ihn
            blockieren wird», fühle er sich sicher.[8]
         

         Milošević sah zurecht, dass eine Resolution eine Herausforderung für Jelzin darstellte.
            Wenn der russische Präsident seinen UN-Botschafter anwies, die Hardliner in Moskau
            durch ein Veto im Sicherheitsrat zu besänftigen, würde er die westlichen Länder entfremden,
            deren finanzielle Hilfe er unbedingt brauchte. Wenn er sich aber der Stimme enthielt
            und die Intervention akzeptierte, würde die scheinbare Kapitulation vor der NATO Jelzin zuhause schwächen, wo Nationalisten ihm vorwerfen könnten, slawische Brüder
            zu verkaufen. Clinton kam zu dem Schluss, es sei besser, Jelzin eine Stellungnahme
            zu ersparen. Er äußerte gegenüber Kohl: «Wenn wir zur UN gehen, bringen wir Jelzin
            in die schlimmstmögliche Lage.» Außerdem «müssen wir klar machen, dass die NATO wenn nötig ohne Sicherheitsratsbeschluss handeln kann und wird.» Ein zentrales Element
            der politischen Landschaft im frühen 21. Jahrhundert nahm Gestalt an: die wachsende
            amerikanische Bereitschaft, ohne Genehmigung der UN im Ausland zu intervenieren, entweder
            im Rahmen der NATO oder allein.[9]
         

         Inmitten all dieser Debatten erreichte Russland den Tiefpunkt. Am 17. August erklärten
            die Regierung und die russische Staatsbank ein Ende der «strengen täglichen Beschränkung
            der Schwankungen des Rubelwechselkurses in Form der Kauf- und Verkaufskurse des US-Dollar.»
            Der Wert des Rubel stürzte ab, und die Folgen waren weitreichend. Die Hälfte der russischen
            Banken war bankrott. Russen mit mittlerem Einkommen verloren etwa zwei Drittel ihrer
            Ersparnisse, und die Inflation schoss in die Höhe. Bei einem Moskaubesuch um diese
            Zeit war Vizeaußenminister Strobe Talbott schockiert von dem, was er sah. Die Devisenmärkte
            hatten nach dem Crash des Rubel einfach geschlossen «und öffneten nicht wieder.» Aktien
            gingen in den Keller, und «man berichtet aus verschiedenen Städten von Schlangen für
            Waren des täglichen Bedarfs und vor Banken.» Gerüchte gingen um, Jelzin sei zurückgetreten
            oder tot, und Talbott befürchtete, es könne einen «Staatsstreich» geben.[10]
         

         Der NSC berichtete, die «schwelende Bankenkrise im Inland, die sich jeden Tag verschlimmert,
            während die Oligarchen eine staatliche Rettung fordern», nehme Jelzin sichtbar mit,
            aber Clintons Strategie für den Moskau-Besuch im September blieb unverändert. Neben
            dem harten Kurs bei den baltischen Ländern riet Berger dem Präsidenten auch, Jelzin
            die Notwendigkeit aktueller US-Bombardements in Afghanistan und dem Sudan nahezubringen,
            die er öffentlich kritisierte. Es waren für Berger notwendige Angriffe auf einen Terroristen
            namens Osama bin Laden – eine Figur, die das frühe 21. Jahrhundert mitprägte. Es gebe
            «schlüssige Beweise», dass er die Bombenanschläge vom 7. August 1998 in Kenia und
            Tansania geplant habe, bei denen es 224 Todesopfer gab und über 4500 Verletzte gab.
            Weil es «um amerikanische Leben ging» und er «keine andere Wahl hatte», solle Clinton
            darauf bestehen, dass Jelzin «öffentlich erklärt, er verstehe jetzt den Grund unserer
            Handlungen.»[11]
         

         Kurz vor dem Abflug nach Moskau versuchte Clinton einen Sommerurlaub zu machen, aber
            Jelzin rief ihn am 25. August in Martha’s Vineyard mit einer neuen Frage an. Das russische
            Parlament dränge ihn zum Rücktritt; er wiedersetze sich und habe beschlossen, stattdessen
            Ministerpräsident Kirijenko zu entlassen, aber deshalb brauche er einen neuen. Jelzin
            wollte Clintons Rat, weil er seinen alten Ministerpräsidenten Tschernomyrdin zurückholen
            wollte, der Vizepräsident Al Gore von der gemeinsamen Arbeit in der gemeinsamen amerikanisch-russischen
            Regierungskommission kannte. Laut Berger gab es Gerüchte, nach denen «Jelzin ein Rücktrittsschreiben
            unterzeichnet hat, aber es nicht datieren will, bis Tschernomyrdin als Ministerpräsident
            bestätigt ist.»[12]
         

         Jelzin erzählte Clinton, er hoffe, Tschernomyrdin und Gore würden ihre «gemeinsame
            Arbeit in konstruktiver Weise» wiederaufnehmen. Der Subtext war anscheinend, dass
            Jelzin tatsächlich zum Rücktritt bereit war; da der US-Vizepräsident seine eigene
            Kandidatur für das Weiße Haus vorbereitete, wollte der russische Präsident anscheinend
            mit Clinton daran arbeiten, die Zusammenarbeit zwischen ihren bevorzugten Nachfolgern
            aufzubauen. Clinton ließ sich nicht auf Einzelheiten ein und sagte nur: «Ich weiß,
            der Druck muss gewaltig sein, weil soviel für Russland auf dem Spiel steht.»[13]
         

         Diese neueste Krise brachte Clinton aber dazu, am 30. August erneut mit Kohl darüber
            zu sprechen, was er von seinem Moskaubesuch realistischerweise erhoffen könne. Nach
            den Worten des Präsidenten «ist das echte Problem, dass die Russen ihr Geld aus dem
            Land bringen. Alles Geld, das der IWF nach Russland gepumpt hat, ist weg.» Clinton hatte das Gefühl, sie müssten irgendwie
            «das Geld hinein- statt herausfließen lassen.» Kohl wiederum riet, Jelzin klarzumachen,
            dass die Lage im Kosovo unerträglich sei. Wegen Miloševićs Aggression versteckten
            sich Hunderttausende «in den Wäldern», und Kohl war «nicht bereit, dass Deutschland
            noch 150.000 Flüchtlinge aufnimmt», wie es während der früheren Jugoslawienkrise geschehen
            war, denn diesmal war es ein Wahljahr. «Wenn man uns im Wahlkampf attackiert, weil
            wir über 300.000 aus Bosnien-Herzegowina aufgenommen haben», werde das die Chancen
            seiner Wiederwahl nicht steigern, sagte er Clinton. Der Kanzler stand zu seinem Wort,
            diese Flüchtlinge aufzunehmen, betonte aber: «Wir können das nicht alle paar Jahre
            tun.»[14]
         

         Schließlich flog Clinton zum Gipfeltreffen mit Jelzin am 1.–2. September, wenn auch
            mit großer Sorge. Talbott erinnerte sich, dass er auf dem Flug nach Russland den Präsidenten
            zum ersten Mal den Satz sagen hörte: «Wenn wir Russland verlieren.» Im Gespräch versuchte
            Clinton seine strengen Botschaften über die Zukunft der NATO und Bin Laden zu äußern, aber Jelzin interessierte sich mehr dafür, mit ihm über
            das Ausmanövrieren seines Parlaments zu sprechen, das gegen Tschernomyrdins Rückkehr
            war. Der russische Präsident schien bereit zu sein, das Parlament aufzulösen und Neuwahlen
            zu erzwingen, obwohl das eine neue politische Krise erzeugen würde. Clinton reiste
            ohne ein klares Bild ab, wie Jelzin etwas davon erreichen wolle. Am 9. September teilte
            er Helmut Kohl mit, er habe «nicht herausgefunden», wer der nächste russische Ministerpräsident –
            oder Präsident – sein werde.
         

         Die Duma schränkte Jelzins Spielraum bald ein und lehnte am 7. September die Wiederernennung
            Tschernomyrdins zum Ministerpräsidenten ab. Mehrere Tage lang war die künftige Führung
            Russlands unklar; das Weiße Haus erfuhr, dass einige von Jelzins Beratern ihn drängten,
            seinen Kandidaten zu stützen und die Duma aufzulösen. Am 9. September teilte Jelzin
            Clinton aber mit, sein Nachfolgeplan «lasse sich nicht verwirklichen.»[15] Er gab dem Druck des Parlaments nach und ernannte stattdessen Außenminister Jewgeni
            Primakow, der starken Rückhalt in der Duma besaß. Jelzin verlor jedoch das Zutrauen
            zu Primakow, denn rasch wurde klar, dass der neue Ministerpräsident nun den Präsidentenposten
            anstrebte.
         

         Die Lage wurde noch komplexer, als am 27. September 1998 in einer weiteren Hauptstadt
            die Regierung wechselte. Helmut Kohl verlor gegen seinen sozialdemokratischen Herausforderer
            Gerhard Schröder und verließ nach 16 Jahren das Kanzleramt. Er vermutete, seine Niederlage
            sei von einer zu starken Konzentration auf die Einigung Europas und die Schaffung
            der gemeinsamen Währung verursacht worden. Zu Clinton sagte er aber. «Das Leben geht
            weiter, wie es das immer tut. Ich habe acht Schlachten dieser Art erlebt und eine
            verloren. Ich werde einfach damit leben müssen.» Clinton versicherte Kohl: «Niemand
            in den letzten 50 Jahren war für die Zukunft Europas wichtiger als Sie. Darauf sollten
            Sie sehr stolz sein.» Der Präsident versicherte ihn seiner Freundschaft und schloss
            mit der Versicherung: «Sie sind hier immer willkommen.»[16]
         

         Clintons erster längerer Kontakt zu Schröder nach der Wahl zeigte am 9. Oktober, dass
            es einen grundlegenden Wandel gab. Während Kohl der EU-Erweiterung Priorität eingeräumt
            hatte, ließ eine von Schröders ersten Äußerungen erkennen, dass er dies vielleicht
            anders sah. Er sagte zu Clinton: «Wir hoffen, den Schwung beizubehalten, aber die
            Erwartungen scheinen ziemlich übertrieben zu sein.» Es müsse klar sein, dass «manche
            Kandidaten länger für den Beitritt brauchen werden als andere.» Schröder hatte auch
            seine Zweifel in Bezug auf Primakow und fragte, wie lange er nach Ansicht der USA im Amt sein werde. Thomas Pickering, ehemals US-Botschafter in Moskau, der am Gespräch
            teilnahm, nahm an, es werde «Stabilität für die nächsten 6–8 Monate» geben. Primakow
            habe «sehr begrenzte ökonomische Kenntnisse» und sei nicht der richtige Mann für die
            gegenwärtige Krise. Er gestand aber zu, die USA hätten erwartet, «es würde inzwischen 20–40 Millionen Arbeitslose in Russland geben»,
            es seien aber weniger als eine Million. Die niedrige Zahl zeige, dass Russland «eine
            widerstandsfähige Gesellschaft» sei. «Sie überraschen uns immer wieder.»
         

         Schröder blieb tief besorgt und sagte, selbst wenn Primakow Verständnis für wirtschaftliche
            Fragen habe, würde ihm und seinen Beratern das nichts nützen. Die Russen hatten seiner
            Meinung nach ein viel größeres Problem: «Sie haben keinen Staat.» Das sei «das wahre
            Problem» und deswegen sei «jeder wirtschaftliche Fortschritt gescheitert.» Unter seiner
            Führung werde Deutschland künftig nur noch «projektbezogene Hilfe» anbieten, denn
            das sei «der einzige Weg, um sicherzustellen, dass Hilfsgelder nicht aufgefressen
            werden oder auf Nummernkonten auf Zypern, in der Schweiz und anderswo landen.» Er
            glaubte, es gebe nur eine wirklich wichtige Frage in Hinsicht auf Moskau, auf die
            es aber keine Antwort gab: «Wer wird unser Partner in Russland sein?»[17]
         

         Eine andere Frage, auf die es keine gute Antwort gab, war, was man wegen der anhaltenden
            Gewalt im Kosovo tun solle. Clinton drängte Jelzin schriftlich zu einer Reaktion und
            schrieb, Miloševićs Truppen setzten das «sinnlose Abschlachten» fort, und dem Westen
            gingen die «diplomatischen Optionen» aus.[18] Als er den Russen aber am 5. Oktober anrief, war es ein Desaster. Laut Talbott brach
            Jelzin einmal «in einen wütenden zwölfminütigen Monolog aus und wartete weder auf
            die Übersetzung noch auf Clintons Antwort.» Er verurteilte Washingtons «aggressives
            Gerede» über «unvermeidliche Gewaltanwendung der NATO in Jugoslawien.»[19] Als Clinton nicht nachgab, legte Jelzin auf. Die lärmende Jovialität früherer Jahre,
            ob echt oder strategisch, war vorbei. Der US-Präsident hatte vorher gewusst, wie Jelzin
            reagieren könne, aber die Gefühle des Russen waren ihm weniger wichtig als die Handlungsfreiheit
            der NATO. Es war ein weiteres Vorzeichen für die Geschehnisse des 21. Jahrhunderts.
         

         Die Außenminister der führenden NATO-Staaten kamen am 8. Oktober 1998 zu einer Krisensitzung auf dem Londoner Flughafen
            Heathrow zusammen. Die Allianz erließ bald ihre «Aktivierungsbefehle» (ACTORD), was bedeutete, dass Angriffe in 96 Stunden beginnen konnten. In letzter Minute
            erreichten diplomatische Initiativen einen Durchbruch und erlaubten es der OSZE, weiterzumachen. Die Luftschläge wurden aufgeschoben. Clinton war von dem Ergebnis
            erleichtert. Obwohl er auf eine starke Reaktion gedrängt hatte, bedeutete die Verschiebung,
            dass er die militärische Aktion nicht sofort im Kongress verteidigen musste. Zum britischen
            Premier Tony Blair sagte er: «Für mich ist das ein schrecklicher Zeitpunkt, um mit
            dem Kongress zu tun zu haben.»[20]
         

         
            Amtsenthebungsverfahren
            

         

         Es war ein schrecklicher Zeitpunkt, weil seine Beziehung zu Monica Lewinsky wieder
            Schlagzeilen machte. Nachdem Lewinsky am 29. Juli 1998 ihr Kleid übergeben hatte und
            ein von Sonderermittler Kenneth Starr angeordneter Labortest Samenspuren darauf gefunden
            hatte, hatten Starrs Anwälte hitzige Verhandlungen begonnen, um eine Blutprobe des
            Präsidenten für einen DNA-Vergleich zu bekommen. Clintons Anwälte sagten, sie würden nur zustimmen, wenn Starr
            Proben von dem Samen auf dem Kleid für «‹einen späteren Vergleichstest›» zur Verfügung
            stellen würde. Starr stimmte schließlich zu, und sie einigten sich. Der Arzt des Weißen
            Hauses nahm die angeforderte Blutprobe, und das Labor machte eine Serie von DNA-Tests. Am Morgen des 17. August 1998 bestätigte das Labor, die Wahrscheinlichkeit,
            dass der Fleck auf dem blauen Kleid von Clinton stamme, liege bei 7,87 Billionen zu
            1.[21]
         

         Ein Vergleichstest schien wenig sinnvoll. Der Präsident beschloss, am selben Tag eine
            Fernsehansprache zu halten. Er gab die Affäre zu und drückte sein Bedauern aus, so
            viele Menschen getäuscht zu haben, «sogar meine Ehefrau.» Er verteidigte sich aber
            damit, dass «sogar Präsidenten ein Privatleben haben.» Es sei an der Zeit, «mit dem
            Streben nach persönlicher Zerstörung aufzuhören», denn es gebe «wichtige Arbeit» und
            «echte Sicherheitsprobleme». Er forderte die Amerikaner dazu auf, «sich vom Spektakel
            abzuwenden» und «das Gewebe unseres nationalen Diskurses zu reparieren.»[22] Starr blieb unbeeindruckt und hielt die eidliche Falschaussage des Präsidenten gegenüber
            den Anwälten von Paula Jones – in ihrem getrennten, gleichzeitigen Belästigungsprozess
            hatte Clinton eine Beziehung mit Lewinsky geleugnet – für wichtiger. Um diese Unaufrichtigkeit
            zu dokumentieren, beschloss er Lewinskys Beweise und Aussage in einem sexuell expliziten
            Bericht über ihr Verhältnis mit dem Präsidenten zu verbreiten. Starr übergab dem Kongress
            seinen Bericht am 9. September, nicht lange vor den Zwischenwahlen. Der Kongress wiederum
            legte den Bericht der erstaunten Öffentlichkeit vor.
         

         Unter den Reaktionen war auch die des Romanautors Philip Roth, der die verblüffenden
            Ereignisse in seinem Roman Der menschliche Makel erwähnte. In den Worten seiner Romanfiguren war es «der Sommer, in dem der Brechreiz
            zurückkehrte, in dem die Witze, die Spekulationen, die Theorien, die Übertreibungen
            kein Ende nahmen», alles wegen «Bill Clintons Unverfrorenheit». Der Protagonist träumte
            von «einem gewaltigen Spruchband, das … von einem Ende des Weißen Hauses zum anderen
            gespannt war und auf dem stand: HIER LEBT EIN MENSCHLICHES WESEN.»[23] Roths Worte waren sowohl eine Verurteilung von Clintons Vergehen, als auch eine
            Klage über die Verrohung des öffentlichen politischen Diskurses, was ebenfalls auf
            das 21. Jahrhundert vorauswies.
         

         Nach diesen Enthüllungen beschloss das Repräsentantenhaus am 8. Oktober, ein Amtsenthebungsverfahren
            in Gang zu setzen, erst das zweite in der Geschichte der USA, in dem der Präsident der Falschaussage und Behinderung der Justiz angeklagt wurde.
            Nicht alle waren davon überzeugt, wie die Ergebnisse der Zwischenwahlen vom 3. November
            zeigten. Die Wähler unterstützten die Partei des Präsidenten trotz seines Fehlverhaltens.
            Die Republikaner verloren vier Sitze im Repräsentantenhaus und gewannen keine im Senat.
            Die öffentliche Unterstützung hielt die Republikaner im Repräsentantenhaus aber nicht
            davon ab, das Amtsenthebungsverfahren fortzusetzen. Um Jones’ Anwaltsteam davon abzuhalten,
            während des Prozesses weitere Details aus seinem Privatleben zu veröffentlichen, einigte
            Clinton sich am 13. November auf die Einstellung des Verfahrens gegen Zahlung von
            850.000 Dollar.
         

         Am 16. Dezember sollte im Repräsentantenhaus eine offene Debatte über die Amtsenthebung
            stattfinden. Am selben Tag befahl Clinton Luftschläge gegen den Irak, damit dieser
            die UN-Waffeninspektionen akzeptierte. In einer Fernsehansprache betonte er, der Zeitpunkt
            des Angriffs habe nichts mit der Amtsenthebung zu tun, denn er habe ihn nicht einmal
            «wenige Tage» aufschieben können. Seine Gegner protestierten heftig. Der republikanische
            Abgeordnete Gerald Solomon aus New York bemerkte: «‹Es ist offensichtlich, dass er
            dies aus politischen Gründen tut, und ich und andere sind empört.›»[24] Drei Tage später stimmte das Repräsentantenhaus für die Amtsenthebung. Mit dem Beginn
            des Jahres 1999 hielt der Senat das Schicksal des Präsidenten in seinen Händen, erst
            zum zweiten Mal in der Geschichte der USA.
         

         Plötzlich musste sich jeder auf ein fast beispielloses Risiko einstellen. Obwohl die
            NATO-Erweiterung populär und fortgeschritten war, schien es doch am sichersten, neue Mitglieder
            so schnell wie möglich an Bord zu holen, bevor die politische Landschaft sich unvorhersehbar
            veränderte. In diesem sich rasch wandelnden politischen Kontext gewann aber ein Aspekt
            der Erweiterung neue Bedeutung: Die Tschechische Republik, Ungarn und Polen konnten
            sich nicht vom ersten Tag an vollständig in NATO-Strukturen und -Kommando integrieren. Sie hatten einen langen Weg zurückgelegt und
            große demokratische und wirtschaftliche Veränderungen erlebt – speziell tschechische
            Einheiten für chemische Kriegführung, ungarische Pioniere und polnische Spezialkräfte
            hatten einen hohen Standard erreicht –, aber es gab berechtigte Fragen nach ihrer
            allgemeinen militärischen Bereitschaft.
         

         Formal war das kein Problem für den Beitritt. Der Gründungsvertrag der NATO stellte nur allgemeine Anforderungen an die Beitrittskandidaten, dass sie nämlich
            europäische Staaten sein sollten, die von den Verbündeten einstimmig akzeptiert würden
            und fähig sein sollten, «zur Sicherheit des nordatlantischen Gebiets beizutragen.»
            War ein Land von den Verbündeten eingeladen, so trat es offiziell «durch Hinterlegung
            seiner Beitrittsurkunde bei der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika» bei,
            ohne seine militärische Bereitschaft nachweisen zu müssen.[25] Politisch gesehen, konnte diese mangelnde Bereitschaft aber zur Waffe in den Händen
            von Clintons Gegnern werden.
         

         Im Lauf des Jahres 1998 sah Polen sich vor die Notwendigkeit gestellt, Verteidigungsminister
            Bill Cohen zu versichern, es werde seine NATO-Verpflichtungen erfüllen können. Außenministerin Albright, die sich auch Sorgen über
            die Tschechen und Ungarn machte, riet allen drei Staaten, «keine Debatte über die
            Bereitschaft der eingeladenen Kandidaten zum Beitritt» loszutreten. Da Washington
            hart dafür gearbeitet hatte, um sicherzustellen, sie würden keinen Status zweiter
            Klasse haben, war es wichtig, dass ihre Fähigkeiten nicht als zweitklassig galten.
            Die drei Länder versicherten ihr, man werde «die Arbeit beschleunigen», um diese Fähigkeiten
            zu verbessern.[26]
         

         Das Momentum war aber auf Seiten der Beitrittskandidaten. Ihre zukünftigen Verbündeten
            hatten Verständnis für die Herausforderung, vor der sie standen – und die Allianz
            würde ihr 50-jähriges Bestehen kaum damit feiern, sie abzuweisen, besonders wenn Clinton
            einen Sieg brauchte. Am 29. Januar 1999 lud NATO-Generalsekretär Javier Solana die drei Länder offiziell ein, der Allianz über einen
            Monat vor dem Washingtoner Gipfeltreffen im April bei einer Zeremonie am 12. März
            in der Truman Library in Missouri beizutreten, bei der Albright den Vorsitz führte.
            Das Ziel war zum einen, die Angelegenheit so schnell wie möglich abzuschließen, und
            es den Eingeladenen zum anderen zu erlauben, am folgenden Gipfeltreffen als Vollmitglieder
            teilzunehmen. Das bedeutete, dass sie an Entscheidungen über ein neues «Strategisches
            Konzept» des Bündnisses – und über neue Mitglieder – voll beteiligt sein würden.
         

         Während Washington versuchte, die Erweiterung in dieser Zeit zu lenken, erlebte Russland
            weiterhin eigene Turbulenzen. Am 10. Februar 1999 berichtete der US-Botschafter in
            Moskau, der mit Jelzin verbündete Boris Beresowski habe Washington gewarnt, ein ausgewachsener
            «‹Krieg›» um die russische Präsidentschaft sei zwischen Jelzin und Primakow im Gange.[27] Beresowski besaß einen symbolischen Regierungsposten, seine wahre Bedeutung lag
            aber darin, dass er immens reich war und zur informellen Gruppe von Beratern Jelzins
            zählten, die als «Familie» bekannt war. Auch echte Angehörige wie Jelzins Tochter
            Tatjana und ihr künftiger dritter Ehemann Walentin Jumaschew gehörten zu ihr.
         

         Sie alle fühlten sich unter Druck, weil der russische Generalstaatsanwalt Juri Skuratow
            zu einem gefährlichen Zeitpunkt Korruption im Umkreis des Präsidenten untersuchte.
            Unter anderem ließ eine Firma aus der Schweiz, die mit prunkvollen Renovierungen im
            Kreml beauftragt war, der Familie angeblich Schmiergelder zukommen. Am 22. Januar
            1990 durchsuchten Schweizer Ermittler das Büro der Firma in Lugano, was die Gefahr
            der Offenlegung riskanter Akten bedeutete. Nach Kotkins Worten brauchte die Familie
            dringend jemanden, der «die Interessen der Familie und vielleicht auch die Russlands
            schützen würde.»[28] Skuratow durfte nicht weiter ermitteln, und Primakow durfte Jelzin nicht in einem
            kritischen Augenblick von der Macht verdrängen, denn das hätte Mitglieder der Familie
            der Gefahr der Verhaftung ausgesetzt. Als Versuche hinter den Kulissen, den Staatsanwalt
            zu stoppen, erfolglos blieben, wurde ein Videoband, auf dem angeblich Skuratow im
            Bett mit zwei nackten Frauen – von denen keine seine Ehefrau war – zu sehen war, landesweit
            vom Regierungssender ausgestrahlt, wobei Putin in der Sendung die Authentizität bestätigte.
         

         Primakow war schwerer zu schwächen, doch die Familie war dazu entschlossen. Jelzin
            hatte laut Beresowski «eine eklige Auseinandersetzung» mit seinem Ministerpräsidenten,
            und die Gefechtslinien waren klar. Natürlich war Beresowski kaum ein neutraler, verlässlicher
            Beobachter, aber die Bilanz seiner Botschaft an Washington, dass Primakow «bis zum
            Mai seinen Job verlieren würde», klang dennoch glaubhaft. Beresowski informierte die
            Botschaft, Jelzin werde sein Bestes tun, um einen «‹weichen›» Übergang zu einem neuen
            Ministerpräsidenten zu bewerkstelligen. Der Oligarch riet Washington, im kommenden
            Kampf Jelzin zu unterstützen, denn Primakow sei weiterhin «‹rot wie eine Tomate›».[29]
         

         Mit bemerkenswertem Gefühl für Timing kam Putin offenbar zu dem Schluss, dies sei
            ein guter Moment, seine Treue zu demonstrieren. Er kannte Beresowski seit ihrer Begegnung
            in Leningrad 1991. Der FSB-Chef beschloss nun, demonstrativ bei der Geburtstagsfeier von Beresowskis Frau zu
            erscheinen. Bei der Ankunft sagte er angeblich zum Gastgeber: «‹Was Primakow über
            mich denkt, ist mir völlig egal.›»[30]
         

         Beresowski erzählte der US-Botschaft nichts von einer weiteren Last, die Jelzin zu
            tragen hatte, diesmal in Hinsicht auf die NATO. Die Allianz war erneut die Quelle einer Auseinandersetzung zwischen dem russischen
            Präsidenten und seinem ukrainischen Kollegen Kutschma. Die beiden slawischen Präsidenten
            feilschten um die Modernisierung von Ausrüstung für Marineflieger der russischen Schwarzmeerflotte
            im ukrainischen Hafen Sewastopol. Als Teil ihrer Verhandlungen verlangte Jelzin die
            Unterzeichnung eines «Dokuments» durch Kiyv, das eine «Begrenzung der Beziehungen
            zur NATO» festlegte. Die «Orientierung der Ukraine zuallererst an euro-atlantischen Strukturen»
            erzeuge «wachsende Unruhe in Russland», und Jelzin wollte offenbar den Alptraum verhindern,
            dass die atlantische Allianz US-Kriegsschiffe im Heimathafen der Schwarzmeerflotte
            stationierte.[31] Kutschma legte sich nicht fest. Er gab auch nicht dem russischen Druck nach, die
            Einladung der Ukraine zum Gipfeltreffen anlässlich des NATO-Jubiläums im April 1999 abzulehnen. Konflikte zwischen Moskau und Kiyv um die Beziehungen
            zur NATO und zum Westen würden offensichtlich ebenfalls ein Markstein der Politik im 21. Jahrhundert
            sein und Konsequenzen haben, die weit über die Grenzen beider Länder hinausreichten.
         

         Um einzuschätzen, was bei Jelzins Krisen zu tun sei, besuchte Schröder Clinton am
            11. Februar, kurz bevor der Senat über die Amtsenthebung des Präsidenten abstimmte.
            Clinton, der soviel wie möglich regeln wollte, solange er konnte, dankte dem Kanzler
            für den kurzfristigen Besuch. Die beiden stimmten überein, dass Russland «in großen
            Schwierigkeiten» sei, denn «das Gesundheitssystem ist zusammengebrochen, und die Lebenserwartung
            sinkt.» Schröders Berater Michael Steiner räumte ein, nicht alle Probleme Moskaus
            seien hausgemacht. Deutschland habe Fehler gemacht; «wir sind hineingestürmt» und
            «haben schnelles Geld gemacht», aber die Profite mitgenommen. Dadurch habe der Westen
            an Glaubwürdigkeit verloren. Clinton stimmte zu und sagte: «Ich weiß nicht, ob alles
            richtig war, was ich in den letzten sechs Jahren getan habe.» Seiner Meinung nach
            lagen Russlands Probleme letztlich in der Art, «wie es seine Wirtschaft privatisiert
            hat, ohne Investoren gesetzlich zu schützen.» Es war «als hätten sie Fleisch ausgegossen,
            ohne ein Skelett, um es aufrecht zu halten.» Der Kanzler stimmte zu, dass Russland
            direkt von «zu viel staatlicher Kontrolle» zu «gar keinem Staat» übergegangen sei.
            Schröders Fazit war klar: «Wer auf Jelzin setzt, ist ein Dummkopf.»
         

         Er modifizierte seine frühere negative Meinung über Primakow und kam zu dem Schluss,
            der Ministerpräsident sei «mehr als eine Übergangsfigur, er ist mittelfristig ein
            Stück Stabilität.» Natürlich glaube Primakow, sobald er «den Wagen an die Wand fährt …,
            würden wir bezahlen – wegen der Stabilität.» Berlin und Washington könnten es aber
            viel schlimmer mit einem anderen russischen Präsidenten haben als mit ihm. Clinton
            stimmte zu: «Ich mag ihn; er ist stark, ehrlich, nüchtern, geht jeden Tag zur Arbeit.
            Er ist ziemlich gut.» Berger warf ein, Primakow habe angesichts Jelzins heftigen Widerstands
            wenig Chancen, Präsident zu werden. Für den Nationalen Sicherheitsberater «macht Primakow
            sich was vor» und schlimmer noch, «er macht uns was vor.» Alle stimmten aber überein,
            das Hauptproblem Russlands sei das «organisierte Verbrechen». Laut Clinton handelten
            Schwarzhändler mit chemischen und biologischen Waffen und benutzten «kolumbianische
            Kartelle» als «ihre Investmentbanker.» Der Präsident betonte aber, trotz Jelzins Qualen
            sei es entscheidend, dass die Handlungsfreiheit der NATO nicht beschränkt werde. Die Allianz müsse ihre «Tür für andere offenhalten.» Schröder
            zögerte und schlug vor, man solle vage darin bleiben, «welche Länder als nächste dran
            sind.»[32]
         

         Ob es Clinton sein würde, der auch nur die ersten Neumitglieder als Verbündete begrüßen
            würde, war an diesem Tag noch unklar, aber nicht lange. Einen Tag später wurde im
            Senat über die Amtsenthebung abgestimmt. Die Senatoren stimmten über zwei Punkte ab:
            eidliche Falschaussage und Behinderung der Justiz. Beide wurden abgewiesen, mit 55
            zu 45 bzw. 50 zu 50 Stimmen, weit unter der notwendigen Zweidrittelmehrheit. Clinton
            überlebte, aber das gleiche galt für die Erbitterung, die diese Saison des Ekels erzeugt
            hatte.
         

         
            Neue Mitglieder, neue Aufgaben
            

         

         Die Freude der neuen NATO-Mitglieder bei der Zeremonie im März in der Truman Library war eine willkommene Unterbrechung
            der Erbitterung. Die tschechischen, ungarischen und polnischen Außenminister kamen
            nach Washington und flogen gemeinsam mit Albright in ihrer Maschine nach Missouri.
            Unterwegs nannte der polnische Außenminister Bronisław Geremek, ein Historiker und
            enger Freund Albrights, die Reise «die Erfüllung eines Traums» und «das wichtigste
            Ereignis für Polen seit dem Beginn der Christianisierung.» Albright sagte zu ihrem
            Berater Ron Asmus: «Besser kann es nicht werden. Wir machen Geschichte.»[33]
         

         Während der Zeremonie unterzeichneten die Minister die Beitrittsdokumente am selben
            Tisch, an dem Truman den Marshall-Plan unterzeichnet hatte. Diese symbolische Geste
            zeigte, dass die Ziele der USA für die Rolle der NATO über das Militärische hinausgingen. In Budapest, Prag und Warschau fanden gleichzeitig
            Feuerwerke statt. Danach hielt Albright die unterschriebenen Protokolle nach den Worten
            einer New York Times-Reporterin «wie Siegestrophäen hoch.» In einer bewegenden Rede lobte sie die neuen
            Mitglieder dafür, «ihr Leben für die Freiheit riskiert» zu haben, versprach ihnen:
            «Nie wieder wird Ihr Schicksal herumgeschoben werden wie Spielmarken» und bestätigte,
            sie seien «wirklich zuhause.» Zusammen «löschten sie die Linie durch Europa aus, die
            Stalins blutiger Stiefel zog, ohne eine neue zu ziehen.» Da die Erweiterung kein Ereignis,
            sondern ein «Prozess» war, sei ihre nächste Herausforderung, anderen Staaten beim
            Beitritt zu helfen.[34]
         

         Ein akuteres Problem war das Umgehen mit der mangelnden militärischen Vorbereitung
            der neuen Verbündeten. NATO-Mitarbeiter der unteren Ebene, die mit der praktischen Umsetzung der Erweiterung
            befasst waren, hatten damit zu kämpfen, dass die neuen Staaten noch nicht innerhalb
            der Allianz operieren konnten. Eine Untersuchung des Kongresses fand heraus, sie müssten
            nicht nur «ihre Ausrüstung modernisieren», sondern auch den grundlegenden Schritt
            tun, «Kommunikationstechnik zu kaufen, die mit NATO-Systemen kompatibel ist.» Dazu kam: «Obwohl die Armeen aller drei Neumitglieder fest
            in den Händen ziviler Verteidigungsminister sind, hat ein Mangel an zivilen Verteidigungsexperten
            in der Legislative zu einer sehr geringen parlamentarischen Kontrolle geführt.» Alle
            drei Staaten mussten sich noch «vom Warschauer Pakt-Modell der absoluten Abhängigkeit
            von einer zentralisierten höheren Autorität» lösen.[35]
         

         Das würden sie aber in Aktion lernen müssen, weil die NATO wieder eine Operation im Kosovo vorbereitete. Clinton ließ Jelzin Ende Februar 1999
            erneut wissen, dass die Gewalt militärisches Handeln erfordere. Zusammen mit ihren
            britischen und französischen Kollegen Robin Cook und Hubert Védrine organisierte Albright
            multilaterale Gespräche im französischen Rambouillet, um ein Waffenstillstandsabkommen
            auszuarbeiten, das Milošević im März übermittelt wurde. Es schien aber unwahrscheinlich,
            dass der serbische Präsident zustimmen würde, daher empfing Clinton Solana am 15. März
            im Weißen Haus, um sich auf diesen Fall vorzubereiten. Zusammen mit dem Verteidigungsminister
            und der Außenministerin und in Abstimmung mit europäischen Regierungschefs wie Blair
            und Chirac beschlossen sie unbefristete NATO-Luftschläge gegen Milošević. Cohen wollte jede Unterbrechung dieses Einsatzes verhindern,
            weil dies Russland und China die Chance geben würde, zum UN-Sicherheitsrat zu laufen,
            um ihn zu stoppen, und weil es eine Debatte innerhalb der Allianz eröffnen könne.
            Unter europäischen Regierungschefs herrschte starkes Unbehagen bei der Aussicht, das
            Kosovo könne zum Präzedenzfall werden, der es der NATO (oder vielleicht den USA allein) ermöglichte, in künftigen Fällen, die nicht unter Artikel 5 fielen, ohne
            einen Beschluss des Sicherheitsrats zu intervenieren, und Peking und Moskau konnten
            das womöglich ausnutzen.
         

         Generalsekretär Solana bemerkte auch, dass Primakow, der am 24. März nach Washington
            kommen sollte, «sicher nicht positiv auf Luftschläge reagieren würde.» Infolgedessen
            «müssen die USA auf eine Schadensbegrenzung vorbereitet sein.» Clinton räumte den Punkt ein, glaubte
            aber, wie er Blair später sagte, Primakow müsse «trotzdem herkommen, weil er das Geld
            braucht» und beim IWF bessere Bedingungen erreichen wolle. Wenig überraschend sträubte sich der IWF, weitere Mittel bereitzustellen. Clinton sagte zu Blair, beim letzten Mal sei «das
            ganze Geld in 48 Stunden verschwunden.»[36]
         

         Die erneute Drohung von NATO-Luftschlägen brachte Jelzin zu neuen Wutausbrüchen. Am 23. März schickte er Clinton
            ein Telegramm, in dem er gegen «die Bereitschaft der NATO zur Gewaltanwendung» protestierte. Er warnte: «Wenn das Kosovo im Feuer versinkt,
            könnte sich das auf die ganze Region ausbreiten.» Jelzin und seine Berater waren nicht
            nur darüber entsetzt, dass die NATO den beispiellosen Schritt tun wollte, am UN-Sicherheitsrat vorbei zu gehen, um ein
            Land zu bombardieren, sondern auch weil sie es aus Gründen tat, die weder mit Artikel 5
            noch mit der Aggression gegen einen anderen Staat zu tun hatten. Stattdessen machte
            die Allianz diesen dramatischen Schritt bloß wegen Ereignissen innerhalb der Grenzen
            eines Landes, was ihm unverständlich war. Da es zur selben Zeit wie die Umsetzung
            der Erweiterung stattfand, schien es unwiderlegbar zu beweisen, dass die Behauptung,
            die NATO-Erweiterung werde Frieden für Europa bringen, eine pure Täuschung sei. Ein amerikanischer
            Diplomat sagte: «Jelzins Kritiker warnten ihn: ‹Heute Belgrad, morgen Moskau!›»[37]
         

         Die Intervention des russischen Präsidenten blieb erfolglos. Es war offensichtlich,
            dass Moskau wenig Einflussmöglichkeiten hatte, weil das Land westliche Investitionen,
            Handel und Unterstützung brauchte, wie NATO-Sprecher Jamie Shea später sagte.[38] Nachdem Milošević das Waffenstillstandsabkommen abgelehnt hatte, waren die Würfel
            gefallen. Am 24. März 1999 begannen die Luftschläge. Primakow, der gerade zu einem
            USA-Besuch aufgebrochen war, ließ sein Flugzeug unterwegs umdrehen, ein Manöver, das
            als «Primakow-Schleife» bekannt wurde.
         

         Clinton versuchte Jelzins Zorn hinterher zu entschärfen, aber seine Erfolgsaussichten
            waren begrenzt – nicht nur wegen der Lage im Kosovo. Der russische Präsident war erst
            sechs Tage zuvor wieder aus dem Krankenhaus gekommen. Gleich darauf stand er nach
            Bergers Worten zuhause vor einer neuen «blutigen politischen Krise», neben der im
            Kosovo, denn die Kommunisten im Parlament «warfen seiner Familie und seinem Gefolge»
            glaubhaft Korruption vor. Der russische Präsident vermutete Primakow dahinter. Beim
            Versuch, den überforderten Jelzin zu überzeugen, sagte Clinton: «Milošević hat gemauert»
            und «schickt seine Truppen weiterhin ins Kosovo», wodurch die USA «keine Wahl» hätten. Obwohl er wusste, dass Jelzin gegen das war, was er anordnen
            wollte, war Clinton «entschlossen, zu tun, was ich kann, damit unsere Meinungsverschiedenheit
            hierüber nicht alles zerstört, was wir getan haben und in den nächsten Jahren tun
            können.» Jelzin antwortete bitter: «Ich fürchte, das wird uns nicht gelingen.» Er
            erinnerte Clinton eindringlich daran, «wie schwierig der Versuch für mich war, die
            Köpfe unseres Volkes, unserer Politiker nach Westen zu drehen, zu den Vereinigten
            Staaten.» Er habe dabei unter großen Mühen Erfolg gehabt, und es sei eine Tragödie,
            wegen der NATO-Intervention «jetzt all das zu verlieren.» Jelzin räumte ein: «Natürlich werden wir
            noch miteinander reden, Sie und ich. Aber es wird nicht mehr den Elan und die Freundschaft
            geben wie vorher. Das wird es nicht mehr geben.» Für die Zukunft sah er nur «einen
            sehr schwierigen Weg der Kontakte» voraus, «sofern sie überhaupt möglich sein werden.»[39] Bald sollte er Russlands Teilnahme am NATO-Russland-Rat aussetzen, die zwei Jahre zuvor mit solchem Pomp etabliert worden war.
         

         Jelzin griff sogar zu Drohungen. «Wir können viele Schritte gegen Ihre Entscheidung
            unternehmen», sagte er zu Clinton, «vielleicht unzulässige Schritte.» Er hatte gerade
            «eine Übereinkunft mit der Staats-Duma über START II erreicht.» Die Abgeordneten sollten «diesen Vertrag ratifizieren», er teile aber
            ihre Meinung, dies sei «unter den gegebenen Umständen» nicht mehr möglich. Jelzin
            implizierte, dass die USA ihre eigene atomare Sicherheit für das Kosovo opferten. Diese Drohungen unterstrichen
            das, was zu einem besonders tragischen Merkmal der Welt des 21. Jahrhunderts werden
            sollte: die Umkehrung der großen Fortschritte bei der Rüstungskontrolle, die in den
            1990er Jahren erreicht worden waren, und der Ausstieg aus den Verträgen früherer Jahrzehnte
            durch Washington und Moskau. Die New York Times berichtete am 9. April 1999, Russland habe wieder «NATO-Staaten als Ziel von Atomsprengköpfen» programmiert. Das US-Außenministerium dementierte
            den Bericht halbherzig und sagte «soweit wir wissen», habe es keinen solchen Befehl
            gegeben.[40]
         

         Es kam den Russen so vor, als machten die Ereignisse im Kosovo die negativen Folgen
            der Erweiterung nur allzu schmerzhaft deutlich: Sie ermöglichten es Amerika, im Namen
            der NATO willkürlich Slawen zu bombardieren. In Moskau machte ein Ausspruch die Runde: Was
            war der Unterschied zwischen Serbien und Russland? Russland hatte Atomwaffen und war
            darum sicher vor amerikanischen Angriffen. Andernfalls würden die Russen vielleicht
            dasselbe Schicksal erleiden wie die Serben – oder wie die Chinesen, deren Botschaft
            in Belgrad am 7. Mai irrtümlich von der US-Bombardierung getroffen wurde.
         

         Im selben Monat beschloss Jelzin, angesichts all der Risiken, vor denen er stand,
            könne er Primakow nicht länger tolerieren. Es gelang dem Präsidenten, wie Beresowski
            vorausgesagt hatte, seinen Ministerpräsidenten durch einen «weichen» Übergang loszuwerden.
            Jelzin ersetzte ihn zunächst durch den relativ farblosen Sergei Stepaschin, aber da
            dieser nicht gewichtig genug war, um Präsident zu werden, blieb die Nachfolgefrage
            offen.
         

         Unterdessen gingen die Luftschläge gegen Serbien von April bis Juni weiter, wobei
            Albright den Prozess aktiv steuerte. Das Magazin Time setzte sie mit der Unterschrift «Albright im Krieg» auf die Titelseite. Sie erinnerte
            sich später, es habe Verteidigungsminister Cohen «verrückt gemacht», dass der Oberkommandierende
            in Europa, Wesley Clark, während der Angriffe mehrmals direkt mit ihr telefonierte,
            was Cohen als «Bruch der Befehlskette» ansah. Doch Albright und Clark meinten, wenn
            Clark mit ausländischen Ministern sprechen könne, warum nicht mit seinen eigenen?
            Sie hatten das gemeinsame Ziel, Milošević so schnell wie möglich zum Rückzug seiner
            Truppen und «zur Annahme der Rambouillet-Vereinbarung» zu bringen, und waren der Überzeugung,
            für diesen Zweck seien alle Mittel gerechtfertigt. Clinton bedauerte, dass Clark «jeden
            Tag die Hälfte seiner Zeit damit verbringen musste, die Verbündeten zu bequatschen»,
            damit sie den Bombenzielen zustimmten, und forderte eine einfachere Prozedur. Besonders
            die Franzosen wollten die Liste der Ziele einschränken, und dies deutete auf spätere
            Zusammenstöße mit einer anderen Regierung über Beschränkungen für US-Aktionen in einem
            anderen Teil der Welt voraus: dem Irak. Den Zusammenhalt in der obersten Führung zu
            erhalten, war offensichtlich nicht einfach.[41]
         

         Auch die Republikaner und einige Demokraten im Repräsentantenhaus waren unzufrieden;
            am 28. April stimmten sie mit 249 zu 180 dafür, Mittel für US-Bodentruppen auf dem
            Balkan, die ohne Zustimmung des Kongresses agierten, zu sperren. Um sie nicht weiter
            zu provozieren, war es für Clinton notwendig, US-Soldaten zu schützen und Opfer zu
            vermeiden. Er erzählte Blair, «der Tiefpunkt [s]einer Präsidentschaft» sei es gewesen,
            zu sehen, wie die Leiche eines US-Soldaten 1993 «in Somalia durch die Straßen gezerrt
            wurde.» «Es war ein verdammter Alptraum», den er nicht wieder durchleben wollte. «Wir
            werden wie die Arschlöcher bei der Gartenparty aussehen, wenn wir nicht dafür sorgen,
            dass jeder versteht, die NATO bedeutet, unsere Leute am Leben zu halten.»[42]
         

         Erneut versuchte Clinton sich mit Jelzin zu versöhnen und schrieb ihm am 3. April.
            Der US-Präsident äußerte sich zufrieden, dass der IWF zumindest «eine ganze Abordnung nach Moskau schickt, um die Verhandlungen fortzusetzen.»
            Er schmeichelte auch Jelzin persönlich: «In unruhigen Zeiten wie diesen sind Ihr Mut,
            Ihr Verstand und Ihre Voraussicht eine persönliche Ermutigung für mich und für alle,
            die versuchen, eine neue, friedlichere Welt für das nächste Jahrhundert zu bauen.»
            Die Schmeichelei fiel auf taube Ohren. Jelzin antwortete in einem Telefongespräch,
            «die USA und die NATO haben einen großen Fehler gemacht» und «anti-amerikanische und anti-NATO-Gefühle wachsen in Russland wie eine Lawine.» Der NSC berichtete, dass 93 Prozent der Russen in Meinungsumfragen das Handeln der NATO ablehnten. Russische Vertreter zeigten ihre Verstimmtheit, indem sie die Einladungen
            zum 50-jährigen Bestehen der Allianz zurückschickten. Einer der frühen Reformer am
            Beginn von Jelzins Amtszeit, Jegor Gaidar, nun ein Privatmann, beklagte sich bei Talbott:
            «‹Wenn Sie nur wüssten, was für eine Katastrophe dieser Krieg für die von uns in Russland
            ist, die für unser Land das Gleiche wollen wie Sie.»[43]
         

         Diese Ereignisse überschatteten die Feier zum 50-jährigen Bestehen der NATO, obwohl es die größte Versammlung internationaler Regierungschefs in der Geschichte
            von Washington, D. C. war. Vom 23.–25. April 1999 kamen Vertreter von insgesamt 44 Mitgliedern
            und Gastländern – einschließlich der Ukraine – in die Hauptstadt. Sie wohnten einer
            Zeremonie in der Mellon Hall bei, demselben Ort, an dem die zwölf Gründungsmitglieder
            den ersten Nordatlantikvertrag am 4. April 1949 unterzeichnet hatten. Die Washington Post berichtete, in den Straßen um die Halle herum seien aus Sicherheitsgründen «fast
            alle Menschen aus der Innenstadt ausgesperrt worden.» Wenigstens «wissen wir jetzt,
            wie Washington aussehen wird, wenn die Welt endet», kommentierte die Post. Es wird «Orwell-haft, voller Straßensperren und patrouillierender Polizisten, Soldaten
            und gepanzerter Fahrzeuge sein.»[44]
         

         In der Halle waren «die Natonianer fast alle männlich, einschließlich aller Staatsoberhäupter»,
            denn «sie sind schließlich Krieger», die «wirklich im Krieg standen», während der
            Gipfel ablief. Leider laufe der Krieg «nicht so wahnsinnig gut.» Der Konflikt war
            das wichtigste Thema beim Gipfel. Clinton erklärte Blair, das Ziel sei es, «von Anfang
            bis Ende mit intaktem NATO-Bündnis zu kommen.» Da dies nach Meinung des Präsidenten «das erste war, was die
            NATO in 50 Jahren tun musste», stand nicht fest, ob es gelingen würde. Die Allianz war
            natürlich in Bosnien involviert gewesen, aber Clinton hielt es für etwas anderes,
            denn «wir hatten viel Hilfe am Boden von kroatischen und muslimischen Truppen; wir
            mussten nicht so viel tun wie hier.» Im Kosovo musste er eine ethnische Säuberung
            aufhalten, den Zusammenhalt der Allianz wahren und idealerweise die Verbindungen zu
            Russland so weit wie möglich erhalten. Das aber «sei vielleicht zu viel der Hoffnung.»
            Clintons öffentliche Äußerungen beim Gipfeltreffen konzentrierten sich natürlich ebenfalls
            auf das Kosovo. Während Miloševićs «Truppen Häuser plündern und anzünden und unschuldige
            Menschen ermorden», sorge die NATO für «Nahrungsmittel, Obdach und Hoffnung.»[45]
         

         Doch der Gipfel war auch ein Sieg für die robuste Strategie der «offenen Tür» der
            Clinton-Regierung. In Washington hießen die Verbündeten das Interesse von nicht weniger
            als neun weiteren Ländern an einer Zusammenarbeit förmlich willkommen, offensichtlich
            mit Blick auf einen künftigen Beitritt: Albanien, Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen,
            Rumänien, Slowakei, Slowenien und die früher jugoslawische Republik Mazedonien. Damit
            signalisierte der Gipfel, dass ein offener, schrittweiser Prozess der NATO-Erweiterung begann, ohne Begrenzung, wie weit die Allianz sich in der nächsten Runde
            ausdehnen oder was sie auf ihrem neuen Gebiet tun könne. Die kommende Erweiterung
            bekam bald den Spitznamen Big Bang. Albright nannte diese Strategie das «Muster für
            die NATO im 21. Jahrhundert.»[46] Bis 2020 würde die Allianz sich auf 30 Mitgliedsstaaten ausdehnen.
         

         Es gab jedoch ein Zugeständnis, sowohl an Moskau als auch an die Realität, dass künftige
            Beitrittskandidaten mehr Anleitung bei der Vorbereitung brauchen würden, um militärisch
            nicht so unvorbereitet zu sein wie die Neumitglieder vom März. Die Allianz enthüllte
            einen neuen Vorbereitungsschritt zur Mitgliedschaft, den sogenannten Membership Action
            Plan (MAP). Jedes künftige Mitglied musste einen eigenen MAP ausarbeiten, der als Programm von «Aktivitäten» definiert war, «um aufstrebenden
            Ländern bei ihren Vorbereitungen auf einen möglichen Beitritt zu helfen.»[47]
         

         Der MAP bestimmte auch das Tempo der Erweiterung und bot daher nützliche gesichtswahrende
            Aspekte im Umgang mit Russland. Das bedeutete, da der Gipfel vom April 1999 das sogenannte
            Talbott-Prinzip erfüllte und die baltischen Länder auf die Liste der Beitrittskandidaten
            setzte, würden die Schlagzeilen Moskau nicht unbedingt erzürnen. Die Nachricht, dass
            die Balten MAPs erhielten, war weniger beleidigend als die Nachricht, sie würden die Mitgliedschaft
            erhalten. Das Resultat war dasselbe, aber es klang besser.
         

         Bemerkenswerterweise wurde die Ukraine nicht unter den neuen Ländern genannt, die
            eine Mitgliedschaft anstrebten. Man hatte immer noch das Gefühl, das sei ein Schritt
            zu weit, nicht zuletzt wegen der Spannungen um Sewastopol. Außerdem erzählten westliche
            Diplomaten Schauergeschichten über die Zusammenarbeit mit Kiyv, die in scharfem Kontrast
            zu ihren positiven Erfahrungen mit den baltischen Regierungen standen. Einmal schickte
            Estland sein halbes Kabinett nach Washington, praktisch als Lobbygruppe. Und Letten,
            Litauer und Esten schienen dazu fähig, die Korruption in einer Art zu bekämpfen, wie
            es den Ukrainern leider nicht gelang. Die Allianz beschloss, dem ukrainischen Präsidenten
            Kutschma stattdessen einen Gipfel innerhalb des Gipfels zu widmen, und hielt ein Sondertreffen
            aller 19 NATO-Mitglieder mit der Ukraine als Signal ab, dass die Allianz das Land nicht einfach
            einer neuen russischen Einflusssphäre überlasse. Das Ereignis konnte aber nicht die
            Tatsache verbergen, dass die Ukraine nicht mehr auf dem Fließband der Beitrittskandidaten
            saß.
         

         Da dieses Fließband nun lief, richtete die NATO den Blick auf ihre kurzfristige Mission im Kosovo. Die dortigen Herausforderungen
            wuchsen nach dem Luftschlag, der im Mai 1999 die chinesische Botschaft in Belgrad
            zerstörte. Clinton äußerte sofort sein Bedauern, nannte den Schaden «völlig unbeabsichtigt»
            und sprach «dem Volk und der Regierung Chinas sein tiefes Bedauern aus.» Moskau ergriff
            die Gelegenheit. Tschernomyrdin tauchte plötzlich in China auf, wo er chinesischen
            Politikern sein Beileid zum «‹Akt der Aggression›» durch die NATO aussprach.[48]
         

         Eine weitere Herausforderung für Clinton waren Jelzins erneute Gesundheitsprobleme.
            Wie Berger dem Präsidenten am 11. Mai schrieb, war es eine Erinnerung «an die Schwäche
            seiner Gesundheit und an die Tatsache, dass schon eine kurze Rückkehr zum Alkohol
            ihn stark aus dem Gleichgewicht bringen kann.» Außerdem tat die Duma es nun dem US-Kongress
            nach und versuchte erfolglos, Jelzin seines Amtes zu entheben. Seine Berater versuchten
            hektisch, Stimmen zu zählen – und angeblich auch zu kaufen –, um den Präsidenten im
            Amt zu halten. Schließlich überlebte er, aber seine Autorität schwand rasch.[49]
         

         Trotz dieser Schwäche brachte Jelzin Clinton dazu, einem Treffen amerikanischer und
            russischer Vertreter in einem «Drittland» zuzustimmen, um einen Weg «aus der Sackgasse
            im Kosovo und in den russisch-amerikanischen Beziehungen» zu finden. Tschernomyrdin
            und Talbott erreichten in Zusammenarbeit mit dem finnischen Präsidenten Martti Ahtisaari –
            dessen Land die nächste EU-Präsidentschaft übernehmen sollte, was seiner Meinung erhöhtes
            Gewicht gab – das Ergebnis, die NATO solle den Kern einer neuen, gemeinsamen Kosovo Force (KFOR) bilden. Clinton verhandelte am 8. Juni mit einem schwachen Jelzin persönlich am
            Telefon über den genauen Zeitplan für den serbischen Abzug und das Ende der Bombardierungen.
            Obwohl der Prozess nervenaufreibend war – nicht nur wegen Spannungen zwischen den
            USA und Russland, sondern auch wegen offenen Streits zwischen russischen zivilen und
            militärischen Führern, wie sehr man Washington entgegenkommen solle –, ließen all
            diese Verhandlungen in den folgenden Tagen ein Licht am Ende des Tunnels erkennen.
            Russischer Druck half dabei, die Serben zum Nachgeben zu bringen. Am Donnerstag, dem
            10. Juni, beendete die NATO ihren elf Wochen langen Luftwaffeneinsatz, während eine internationale Friedenstruppe
            sich bereit machte, ihre Arbeit in der Region aufzunehmen. Vizesicherheitsberater
            James Steinberg lobte später die Art, wie die Regierung die Intervention organisierte:
            «Die ethnische Säuberung wurde nicht nur gestoppt, sondern auf eine Weise gestoppt,
            die die NATO zusammenhielt, die Destabilisierung der Nachbarländer verhinderte und Russland einbezog,
            ohne die erklärten Ziele der NATO zu opfern.»[50]
         

         
            Putins Beförderung
            

         

         Ein Zwischenfall am 11. Juni, während eines der vielen Besuche Talbotts in Moskau,
            zeigte die Risiken, die die Kosovo-Intervention immer noch für das amerikanisch-russische
            Verhältnis darstellte. Bei diesem Besuch gab es etwas Neues: Talbotts erste offizielle
            Begegnung mit FSB-Chef Putin. Der Vizeminister war beeindruckt von Putins «Fähigkeit, Selbstkontrolle
            und Selbstvertrauen auf ruhige, leise Art auszustrahlen.»[51]
         

         Während sie miteinander sprachen, schob Talbotts Mitarbeiterin Victoria Nuland ihm
            einen Zettel hin, der das Gerücht erwähnte, dass russische Truppen einseitig Teile
            des Kosovo besetzten, die im Abkommen zwischen Washington und Moskau nicht vorgesehen
            waren. Er fragte die Russen sofort, was vorgehe. Putin antwortete ruhig, er wisse
            nichts davon – aber auf eine Art, die darauf angelegt war, Talbotts Glauben zu strapazieren.
            Gleich darauf flog der Amerikaner besorgt aus Moskau ab und erfuhr unterwegs, dass
            tatsächlich eine russische Einheit auf dem Weg nach Pristina, der Hauptstadt des Kosovo,
            sei. Berger rief den Vizeaußenminister im Flugzeug an und sagte, er solle zurückfliegen
            und «‹Krach schlagen.›»[52]
         

         Das erwies sich als schwierig. Talbott wartete mehrere Stunden in der US-Botschaft
            und sah im Fernsehen zu, wie Kolonnen gepanzerter russischer Fahrzeuge Richtung Kosovo
            fuhren. Unter den NATO-Verbündeten glaubte man, die Russen versuchten einen «russischen Sektor» zu sichern,
            vielleicht nach dem Vorbild des alten Berlin-Modells.[53] Später wurde klar, dass die Truppen auf dem Weg zum Flughafen von Pristina waren.
            Unklar blieb, wer das Vorrücken abgesegnet hatte – der kranke Jelzin oder vielleicht
            Militärführer, die meinten, am Ende der Verhandlungen nicht genug bekommen zu haben?
            Schließlich gelang es Talbott, eine Abendsitzung im Außenministerium zu organisieren,
            die sich aber als fruchtlos erwies. Er verbrachte den größten Teil der Nacht im Verteidigungsministerium,
            manchmal von seinen Gastgebern plötzlich alleingelassen. Einmal wanderte er gegen
            drei Uhr morgens durch die leeren Korridore, um seine abwesenden Verhandlungspartner
            zu finden, fand aber nur einen betrunkenen General. Schließlich verließ er um halb
            sechs das Ministerium auf der Suche nach neuen Gesprächspartnern. Am Nachmittag des
            12. Juni gelang es Talbott, Putin zu erreichen.
         

         Talbott erzählte später, bei seiner Rückkehr in Putins Büro habe der FSB-Chef getan, «als sei in den 24 Stunden, seit ich ihn das letzte Mal gesehen hatte,
            nichts Alarmierendes oder Überraschendes passiert.» Putin redete vielmehr auf dieselbe
            ruhige, wortkarge Art wie vorher und spielte das Geschehen im Kosovo herunter. Er
            sprach allgemein darüber, dass russische Falken die Intervention im Rahmen eines größeren
            «Konflikts vor den Wahlen» verursacht hätten, ging aber nicht ins Detail. Und falls
            er erfreut war, dass der oberste Russlandberater des US-Präsidenten bei ihrer ersten
            Begegnung einen Dämpfer bekommen hatte, ließ er es sich nicht anmerken.[54]
         

         Am 13. und 14. Juni telefonierte Clinton mit Jelzin. Obwohl der Prozess nervenaufreibend
            war, kamen sie überein, «unsere Generäle anzuweisen, sich zu treffen und das Problem
            des Kommandos am Flughafen zu lösen.» Die Generäle gehorchten, aber es gab angespannte
            Momente, in denen ein Kampf zwischen alliierten und russischen Truppen möglich schien.
            General Clark hatte bereits befohlen, die Besetzung des Flughafens gewaltsam zu verhindern,
            aber die britischen Offiziere, die den Befehl ausführen sollten, unter ihnen der spätere
            Popstar James Blunt, weigerten sich. Der britische General Michael Jackson unterstützte
            seine Männer und sagte Berichten zufolge, er habe nicht vor, den Dritten Weltkrieg
            anzufangen. Danach verlegten Clark und Jackson sich auf eine Abwartestrategie. Clark
            wandte sich an Länder, deren Überflugrechte Russland brauchte, um seine Truppen zu
            versorgen – darunter Bulgarien, Ungarn und Rumänien –, damit sie diese Rechte verweigerten.
            Die russischen Soldaten auf dem Flughafen Pristina wurden ausgehungert. Blunt berichtete,
            dass «die Russen nach ein paar Tagen sagten: ‹Wir haben nichts zu essen und kein Wasser.
            Können wir uns das Rollfeld teilen?›» Nach der potenziellen Katastrophe wurde diese
            Strategie ein erfolgreiches Beispiel, wie man ein Problem absorbierte, statt es zu
            verschlimmern.[55]
         

         Moskau versuchte angeblich, frühere Warschauer Pakt-Staaten zu nötigen, ihren Luftraum
            zu öffnen. Angesichts ihrer frischen oder künftigen NATO-Mitgliedschaft weigerten sie sich. Als Putin mit Berger telefonierte, redete er im
            selben versöhnlichen Ton wie mit Talbott, und sagte dem Nationalen Sicherheitsberater:
            «Ich glaube nicht, dass der Flugplatz und alles, was daran hängt, ein großes Problem
            sein wird.» Er fügte hinzu: «Wir haben gemeinsame Erfahrung damit in Tuzla», wo die
            Russen bosnische Serben erfolgreich dazu gedrängt hatten, den Flughafen zu öffnen
            und die Verteilung von Hilfsgütern zu erlauben. Da es ihnen «dort gelang, eine annehmbare
            Lösung zu finden», könnten sie es nun wahrscheinlich wieder tun.[56]
         

         Es gelang den USA und Russland tatsächlich. Ebenso wie in Bosnien standen die Russen erneut mit der
            NATO im Kosovo. Die westlichen Beziehungen zu Moskau hatten die Flughafen-Krise überstanden,
            aber nur knapp; die geschlagenen Wunden waren ernst und führten zu russischer Erbitterung,
            dass seine Schwäche international sichtbar geworden war. Trotz des Zusammenflickens
            der Differenzen hatte auch in Washington ein Wandel des Denkens stattgefunden. Pentagonstrategen,
            die versucht hatten, die Russen als Freunde zu betrachten, fragten sich, ob das nach
            Pristina noch so einfach sein werde. Neue NATO-Mitglieder in Mittel- und Osteuropa sagten, wir haben es doch gewusst.
         

         Danach trafen die beiden Präsidenten beim G8-Gipfel in Köln am 19.–20. Juni 1999 zusammen.
            Clinton dankte Jelzin dafür, «das Verhältnis nicht preiszugeben und sicherzustellen,
            dass wir diese sehr schwere Prüfung bestanden.» Seltsamerweise sagte Jelzin dann,
            er habe ein Geschenk für den US-Präsidenten: Dokumente unklarer Herkunft, die sich
            nach seinen Worten auf die Kennedy-Ermordung bezogen. Clinton nahm das Geschenk an,
            versuchte aber, sich auf das Naheliegende zu konzentrieren. Er forderte Jelzin auf,
            die Diskussionen über die Ratifizierung von START II weder in Gang zu bringen, ebenso die Gespräche über START III, doch seine Anstrengungen blieben erfolglos. Schließlich umarmten sich die beiden
            Männer in einer Demonstration der Zusammenarbeit, aber beide wussten, dass die Freundschaft
            abkühlte.[57]
         

         Das Problem lag darin, wie Clinton gegenüber Schröder sagte, «dass meine Zeit abläuft
            und die von Jelzin auch.» Der Präsident machte dem Kanzler einen Vorschlag: «Sollten
            wir die Erweiterung von NATO und EU beschleunigen?» Es war ein kühner Vorschlag, auf den Schröder wenig begeistert
            reagierte; stattdessen sagte er, es gebe «einen solchen Rückstau» von Beitrittskandidaten
            für die EU, dass es schwer sein werde, noch mehr «auf die Liste zu setzen.» Clinton
            suchte Unterstützung bei seinem alten Freund Kohl, der dem Präsidenten im Telefongespräch
            riet, so viel wie möglich zu vollenden, solange Jelzin noch an der Macht sei. Der
            Ex-Kanzler sagte: «Alles, was Sie festnageln können», solle festgenagelt werden, denn
            «man weiß nicht, wie die Dinge sich entwickeln», wenn der nächste russische Präsident
            im Amt sei.[58]
         

         Clinton antwortete zustimmend, er habe Jelzin schon gesagt: «Wir müssen diese nukleare
            Arbeit abschließen, weil er es sich nicht leisten kann, dass sein Nachfolger alles
            wegwirft.» Der Präsident hoffte, Jelzin noch bei START II, START III und besonders dem Kernwaffenteststoppvertrag (CTBT) ins Boot zu holen. Dieser Vertrag war die Kulmination einer jahrzehntelangen Kampagne,
            alle Unterzeichnerstaaten von Atomtests jeder Art abzuhalten. Als er ihn 1996 für
            die Vereinigten Staaten unterschrieb, hatte Clinton ihn das ‹«am längsten angestrebte,
            am härtesten umkämpfte Ziel in der Geschichte der Rüstungskontrolle›» genannt.[59] Bei seinem Inkrafttreten würde er der Höhepunkt einer langen Reihe von Erfolgen
            bei der Rüstungskontrolle sein. Ein US-Diplomat sagte, was die Konkurrenz zwischen
            den Supermächten angehe, sei die Welt «in den 1990er Jahren wahrscheinlich seit der
            Erfindung von Atomwaffen am sichersten gegenüber einem Atomkrieg» geworden.[60] Clinton wollte diesen Trend fortsetzen, weil es immer noch riesige Arsenale gab.
            Trotz der Kürzungen und Verträge des letzten Jahrzehnts besaß allein Russland 1999
            angeblich genug Plutonium für 25.000–50.000 Atombomben.
         

         Moskau leistete aber beunruhigenden Widerstand gegen beide START-Abkommen und auch den CTBT. START II, das zwei Drittel der amerikanischen und russischen Arsenale abschaffen sollte, wurde
            schließlich ratifiziert, trat aber nie wirklich in Kraft. START III schaffte es nicht einmal bis zur Unterzeichnung. Falls ein CIA-Bericht vom 2. Juli 1999 stimmt, war Putin selbst gegen den CTBT. Laut dem mit Fettdruck und Kursivschrift gespickten Bericht, der seine Rolle betonte,
            war Putins Position folgendermaßen. Er verkündete öffentlich, Moskau betreibe einen
            neuen «Testplan», der nach CIA-Meinung Waffen mit niedriger Sprengkraft betraf. Für die CIA glaubte Moskau, solche Waffen seien notwendig wegen «Wahrnehmungen einer erhöhten Bedrohung durch die NATO», Einschnitte bei den «Fähigkeiten der konventionellen Streitkräfte Russlands» und «Befürchtungen, ein künftiger Krieg könne auf russischem Boden geführt werden.» Putin und seine Kollegen waren daher gegen den CTBT, weil seine Beschränkungen die Entwicklung solcher Waffen erschwert hätten. Ein Jahr
            später schrieb die CIA zum selben Thema, Moskau versuche offensichtlich eine Klasse von «‹sauberen› Atomwaffen mit sehr niedriger Sprengwirkung» zu entwickeln, die «eine minimale langfristige Kontamination» auf dem Schlachtfeld
            erzeugten, um «die Grenze zwischen atomarer und konventioneller Kriegführung zu verwischen»
            und damit «einen großen Konflikt abzuwenden.» Zusammen mit der Entscheidung der USA, sich 2002 vom ABM-Vertrag zurückzuziehen, sollten die Auswirkungen all dieser Entwicklungen überaus
            destruktiv für die Rüstungskontrolle zu Beginn des 21. Jahrhunderts sein. Im Rückblick
            kam Ex-Verteidigungsminister Bill Perry 2015 zu dem Schluss, die Rüstungskontrolle
            sei «ein Opfer der NATO-Erweiterung» und der Konflikte zwischen Kreml und Duma in den 1990er Jahren geworden;
            «die Nachteile des frühen NATO-Beitritts der osteuropäischen Länder waren noch größer, als ich befürchtet hatte.»[61]
         

         Eine weitere besorgniserregende Entwicklung war Moskaus Entscheidung, den konventionellen
            Krieg in Tschetschenien wiederaufzunehmen, auch dies anscheinend unter Mitwirkung
            Putins. Scharmützel zwischen tschetschenischen Kämpfern und russischen Truppen waren
            im Sommer 1999 wiederaufgeflammt, aber im September wurde die Lage viel ernster. In
            diesem Monat forderte eine Serie von Bombenanschlägen auf Wohnblocks in Moskau und
            anderen Städten 243 Todesopfer und 1700 Verletzte. Nachdem Putin die Anschläge Terroristen
            zugeschrieben hatte, die mit Tschetschenien verbündet seien, startete Russland den
            Krieg, der als Zweiter Tschetschenienkrieg bezeichnet wird und schließlich in der
            direkten Herrschaft Moskaus über die Region kulminierte. Am Ende des Jahres sollte
            Putin vor allem dank des Krieges der beliebteste Politiker in Russland sein. Kritiker
            identifizierten später aber Hinweise, die auf eine mögliche Beteiligung des FSB – und möglicherweise Putins – an den Anschlägen deuteten. Ein amerikanischer Journalist
            in Moskau, David Satter, der sich früher in Oxford ein Zimmer mit Talbott geteilt
            hatte, schrieb: «Um die Realität Russlands zu begreifen, muss man akzeptieren, dass
            russische Führer wirklich dazu fähig sind, Hunderte ihrer eigenen Mitbürger in die
            Luft zu sprengen, um an der Macht zu bleiben.» Später wurde er der erste US-Journalist
            nach dem Kalten Krieg, der aus Russland ausgewiesen wurde.[62]
         

         Im Lauf dieses Jahres stieg auch Putins Ansehen bei Jelzin; der russische Präsident
            beförderte ihn am 9. August erneut, diesmal zum Nachfolger Stepaschins als Ministerpräsident.
            Menschen, die Putin kannten, waren sofort misstrauisch. Nursultan Nasarbajew, immer
            noch der Präsident Kasachstans, sagte Clinton bei einem Besuch im Weißen Haus im Dezember,
            Putin habe «außer dem Tschetschenienkrieg nichts zu bieten.» Er habe «kein Charisma,
            keine außenpolitische Erfahrung, keine eigene Wirtschaftspolitik. Er hat nur den Krieg –
            einen Kampf gegen sein eigenes Volk.» Der russische Reformer Boris Nemzow nannte Putins
            Ernennung angeblich «‹einen sehr, sehr großen Fehler.›»[63]
         

         Dass Putin nun Ministerpräsident war, war an sich nicht von großer Bedeutung, denn
            zu diesem Zeitpunkt hatten russische Ministerpräsidenten keine lange Haltbarkeitsdauer
            mehr. Am 8. September, kurz vor Clintons Abreise zu einem Gipfeltreffen der Asiatisch-Pazifischen
            Wirtschaftsgemeinschaft (APEC) im neuseeländischen Auckland, bekam das Weiße Haus aber einen schicksalhaften Anruf
            aus Moskau. Jelzin schickte Ministerpräsident Putin nach Auckland und wollte Clinton
            den Grund dafür erklären.
         

         Jelzin erzählte, er habe «lange nachgedacht, wer der nächste russische Präsident im
            Jahr 2000» sein könne, aber «leider» habe keiner der anderen Kandidaten gepasst. Nach
            langer Suche sei Jelzin «auf ihn, d.h. auf Putin, gestoßen und ich untersuchte seine
            Biographie, seine Interessen, seine Bekannten usw. usw.» Der Präsident hielt Putin
            für «einen zuverlässigen Mann, der die Angelegenheiten in seinem Zuständigkeitsbereich
            meistert.» Jelzin nannte ihn «gründlich und stark, sehr gesellig» und fügte hinzu:
            «Ich bin sicher, Sie werden in ihm einen hochqualifizierten Partner finden.» Die Idee,
            dass eigentlich die russischen Wähler seinen Nachfolger aussuchen sollten, schien
            ihn nicht zu interessieren. Jelzin war sicher, dass Putin «im Jahr 2000 als Kandidat
            gewählt wird. Wir arbeiten daran.»[64] Wer das «wir» sei, war nicht gleich klar, aber nach dem Gespräch bestätigte Jelzins
            Tochter Tatjana gegenüber Talbott die Rolle hinter den Kulissen, die sie und der Rest
            der Familie bei der Beförderung Putins gespielt hätten. Ihm zufolge sagte sie: «‹Es
            war wirklich sehr schwer, Putin auf den Posten zu bringen – eine der schwersten Sachen,
            die wir je geschafft haben.›» Die Familie habe sich aber durchgesetzt, weil ihre Mitglieder
            überzeugt waren, dass Putin «‹uns nicht verrät›», und das tat er tatsächlich nicht;
            er gewährte Jelzin schließlich Immunität gegen Strafverfolgung.[65]
         

         Während sie zuhörten, wie der russische Präsident die Zukunft seines Landes am Telefon
            entwarf, waren Clinton und seine Berater sich der Bedeutung des Augenblicks bewusst.
            Präsident George H.W. Bush hatte in einem Anruf Jelzins vom Ende der Ära Gorbatschow
            erfahren, nun erfuhren Clinton und sein Team etwas von ähnlicher Größenordnung. Wie
            Bush vor ihm antwortete Clinton vorsichtig und sagte nur, die Informationen seien
            «sehr hilfreich.» Er fügte hinzu: «Wir haben bis jetzt gute Kontakte mit Mr. Putin
            gehabt» und «ich freue mich, ihn in Auckland zu treffen.»[66]
         

         Der so vorgewarnte Clinton reiste am 12. September nach Neuseeland, wo er Ministerpräsident
            Putins neue Bedeutung demonstrativ hervorhob. Laut einem späteren Bericht Putins kam
            Clinton, als er merkte, dass sie beim Essen an verschiedenen Tischen saßen, danach
            zu ihm und sagte: «‹Na, was ist, gehen wir?›» Die Regierungschefs der anderen Länder
            und die Gäste spürten die Bedeutung dieser Geste, standen auf und klatschten, als
            die beiden zusammen den Saal verließen.[67]
         

         Im direkten Gespräch, wo nur ihre Berater zugegen waren, wurde die Atmosphäre aber
            kühler. Während Clintons Amtszeit gab es nach Steinbergs Worten «keinen Staatschef,
            der nicht in seiner Nähe sein, Zeit mit ihm verbringen, sich auf ihn einlassen wollte»,
            weil der Präsident «unglaublich anziehend war, vor allem für andere Staatschefs.»
            Putin jedoch war für Clintons Charme «unempfänglich». Albright fiel dasselbe auf:
            «Boris Jelzin war im Gespräch mit Bill Clinton stets überschwänglich, enthusiastisch,
            unberechenbar, heißblütig und warmherzig gewesen. Er sprach immer, als handele es
            sich um persönliche Anliegen, die die beiden Präsidenten im trauten Zwiegespräch lösen
            könnten. Putin hingegen äußerte sich sehr überlegt, freundlich zwar, aber kühl.»[68]
         

         Der US-Präsident beschloss als Eröffnungsschritt, seine Hoffnung auf den Erhalt des
            ABM-Vertrags zu äußern, obwohl die Republikaner ein Raketenabwehrsystem unterstützten,
            das ihn gefährden würde. Putin äußerte vorsichtige Unterstützung für die Idee und
            sagte: «Meine persönliche Meinung ist Ihren Worten vielleicht näher als den Positionen,
            die andere russische Vertreter geäußert haben.» Der Ministerpräsident fügte hinzu,
            Moskau stehe kurz davor «START II zu ratifizieren», und er hoffe, das werde schließlich geschehen. Als nächstes drückte
            Clinton sein Beileid wegen der Bombenanschläge aus. Putin ergriff die Gelegenheit,
            zu erklären, dass nicht nur die «jüngsten terroristischen Akte in Moskau» in Tschetschenien
            geplant worden seien, sondern dass «die Täter dieselben sind wie die, die Schläge
            gegen die Vereinigten Staaten führten.» Um keinen Zweifel daran zu lassen, was er
            meinte, sagte er zu Clinton: «Osama bin Laden hat seine Absicht erklärt, nach Tschetschenien
            zu gehen» wo «seine Gruppen schon präsent sind.» Der einzige Grund, warum bin Laden
            noch nicht aufgetaucht sei, war, «weil er Angst hat, dass wir ihn festnehmen oder
            andere Maßnahmen ergreifen.»
         

         Um nicht in eine undurchsichtige Diskussion über bin Ladens Verantwortung für die
            Bombenanschläge in Moskau hineingezogen zu werden, gab Clinton stattdessen unaufgefordert
            Wahlkampftipps und sagte: «Sie können zu zeigen versuchen, dass es keine glaubwürdige
            Alternative zu Ihrem Weg gibt», denn «wenn die Opposition keine glaubwürdigen Vorschläge
            hat, hilft Ihnen das.» Putin widersprach: «Leider ist das nicht der Fall», weil Russland
            «kein etabliertes politisches System hat. Die Leute lesen keine politischen Programme.»
            Stattdessen schauten sie nur «in die Gesichter der Politiker, egal zu welcher Partei
            sie gehören, egal ob sie ein Programm haben oder nicht.» Solches Verhalten zeige,
            dass «der Großteil unserer Bevölkerung nicht sehr gebildet» sei, doch das sei «die
            Wirklichkeit, der wir uns stellen müssen.» Zum Schluss sagte der Ministerpräsident
            kryptisch: «Wir haben bestimmte Pläne und handeln dementsprechend.» Nun war es an
            Clinton, vorsichtig zu reagieren, und er sagte nur: «Ich bin gespannt auf das Ergebnis.»[69]
         

         
            Jelzins Rücktritt
            

         

         Die erste, verunsichernde Begegnung mit Putin kam zu einer immer unsichereren Zeit
            in der amerikanischen Politik. Obwohl Clinton das Amtsenthebungsverfahren überstanden
            hatte, war er wegen der öffentlichen Empörung über sein Verhalten vorbelastet. Er
            musste unter anderem vorsichtig sein, wie er Vizepräsident Gores Zukunft förderte,
            Am 13. Oktober 1999 erklärte er Blair, wegen der gegenwärtigen «politischen Kultur»
            würde es «schaden, wenn es so scheint, als ob ich versuche, das Ergebnis der nächsten
            Wahl zu kontrollieren. Ich muss aufpassen, dass ich den Leuten nicht sage, wie sie
            wählen sollen.»[70]
         

         Angesichts der öffentlichen Verbitterung war es ein Glück für den Präsidenten wie
            für die Allianz, dass er die Ratifizierung der Erweiterung bereits erreicht hatte.
            Das Schicksal des Teststoppvertrags, der dem Senat nach dem Amtsenthebungsverfahren
            vorgelegt wurde, zeigte, wie stark seine Überzeugungskraft gegenüber diesem Organ
            gelitten hatte. Der Vertrag genoss gewaltige internationale Unterstützung, fast 200 Länder
            unterschrieben ihn schließlich, doch der US-Senat lehnte ihn am 13. Oktober mit 51
            zu 48 Stimmen ab. Die New York Times nannte dies «das erste Mal seit dem Vertrag von Versailles, dass der Senat einen
            großen internationalen Sicherheitspakt abgelehnt hat.» Steinberg nannte das Scheitern
            «enorm schädlich» und eine der «größten Enttäuschungen» der ganzen Clinton-Ära.[71] Anderswo atmeten Unterstützer der NATO-Erweiterung erleichtert auf, weil sie die Ratifizierung im Senat nicht erst nach
            dem Amtsenthebungsverfahren durchbringen mussten.
         

         Im Telefongespräch mit Blair machte Clinton am selben Tag seinem Zorn auf den Senat
            Luft. Während «die Hälfte der Republikaner aus inhaltlichen Gründen dagegen ist»,
            sei es für den Rest «bloß Politik. Sie wollen mir eins auswischen, weil sie mir nicht
            helfen wollen und Al auch nicht.» Er hielt die republikanische Position für «dumm»
            und widersprüchlich. Sie wollten bloß Front gegen alles machen: «Sie wollen keine
            UN-Beiträge zahlen, und sie wollen keinen Entwicklungshilfehaushalt.» Spät hatte er
            erkannt, dass viele Republikaner «echte Isolationisten sind», deren Haltung war: «‹Piss
            auf unsere Verbündeten›» und «‹zum Teufel mit dem, was sie denken, und mit allen,
            die sich mit uns anlegen.›» Dadurch sei es «einfach krank, in was für einer Welt wir
            hier leben.» Soweit er sagen konnte, wollten sie bloß «einen Haufen Bomben und Raketen
            und ein Abwehrsystem», aber «sie haben gerade allen die Steuern gekürzt. Sie wollen,
            dass reiche Leute hinter hohen Zäunen leben, damit die Armen nicht an sie rankommen.»
            Im Grunde wollten sie «aus Amerika ein reicheres Brasilien machen. Es ist schrecklich,
            aber ich glaube, wir können sie zurückschlagen.»[72] In seinem Zorn hatte der Präsident zwei grundlegende Merkmale der amerikanischen
            Politik des 21. Jahrhunderts betont: Isolationismus und Ungleichheit.
         

         Nach dem Verlust dieser innenpolitischen Schlacht musste Clinton auch ein umkämpftes
            Rückspiel mit Putin am 2. November 1999 bei einem Nahostgipfel in Oslo ertragen. Der
            Präsident nutzte die Gelegenheit, den Ministerpräsidenten wegen der steigenden Opferzahlen
            in Tschetschenien zur Rede zu stellen, und sagte: «Dieser Konflikt nützt Ihnen vielleicht
            zuhause, aber nicht international.» Er gab Putin auch noch einen weiteren unerbetenen
            Ratschlag: «Nach meiner Erfahrung nähern sich Politik und Wirklichkeit schließlich
            einander an, das dürfen Sie nicht vergessen.» Putin dankte Clinton für «diese wertvollen
            Einsichten».
         

         Clinton sprach auch die noch offene Frage des Vertrags über konventionelle Streitkräfte
            an, denn er hoffte, eine aktualisierte Version könne beim OSZE-Treffen unterzeichnet werden, das etwa zwei Wochen später in Istanbul stattfinden
            sollte. Russland übertrat weiterhin die Begrenzungen des Vertrags, nicht zuletzt weil
            seine Truppen in umstrittenen Regionen Georgiens standen. Der US-Präsident gab zu,
            dass Putin «offen gesagt habe, die KSE-Begrenzungen zu überschreiten», deshalb «ist alles offen und ehrlich, und es hat
            keine Dementis gegeben, und Sie sollen wissen, dass ich das schätze.» Dennoch blockierten
            die überzähligen Truppen den Abschluss des Vertrags, und «Sie müssen entscheiden,
            ob Sie diesen Vertrag [in Istanbul] abschließen wollen.» Putin antwortete: «Wir überschreiten
            unsere Ausrüstungsgrenzen wegen der Tschetschenien-Operation, das haben wir mitgeteilt,
            und wir verletzen nicht den KSE-Vertrag.» Berger widersprach: «Wie können Sie den Vertrag unterzeichnen, wenn Russland
            sich nicht daran hält?» Es müsse zumindest einen Zeitplan für eine Reduzierung geben.
            Putin erwiderte: «Es ist unklar, wie schnell wir das tun können.»[73]
         

         Schließlich erreichten Moskau und Washington einen Kompromiss. Wie der alte Vertrag
            begrenzte auch der neue fünf Kategorien konventioneller Waffen, Russland wurde aber
            erlaubt, diese Begrenzungen «zeitweise» zu überschreiten. Die Definition von «zeitweise»
            blieb jedoch vage und gab Moskau viel Spielraum. Unterdessen blockierten westliche
            Unterhändler erfolgreich Moskaus Versuch, Vertragsklauseln hinzuzufügen, die «NATO-Truppen auf dem Gebiet der neuen Mitglieder verboten.» Stattdessen beharrte die Allianz
            auf ihrer Fähigkeit, sowohl Truppen zu stationieren, als auch «Truppenzahlen für Krisenoperationen
            über die Obergrenzen» zu steigern, «ohne geographische Beschränkungen für Flugzeuge
            und Hubschrauber.»[74]
         

         Obwohl aber jede Seite etwas bekommen hatte, was sie wollte, dominierte die Verbitterung.
            Der russische Präsident kam wieder soweit auf die Beine, dass er an der KSE-Unterzeichnung am 18. November in Istanbul teilnehmen konnte, um trotz seiner Schwäche
            eine wichtige Botschaft an Clinton zu überbringen. Jelzin sagte später: «‹Clinton
            erlaubte sich, Druck auf Russland auszuüben›», weil er «‹für eine Minute, für eine
            Sekunde, für eine halbe Minute vergessen hatte, dass Russland ein volles Arsenal von
            Atomwaffen besitzt.›» Der russische Präsident wollte den Amerikaner und die Welt daran
            erinnern, dass es auf Moskau immer noch ankam. In seinen Memoiren beschrieb Jelzin,
            wie er seine Istanbuler Rede selbst überarbeitete «und durch einige scharfe Formulierungen
            ergänzt[e].» Als er auf dem Podium stand, spürte er: «Misstrauen und Unverständnis
            waren fast mit Händen zu greifen. Ich begann meine Rede mit großem Nachdruck vorzutragen
            und merkte, daß jedes Wort saß.» Er warf dem Westen «Moralpredigten» wegen Tschetschenien
            vor und bekräftigte: «Es wird keine Friedensgespräche mit Banditen und Killern geben.»[75]
         

         Diese Worte passten Clinton gar nicht. Der US-Präsident legte seine vorbereitete Rede
            beiseite und bezeichnete die Gewaltanwendung in Tschetschenien als unwürdig für Jelzins
            Vermächtnis. Während er redete, riss sich der russische Präsident zornig den Kopfhörer
            mit der Übersetzung herunter. Mit Blick auf das letzte Mal, als die beiden so öffentlich
            aneinandergeraten waren, nannte Berger das Ereignis «Budapest am Bosporus».[76] Der Unterschied zwischen Budapest 1994 und Istanbul 1999 war aber, dass Clinton
            diesmal keine Zeit mehr hatte, das Verhältnis zu Jelzin wieder zu kitten. Er wusste,
            dass sein Besuch in Istanbul die letzte Europareise eines US-Präsidenten im 20. Jahrhundert
            war, aber nicht, dass es seine letzte Begegnung mit Jelzin als Präsident sein würde.
         

         Nach den Reden kamen die beiden Staatschefs kurz zusammen, doch die Atmosphäre war
            weit entfernt von der jovialen Stimmung der ersten Begegnung mehr als sechs Jahre
            zuvor in Vancouver. Jelzin war «verwirrt», wie Talbott es nannte, und stellte weitreichende
            Forderungen: «Gebt Europa einfach Russland. Die USA sind nicht Europa. Europa sollte die Angelegenheit der Europäer sein.» Clinton versuchte
            die Tirade abzulenken, aber Jelzin ließ nicht locker und sagte: «Gebt Europa sich
            selbst. Europa hat sich Russland nie so nahe gefühlt wie jetzt.» Clinton gab zurück:
            «Ich glaube nicht, dass die Europäer davon begeistert wären.»
         

         Dann stand Jelzin abrupt auf und verkündete: «Das Treffen dauert schon zu lange.»
            Seiner Meinung nach hätten sie zuviel Zeit miteinander verbracht: «Wir sagten 20 Minuten,
            und nun sind es über 35 Minuten.» Clinton wollte den Russen aber nicht gehen lassen,
            ohne zu fragen, wer die kommenden Wahlen gewinnen werde. Jelzin antwortete kurz: «Putin
            natürlich.» Indem er von sich in der dritten Person sprach, wie sein alter Erzfeind
            Gorbatschow es oft getan hatte, betonte er, es gebe keinen Zweifel: «Er ist der Nachfolger
            von Boris Jelzin», und «er wird gewinnen.» Der russische Präsident war zuversichtlich,
            dass «Sie mit ihm zusammenarbeiten können.»[77]
         

         Bei der Rückkehr nach Moskau beschloss Jelzin, dass die Zeit für den Rückzug gekommen
            sei. Laut seinen Memoiren vertraute er Putin am 14. Dezember an, er werde ihn am letzten
            Tag des Jahres zum amtierenden Präsidenten machen, doch bis dahin müsse er das für
            sich behalten. Putin antwortete angeblich, das sei «ein ziemlich hartes Los», doch
            Jelzin erwiderte: «Als ich hierher kam, hatte ich auch andere Pläne. Aber bei mir
            hat es sich eben so ergeben. … Sie werden es schon schaffen.»[78]
         

         Eine Woche nach diesem Gespräch nahm Putin an der Enthüllung einer Gedenktafel für
            den langjährigen KGB-Chef (und späteren KP-Generalsekretär) Juri Andropow teil, die am Jahrestag der Gründung
            der sowjetischen Geheimpolizei Tscheka stattfand. Die Symbolik war offensichtlich.
            Andropow war von der Erfahrung des Ungarnaufstands 1956 geprägt; er hatte mit Schrecken
            vom Fenster der sowjetischen Botschaft in Budapest aus gesehen, wie eine Rebellion
            die kommunistische Regierung stürzte und Ungarn aus dem Warschauer Pakt zu lösen drohte.
            Andropow vergaß nie, wie die Leichen ungarischer Geheimpolizisten an den Straßenlaternen
            hingen. Diese Erfahrung war der Beginn dessen, was ein US-Experte den «‹Ungarn-Komplex›
            Andropows und des KGB» nannte, «die Todesangst, dass kleine, inoffizielle Gruppen Bewegungen zum Sturz
            [ihrer Staatsführung] auslösen könnten.»[79] Die Gedenktafel für Andropow war im August 1991 abgenommen worden, aber Putin beschloss,
            der Wiederherstellung öffentlich seinen Segen zu geben.
         

         Putin gab auch seine übliche Praxis nichtssagender Kommentare gegenüber Talbott auf,
            der den Ministerpräsidenten drei Tage vor Weihnachten erneut in Moskau traf. Bei der
            Pressekonferenz vor ihren Gesprächen erinnerte sich Talbott, wie schlecht sein letzter
            Besuch verlaufen sei, da er schließlich sein Flugzeug unterwegs umdrehen lassen musste.
            Um die Sache vor den Reportern herunterzuspielen, scherzte er, diesmal habe er «einen
            Linienflug, deshalb könne er das nicht machen.» Laut der US-Botschaft antwortete Putin
            «trocken», er erinnere sich gut an den Vorfall.
         

         Als die Presse weg war, änderte Talbott den Ton und sagte pointiert, er erinnere sich
            auch «nur allzugut daran.» Auch Putin ließ die milde Fassade fallen. Er beklagte sich
            heftig, die postsowjetischen Republiken könnten einen Weg finden, den erneuerten KSE-Vertrag dazu zu nutzen, Moskaus Truppen aus dem Land zu werfen, besonders aus Georgien,
            und fügte hinzu: «Ihr Freund Schewardnadse ist ein Narr», wenn er die Russen forthaben
            wolle. Er sagte voraus, die Region würde so gefährlich werden, dass «ohne die Begleitung
            russischer Soldaten» nicht einmal «georgische Truppen sich in bestimmte Teile ihres
            eigenen Lands wagen würden.» Im umkämpften Gebiet Abchasien spielten «tschetschenische
            Söldner» bereits jetzt «Fußball mit dem Kopf eines enthaupteten Opfers», was andeutete,
            es werde ohne russischen Schutz noch schlimmer kommen. Als Talbott versuchte, auf
            die Rüstungskontrolle zu kommen, und seine Hoffnung auf Fortschritt ausdrückte, erwiderte
            Putin, er würde «Talbotts Optimismus ‹gerne teilen›», und implizierte damit, dass
            er es nicht tat.[80]
         

         Der Grund für Putins wachsende Bestimmtheit wurde am 31. Dezember 1999 allen klar.
            An jenem Vormittag nahm Jelzin ein kurzes Video seiner Rücktrittsrede auf, das mittags
            im Fernsehen lief. Obwohl Washington seit Monaten wusste, wer sein Nachfolger sein
            würde, kam der Zeitpunkt doch überraschend. Der US-Botschafter in Moskau weckte Talbott
            in Washington und bat ihn den Fernseher anzumachen. Während die beiden Amerikaner
            eine halbe Welt voneinander entfernt auf den Bildschirm sahen, blieben sie am Telefon.
         

         Die Echos von Gorbatschows traurigem Abschied im Fernsehen waren stark. Jelzins steifer
            und leiser Vortrag verstärkte die Melancholie seiner Worte. Vor dem Hintergrund eines
            sparsam geschmückten Weihnachtsbaums sagte er, er spreche «zum letzten Mal zu Ihnen
            als Präsident Russlands.» Er bat die Russen um «Vergebung, dass so viele unserer gemeinsamen
            Träume nicht wahr wurden. …Was wir für leicht hielten, stellte sich als schmerzhaft
            schwer heraus.» Mit dem Versprechen, eine neue Generation von Staatsführern werde
            «mehr tun und es besser tun» können, enthüllte er, dass er Putin durch ein Dekret
            zum amtierenden Präsidenten gemacht habe. Schließlich sagte er seinen Landsleuten
            Lebewohl und wünschte ihnen: «Seien Sie glücklich.»[81]
         

         Nachdem er die Übertragung gemeinsam mit Putin im Kreml angesehen hatte, bat Jelzin
            seinen Nachfolger: «Behüten Sie Rußland.» Um 13 Uhr verließ er den Kreml mit der gewaltigen
            Erleichterung, zum ersten Mal seit Jahrzehnten keine Pflichten zu haben, und ließ
            sich nach Hause fahren. Unterwegs klingelte das Telefon im Auto mit einem Anruf des
            US-Präsidenten. Jelzin ließ ihn ablehnen und sagte, Clinton solle um 17 Uhr noch einmal
            anrufen. Clinton tat es, und diesmal sprach Jelzin mit ihm. Er erklärte, es sei der
            Plan, Putin drei Monate Zeit vor den Wahlen im März 2000 zu geben, «um als Präsident
            zu arbeiten», damit «die Leute sich an ihn gewöhnen» könnten und zum Präsidenten wählten.
            Jelzin fügte hinzu: «Dies wird ohne einen Bruch mit der Demokratie geschehen» und
            wiederholte, er sei sicher, «dass er bei den kommenden Wahlen gewählt wird. Ich bin
            ganz sicher. Ich bin auch sicher, dass er ein Demokrat ist.»[82]
         

         Unterdessen ließ der neue russische Staatschef Clinton weitere 26 Stunden warten.
            Schließlich rief er ihn am Abend des 1. Januar für neun Minuten an. Clinton versuchte
            gute Miene zu den Geschehnissen zu machen und sagte: «Ich glaube, Sie haben einen
            sehr guten Start.»[83]
         

         Ein weiteres zentrales Merkmal des 21. Jahrhunderts begann hervorzutreten: die allmähliche
            Erneuerung der Autokratie in Russland. Der amtierende Präsident Wladimir Putin hatte
            an einem Dezemberabend 1999 in Moskau beschlossen, er werde alles Nötige tun, um die
            russische Autorität, seine Kollegen und sich selbst zu verteidigen.
         

         Für Mittel- und Osteuropäer, die jahrzehntelang unter Gewalt, Krieg und Unterdrückung
            gelitten hatten, war der NATO-Beitritt am Anbruch des 21. Jahrhunderts die Erfüllung des Traums von der Partnerschaft
            mit dem Westen. Doch der Übergang vom alten zum neuen Jahrhundert war von langen Schatten
            bedeckt. Albright bemerkte im Rückblick: «Zehn Jahre zuvor hatten die Menschen beim
            Fall der Berliner Mauer auf der Straße getanzt. Jetzt war die Euphorie verflogen.»[84] Eine Serie großer politischer Veränderungen war mit der Erweiterung der Allianz
            kollidiert, wodurch die Konturen der Zukunft entstanden und Landmarken platziert wurden –
            manche eindrucksvoll, andere bedrohlich –, die die Umrisse der Ordnung nach dem Kalten
            Krieg schufen. Die erfolgreiche Erweiterungsstrategie der Clinton-Regierung, die auf
            Präzedenzfällen der Bush-Ära aufbaute, hatte maximale Flexibilität für die Zukunft
            der NATO gesichert; dank ihr nahm das Bündnis nach 1999 elf weitere Länder auf. Doch die Hammerschläge
            von wirtschaftlichem Zerfall, Krankheit und Furcht vor Strafverfolgung wegen Korruption
            hatten Jelzin gezwungen, einen Nachfolger zu suchen; um sich und seine Familie zu
            schützen, wählte er einen aus, der die Demokratisierung Russlands rückgängig machte.
            Gleichzeitig hatten die persönliche Unaufrichtigkeit des US-Präsidenten und das daraus
            resultierende Amtsenthebungsverfahren das politische Leben Amerikas vergröbert; da
            sie Blut witterten, erweiterten Clintons heftigste Feinde den Bereich des politisch
            Zulässigen in Innen- und Außenpolitik. Und der schmerzhafte Niedergang der amerikanisch-russischen
            Zusammenarbeit hatte eine lange Reihe von Erfolgen bei der Rüstungskontrolle zurückzudrehen
            begonnen. Clinton und Jelzin scheiterten beim Abschluss wichtiger neuer Rüstungskontrollverträge
            und stoppten damit einen jahrzehntelangen Trend. Unter der Herrschaft eines Mannes,
            die ab dem Dezember 1999 in Jahrzehnten gemessen wurde, wurden Städte in den USA und Europa wieder als Ziele von Atomwaffen programmiert. Für die Beziehungen der
            USA zu Russland bedeuteten diese Ereignisse, wenn schon kein Einfrieren, das den Kalten
            Krieg wiederherstellte und alle Kooperation ausschloss, so doch den Beginn eines tödlichen
            Frosts.
         

      

   
      
            Schluss: Die neue Zeit
            

         

         
            Wir müssen wieder auf die neue Zeit warten, weil wir unsere Chance in den neunziger
               Jahren verpasst haben.
            

            Swetlana Alexijewitsch

         

         Nach seinem Wechsel in den Ruhestand erzählte Strobe Talbott der New York Times etwas von dem, was er über Außenpolitik gelernt hatte: «‹Wenn die Führung eines Landes
            eine andere Position als die folgende hat, wird sie nicht lange die Führung sein,
            nämlich: Wir verfolgen unsere Interessen, so gut es uns möglich ist.›»[1]
         

         Diese Aussage provoziert die Frage: Wer definiert die Bedeutung des Wortes «Interesse»?
            Talbotts Definition war klar: Amerikanische Interessen erforderten die Ausweitung
            der vollen Sicherheitsgarantie nach Artikel 5 mindestens bis zum Baltikum und womöglich
            noch weiter. Seine Überzeugung in diesem Punkt trug immer stärker dazu bei, Präsident
            Clinton – dessen Definition von «Interesse» ausschlaggebend war – davon zu überzeugen,
            dass kein Quadratmeter Boden für die Truppen oder Atomwaffen der Allianz versperrt
            zu sein brauche. Clinton kam zu der Überzeugung, es sei im amerikanischen Interesse,
            die «breiteste, intensivste Allianz» zu haben, die möglich sei.[2] Dementsprechend führte er 1999 den Vorsitz beim Gipfeltreffen zum 50-jährigen Bestehen
            auf eine Art, die sicherstellte, dass die NATO sich nicht nur in diesem Jahr, sondern auch in den folgenden Jahrzehnten wiederholt
            und uneingeschränkt vergrößern konnte.
         

         Dadurch erhielt das Bündnis eine Grenze mit Russland – wo Polen an die russische Enklave
            Kaliningrad grenzte – und öffnete seine Tür vielen künftigen Mitgliedern, einschließlich
            den baltischen Staaten. Als dann Estland beitrat, rückte die Grenze der NATO erneut vor, nun auf etwa 150 Kilometer an Präsident Putins Heimatstadt Petersburg
            heran. 1989 hatte die Entfernung noch rund 1900 Kilometer betragen. Dieses Resultat
            erfüllte die berechtigten Hoffnungen vieler Staaten, die früher von der Sowjetunion
            unterdrückt wurden und zukünftige Aggression aus Moskau fürchteten. Doch amerikanische
            und russische Entscheidungen hatten in einer Serie sich addierender Interaktionen
            auch ein weniger erwünschtes Resultat erbracht: eine Ordnung, die stark der des Kalten
            Kriegs ähnelte, doch mit einer weiter östlich liegenden Trennlinie.
         

         Am Schluss der Darstellung dieser Ereignisse ist es Zeit, die zu Beginn gestellten
            Fragen zu behandeln. Warum entschieden die USA, die NATO nach dem Kalten Krieg zu erweitern; wie beeinflussten die amerikanische Entscheidung
            und gleichzeitige russische Entscheidungen einander, und entstand aus dieser Interaktion
            der schicksalhafte Niedergang ihrer Beziehungen? Gab es praktikable Alternativen zu
            den Entscheidungen, die sie trafen? Was waren die Kosten der Erweiterung, und wie
            beeinflusste sie die Ära zwischen Kaltem Krieg und Corona-Pandemie? Zuletzt, wie kann
            die Kenntnis dieser Geschichte die Versuche leiten, eine bessere Zukunft zu schaffen?
         

         Zur ersten Frage: Die Quellen zeigen, dass das «Warum» und das «Wie» sich gemeinsam
            zwischen 1989 und 1999 entwickelten, praktisch drei Drehungen eines Sperrhebels durch
            amerikanische Präsidenten – eines Werkzeugs, das nur die Bewegung in eine Richtung
            erlaubt. Die erste Drehung erfolgte 1990. Als er nach dem Mauerfall gefragt wurde,
            ob er zum Erreichen der deutschen Einheit einen Kompromiss mit Moskau über die Zukunft
            der NATO schließen würde, antwortete Präsident George H.W. Bush: «Zum Teufel damit.» Der Grund
            für diese Haltung – sein «warum» – war die feste Überzeugung, man müsse sicherstellen,
            dass eine erweiterte atlantische Allianz über den Kalten Krieg hinaus die dominierende
            Sicherheitsorganisation bleibe.
         

         Um dieses Ziel zu erreichen, stellte sich Bush gegen alle Optionen – auch die von
            seinen westdeutschen Verbündeten vorgeschlagene stufenweise Erweiterung –, die weniger
            anstrebten als eine Ausweitung der vollen Sicherheitsgarantie über die innerdeutsche
            Grenze von 1989 hinaus. Seine Versuche, die führende Rolle der NATO dauerhaft zu machen, waren weder überraschend noch ungerechtfertigt, da die von der
            Allianz verankerte Ordnung des Kalten Kriegs für Washington erfolgreich gewesen war.
            Die Verteidigung einer bestehenden, amerikanisch geführten Institution durch den Präsidenten
            hatte auch die Macht eines Präzedenzfalls. Wenn internationale Organisationen sich
            erst einmal befestigt haben, bleiben sie bestehen. Als dominierende europäische Sicherheitsorganisation
            folgte die NATO diesem Muster. Überraschend war aber Bushs Fähigkeit, die Ergebnisse seiner Anstrengungen
            als «neue Weltordnung» hinzustellen, denn das war sie nicht.
         

         Seine Strategie provozierte auch die heikle Frage, was es kosten werde, standhaft
            die Notwendigkeit der Ausweitung von Artikel 5 nach Osten zu vertreten, während man
            die Sowjetunion davon zu überzeugen suchte, Deutschland die Vereinigung zu erlauben.
            Bush wandte sich zur Begleichung dieser Kosten geschickt an Bundeskanzler Kohl. Kohl
            hatte große Taschen und war bereit, Moskaus Preis zu bezahlen, um sein geteiltes Land
            zu vereinigen. Gemeinsam erreichten Bush und Kohl am 3. Oktober 1990 sowohl die deutsche
            Einheit als auch die Ausweitung des durch Artikel 5 gesicherten NATO-Gebiets über die Grenzlinie des Kalten Kriegs hinaus. Dieser doppelte Erfolg schuf
            einen wichtigen Präzedenzfall, und besser noch: Washington und Bonn brachten Moskau
            dazu, beide Komponenten schriftlich anzuerkennen. Damit vollendeten sie die erste
            Drehung des Sperrhebels.
         

         Der Putschversuch in Moskau 1991 und die unerwartete Auflösung der Sowjetunion schufen
            jedoch gewaltige neue Unsicherheiten – nicht zuletzt über ihr nukleares Arsenal. Noch
            komplizierter wurden die Dinge durch den unglücklichen Zeitpunkt mehrerer wichtiger
            Ereignisse. Der entstehende russische Staat war 1991–1992 für die Zusammenarbeit mit
            Amerika am offensten, zu einem Zeitpunkt, als die USA nicht nur auf den Ersten Golfkrieg und eine Präsidentenwahl fixiert waren, sondern
            auch auf einen Personalwechsel im Weißen Haus. Während die politische Führung in Washington
            mit diesen dramatischen Ereignissen fertig werden musste, begann sich das Zeitfenster
            für die Schaffung einer kooperativeren Ordnung mit Russland nach dem Kalten Krieg
            allmählich zu schließen.
         

         Verschiedene Handlungen zu der Zeit, als das Fenster noch offen war, hätten weitreichende
            Folgen haben können. Ein Überdenken von Maßnahmen der Regierung Bush, etwa ein Schuldenerlass
            für Russland, hätte der jungen Demokratie in Moskau helfen können. Mitte 1993, als
            Clinton den größten Teil seines Teams ausgewählt hatte, schwächten Hyperinflation
            und Korruption bereits die Aussichten der Demokratie, und Jelzin und die Extremisten
            im Parlament waren auf Kollisionskurs. Unterdessen hatten mittel- und osteuropäische
            Staaten, die sich gerade vom Warschauer Pakt befreit hatten, ihren Wunsch nach der
            NATO-Mitgliedschaft klargemacht – und als es hart auf hart kam, unterstützte Clinton ihre
            Haltung, nicht zuletzt weil er glaubte, die Erweiterung der Allianz werde ganz Europa
            stabilisieren. Dieser Glaube war sein «Warum» für die Erweiterung.
         

         Sobald er im Amt war, versuchte Clinton dennoch, die Kooperation mit Moskau durch
            die Art, wie er die NATO-Vergrößerung umsetzte, aufrechtzuerhalten: eine schrittweise Partnerschaftsstrategie,
            die Staaten, die gut als Partner zusammenarbeiteten, Sicherheitsgarantien in Aussicht
            stellte. Die auf Initiative des Pentagon – nicht zuletzt des Generalstabschefs General
            John Shalikashvili, der im Auftrag des Präsidenten die Idee in seinem Geburtsland
            Polen propagierte – gestartete strategische Vision war nicht übermäßig populär, aber
            sie funktionierte. Verkörpert in der Partnerschaft für den Frieden bot die Strategie
            einen Kompromiss, der für die Schlüsselakteure annehmbar war, sogar für Polen (auch
            dank Shalikashvilis persönlicher Diplomatie). Diese Partnerschaft bot auch Optionen
            für postsowjetische Staaten – wiederum bemerkenswerterweise mit Moskaus Zustimmung –
            und hätte eine langfristige Lösung für die baltischen Staaten, sogar für die Ukraine
            werden können, während sie gleichzeitig die Zusammenarbeit mit Russland bewahrte.
            Gemeinsames Handeln mit Russland in Bosnien zu dieser Zeit zeigte überdies, dass praktische
            militärische Kooperation und die PfP einander förderten.
         

         Kurz gesagt, die PfP ermöglichte das gleichzeitige Bewältigen vieler Problemfälle
            auf dem unberechenbaren europäischen Schachbrett nach dem Kalten Krieg. Wahrscheinlich
            aus diesem Grund schätzte Clinton den Nutzen dieses Konzepts anfangs sehr hoch ein.
            Gegenüber NATO-Generalsekretär Solana äußerte er 1996, die PfP «hat sich als größer erwiesen, als
            wir erwartet haben – mit mehr Ländern und substanziellerer Zusammenarbeit. Sie ist
            eigenständig zu etwas Wichtigem gewachsen.»[3]
         

         Sie war etwas zu erfolgreich. PfP-Gegner innerhalb des Regierungsapparats drängten
            den Präsidenten, nicht dabei stehenzubleiben. Geschickt stellten sie das Aufschieben
            von Artikel 5 als Vetorecht für Moskau dar und traten stattdessen für die schnellstmögliche
            Ausweitung dieser Garantie auf verdienstvolle neue Demokratien ein. Hier war die Interaktion
            mit russischen Wünschen besonders wichtig. Jelzins tragische Gewaltanwendung gegen
            seine Gegner in Moskau und Tschetschenien, dazu der alarmierende Erfolg reformfeindlicher
            Nationalisten, bestärkten Forderungen nach einer Absicherung gegen die potenzielle
            Erneuerung der russischen Aggression. Diese Forderungen, außerdem die Beziehungen
            zu den polnischen und tschechischen Präsidenten Wałęsa und Havel, beeinflussten zunehmend
            den amerikanischen Präsidenten. Er durfte auch innenpolitischen Druck nicht außer
            Acht lassen. 1992 hatte er die Wahlen knapp gewonnen, und wenn er eine zweite Amtszeit
            wollte, durfte er den Erfolg der erweiterungsfreudigen Republikaner bei den Zwischenwahlen
            1994 nicht ignorieren. All diese Überlegungen wirkten zusammen, um Clinton zur Entscheidung
            für die Artikel 5-Garantie für alle zu bringen. Er verwarf die Option einer schrittweisen
            Partnerschaft und führte Ende 1994 die zweite Drehung des Sperrhebels aus. Von da
            an strebte seine Regierung eine einheitliche NATO-Erweiterung mit voller Sicherheitsgarantie an. Eine unglückliche Folge war, dass
            Russland die Partnerschaft für den Frieden für eine Finte hielt, obwohl das nicht
            stimmte.
         

         Die Bedeutung dieser zweiten Drehung wurde mit der Zeit sichtbar. Clinton hatte zu
            Beginn seiner Präsidentschaft das Ziel erklärt, die Ordnung des Kalten Kriegs nicht
            zu wiederholen, d.h. keine neue Linie durch Europa zu ziehen. Staatdessen wollte er
            eine andere Lösung finden, um die transatlantische Sicherheit zu erhalten. Durch die
            PfP hätte er auf den Vancouver-bis-Wladiwostok-Vorschlag der Bush-Ära hinarbeiten
            können – den Versuch, eine reale (und nicht nur rhetorische) neue Weltordnung zu schaffen,
            die einen großen Teil der nördlichen Hemisphäre und all ihre Zeitzonen einbezogen
            hätte. Sobald aber die Partnerschaft für den Frieden aufgegeben war, wurde eine neue
            Trennungslinie unvermeidlich. Die Frage war nur, wie nah an der russischen Grenze
            sie gezogen werden würde, mit anderen Worten, wo beide Seiten ihr Patt erreichen würden.
         

         Die Hoffnungen auf eine dauerhafte Sicherheitskooperation zwischen den USA und Russland schwanden nicht gleich. Gemeinsame Anstrengungen im ehemaligen Jugoslawien
            gingen weiter, doch die Zwietracht nahm zu und führte zum Zusammenstoß am Flughafen
            von Pristina im Juni 1999 und der Konfrontation zwischen Clinton und Jelzin in Istanbul
            im November. Diese und frühere Zusammenstöße zwischen Washington und Moskau schufen
            Narben, zerstörten Vertrauen und senkten die Bereitschaft beider Seiten zur Kooperation.
            Die Wirkung war kumulativ, noch bevor Jelzin Putin als Nachfolger auswählte. Der russische
            Außenminister Igor Iwanow erinnerte sich später, dass sich bis dahin schon ein Bodensatz
            von Misstrauen angesammelt hatte.
         

         Kritiker innerhalb wie außerhalb der Regierung sagten Clinton, Washingtons Art der
            NATO-Erweiterung verwässere die Allianz, demütige Moskau und untergrabe die Rüstungskontrolle.
            Diese Kritik verlangsamte aber nicht die stete Bewegung der Politik zu maximalistischen
            Positionen. Die Frage in der Regierung lautete nicht mehr, wie die NATO zu erweitern sei, sondern wie weit – und die Antwort war: «bis zum Baltikum». Starke
            Winke von skandinavischen Verbündeten, die für eine Form von Abstufung eintraten,
            konnten den Schwung der Erweiterung nicht bremsen.
         

         Clintons Entscheidung, auf dem Washingtoner Gipfel im April 1999 die baltischen Wünsche
            nach dem NATO-Beitritt zu begrüßen, stellte die dritte Drehung des Sperrhebels dar. Die Allianz
            schloss damit andere Optionen aus und würde sich auf ein Gebiet erstrecken, das Moskau
            als Teil der früheren Sowjetunion betrachtete. Die Vereinigten Staaten konnten mit
            Recht betonen, sie hätten den Anschluss der baltischen Staaten an die UdSSR nie anerkannt,
            doch das änderte nichts an der politischen Wirkung der Entscheidung. Zusammen mit
            Putins Einsetzung als amtierender Präsident im Dezember desselben Jahres bedeutete
            diese Entscheidung, dass 1999 mit der Etablierung einer Ordnung endete, die sehr der
            des Kalten Kriegs ähnelte: Misstrauen zwischen Moskau und Washington und ein Europa,
            das in Teile mit dem Schutz von Artikel 5 und andere zerfiel, wobei die Trennlinie
            nun weiter östlich lag.
         

         Dieses Ergebnis erfüllte nicht die Hoffnungen von 1989 – unter anderem den Glauben,
            die liberale internationale Ordnung habe sich endgültig durchgesetzt und Bewohner
            aller Staaten zwischen Atlantik und Pazifik, nicht nur der westlichen, könnten nun in ihr
            kooperieren. Die Ursache dafür ist eher im Handeln der Staatschefs zu suchen als in
            strukturellen Faktoren. Amerikanische wie russische Staatschefs trafen wiederholt
            Entscheidungen, deren Resultate nicht nur hinter jenen Hoffnungen zurückblieben, sondern
            sogar ihren erklärten Absichten widersprachen. Bush redete über ein ganzes, freies
            und friedliches Europa, und Clinton verkündete wiederholt seinen Wunsch, keine Linie
            zu ziehen. Doch durch ihr Handeln förderten beide schließlich eine Trennlinie durch
            Europa. Gorbatschow wollte die Sowjetunion retten, Jelzin wollte Russland demokratisieren,
            und beide strebten auf unterschiedliche Weise eine gleichberechtigte Partnerschaft
            mit dem Westen an. Doch auf lange Sicht scheiterten auch sie.
         

         Andere Russen erlebten ebenfalls, dass ihre Demokratisierungsabsichten zu enttäuschenden
            Resultaten führten. Der ehemalige Außenminister Andrei Kosyrew schrieb in seinen Memoiren,
            der Putschversuch vom August 1991 habe das «demokratische Potenzial» Russlands enthüllt
            und damit «einen wichtigen historischen Präzedenzfall geschaffen.» Aus diesem Grund
            war der Triumph des Volkes über die Reaktionäre «der höchste moralische und politische
            Punkt, den das russische Volk je erreichte.» Er zeigte, dass die Russen nicht zurück
            zum autoritären System wollten; sie wollten den Erfolg der Transformation und den
            Weg zu einer besseren Zukunft. Wegen solcher Ansichten lobte Talbott Kosyrew nach
            dessen Entlassung 1996 als einen wahren Gläubigen an das Potenzial dieser besseren
            Zukunft. Nach den Worten des Amerikaners war Kosyrew «ein wenig wie Gorbatschow: verachtet,
            mit Fehlern behaftet, eine Spur bedauernswert, aber in gewisser Art heroisch und keineswegs
            endgültig ‹widerlegt›». Talbott fügte hinzu, falls es Russland schließlich gelinge,
            dauerhaft zur Demokratie zu werden, «wird Kosyrew sich als Prophet herausstellen,
            der in seiner Zeit und seinem Land nichts galt.»[4]
         

         Auch Bewohner der früheren Warschauer Pakt-Staaten und Sowjetrepubliken erlebten Resultate,
            die nicht den anfänglichen Hoffnungen entsprachen. Obwohl solche Staaten wiederholt
            sagten, sie wollten nicht in einer Grauzone landen, traf das auf einige zu. Die Völker
            von Belarus, Georgien und der Ukraine strengten sich an, ihre Beziehungen zu Russland
            zu definieren und manchmal auch ihre Grenzen zu ihm zu verteidigen. Frühere Warschauer
            Pakt-Staaten erlebten ihre eigenen Ungewissheiten. Obwohl ihnen der Beitritt zur NATO (und schließlich auch zur EU) gelang, sahen sie, dass solche Mitgliedschaften nicht
            automatisch ihre demokratischen Transformationen zementierten, und wie der Rest des
            Kontinents erlebten sie wachsende Spannungen mit Russland.
         

         Im 21. Jahrhundert wurde zunehmend klar, dass der Druck, gleichzeitig eine Demokratie
            und eine Marktwirtschaft aufzubauen, einen fruchtbaren Boden für moderne, sowjetisch
            geschulte Antidemokraten wie Putin schuf. Sobald er die Macht fest in Händen hielt,
            begann er die demokratische Transformation schrittweise zurückzudrehen und alte Gewohnheiten
            der Konkurrenz mit dem Westen wiederaufzunehmen. Amerikanische und russische Entscheidungen
            hatten inzwischen auf kumulative Art zusammengewirkt – verschärft durch das unglückliche
            Timing der Ereignisse –, um den Beziehungen zwischen USA und Russland eine Richtung zu geben, die den Hoffnungen nach dem Ende des Kalten
            Kriegs nicht entsprach.
         

         Nun zur zweiten Frage: Gab es praktikable Alternativen zu den Entscheidungen amerikanischer
            und russischer Staatsführer, insbesondere Alternativen für Washington, die den Erweiterungsprozess
            vielleicht besser den langfristigen Interessen der USA angepasst und die Erweiterung zu geringeren politischen Kosten erlaubt hätten? Zugespitzter
            gesagt: Angesichts dessen, dass Russland, sobald es sich vom politischen und wirtschaftlichen
            Zusammenbruch erholte, wegen seiner Größe und atomaren Bewaffnung sicherlich wieder
            ein Hauptakteur sein würde, wäre es nicht besser gewesen, dieses Problem vorwegzunehmen,
            indem man Moskau ein größeres Mitspracherecht und einen sicheren Platz in einer gemeinsamen
            Sicherheitsstruktur einräumte? Die Antwort ist ein eingeschränktes Ja.
         

         Es ist eingeschränkt, weil die erneuten Spannungen von heute weitgehend von Russlands
            eigenen Entscheidungen herrühren. Wie weiter oben besprochen, erwies sich Jelzins
            Entschluss, 1994 in Tschetschenien Gewalt anzuwenden, als tragisch, vor allem nach
            dem Wahlerfolg der Extremisten im Dezember 1993. Die Kombination dieser Ereignisse
            erschreckte die Nachbarstaaten und verminderte die Aussichten auf eine erfolgreichen
            Ablösung Russlands von seiner undemokratischen Vergangenheit. Schlimmer noch, der
            in den späten 1990er Jahren wieder aufflammende Konflikt in Tschetschenien machte
            Putin populär. Weil Tschetschenien so ein schwerer Fehler war, kann man unmöglich
            sagen, ob Moskaus Reaktionen auf eine andere Art der NATO-Erweiterung weniger selbstverletzend gewesen wären. Und nicht zuletzt hatten mittel-
            und osteuropäische Demokratien zweifellos ein moralisches und souveränes Recht, die
            Entscheidungen zu treffen, die sie für ihre Sicherheit am besten hielten, und das
            bedeutete für sie, so schnell wie möglich der NATO beizutreten.
         

         Es ist jedoch nicht unvernünftig, darüber zu spekulieren, dass auf lange Sicht die
            Priorität einer Sicherheitsordnung unter Einbeziehung Russlands die Spannungen zwischen
            den beiden atomaren Supermächten – und damit die Spannungen für ganz Europa – vielleicht
            vermindert und beide Seiten dem Ziel der Konfliktvermeidung näher gebracht hätte.
            Für kurze Zeit existierte eine solche Ordnung in Form der Partnerschaft für den Frieden.
            Die PfP bot Russland einen akzeptablen Platz – Jelzin nannte die Idee «brillant» –
            und erhielt zugleich die Möglichkeit aufrecht, dass die NATO neue Mitglieder aufnahm. Anders gesagt, die PfP versetzte Washington in die Lage,
            nicht zu früh zwischen Russland, Mittel- und Osteuropa und postsowjetischen Republiken
            wie den baltischen Staaten und der Ukraine wählen zu müssen. Selbst für den Fall einer
            Rückkehr Russlands im 21. Jahrhundert zur Autokratie und einer bedrohlichen Haltung
            hätte die PfP die westlichen Optionen dadurch offengehalten, dass sie als Reaktion
            auf diese erneuerten Bedrohungen den Weg zur NATO-Vollmitgliedschaft erlaubte. Und schließlich war die Partnerschaft für Mittel- und
            Osteuropäer zwar viel weniger reizvoll als die NATO-Mitgliedschaft, aber sie verstanden, dass ihre Offenheit Optionen für die postsowjetischen
            Staaten bot und das Bündnis nicht. Die PfP hatte den großen Vorteil, die Maxime Winston
            Churchills zu verkörpern: «Im Sieg: Großmut.»[5]
         

         Der Erfolg Churchills und anderer Strategen beim Vermeiden von Konflikten zwischen
            früheren Gegnern nach dem Zweiten Weltkrieg hatte auf diesem Prinzip beruht, bestärkt
            durch die Notwendigkeit, sich gegen einen neuen Feind zu verbünden. Die Welt hätte
            nach 1945 ganz anders ausgesehen, wenn die Vereinigten Staaten die Europäer sich selbst
            überlassen hätten. Hätte es in den 1990er Jahren etwas ähnliches gegeben wie die Diplomatie
            der Nachkriegszeit, so hätte sie eine andere Zukunft hervorbringen können. Die NATO hätte durch die Umsetzung einer bedächtigen Erweiterung, das vorrangige Anstreben
            der atomaren Abrüstung und die Kooperation mit Russland eine solche Diplomatie vertreten
            können. Michael McFaul, der ehemalige US-Botschafter in Moskau, hat zurecht geschrieben:
            «Russland war nicht dazu verurteilt, zur Konfrontation mit den Vereinigten Staaten
            oder dem Westen zurückzukehren.» Was geschah, hätte nicht geschehen müssen.[6]
         

         Neben vielen anderen Folgen hätte ein solcher Rahmen Chancen für Amerikaner, Europäer
            und Russen geschaffen, im Verhältnis zu China zusammenzuarbeiten. Statt die Konfrontation
            des Kalten Kriegs zu erneuern, hätte ein solcher Rahmen weitreichende Kooperation
            angesichts der Herausforderungen durch die Volksrepublik ermöglicht. Clinton spürte
            bereits die Notwendigkeit, die Verteidigungsstrategie der USA neu auf Asien auszurichten, wie er Senatoren bei der SNOG-Sitzung im Juni 1997 mitteilte. Er glaubte irrtümlich, eine entschiedene NATO-Erweiterung werde langfristig militärische Ressourcen der USA in Europa für einen solchen Kurswechsel freimachen.
         

         Mehr öffentlicher Freimut von sachkundigen Insidern über die einander ausschließenden
            Optionen hätte damals vielleicht geholfen. Selbst ein so entschiedener Unterstützer
            der NATO wie der damalige Senator Joseph Biden spürte, dass ihm Antworten auf die Schlüsselfragen
            fehlten: Vergrößerung, ja, aber zu welchen Kosten für das Verhältnis zu früheren Sowjetrepubliken
            und für die nukleare Abrüstung? Biden befragte einen erfahrenen Zeugen, den früheren
            US-Botschafter in der Sowjetunion, Jack Matlock, bei einer Senatsanhörung über die
            NATO-Erweiterung am 30. Oktober 1997. Matlock antwortete, obwohl der Kalte Krieg vorüber
            sei, bleibe «die ernsteste potenzielle Bedrohung für die Sicherheit des amerikanischen
            Volkes … Massenvernichtungswaffen aus russischen Arsenalen». Biden antwortete: «Ich
            teile diese Sorge.» Die NATO-Erweiterung in der 1997 beschlossenen Form werde nach Matlocks Meinung diese Bedrohung
            nicht eindämmen und könne sogar «die Anstrengung untergraben». Biden kam zu dem Schluss:
            «Die Fortsetzung der Partnerschaft für den Frieden, die sich als viel robuster und
            erfolgreicher herausstellte, als wohl irgendjemand am Anfang meinte, wäre vielleicht
            ein besserer Weg gewesen.»[7]
         

         Die Partnerschaft hätte auch ihren schärfsten Kritikern, den mittel- und osteuropäischen
            Ländern, bei einer dauerhafteren Demokratisierung helfen können. Sozialwissenschaftler
            fanden später heraus, dass nicht die NATO-Mitgliedschaft diese Länder zur Vollendung ziviler und militärischer Reformen antrieb,
            sondern der Beitrittsprozess. Beobachter des Kongresses und andere warnten davor,
            Länder vor der Etablierung starker demokratischer Institutionen in die NATO aufzunehmen. Hätte die PfP so überlebt, wie sie ursprünglich umgesetzt wurde, so
            hätten potenzielle Verbündete – wenn auch mit zusammengebissenen Zähnen – sich die
            NATO-Mitgliedschaft über einen längeren Zeitraum verdienen müssen, und das hätte sie vermutlich
            widerstandsfähiger gegenüber späteren Angriffen auf die Demokratie gemacht.
         

         Und während die NATO zu schnell bei der Erweiterung war, war die EU zu langsam. Die Vergrößerung der Allianz
            erlaubte es der EU, die eigene Erweiterung aufzuschieben und neue Demokratien stattdessen
            an die NATO zu verweisen. Durch diese Verschiebung taten europäische Regierungschefs in der entscheidenden
            Frühzeit der Demokratisierung im Osten weniger, als sie konnten. Die EU schloss inoffiziell
            auch den Beitritt Russlands aus und gab der Erweiterung durch Österreich, Finnland
            und Schweden Priorität. Im Jahrzehnt nach den bemerkenswerten Ereignissen von 1989
            traten nur diese drei Staaten – und keiner aus dem ehemaligen Ostblock – der EU bei.
         

         Selbst ohne die PfP gab es für die Clinton-Regierung aber noch Alternativen. Der letzte
            demokratische Präsident vor Clinton, Jimmy Carter, sagte am 4. September 1978, als
            er auf dem Weg zum Gipfeltreffen in Camp David war, das ihm den Friedensnobelpreis
            einbrachte: «Kompromisse werden unvermeidlich sein. Ohne sie ist kein Fortschritt
            zu erwarten. Flexibilität wird der Kern unserer Hoffnungen sein.»[8] Auch wenn Clinton die NATO-Erweiterung mit vollen Sicherheitsgarantien genauso durchgeführt hätte, hätte es
            für Washington noch mindestens fünf Möglichkeiten gegeben, ein besseres Verhältnis
            zu Russland zu erhalten.
         

         Erstens hätte man Russlands Behauptung, es habe die deutsche Wiedervereinigung im
            Austausch für die Garantie erlaubt, es werde keine NATO-Erweiterung geben, nüchtern diskutieren können, statt sie sofort abzuweisen. Wie
            deutsche Diplomaten betonten, war Moskaus Behauptung in der Sache zwar falsch, besaß
            aber psychologisches Gewicht. Für ein Land, das sehr viel Wert darauf legt, wie es
            angesprochen wird, hätte eine etwas respektvollere Rhetorik in dieser Frage Mitte
            der 1990er Jahre einen Vorteil bei geringen Kosten erbringen können.
         

         Ein zweites Zugeständnis – eine von Moskau geforderte Namensänderung der Allianz unter
            Beibehaltung aller anderen Aspekte – hätte ebenfalls Vorteile bei begrenzten Kosten
            erbringen können. Das atlantische Bündnis war seit langem über die Küsten des Atlantiks
            hinausgewachsen und definierte das ganze Mittelmeer als einen Teil dieses Ozeans,
            um rechtfertigen zu können, dass es seine Schiffe soweit nach Osten wie möglich schickte.
            Es besaß mit der Türkei sogar ein Mitglied am Schwarzen Meer.
         

         Drittens hätte das Bündnis nach der Erweiterungsrunde im März 1999 eine Pause einlegen
            können, statt sofort Gespräche mit neun weiteren Ländern zu beginnen, während es in
            einem umstrittenen Kampfeinsatz im Kosovo stand. Dieser Konflikt hatte weitreichende
            Folgen wegen der Empörung, die er in Moskau durch seine Kombination mit dem Start
            dessen erzeugte, was zur «Big Bang»-Erweiterungsrunde 2004 werden sollte. Eine Pause
            zwischen den Runden hätte Beitrittswillige nervös gemacht, aber Washington hatte früher
            schon andere Länder beruhigt und hätte es erneut tun können.
         

         Viertens – ein spekulativerer Gedanke – hätten die Sorgen finnischer und schwedischer
            Politiker mehr Beachtung finden können. Frühere Diskussionen über eine nordische Sicherheitsorganisation,
            nun auch unter Einbezug der baltischen Staaten, hätten wiederaufgenommen werden können
            oder man hätte bilaterale Verträge mit den baltischen Staaten abschließen können.
            Stattdessen wurde die NATO für das Gebiet direkt verantwortlich, ohne strategische Tiefe in der Region zu schaffen.
            Noch 2016, nach über einem Jahrzehnt NATO-Mitgliedschaft, zeigten simulierte Kriegsspiele der RAND-Stiftung, dass russische Truppen die baltischen Hauptstädte binnen weniger Stunden
            einnehmen konnten. Natürlich gab es andere Wege, in solch einem Szenario gegen Moskau
            zurückzuschlagen. Ein anderer Analyst schrieb, es solle das Ziel der NATO sein, «einen Kampf im Baltikum zum unkalkulierbaren Risiko für Russland zu machen»,
            vor allem durch «die Erhaltung von Unsicherheit und strategischer Flexibilität durch
            Luft- und Marinekräfte.» Doch die Zusammenfassung des RAND-Berichts war ernüchternd: Ein Angriff auf das Baltikum würde der NATO «eine begrenzte Zahl von Optionen übriglassen, jede davon schlecht.»[9]
         

         Fünftens hätte die langjährige Praxis der NATO, unterschiedliche praktische Formen der Mitgliedschaft unter einem größeren Artikel 5-Schirm
            zu erlauben – wie die dänischen/norwegischen, französischen, spanischen und ostdeutschen
            Varianten – Präzedenzfälle für den weniger konfrontativen Beitritt neuer Verbündeter
            schaffen können. Durch einige dieser unterschiedlichen Abkommen hatte die Allianz
            bereits begonnen, mit Beschränkungen der Stationierung von Truppen und Atomwaffen
            zu leben. Obwohl sie aus Sicht Washingtons nicht ideal waren, hatte es sie akzeptiert
            und hätte das erneut tun können. Mittel- und osteuropäische Länder hätten beispielsweise
            wie die skandinavischen behandelt werden können, denn nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion
            hatten sie ein gemeinsames Merkmal: die Lage in einer Region, die nah bei Russland
            lag, aber nicht von ihm kontrolliert wurde.
         

         Statt dieser praktikablen Alternativen hatte die Clinton-Regierung bis 1999 aber eine
            offene Straße für die Osterweiterung der NATO gesichert. Sie hatte dafür die Lösung von Bush und Kohl übernommen: Moskau zu kaufen.
            Nachdem Clinton und seine Berater das Weiße Haus verließen, konnten sie nur mit großer
            Sorge beobachten, wie Bushs Sohn, George W. Bush, die Schlüssel zum NATO-Wagen nahm und damit diese offene Straße entlang raste. Unter anderem besuchte Bush
            die NATO-Gipfel 2006 in Lettland, den ersten auf früher sowjetischem Boden, und 2008 in Bukarest,
            wo er auf den Beitritt Georgiens und der Ukraine drängte. Für Putin erwies sich der
            Bukarester Gipfel – der nach Bushs Invasion im Irak 2003 und der Entscheidung 2007
            kam, eine Raketenabwehr in Form von zehn Abfangeinrichtungen in Polen und einer Radarstation
            in der Tschechischen Republik zu errichten, alles zur Zeit der «Farbenrevolutionen»
            in postsowjetischen Staaten – als Belastungsgrenze.
         

         Da die Allianz keine Mitglieder aufnimmt, die in militärische Konflikte verwickelt
            sind, beschloss Putin, die bestehenden Konflikte mit Georgien 2008 und mit der Ukraine
            2014 gewaltsam auszuweiten. Die Hoffnung, solche bewaffneten Konflikte seien endgültig
            vorüber, hatte die Ära nach dem Kalten Krieg lange Zeit geprägt. Moskaus Handeln signalisierte,
            dass diese Ära vorbei war. Putin vergrößerte auch den russischen Militärhaushalt,
            entwickelte neue Fähigkeiten zur Raketenabwehr und Weltraumkriegführung und begann
            mit der Modernisierung des Atomarsenals. Als Reaktion darauf legten die Regierungschefs
            der Allianz nicht nur den NATO-Russland-Rat auf Eis, sondern «jede praktische Zusammenarbeit zwischen der NATO und Russland.»[10] Wenn wir die heutige Situation anderen möglichen Ergebnissen einer Neugestaltung
            der Ordnung nach dem Kalten Krieg gegenüberstellen, sehen wir, wie sehr die jetzige
            Lage hinter besseren Alternativen zurückbleibt. 1993 schrieb der Russlandexperte Stephen
            Sestanovich vorausschauend in der New York Times, man könne zwar «echte Zweifel an den vielen Formen von Hilfe» hegen, die für die
            Kooperation mit Russland vorgeschlagen worden seien, «aber diese Zweifel sind nichts
            im Vergleich zu der Frustration und Machtlosigkeit, die wir empfinden werden, wenn
            die russische Demokratie scheitert.»[11]
         

         Was waren die Kosten der Erweiterung in ihrer realen Form, und wie trug sie dazu bei,
            die Ära zwischen Kaltem Krieg und Corona-Pandemie zu prägen? Anders gesagt, hatte
            George Kennan recht? War die Erweiterung im Rückblick eine schlechte Idee?
         

         Jede ernsthafte Antwort auf die letzte Frage führt zu einer weiteren: Schlecht für
            wen? Die mittel- und osteuropäischen Länder, die sich intensiv um den Beitritt bemühten,
            hatten das Recht, ihr Bündnis zu wählen, und waren zurecht begeistert, als sie NATO-Vollmitglieder mit dem sofortigen Schutz durch die Sicherheitsgarantie von Artikel 5
            wurden. Doch die Ukraine wurde im Stich gelassen, ebenso andere postsowjetische Republiken.
            Und die größte Herausforderung im Europa nach 1989 war die Integration Russlands.
            Ein Gleichgewicht dieser drängenden Fragen herzustellen, war eine atemberaubende Aufgabe
            für Washington, deshalb hätte es versuchen sollen, die Entscheidung nicht zu früh
            zu treffen.
         

         Meistens bedeutet die Frage: «War die NATO-Erweiterung schlecht?» aber etwas anderes: «War sie schlecht für die USA?» Um sie zu beantworten, müssen wir Kosten und Nutzen für Amerika abwägen. Bush wie
            Clinton kannten die Kosten-Nutzen-Rechnung. Sie führte ersteren nach dem Beitritt
            des ostdeutschen Gebiets zum Innehalten, als er merkte, dass die Sowjetunion zusammenbrach,
            und letzteren zunächst zu einem partnerschaftlichen Ansatz bei der Erweiterung, weil
            er hoffte, den nach 1989 herrschenden Geist der Zusammenarbeit mit Moskau zu erhalten.
            Clinton betonte immer wieder, der entscheidende Punkt sei nicht, ob man neue Verbündete aufnehme, sondern «wann und wie.»[12] Er sah den Nutzen der Erweiterung, aber wie Bush machte er sich Sorgen über die
            Wirkung auf Moskau und strebte einen stabilen Kompromiss an.
         

         Doch die Versuchung, ohne ausreichende Analyse der Konsequenzen weiterzumachen, erwies
            sich zuletzt als unwiderstehlich. Verfechter der unbegrenzten Erweiterung erkannten
            scharfsinnig, sie könnten das «und wie» aus den Worten des Präsidenten streichen und
            so eine machtvolle Parole prägen – die Frage der NATO-Erweiterung laute: «nicht ob, sondern wann.» Was aber in der Rhetorik funktionierte,
            funktionierte nicht in der Realität. Es ist unmöglich, die Frage, ob die Erweiterung
            eine gute Idee war, von ihrer Umsetzung zu trennen. Wegen der Kosten nützte die Art,
            wie Washington die Erweiterung schließlich umsetzte, den amerikanischen Interessen
            langfristig weniger, als es möglich gewesen wäre.
         

         Eine andere Art zu messen, ob die Erweiterung eine gute Idee war, sind ihre Kosten
            für andere Länder. Seit die NATO sich vergrößerte, hat Russland keines der neuen Mitgliedsländer angegriffen. Korrelation
            ist zwar keine Kausalität, aber es ist schwer vorstellbar, dass die NATO-Mitgliedschaft irrelevant für dieses Ergebnis war. Obwohl die neuen Verbündeten aber
            physischen Angriffen entgingen, haben sie Cyberangriffe und andere Formen der Aggression
            durch Moskau erlebt. Auf bedeutsame, aber schwer zu messende Art untergrub Russland
            die Stabilität in Europa. Es benutzte verschiedene Mittel, um die Erosion demokratischer
            Praktiken und Normen in Mittel- und Osteuropa zu fördern. Die NATO-Mitgliedschaft hat solche Rückfälle nicht verhindert. So hat etwa Viktor Orbán, der
            ungarische Aktivist, der 1989 durch seine Rede prominent wurde, als Regierungschef
            die Demokratisierung seines Landes zurückgedreht, obwohl es in der NATO ist, und Ungarn zum ersten EU-Mitglied gemacht, das als nichtdemokratische Autokratie
            eingestuft wird. Polen und andere Staaten haben in ähnlicher Weise viele ihrer relativ
            neuen demokratischen Gesetze und Normen ausgehöhlt.
         

         Überdies hat die NATO die Artikel 5-Garantie auch Ländern gegeben, die in Gefahr sind, sich darauf berufen
            zu müssen. Deswegen sind amerikanische Panzer nach Europa zurückgekehrt, was das Gefühl
            der Konfrontation verstärkt hat. Ein Zyniker würde sagen, nachdem die Funktion der
            NATO durch das Ende des Kalten Kriegs in Frage gestellt wurde, erweiterte sie sich, bis
            sie wieder notwendig wurde. Eine nuanciertere Ansicht ist, dass die Allianz sich nicht
            auf die Art zu erweitern brauchte, wie sie es tat, und nicht in die ehemalige Sowjetunion
            hinein. Wenn sie es aber tun wollte, hätte sie Moskaus Position mehr Aufmerksamkeit
            widmen sollen. 2017 schrieb der Historiker Odd Arne Westad dazu, es sei «klar, dass
            der Westen mit dem postsowjetischen Russland besser hätte umgehen sollen, als er es
            tat», nicht zuletzt, weil «Russland wegen seiner Größe unter allen Umständen ein entscheidender
            Staat in jedem internationalen System bleiben würde.» Oder wie Jelzin 1996 zu Talbott
            sagte: «Russland wird sich wieder erheben.»[13]
         

         Die Kosten für unsere Gegenwart waren erheblich. 2016 beging Putin den 25. Jahrestag
            des Zusammenbruchs der Sowjetunion mit Cyberattacken auf die US-Präsidentschaftswahlen
            zur Unterstützung Donald Trumps, der wenig Nutzen in der atlantischen Allianz sah.
            Russische Mitarbeiter des Militärgeheimdienstes GRU stahlen Dokumente von der Parteiführung der Demokraten, dem Demokratischen Wahlkampfkomitee
            und Hillary Clintons Wahlkampfteam und verbreiteten sie über Wikileaks und fiktive
            Online-Identitäten. Nach Trumps Wahlsieg wurde die Art, wie die NATO und damit die gesamte europäische Sicherheit auf Washington als Garantiemacht von
            Artikel 5 zentriert blieb, auf unerwartete Weise problematisch. Trump behauptete,
            die Kosten der NATO seien höher als ihr Nutzen, und brachte einen amerikanischen Rückzug ins Gespräch.
            Er erneuerte ein anachronistisches Verständnis der amerikanischen Sicherheit, dass
            nämlich die USA die Zugbrücke hochziehen und so viele Mauern wie möglich errichten sollten. Unter
            den vielen problematischen Aspekten von Trumps Drohung waren die Folgen für Europa.
            Die Art, wie die Allianz sich erweitert hat, ohne bedeutende ergänzende militärische
            Gebilde oder regionale Bündnisse zu schaffen, bedeutet, dass die europäische Sicherheit
            auf Washington zentriert bleibt. Ein Rückzug der USA würde ein massives Sicherheitsvakuum in Europa schaffen.
         

         Diese beunruhigenden Ereignisse führen zur letzten Frage: Wie kann ein Verständnis
            dieser Ereignisse Versuche zum Aufbau einer besseren Zukunft anleiten? Die Antwort
            ruht auf drei Prinzipien, deren erstes die Notwendigkeit ist, aus der Not eine Tugend
            zu machen. Konfrontation zwischen dem Westen und Russland ist erneut an der Tagesordnung.
            Obwohl diese Aussage nicht froh macht – die Wiederkehr von Aspekten des Kalten Kriegs
            ist kein Grund zum Feiern –, bietet die Notwendigkeit, sich mit erneuerter Konkurrenz
            aus Moskau auseinanderzusetzen, eine einheitsstiftende Mission, die Risse innerhalb
            der Vereinigten Staaten kitten kann. Während der polarisierenden Trump-Ära waren Demokraten
            und Republikaner nur über weniges einer Meinung, aber zumindest ein Teil der Republikanischen
            Partei war nie glücklich über Trumps Putin-Begeisterung. Sogar der Mehrheitsführer
            im Senat, Mitch McConnell, der Trump ansonsten sehr unterstützte, reagierte gereizt,
            wenn man ihn «Moskau-Mitch» nannte, weil er das Verhältnis des Präsidenten zu Russland
            nicht kritisierte. Das gemeinsame Bewusstsein einer Mission im Verhältnis zu Moskau
            eröffnet den Weg zu einem seltenen innenpolitischen Konsens – einem, der zurück zur
            NATO führt.
         

         Die atlantische Allianz als Ausdruck des intensiven amerikanischen Engagements in
            Europa bleibt die beste Institution für diese Mission. Die Leitplanken in den Beziehungen
            zwischen den USA und Russland sind weitgehend verschwunden, nicht zuletzt, weil George W. Bush, Trump
            und Putin aus fast allen verbliebenen Rüstungskontrollabkommen ausgestiegen sind.
            Würde auch die NATO verschwinden, wären die Folgen katastrophal. Da die durch die Art der Bündniserweiterung
            entstandenen Kosten nicht zurückgeholt werden können, ist der richtige Weg, das Beste
            aus dem Status quo zu machen. Angesichts der von Russland erzeugten Risiken und der
            heutigen Belastungen des transatlantischen Verhältnisses hat es keinen Sinn, sie zu
            vermehren, indem man versucht, die Vergangenheit rückgängig zu machen. Wenn ein Haus
            brennt, ist es nicht ratsam, mit dem Renovieren zu beginnen – egal wie nötig es war,
            bevor das Feuer ausbrach. Der Fokus muss sich auf das Feuer und die Stabilität des
            Gebäudes richten.
         

         Das zweite Leitprinzip ist, dass man eine Krise nicht ungenutzt vorübergehen lassen
            sollte. Washington sollte sich den russischen Herausforderungen stellen, indem es
            die transatlantische Zusammenarbeit aggressiv in den Vordergrund stellt. Dieses Buch
            hat die verpassten Gelegenheiten zur Kooperation mit Russland nach dem Kalten Krieg
            gezeigt. Washington sollte sichergehen, dass es einen weiteren Verlust vermeidet,
            nämlich den der transatlantischen Kooperation, die unter großen Mühen nach dem Zweiten
            Weltkrieg erreicht wurde – besonders mit Frankreich und Deutschland als den wichtigsten
            Machtzentren in Europa. Wenn Madeleine Albright Amerika einmal die unverzichtbare
            Nation nannte, so sind Frankreich und Deutschland ihre unverzichtbaren Partner, umso
            mehr nach dem Brexit. Die Vernunft gebietet es, dass ein kluger Kämpfer in jedem gedanklichen
            oder körperlichen Konflikt nie ohne Grund, zu lange oder allein kämpft. Wenn Washington
            sich neuen Formen des Konflikts mit Moskau stellen muss, sollte es eine erneuerte
            und verstärkte transatlantische Zusammenarbeit suchen. Während des Kalten Kriegs führte
            die gemeinschaftliche Notwendigkeit, sich einer großen Herausforderung zu stellen,
            zur geistigen Konzentration und Überwindung von Differenzen. Im Idealfall wird dieselbe
            Dynamik wieder funktionieren, was auch im Verhältnis zu China nützlich sein könnte.
         

         Ein weiteres Problem, das einen transatlantischen Fokus erfordert, ist die Ukraine.
            Das große Land vor den Toren Europas ist für die europäische Stabilität entscheidend,
            und die verpasste Gelegenheit, ihm in den 1990er Jahren einen Ankerplatz zu geben,
            war folgenschwer. Obwohl das bloße Anstreben ihres verspäteten NATO-Beitritts die gegenwärtigen Spannungen nur vermehren würde, kann der Westen sie auch
            nicht ignorieren. Ihr Konflikt mit Russland wird nicht verschwinden, doch westliche
            Anstrengungen sollten sich darauf konzentrieren, politische statt gewaltsame Mittel
            zur Beendigung des Konflikts zu schaffen, um von einer gegenwärtigen Auseinandersetzung
            zu einer langfristigen Verhandlungslösung der Differenzen zu kommen. Ein solcher Ansatz
            könnte auch auf das Verhältnis zwischen dem Westen und Russland angewandt werden.
            Eine Frage des Historikers Adam Tooze über China passt auch hier: «Wie schnell können
            wir zur Entspannung kommen, d.h. zur langfristigen Koexistenz mit einem Regime, das
            sich von unserem radikal unterscheidet?»[14] Zum Glück hat der Westen historische Erfahrung mit Entspannungspolitik.
         

         Das führt uns zum dritten Leitprinzip: Ein Verständnis der Geschichte kann uns dabei
            helfen, die Zukunft zwar nicht vorauszusagen, aber uns auf sie vorzubereiten. Der
            Beginn einer Pandemie 2020 in einer Zeit politischer Unruhe mag beispiellos gewirkt
            haben, aber das war er natürlich nicht. Die Linie ähnlicher Situationen reicht bis
            in die Antike zurück, und aus literarischen wie historischen Quellen lassen sich Einsichten
            über den Umgang mit solchen Herausforderungen gewinnen. In Sophokles’ König Ödipus klagt Königin Jokaste in einer Zeit der Pest und des Haders über Ödipus: «Er prüft
            nicht/Wie ein besonnener Mann das Neue mit Hilfe des Alten.»[15] Die tragische Ironie des Stücks ist natürlich, dass die Königin recht hat, ohne
            es zu ahnen. Ihr eigenes Schicksal und das ihres Ehemanns Ödipus – ihr verschollener
            Sohn, der unwissentlich seinen Vater erschlagen hatte – zeigt, dass Unwissen über
            vergangene Ereignisse und über die Bedeutung der eigenen Handlungen schreckliche Folgen
            haben kann.
         

         Das Wissen über die Vergangenheit ist dagegen eine starke Ermächtigung. Zwei moderne
            Staatschefs, die das verstanden, waren der französische Präsident François Mitterrand
            und Bundeskanzler Helmut Kohl. 1995 veröffentlichten Mitarbeiter des Auswärtigen Amts
            eine Karte Europas, die die institutionellen Bindungen aller europäischen und postsowjetischen
            Staaten im Jahr zuvor zeigte. Heute ist sie ein erstaunliches historisches Dokument:
            Es gab in der Mitte keine deutliche politische Trennlinie. Zwischen den einander überlappenden
            Gebieten der unterschiedlichen internationalen Organisationen hatte fast jedes Land
            einen Ankerplatz. So entfernte Länder wie Kirgistan und Usbekistan wurden Partner
            der NATO, ohne die Vollmitgliedschaft zu brauchen – und mit unerwarteten Vorteilen. Um dort
            nach dem Beitritt zur PfP Übungen zu erleichtern, gab der US-Kongress Mittel zur Renovierung
            ihrer Flugplätze frei, damit sie für NATO-Flugzeuge benutzbar wurden. Später nutzten amerikanische Maschinen diese modernisierten
            Start- und Landebahnen, um nach den Angriffen auf die USA vom 11. September 2001 dort Spezialkräfte abzusetzen, was die unerwarteten militärischen
            wie politischen Vorteile einer inklusiven Partnerschaft zeigt.
         

         Die Karte des Auswärtigen Amts von 1995 war eine Momentaufnahme, wie weit nach 1989
            der Geist der Kooperation auf einem Kontinent verbreitet war, der viele Jahrzehnte
            der heißen und kalten Kriege ertragen hatte. Mitterrand, der 1996 mit 79 Jahren an
            Krebs starb, dachte in einem seiner letzten Gespräche mit Kohl über den bemerkenswerten
            Frieden und Erfolg ihres Kontinents nach. 50 Jahre nach dem grausamen Krieg, der ihre
            Länder entzweit hatte, hatten Frankreich und Deutschland einen dauerhaften Weg gefunden,
            den Konflikt zwischen früheren Feinden zu beenden und Partner zu werden. Mitterrand
            zog besonders eine Lehre aus diesen Jahrzehnten: «Wenn wir jetzt im Rückblick … nicht
            begreifen, daß es überhaupt keinen anderen Weg gibt» als die Zusammenarbeit, dann
            werden die Europäer «diese 50 Jahre, die Gnade und Geschenk sind, zu Unrecht empfangen
            haben.»[16]
         

         Der Fall der Berliner Mauer kündigte eine neue Zeit von Gnade und Geschenk an und
            endlich auch für mehr als Westeuropa. Demokratien und Freiheiten breiteten sich aus.
            Doch wie die belarussische Schriftstellerin und Nobelpreisträgerin Swetlana Alexijewitsch
            sagte, verpassten wir die Chance in den 1990er Jahren, uns dieses Geschenks würdig
            zu erweisen.[17] Sie beklagte, die Welt müsse nach einer Periode des Optimismus wieder auf die neue
            Zeit warten.
         

         Es liegt in unserem Interesse, mehr zu tun, als nur darauf zu warten. Wir sollten
            alles in unserer Macht stehende tun, um eine solche Zeit neu zu schaffen, damit wir
            das volle Maß ihrer Gnade genießen können.
         

      

   
      
         Anhang
         

      

   Dieses E-Book wurde mit der Transaktions-ID 4787793 bereitgestellt.

      
         Anmerkung zu Namen und Orten
         

      

      Ich verwende neben den Bezeichnungen Deutsche Demokratische Republik oder DDR und Bundesrepublik Deutschland oder BRD auch Ostdeutschland und Westdeutschland, obwohl sie in den deutschsprachigen Quellen
         aus der Zeit des Kalten Kriegs relativ selten sind. Ich benutze auch Ost-Berlin für
         die Hauptstadt der DDR, obwohl das herrschende Regime seine Hälfte der Stadt nur Berlin nannte. Eine weitere
         Komplikation entsteht daraus, dass Deutschland nach der Vereinigung am 3. Oktober
         1990 weiterhin den Namen Bundesrepublik Deutschland führte, daher beziehen sich Erwähnungen
         der BRD nach diesem Datum auf das wiedervereinigte Land. Bei Personen habe ich wo immer möglich
         die originale Schreibung beibehalten, sofern das Original nicht aus einem anderen
         Alphabet stammt.
      

      Grenzstreitigkeiten erzeugen weitere Komplikationen. Nachdem die Ukrainer am 1. Dezember
         1991 für die Unabhängigkeit von der Sowjetunion gestimmt hatten, wechselt dieses Buch
         von der Schreibung der Hauptstadt als Kiew zur von der unabhängigen Ukraine bevorzugten
         Schreibung Kyiv. Ein weiterer umstrittener Punkt war der Status der drei baltischen
         Länder während der Sowjetära; weder sie selbst, noch die USA oder viele andere Länder erkannten ihre Einverleibung durch die UdSSR an. Dennoch
         beherrschte Moskau das Baltikum, und diese Länder wurden auf Karten meist als Teil
         der Sowjetunion dargestellt. Das Buch folgt dieser Konvention, ist sich aber der Nichtanerkennung
         bewusst. Schließlich können wegen des Maßstabs der Karten und der daraus folgenden
         Kleinheit einiger Orte – z.B. Andorra, Vatikanstaat und einige Inseln – einige der
         kleinsten Orte und ihre Grenzen etwas variieren oder fehlen; solche geringen Abweichungen
         dienen der Lesbarkeit der Karte insgesamt und haben keine geopolitischen Implikationen.
      

      
         Abkürzungen
         

      

      Gedruckte Dokumentensammlungen (kursiv) werden ausführlich in der Bibliographie nachgewiesen.
         Einige Abkürzungen aus Archivsignaturen werden nicht aufgeführt.
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